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H O R S T MÜHLEISEN 

HELLMUTH STIEFF UND DER DEUTSCHE 
WIDERSTAND 

Von 1943 bis 1944 gehörte Stieff, zuletzt Generalmajor und Chef der Organisati­
onsabteilung im Generalstab des Heeres, zum engsten Kreis des militärischen 
Widerstandes gegen Hitler und das Regime. Aber sein Verhalten ist bei den Mitver­
schwörern umstritten, ebenso bei Historikern wie Christian Müller und Wolfgang 
Venohr1. Dies mag einer der Gründe sein, weshalb sich die Forschung bislang nicht 
mit ihm befaßt hat. 

I. 

Hans Rothfels teilte einige Daten mit, und Annedore Leber veröffentlichte eine bio­
graphische Notiz; 1984 erschien ein Lebensabriß. In dem Band „20. Juli. Portraits 
des Widerstands" fehlt hingegen sein Lebensbild2. Erst 1991 erschienen seine erhal­
tenen Briefe, eine Quelle von Rang3. 

Hellmuth Stieff wurde am 6. Juni 1901 in Deutsch-Eylau, Westpreußen, geboren. 
Sein Vater Walter diente als Premierleutnant im Feldartillerieregiment Nr. 35, seine 
Mutter, Annie Krause, stammte aus einer Juristenfamilie, die in Mecklenburg und in 
Hannover zu Hause war4. 1907 wurde der Vater nach Graudenz versetzt; dort 
besuchte Stieff die Vorschule. Er fiel durch rasche Auffassungsgabe und Wendigkeit 
auf. Hinzu kam sein Ehrgeiz, besser zu sein als andere. Obwohl er, von kleiner 
Gestalt, kein Streber war, wurde sein Verhalten oft mißdeutet. Im Juli 1918 legte er 
das Notabitur ab und trat als Freiwilliger beim Feldartillerieregiment Nr. 71 ein. 

1 Christian Müller, Oberst i. G. Stauffenberg. Eine Biographie, Düsseldorf 1970, S. 341, 358 f., 384, 
424, 498; Wolfgang Venohr, Stauffenberg. Symbol der deutschen Einheit. Eine politische Biogra­
phie, Frankfurt a. M./Berlin 1986, S. 263, 280, 308, 317, 342, 344, 377, 392, 402. 

2 H[ans] R[othfels], Ausgewählte Briefe von Generalmajor Helmuth (sic!) Stieff (hingerichtet am 
8. August 1944), in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 2 (1954), S. 291-305. „Vorbemerkung des 
Herausgebers" [Rothfels], S. 291-295; Hellmuth Stieff, in: Das Gewissen entscheidet. Bereiche des 
deutschen Widerstandes von 1933-1945 in Lebensbildern, hrsg. von Annedore Leber und Karl Die­
trich Bracher, Berlin/Frankfurt a.M.1960,S.247; Horst Mühleisen, Hellmuth Stieff (1901 -1944), 
in: Altpreußische Biographie, Bd. IV, 1. Lieferung, Marburg 1984, S. 1158; Rudolf Lill [und] Hein­
rich Oberreuter (Hrsg.), 20. Juli. Portraits des Widerstands, Düsseldorf/Wien 1984. 

3 Horst Mühleisen (Hrsg.), Hellmuth Stieff. Briefe, Berlin 1991. 
4 Mündliche Mitteilungen von Frau Ursula Grundmann, der Schwester Stieffs, am 5. August 1988. 
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Die erhaltenen Briefe beginnen im Herbst 1918. Wach verfolgte Stieff die politi­
schen und militärischen Geschehnisse, und erstaunlich klar sind seine Berichte, 
Kommentare und Urteile. Er argumentiert, wägt ab, analysiert. Dies sind Eigen­
schaften, die auf den künftigen Generalstabsoffizier hindeuten. Er erlebte die Revo­
lution und den Zusammenbruch einer Welt, des Kaiserreichs; beide Ereignisse tra­
fen ihn sehr und wirkten lange nach. Als im Dezember 1941 die militärische Krise 
vor Moskau ihren Höhepunkt erreichte und der Zusammenbruch der 4. Armee 
unvermeidlich schien, rief Stieff, der erste Generalstabsoffizier, aus: „Chaos. Ein 
zweites 1918 will ich nicht mehr erleben5!" 

Nach Kriegsende blieb er bei der Armee. Der Fahnenjunker war sich bewußt, wie 
er im Mai 1935 schrieb, „auf der Grenzscheide von Entwicklungsepochen" geboren 
zu sein, und wollte Deutschland, seinem Vaterland, dienen, denn das „Lebenselixier 
des Soldaten" sei „seine uneigennützige Vaterlandsliebe". Fiele sie weg, so sei man 
nur „Landsknecht um des Soldes willen". Er bejahte die Republik - wenn auch nur 
aus Vernunftgründen: „Das Bedürfnis zur positiven Mitarbeit ohne Vorbehalt am 
Staat ist besonders bei uns jüngeren Offizieren vorhanden, weil nur daraus eine 
innere Befriedigung möglich ist." Dennoch war für Stieff, einen nationalkonservati­
ven, traditionsbewußten Offizier, den die preußische Armee geprägt hatte, das Heer 
der Träger der wahren Staatsgewalt. Ein Aufstieg Deutschlands sei, so Stieff, nur 
mit dem Heer möglich6. Hier zeigte sich ein ungebrochenes Selbstverständnis des 
Soldatenberufes. 

Es ist nicht bekannt, wann Stieff erstmals Berührung mit dem Nationalsozialismus 
hatte. Seine Briefe enthalten nur spärliche Hinweise auf die Partei. Doch ist klar, 
daß auch er der Bewegung Sympathie entgegenbrachte. „Nationaler Aufbruch" hieß 
das Zauber- und Losungswort, das blendete. Er fand die Ideale, die er stets geachtet 
hatte, in dem nationalsozialistischen Gedankengut wieder. Noch durchschaute er 
das Wesen der Bewegung nicht. 

Über den 30. Januar 1933 liegen keine Zeugnisse vor. Bruchstücke früherer Aus­
sagen lassen aber den Schluß zu, daß Stieff diesen „Tag der nationalen Erhebung" 
freudig begrüßte. War das Reich jetzt nicht „an einem ebenso entscheidenden Wen­
depunkt" angelangt wie 1871 und 1918, wovon er ein Jahr zuvor geschrieben hatte7? 
Er wurde daher spontan ein Bewunderer Hitlers. „Ganz fabelhaft" sei dessen Rede 
auf dem Reichsparteitag in Nürnberg gewesen. Und Stieff war der Ansicht, daß 
Hitler der „Begründer einer neuen unzweifelhaft epochalen Weltanschauung" sei. 
Dies sei, so betonte er, „meine innerste Überzeugung". Durch die Reden habe er 
„ein sehr klares und sympathisches Bild der Bewegung" erhalten, schrieb Stieff am 
4. September 19338. 

5 Mitteilungen des Generalleutnants (Bw) a. D. Cord von Hobe, gesprochen im Juli 1988 auf Ton­
bandkassette. Der damalige Major i. G. von Hobe war im Dezember 1941 vierter Generalstabsoffi­
zier (Id) im Armeeoberkommando 4 und engster Mitarbeiter Stieffs. 

6 Brief Nr. 55 vom 29. Mai 1935, Nr. 31 vom 11. Oktober 1930 und Nr. 22 vom 19. Februar 1929. 
7 Brief Nr. 36 vom 21. August 1932. 
8 Brief Nr. 40 vom 4. September 1935. 
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Dann kam der 30. Juni 1934, der „Röhmputsch". Unkritisch übernahm er die 
amtlichen Verlautbarungen über die Erschießung von Röhm und anderen SA-Füh­
rern, und unkritisch wiederholte er die Darstellung von Klauseners Tod. Noch hielt 
Stieff diese Liquidierungen für rechtens und zweifelte nicht an Hitler und der Partei. 
Für ihn zählte nur, daß sie Deutschland, sein Vaterland, wieder stark machten. Er 
glaubte, alles müsse sich diesem Ziel unterordnen. Nach der Ermordung von Doll­
fuß aber, des österreichischen Bundeskanzlers, bezeichnete Stieff Ende Juli 1934 
sein Deutschland als „Lauseland", in dem man nicht mehr offen schreiben könne9. 
Seine Bewunderung für die nationalsozialistische Bewegung war erschüttert. Doch 
nur vorübergehend. Bald überwog wieder Sympathie. 

Im August starb Hindenburg. Für Stieff, und nicht nur für ihn, war er der Garant 
des Rechts und der Ordnung gewesen. Vertrauensvoll gelobte indes der Haupt­
mann, der nun auf das Staatsoberhaupt Adolf Hitler vereidigt worden war, seinem 
neuen Führer Dank und Treue, sprach von „festem Gottvertrauen", von dem „Glau­
ben an die Zukunft unseres Vaterlandes" und von Pflichterfüllung. Immer wieder 
gebrauchte Stieff diese Begriffe, die für ihn bis 1939 die Leitmotive seines Handelns 
waren. Noch zweifelte er nicht an der Moral des „Führers und Reichskanzlers", wie 
sich Hitler nach Vereinigung der Ämter des Reichspräsidenten und des Regierungs­
chefs nannte. Wenn Stieff schrieb, er sei von „der Lauterkeit des Charakters des 
Führers fest überzeugt"10, so bewies diese Aussage einmal mehr, wie er und mit ihm 
viele seiner Generation der Täuschung „Hitler" erlagen. 

Dieser kannte die Erwartungen und die Stimmungen der Offiziere. Er setzte auf 
ihren Ehrgeiz und ihren Sinn für nationale Töne. Am 16. März 1935 führte er die 
allgemeine Wehrpflicht ein; er befahl die Schaffung einer deutschen Luftwaffe und 
die Aufstellung eines Friedensheeres von zwölf Armeekorps und sechsunddreißig 
Divisionen. Die Wiederherstellung der Wehrhoheit bedeutete für die Offiziere, daß 
„die Aussichten auf eine erfolgreiche Karriere für uns reale Gestalt annahmen"11. 
Zwei Monate später, Ende Mai, wurde das Wehrgesetz verkündet. Stieff empfand 
Stolz. Nun hieß die Armee, der er angehörte, nicht mehr Reichswehr, sondern 
Wehrmacht. Jetzt war jene Entwicklung, die 1919 begonnen hatte, revidiert; dafür 
hatte er gekämpft und Opfer gebracht. Nur aus dieser Begeisterung heraus ist eine 
positive Bemerkung über den „Arierparagraphen" zu verstehen, die er damals 
machte; Hellmuth Stieff war kein Antisemit. Auch übernahm er gläubig die Darstel­
lung, welche die Nationalsozialisten über die Klösterprozesse verbreiteten12. Natio­
nalsozialist war Stieff gleichwohl nicht13. Aber er bewunderte Hitler und seine Par-

9 Brief Nr. 46 vom 25. Juli 1934. 
10 Brief Nr. 49 vom 2. August 1934. 
11 Bernhard (von) Watzdorf, Die getarnte Ausbildung von Generalstabsoffizieren der Reichswehr von 

1932 bis 1935, in: Zeitschrift für Militärgeschichte 2 (1962), S. 78-87; Zitat: S. 86. 
12 Brief Nr. 55 vom 29. Mai 1935. 
13 Die Aussage, die Stieff nach dem 20. Juli 1944 während einer Vernehmung durch die Gestapo 

machte und die Freisler am 7. August vor dem Volksgerichtshof referierte, er, Stieff, habe „sich mit 
der Machtergreifung vorbehaltlos zum Nationalsozialismus bekannt", ist kritisch zu werten und 
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tei, weil sie Deutschland scheinbar zum Erfolg führten. Nach einer Verwendung als 
Generalstabsoffizier der 21. Division in Elbing und als Batteriechef wurde Stieff im 
Herbst 1938 in die Operationsabteilung des Generalstabes versetzt, um die Unter­
gruppe II a zu übernehmen. Diese Versetzung bedeutete eine Auszeichnung. Die 
Gruppe I, Operationen, leitete Major i. G. Heusinger, den Stieff bereits 1935 ken­
nengelernt hatte, als dieser erster Generalstabsoffizier der 11. Infanteriedivision in 
Allenstein gewesen war. Nach Ausbruch des Krieges, September 1939, rückte Heu­
singer in die Stellung des ersten Generalstabsoffiziers der Operationsabteilung auf 
und wurde Stieffs unmittelbarer Vorgesetzter. Heusinger, zuletzt Generalleutnant, 
leitete die Abteilung von Ende Oktober 1940 bis zum 20. Juli 1944. Stieff schätzte 
Heusinger als hochqualifizierten Generalstabsoffizier. Die dienstliche Zusammenar­
beit war gut14. Menschlich harmonierten sie weniger; zu unterschiedlich waren ihre 
Charaktere15. Hier der wendige, stets schlagfertige, geistig überaus rege Stieff, dort 
der bedächtige, oft grüblerische, stets auf äußere Formen bedachte Heusinger, der 
von seinen Mitarbeitern, auch von Stieff, forderte, ihn, Heusinger, mit Dienstgrad 
und in dritter Person anzureden. Hauptmann Hans Hessel, Stieffs langjähriger Mit­
arbeiter, bekundet, daß das Verhältnis beider Offiziere kühl war. Nach außen trat 
dies nicht störend in Erscheinung, da beide zu beherrscht waren16. Heusinger selbst 
hat Stieff als eine „schillernde Persönlichkeit" bezeichnet17, der er „nie recht 
getraut" habe18. 

Stieff lernte ferner einen Offizier kennen, dessen Bekanntschaft für ihn bestim­
mend werden sollte: Henning von Tresckow. Immer wieder begegneten sich beider 

weitgehend als Schutzbehauptung zu verstehen. Vgl. Verhandlungen vor dem Volksgerichtshof des 
Großdeutschen Reiches gegen von Witzleben und Genossen am 7. und 8. August 1944 im Großen 
Plenarsaal des Kammergerichts Berlin, in: Der Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem 
Internationalen Militärgerichtshof (IMT) Nürnberg, 14. November 1945-1. Oktober 1946, 
Bd. XXXIII, Nürnberg 1949, S. 305 (künftig zit.: IMT). 

14 Ende Juli 1944 während seiner Vernehmung durch einen Kriminalbeamten äußerte Heusinger auf 
dessen Frage: „Wie standen Sie zu Stieff?" „Gut. Er hat mir lange unterstanden." Vgl. Adolf Heusin­
ger, Befehl im Widerstreit. Schicksalsstunden der deutschen Armee 1923-1945, Tübingen 1950, 
S. 361. Diese Aussage sollte aber nur für die dienstliche Zusammenarbeit gelten. Generalmajor (Bw) 
a. D. Christian Schaeder vertritt die gleiche Auffassung (Mitteilungen vom 6. Juli 1988). 

15 Mitteilungen des Generalmajors (Bw) a.D. Christian Schaeder vom 6. Juli 1988. Der damalige 
Hauptmann Schaeder war von Januar bis September 1941 Stieffs enger Mitarbeiter und wurde Ende 
September dessen Nachfolger als Leiter der Gruppe III in der Operationsabteilung (mündliche Mit­
teilungen am 5. Dezember 1987). Mitteilungen des Generalmajors (Bw) a. D. Karl Christian Kleyser 
vom 13. Juni 1988 und mündliche Mitteilungen am 9. April 1990. Mitteilungen von Frau Ili Stieff 
vom 17. Dezember 1977, Bl. l r (Forderung Heusingers an seine Mitarbeiter, ihn in der dritten Per­
son anzureden). 

16 Mitteilungen des Oberst i. G. a.D. Hans Hessel vom 8. Februar 1978. 
17 Mitteilungen des Generals (Bw) a. D. Adolf Heusinger vom 10. November 1978. 
18 Typoskript: Zeugen des Jahrhunderts. Adolf Heusinger im Gespräch mit Rudolf Woller, ZDF-Sen­

dung am 25. Oktober 1982, Bl. 61. Das ZDF zeichnete die Sendung im April 1982 in Köln-Marien­
burg auf. Herrn Fried Thumser, Programmdirektion Kultur, Bildung und Gesellschaft des ZDF, 
Mainz, danke ich sehr für die Überlassung des Sendetyposkripts. 
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Lebenswege. Tresckow, später Hauptinitiator des militärischen Widerstandes gegen 
Hitler, leitete die Untergruppe Ia19; im Januar 1939 schied er aus der Operationsab­
teilung aus, um erster Generalstabsoffizier einer Infanteriedivision zu werden. 

Tief traf Stieff, zwei Wochen nach seinem Dienstantritt, der als „Reichskristall­
nacht" in die Geschichte eingegangene Pogrom vom November 1938. Im Beisein 
seiner Schwester rief er zornig aus: „Ich schäme mich, ein Deutscher zu sein20!" Der 
Blockwart des Hauses, in dem er wohnte, hatte am 9. November versucht, die jüdi­
schen Mitbewohner zu quälen. Aber es gelang Stieff, dies zu verhindern. Verrieten 
diese spontanen Handlungen, daß er jetzt den verbrecherischen Charakter des 
Regimes erkannt hatte? 

Ein Jahr später, zwei Monate nach Kriegsausbruch, flog Stieff nach Polen. Ein­
prägsam und anschaulich waren seine Schilderungen des zerstörten Landes; er sah 
„die Ruine Warschau". Und noch etwas erfuhr er: ein Geschehen, das ihn in seinem 
Innersten erschütterte und das seine Welt und seine Wertvorstellungen einstürzen 
ließ. Er hörte von den Morden an Polen und den Erschießungen vieler Juden durch 
SS-Einheiten und erlebte die scheinbare Ohnmacht der Wehrmacht. Wieder schrie 
er auf: „Ich schäme mich, ein Deutscher zu sein21!" Er, der stets so stolz auf 
Deutschland gewesen war, erkannte nun, daß das Vaterland, dem er bisher gedient 
hatte, gar nicht mehr bestand. Dies war der Wendepunkt seines Lebens. Jetzt hatte 
er jene Seite des Regimes erlebt, die er bislang nicht wahrnehmen wollte. 

Von Hitlers Absicht, die Sowjetunion anzugreifen, erfuhr Stieff im August 1940. 
Aus militärischen Gründen lehnte er diesen Feldzug ab, bejahte jedoch die Ausein­
andersetzung mit dem Bolschewismus und akzeptierte die NS-Formulierung vom 
„Krieg der Weltanschauungen". Er schrieb noch im August 1941, „daß es höchste 
Zeit war, diese ganz Europa bedrohende Gefahr auszuräumen"22. Auch dieser Vor­
stellung mußte Stieff im Winter 1941/42 abschwören. 

Nachdem am 22. Juni 1941 der Feldzug gegen die Sowjetunion begonnen hatte, 
übertrafen die Anfangserfolge der drei Heeresgruppen alle Erwartungen. Rasch 
stießen sie tief nach Rußland hinein. Doch der Generalstabsoffizier erkannte bald 
die Risiken dieser Operationen und kommentierte den Feldzug, der kein Blitzkrieg 
wurde, zunehmend kritisch. Stieff ließ sich jetzt nicht mehr täuschen23. „Hitler führt 

19 Oberkommando des Heeres/Generalstab des Heeres, Bestand RH 2, Teil 1. Bearb. von Werner 
Loos, Koblenz 1988 (Findbücher zu Beständen des Bundesarchivs, Bd. 33), S. XVI (künftig zit.: 
Loos (Bearb.), OKH/GenStdH, Bestand RH 2, Teil 1). Stieff wurde Nachfolger des Hauptmanns 
i. G. Siegfried Westphal: „Er war ein fähiger Offizier und ein glühender Patriot"; vgl. Siegfried 
Westphal, Erinnerungen, Mainz 1975, S. 58, und Mitteilungen vom 8. Dezember 1977. 

20 Mündliche Mitteilungen Frau Grundmanns am 5. August 1988. 
21 Brief Nr. 63 vom 21. November 1939. Mitteilungen des Oberst i. G. a. D. Bogislaw von Bonin vom 

10. Januar 1978; als Hauptmann i. G. war Bonin einer der Begleiter Stieffs. 
22 Brief Nr. 70 vom 29. August 1941. Niederschrift Ili Stieffs. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 99f., in: Bun­

desarchiv/Militärarchiv (BA/MA) Freiburg i. Br. Frau Stieff verfaßte diese Aufzeichnung 1948 
(Mitteilung vom 26. Februar 1978). 

23 Mündliche Mitteilungen des Generalmajors (Bw) a.D. Christian Schaeder am 5. Dezember 1987 (s. 
Anm. 15). 
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Deutschland ins Unglück!" Diese Äußerung wiederholte er immer häufiger, je län­
ger er das Unternehmen „Barbarossa" in der Operationsabteilung des OKH miter­
lebte. Oft kam er nach Besprechungen mit Heusinger, seinem Chef, körperlich und 
seelisch erschöpft zu seinen Mitarbeitern und sagte: „Das hat der Verbrecher [Hit­
ler] jetzt befohlen!" Oder: „Hitler ist der Totengräber des deutschen Volkes24!" In 
Briefen an seine Frau bezeichnete er den Diktator als „größenwahnsinnig geworde­
nen Proleten" und als einen wahren „Teufel in Menschengestalt"25. Schon lange 
wollte er eine Verwendung an der Front, da ihm die Atmosphäre im Hauptquartier 
des Oberkommandos des Heeres (OKH) zuwider geworden war. 

Ende September erfolgte seine Versetzung als erster Generalstabsoffizier in das 
Armeeoberkommando 4. Diese Armee war die Stoßarmee auf Moskau, und wenige 
Tage danach, am 2. Oktober, begann der Angriff, der scheiterte. An die Stelle 
zusammenhängender Operationen trat nun ein System der desperaten Aushilfen. 
Stieff wurde gänzlich illusionslos. Es waren Tage, Wochen und Monate unerhörter 
Anspannung bis zur physischen und psychischen Erschöpfung. Jedes Aufbäumen 
gegen dieses Erleben und gegen das Regime endete in Verzweiflung: „Ich bin von 
einem abgrundtiefen Haß erfüllt! . . . Denn hier ist man hilflos einem unmenschli­
chen Schicksal preisgegeben26." Immer wieder setzte er sich mit dem „blutigen 
Dilettantismus" Hitlers auseinander. Ein ganzer Erdteil sei „dem verbrecherischen 
Willen und krankhaften Ehrgeiz eines Wahnsinnigen ausgeliefert"27. Wenige 
Wochen später: „Ich tue meine Pflicht ohne jede Passion! Denn wenn man die letz­
tere auch noch dabei empfindet, ist man kein Mensch mehr, sondern ein Stück 
Vieh28!" Jetzt war Stieff „Landsknecht" geworden, ein Söldner ohne Vaterland. 

Im August 1942 war er zum Widerstand bereit: „Aber . . . wenn jemand größen­
wahnsinnig wird und auf keinen Rat mehr hört, denn muß er eben verdorben wer­
den. . . . Denn jeder Gehorsam hat bestimmte Grenzen. Und ich habe durchaus die 
Absicht, auf der Seite der Vernunft zu bleiben29." Sein Entschluß beruhte auf zwei 
Motiven. Das eine war die allmählich gereifte Erkenntnis des Fachmannes, sich 
gegen die unsinnigen Befehle Hitlers auflehnen zu müssen. Das andere, dem grö­
ßere Bedeutung zukommt, war das Gebot der Moral. Stieffs Rechtsempfinden war 
mehrmals zutiefst verletzt worden. In Berlin und in Polen 1938/39 Zeuge der 
Pogrome geworden, führte von seinem Aufschrei: „Ich schäme mich, ein Deutscher zu 
sein!" bis Sommer 1942 eine folgerichtige Entwicklung, die sich stufenweise vollzog. 
Im September 1941, vor seiner Versetzung an die Front, hatte er in Berlin noch den 
Gelben Stern gesehen, jenes Stoffabzeichen, das die nationalsozialistische Regierung 
den Juden in Deutschland zu tragen befohlen hatte. Zorn und Wut kamen auf, 
Trauer und Scham empfand er. Wenige Wochen später, im November, hatte er auch 

24 Ebenda. 
25 Brief Nr. 69 vom 23. August und Nr. 71 vom 5. September 1941. 
26 BriefNr.74vom5.Novemberl941. 
27 Ebenda. 
28 Brief Nr. 77 vom 24. November 1941. 
29 Brief Nr. 90 vom 28. August 1942. 
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von den Deportationen der Juden aus Deutschland in den Osten erfahren30. Er litt 
mit dem geschundenen Volk, und er, Hellmuth Stieff, war mitschuldig geworden 
und nun bereit, dafür zu sühnen31. Als er die Ostfront Ende Oktober 1942 verließ, 
um Chef der Organisationsabteilung im Generalstab des Heeres zu werden, war er 
anscheinend zu allem entschlossen. 

Aber nach seiner Versetzung zögerte er. War es die Bindung an den Eid, den er 
Hitler geschworen hatte, die ihn abhielt, sich der Opposition anzuschließen? Stieff 
fühlte sich jedoch schon lange nicht mehr an den Eid gebunden. Nach seiner Auf­
fassung bedeutete der Eid eine gegenseitige Bindung und Verpflichtung, und der 
Diktator hatte ihn längst selbst gebrochen. "War es vielleicht Skepsis? Schätzte Stieff 
die Erfolgschancen der Fronde zu gering ein? 

II. 

Erste Hinweise auf eine entschlossene Haltung Stieffs überliefert Oberst Herbert 
Seile, der ehemalige Pionierführer der 6. Armee. Wegen seines angegriffenen 
Gesundheitszustandes war er Ende Januar 1943 aus Stalingrad ausgeflogen worden 
und hielt sich eine Woche lang im Führerhauptquartier auf. Im OKH lernte er Stieff 
und Major i. G. Claus Graf Stauffenberg, Leiter der Gruppe II in der Organisations­
abteilung, kennen. Lange und eindringliche Gespräche folgten32. Auch Seile schloß 
sich dem Widerstand an. Für beide, Stieff und Seile, hatte das nahe Ende der 
6. Armee den letzten Anstoß gegeben. 

Erstmals wurde Stieff Ende Februar 1943 aufgefordert, sich an einem Attentat 
gegen Hitler zu beteiligen, möglicherweise von seinem Freund Tresckow, damals 
erster Generalstabsoffizier der Heeresgruppe Mitte33. Am 28. Februar nahm Stieff 
an einer Waffensitzung in Berlin teil. Er fragte seine Frau: „Wer ist Dir sympathi­
scher, die Engländer oder die Russen?" „Unbedingt die Engländer." „Das ist auch 
meine Ansicht", erwiderte Stieff34. Zu diesem Zeitpunkt nahm Stieff vermutlich 
auch konspirative Verbindung zu Generalmajor Eduard Wagner auf, seit August 
1940 Generalquartiermeister des Heeres, ebenso zu General der Nachrichtentruppe 
Erich Fellgiebel, dem Chef des Wehrmacht-Nachrichtenverbindungswesens und des 
Heeres-Nachrichtenwesens. Die oppositionelle Gruppe im OKH hatte sich neu for­
miert. 

30 Brief Nr. 76 vom 19. November 1941. 
31 Brief Nr. 85 vom 10. Januar 1942. 
32 Herbert Seile, Wofür? Erinnerungen eines Führenden Pioniers vom Bug zur Wolga, Neckarge-

münd 1977, S. 5, 129 ff. 
33 „Spiegelbild einer Verschwörung". Die Opposition gegen Hitler und der Staatsstreich vom 20. Juli 

1944 in der SD-Berichterstattung, hrsg. von Hans-Adolf Jacobsen, Bd. 1, Stuttgart 1984, S. 87 
(28. Juli 1944). 

34 Zusammenstellung Ili Stieffs zum Attentat vom 20. Juli 1944, Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 85, in: 
BA/MA. 
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Der Chef der Operationsabteilung, Generalmajor Heusinger, gehörte jedoch 
nicht zur Fronde. Tresckow warb um ihn. Aber seinen Abgesandten, Oberleutnant 
d. Res. Fabian von Schlabrendorff, wies Heusinger ab35. War es der Eid, war es 
Resignation oder Angst, was den „preußisch-einfachen" Heusinger36, einen stillen, 
soliden und integren Mann, der für sich nichts haben wollte und nur der Sache 
diente37, davon abhielt, sich dem Widerstand anzuschließen? 

Am 13. März 1943 kam Hitler, auf dem Rückflug von Winniza ins ostpreußische 
Hauptquartier, nach Smolensk zur Heeresgruppe Mitte, deren Oberbefehlshaber 
Feldmarschall Günther von Kluge war38. Rittmeister Georg Freiherr von Boeselager, 
Kommandeur des Reiterverbands Boeselager, später dann des Kavallerieregiments 
Mitte, hatte mit seinen Schwadronen die Sicherungsmaßnahmen unterlaufen. Der 
Diktator sollte erschossen werden. Dieser Plan wurde jedoch nicht ausgeführt39. 

Nach den Besprechungen fand ein Essen statt. Tresckow bat Oberst i. G. Heinz 
Brandt, den ersten Generalstabsoffizier der Operationsabteilung, ein Päckchen für 
Stieff mitzunehmen, in dem sich zwei Flaschen Cointreau befänden. Brandt stimmte 
zu40. Das Päckchen enthielt jedoch ein Bombe. Schlabrendorff, Ordonnanzoffizier 
in der Führungsabteilung der Heeresgruppe, übergab das Päckchen kurz vor dem 
Start von Hitlers Maschine Brandt, nachdem er die Säureampulle zerdrückt hatte. 
Aber der Sprengkörper explodierte nicht. Das Flugzeug landete in Ostpreußen. 

In diesen Attentatsversuch war Stieff nicht eingeweiht. Die Gründe kennen wir 
nicht. Tresckow und Schlabrendorff hatten Mühe, die Situation zu retten. Am näch­
sten Morgen flog Schlabrendorff zum OKH und brachte Stieff ein Päckchen, das 
tatsächlich zwei Flaschen Cointreau enthielt. Erst am 8. September erfuhr Stieff von 

35 Fabian von Schlabrendorff, Offiziere gegen Hitler, neue durchges. und erw. Aufl. von Walter Buß­
mann nach der Edition von Gero v. Gaevernitz, Berlin 1984, S. 105; Bodo Scheurig, Henning von 
Tresckow. Ein Preuße gegen Hitler, überarb. Neuausgabe, Frankfurt a. M./Berlin 1987, S. 206; 
Aufzeichnung Heusingers, Die Vorgeschichte des 20. Juli 1944 vom O.K.H. aus gesehen, in: Adolf 
Heusinger. Ein deutscher Soldat im 20. Jahrhundert, hrsg. vom Bundesministerium der Verteidi­
gung, Führungsstab der Streitkräfte 13, Koblenz 1987, S. 20 ff., hier: S. 21. Zu Heusinger: Dietrich 
von Choltitz, Soldat unter Soldaten, Konstanz/Zürich u. a. 1951, S. 156. 

36 Mitteilungen des Generalmajors (Bw) a. D. Karl Christian Kleyser vom 13. Juni 1988. 
37 Diese Charakteristik nach mündlichen Mitteilungen des Generals (Bw) a. D. Ulrich de Maiziere am 

1. November 1987 und des Generalmajors (Bw) a. D. Christian Schaeder am 5. Dezember 1987. S. 
auch: Ulrich de Maiziere, In der Pflicht. Lebensbericht eines deutschen Soldaten im 20. Jahrhun­
dert, Herford/Bonn 1989, S. 146. 

38 Peter Hoffmann, Widerstand, Staatsstreich, Attentat. Der Kampf der Opposition gegen Hitler, 3. 
neu bearb. und erw. Aufl., München 1979, S. 351 ff.; Schlabrendorff, Offiziere gegen Hitler, S. 72 ff. 
Hier: Cognacflaschen. Zutreffend: Cointreauflaschen. Ders., Begegnungen in fünf Jahrzehnten, 
Tübingen 1979, S. 227 ff. Hier zutreffend: zwei Flaschen Cointreau. Rudolf-Christoph Frhr. von 
Gersdorff, Soldat im Untergang, 3. Aufl., Frankfurt a. M./Berlin u.a. 1977, S. 127 ff.; Hermann 
Teske, Die silbernen Spiegel. Generalstabsdienst unter der Lupe, Heidelberg 1952, S. 172 f. Teske 
war am 13. März 1943 in Smolensk anwesend. 

39 Hoffmann, Widerstand, S. 351; Heinz W. Doepgen, Georg v. Boeselager. Kavallerie-Offizier in der 
Militäropposition gegen Hitler, Herford/Bonn 1986, S. 72. 

40 Hoffmann, Widerstand, S. 352. 
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diesem Versuch. „Warum habe ich nicht zwei Zeitzünder in die (sic!) angebliche 
Flasche Cointreau eingebaut", soll Tresckow zu Stieff gesagt haben41. 

Im Juni 1943 besuchte Stieff den schwerverwundeten Grafen Stauffenberg, seinen 
einstigen Gruppenleiter, in einem Münchner Lazarett42. Über diese Gespräche ist 
nichts bekannt. Aber der Besuch fiel in eine Zeit, in der Stieff verzweifelt war43. Im 
folgenden Monat forderte Tresckow ihn auf, sich der Konspiration anzuschließen44. 
Bereits am 9. Juni hatte Hauptmann d. Res. Hermann Kaiser, der Kriegstagebuch­
führer im Allgemeinen Heeresamt, in sein privates Tagebuch geschrieben: „Stieff 
(Organisationsabteilung) hat die beste Absicht und zugleich Willen zur Aktion45." 
Nach den Kaltenbrunner-Berichten erklärte Tresckow, der bereits bei gelegentlichen 
Gesprächen im Hauptquartier der Heeresgruppe Mitte und im OKH in Ostpreußen 
„gewisse Andeutungen" gemacht hatte, Stieff, daß es angesichts des verlorenen 
Krieges „historische Pflicht der Generalstabsoffiziere" sei, Hitler durch ein Attentat 
zu beseitigen. Er, Tresckow, habe sich bei Besprechungen, zu denen er mit seinem 
Oberbefehlshaber befohlen war, davon überzeugt, „daß ein Anschlag auf den Füh­
rer bei der Lageerörterung durchaus möglich" sei46. 

Stieff war am 6. August in Berlin, um an „ernsten Besprechungen" teilzunehmen47. 
Diese Formulierung ist weit auszulegen. Mit General der Infanterie Friedrich Ol­
bricht, dem Chef des Allgemeinen Heeresamtes, besprach Stieff dienstliche und 
konspirative Angelegenheiten. Im zweiten Teil der Unterredung kam Tresckow 
hinzu. Bei dem Mittagessen, das in Olbrichts Wohnung stattfand, war nicht nur er 
anwesend, sondern auch Generaloberst a. D. Ludwig Beck, der ehemalige Chef des 
Generalstabs des Heeres. Stieff wurde Beck vorgestellt48. 

An diesem Abend legte Stieff Rechenschaft über seinen Entschluß ab, sich der 
Opposition anzuschließen: „Und ich stelle fest, daß meine Auffassung, zu der ich 
mich in den letzten Tagen durchgerungen habe, die richtige ist, nämlich, daß man 
sich keiner Verantwortung, die einem das Schicksal abfordert, entziehen darf. . . . 
Und ich müßte mich meines eigenen Werdegangs vor mir schämen, wenn ich nicht 
in dem Augenblick, wo es not tut, meine wahre Pflicht erfülle." Diesem Bekenntnis 
folgte jedoch eine Einschränkung: „Ich werde mich dabei nicht beflecken, darüber 
kannst Du beruhigt sein", wie er seiner Frau schrieb49. In der Tat wurde Stieff, 
obwohl er bald zum engsten Kreis des militärischen Widerstands gehörte, in der 

41 Notiz Ili Stieffs. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 73, 85, in: BA/MA. 
42 Ebenda, Bl. 75. In der Zusammenstellung zum Attentat am 20. Juli 1944 (Bl. 85) wird „Juni oder 

Anfang Juli" angegeben. 
43 Brief Nr. 101 vom 18. Juni 1943. 
44 Spiegelbild, Bd.I, S. 87 (28. Juli 1944); Scheurig, Henning von Tresckow, S. 188; Hoffmann, 

Widerstand, S. 372. 
45 Zit. nach Scheurig, Ebenda, S. 170; zum Zitat aber: Hoffmann, Ebenda, S. 369. 
46 Spiegelbild, Bd. I, S. 88 (28. Juli 1944). 
47 Brief Nr. 103 vom 6. August 1943. 
48 Zusammenstellung Ili Stieffs. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 85, in: BA/MA. 
49 Brief Nr. 103 vom 6. August 1943. 



348 Horst Mühleisen 

Fronde keine eigenständige Persönlichkeit. Nie wurde er initiativ; war er gefordert, 
so zögerte und schwankte er. Das Wägen überwog das Wagen. Und Stieff wollte 
sich „nicht beflecken". Das kann nur so verstanden werden, daß er nicht selbst 
Attentäter sein wollte, obschon er „zu den leidenschaftlichsten Feinden Hitlers"50 

gehörte, den er als „das absolut Böse" und als „Gegenspieler Gottes" empfand51. 

Eine weitere Zusammenkunft Tresckows und Stieffs hat wahrscheinlich am 
7. August stattgefunden. Bei dieser Begegnung behauptete Tresckow, daß Kluge, 
sein Oberbefehlshaber, „seinen Ansichten im ganzen zustimme"52. Deshalb sei es 
möglich, „Kluge an die Spitze der Wehrmacht zu schieben". Um dieses Ziel zu 
erreichen, strebte Tresckow eine Aussöhnung zwischen Generaloberst Heinz Gude-
rian, dem Generalinspekteur der Panzerwaffe, und Kluge an. Auf Grund von 
Tresckows Darstellung schrieb Olbricht Kluge einen Brief, „in dem er Kluge 
beschwor, die Führung des sich bildenden Komplotts zu übernehmen". Noch bevor 
Stieff Kluge diesen Brief übergeben konnte, hatte er durch Oberst i. G. Wolfgang 
Thomale, Guderians Chef des Stabes, erfahren, daß dieser „eindeutig Abstand 
nahm, weil ,dadurch eine gegen den Führer gerichtete Handlung gefordert werden 
könnte'". Gleichwohl händigte Stieff Olbrichts Schreiben Kluge am 13. August aus53. 
Eine Unterredung, die über zwei Stunden dauerte, schloß sich an. Dabei soll Kluge 
bemerkt haben, Tresckows Angaben über seine, Kluges, Person träfen nicht zu. Er 
sei lediglich bereit gewesen, sich für Umbildungen der militärischen Spitze einzuset­
zen, die Hitler gebilligt habe, „um akute Nöte an der Ostfront zu beheben"54. Kluge 
habe „jede Handlungsweise, die den Führer vor einen Zwang stellen könnte, in ent­
schiedenster Form abgelehnt". Daß diese Aussage zutrifft, muß bezweifelt werden; 
denn Stieff schrieb am 21. August seiner Frau: „Auf ihn [Kluge] kann man jedenfalls 
zählen. Diese Stunden [bei Kluge] waren für mich ein Hoffnungsstrahl55." 

Vierzehn Tage danach, Ende August 1943, fand auf dem Flugplatz Rastenburg 
ein weiteres Gespräch zwischen Kluge und Stieff statt. Der Feldmarschall teilte mit, 
inzwischen habe er über den ersten Generalstabsoffizier der Heeresgruppe Süd, 

50 Alexander Stahlberg, Die verdammte Pflicht. Erinnerungen 1932 bis 1945, Berlin/Frankfurt a. M. 
1987, S. 388. Dieses Zitat geht auf eine Äußerung des Bruders, Hauptmann d. Res. Hans-Conrad 
Stahlberg, zurück, der 1944 in der Organisationsabteilung des Generalstabes arbeitete. Er verstarb 
am 26. September 1987. 

51 Niederschrift Ili Stieffs. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 97, in: BA/MA. Zu der Bemerkung „Gegen­
spieler Gottes" s. Joachim Fest, Hitler. Eine Biographie, Frankfurt a. M./Berlin 1973, S. 1025-1042 
(„Schlußbetrachtung: Die Unfähigkeit zu überleben"). Ders., Im Gegenlicht. Eine italienische 
Reise, Berlin 1988, S. 177. 

52 Spiegelbild, Bd. I, S. 88 (auch für die folgenden Zitate). 
53 Ebenda. Brief Nr. 104 vom 15. August 1943 und Nr. 105 vom 21. August 1943. 
54 Spiegelbild, Bd. I, S. 88. Kluges Bemerkung bezog sich auf die Absicht, die militärische Spitzenglie­

derung für die Ostfront zu ändern. Stieff unterstützte Zeitzier sehr in dieser Absicht und ergriff auch 
die Initiative, eine Änderung der Verhältnisse herbeizuführen. Vgl. auch Brief Nr. 101 vom 18. Juni 
1943, Anm. 6. Der Verfasser wird über dieses Thema einen Aufsatz vorlegen. 

55 Brief Nr. 105 vom 21. August 1943. Mit der gegenteiligen Aussage wollte Stieff offensichtlich seinen 
ehemaligen Oberbefehlshaber - noch lebte Kluge - schützen. 
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Oberst i. G. Georg Schultze-Büttger, mit dem Oberbefehlshaber, Feldmarschall von 
Manstein, Fühlung genommen. Dieser habe die gleiche Auffassung wie er, Kluge56. 
Doch bezog sich diese Fühlung sicherlich nicht auf konspirative Angelegenheiten, 
sondern auf eine Initiative zur Änderung der militärischen Spitzengliederung an der 
Ostfront. Ausführlich berichtete Stieff Olbricht über beide Unterredungen; über das 
erste Gespräch mit Kluge wahrscheinlich schon am 15. August, als Stieff sich in Ber­
lin aufhielt57, über das zweite im September 1943. 

Bereits im August wurden die Befehls- und Verordnungsentwürfe für den Aus­
nahmezustand vorbereitet. Olbricht verwahrte die Konzepte, an deren Ausarbeitung 
Oberleutnant d. Res. Fritz-Dietlof Graf von der Schulenburg beteiligt gewesen war. 
Vom 7. bis 9. September befand sich Stieff erneut in Berlin, um an Sitzungen teilzu­
nehmen58. Am 9. September kam Tresckow in Stieffs Wohnung, Sybelstraße 66, Ber­
lin-Charlottenburg59. Nach wie vor war Stieff bereit, sich an einem Attentat zu 
beteiligen60. Es kann sein, daß er an einem dieser Tage Carl Goerdeler, den ehemali­
gen Oberbürgermeister von Leipzig, kennenlernte. Aber einen sicheren Beleg gibt es 
nicht61. Hingegen steht fest, daß sich Olbricht, Fellgiebel, Stieff und Stauffenberg im 
September nochmals in Berlin getroffen haben62. Dabei kamen sie zu dem Schluß, 
daß ein Zusammentreffen der Russen, Engländer und Amerikaner in der Reichs­
hauptstadt verhindert werden müsse, ebenso die Verwüstung Deutschlands bei 
einem gewaltsamen Umsturz63. Die Verschwörer baten Fellgiebel, für letzteren Fall 
zu garantieren, daß das Nachrichtenwesen der Wehrmacht funktioniere. 

Jetzt erhielt der Staatsstreichplan eine Grundlage, und neue Hoffnung kam auf. 
Auch General der Infanterie Kurt Zeitzier, der Halder als Chef des Generalstabs des 
Heeres abgelöst hatte, wußte, daß es eine Konspiration gab, kannte aber keine Ein­
zelheiten. „Die Wendung von Zeitzier ist die eines Saulus zum Paulus!" hatte Stieff 
am 21. August geschrieben64 und dabei nicht nur an dessen amtliche Funktion 
gedacht. Täglich trafen sich die Abteilungschefs im Generalstab des Heeres, Gercke, 
Heusinger, Stieff und Wagner, vor der Besprechung bei Zeitzier im Zimmer seines 

56 Spiegelbild, Bd. I, S. 88 (28. Juli 1944). 
57 Brief Nr. 104 vom 15. August 1943, geschrieben in Berlin. 
58 Ebenda und Brief Nr. 107 vom 1. September 1943. Zusammenstellung Ili Stieffs. Nachlaß Stieff 

N 114/4, Bl. 85, in: BA/MA. 
59 Zusammenstellung Ili Stieffs. Nachlaß Stieff in: Ebenda. 
60 Die Aussage Stieffs: Spiegelbild, Bd. I, S. 88: „[. . .] und will damals erklärt haben, daß man auf seine 

Mitwirkung nicht mehr rechnen könne", ist als Schutzbehauptung gegenüber der Gestapo zu wer­
ten. 

61 Dies behauptet Müller, Oberst i. G. Stauffenberg, S. 333; Gerhard Ritter, Carl Goerdeler und die 
deutsche Widerstandsbewegung, Stuttgart 1954, S. 357, erwähnt Stieff nur als Überbringer des Ol-
bricht-Briefes. 

62 Müller, Ebenda, S. 333: zweite Septemberwoche. Dies ist Spekulation! 
63 Spiegelbild, Bd. I, S. 98 f. (30. Juli 1944). 
64 Brief Nr. 105 vom 21. August 1943. 
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Adjutanten, des Majors i. G. Günther Smend65, und kritisierten in schärfster Form 
Hitlers Führung. Auch Fellgiebel war anwesend. Smend, der zuvor der Operations­
abteilung angehört hatte und ein besonders befähigter Generalstabsoffizier war, 
fungierte seit Juli 1943 als Adjutant Zeitzlers. Er wurde am 8. September 1944 in 
Plötzensee hingerichtet. 

Für die Militäropposition war der Oktober 1943 ein schicksalsschwerer Monat. 
Am 12. Oktober erlitt Kluge einen Autounfall, und Ernst Busch, seit Februar Gene­
ralfeldmarschall, wurde sein Nachfolger. Ihn für den Widerstand zu gewinnen, war 
aussichtslos. Und Tresckow war aus dem Oberkommando der Heeresgruppe Mitte 
versetzt worden, um ein Regiment zu übernehmen. Daher fiel diese Kommandobe­
hörde für die „Initialzündung" aus. In diesem Monat suchten Fellgiebel, Tresckow 
und Stieff die Heeresgruppen und Armeen auf. Erstmals trugen sie schärfer umris-
sene Vorschläge für eine Beendigung des Krieges und eine Änderung der Verhält­
nisse in Deutschland vor. Ihre Ausführungen gliederten sich um den Grundgedan­
ken, daß alle Versuche, Hitler zu einer Umkehr zu bewegen, fehlgeschlagen seien, 
und überall ein verschärfter Terror eingesetzt habe. Hitler müsse daher entfernt 
werden. Man müsse sich seiner Person und seiner Umgebung bemächtigen, um spä­
ter, sollte es notwendig sein, ein öffentliches Verfahren gegen ihn einzuleiten. Eine 
Gruppe, die aus Männern aller Stände und aus militärischen Führern, auch des 
OKH, bestehe, bereite die Übernahme der Verantwortung bereits vor66. 

Tresckow und Stieff besuchten das Hauptquartier des Armeeoberkommandos 8 in 
Kirowograd am 13. Oktober 194367. Offiziell wollte der Chef der Organisationsab­
teilung mit dem Oberbefehlshaber, General der Infanterie Otto Wöhler, und mit 
dessen Chef des Generalstabs, Generalmajor Dr. Hans Speidel, Maßnahmen zur 
Umgliederung von Divisionen besprechen, nachdem am 4. Oktober die neue Kriegs­
gliederung erlassen worden war. Stieff und Tresckow unterrichteten Wöhler und 
den Armeechef „über die Kerne der Widerstandsbewegung gegen Hitler und über 
mißglückte Attentatsversuche". Temperamentvoll appellierte Tresckow an den Ober-

65 Aufzeichnung des Oberstleutnants i. G. Günther Smend vom 1./2. August 1944, in: Spiegelbild, 
Bd. II, Stuttgart 1984, S. 654-658 (Nr. 40); Vorlage: Bundesarchiv (BA) Koblenz, NS 6/33, fol. 1-7. 
Smend, am 29. November 1912 in Trier geboren, trat als Offiziersanwärter am 31. März 1932 in das 
Infanterieregiment 18 in Detmold ein. Im Dezember 1942 wurde er in die Operationsabteilung des 
Generalstabes des Heeres kommandiert, und am 1. April 1943 erfolgte seine Versetzung in den 
Generalstab. Seit 15. Juli 1943 war er Adjutant des Chefs des Generalstabes des Heeres, General der 
Infanterie (seit Januar 1944 Generaloberst) Kurt Zeitzier. Deutsches Geschlechterbuch. Genealogi­
sches Handbuch bürgerlicher Familien. 46. Allgemeiner Band, bearb. von Helmut Strehlau, Bd. 177, 
Limburg a. d. Lahn 1978, S. 343 f. Ili Stieff an Ricarda Huch. Thalgau bei Salzburg, 13. Juli 1947, 
Bl. 2, in: Institut für Zeitgeschichte München, ZS/A 26/3. 

66 Hans Speidel, Zeitbetrachtungen. Ausgewählte Reden, Mainz 1969, S. 115 f. (in enger Anlehnung). 
Diese Darstellung ist ausführlicher als: Ders., Aus unserer Zeit. Erinnerungen, Berlin/Frankfurt 
a.M. u.a. 1977, S. 151. 

67 Speidel, Aus unserer Zeit, S. 151. 
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befehlshaber, jetzt gäbe es nur eine ganze Lösung: die Ausschaltung Hitlers68. Wöh-
ler zeigte sich „tief beeindruckt" von dem Gespräch und sagte Tresckow auf dessen 
Bitte „im Notfall" ein Flugzeug zu. Er verwies beide Offiziere an Manstein, den 
Tresckow um den 20. November in Winniza, ohne Beisein Stieffs, sprach69. 

Nachdem Stauffenberg am 1. Oktober 1943 Chef des Stabes bei Olbricht gewor­
den war, trieb er die Planung des Staatsstreiches voran. Die Frage lautete, welcher 
Offizier in der Lage sei, Zutritt zu Hitlers Lagebesprechungen zu erhalten. Stauf­
fenberg dachte an Stieff, der jedoch nicht regelmäßig an den Besprechungen teil­
nahm. Mit Wissen Olbrichts fragte Stauffenberg ihn Ende Oktober im Hauptquar­
tier des OKH, ob er das Attentat ausführen könne70. Nach gründlicher Prüfung 
lehnte Stieff ab, bewahrte hingegen den englischen Sprengstoff und die Zünder bei 
sich auf, jenes Material, das Stauffenberg aus Berlin mitgebracht hatte. Vor der 
Gestapo und vor dem Volksgerichtshof71 erklärte Stieff, er habe sich gegen diesen 
Anschlag gestellt. Seine Äußerung vom 6. August: „Ich werde mich dabei nicht 
beflecken, darüber kannst Du beruhigt sein!" stützt diese Aussage. Stauffenberg 
muß hingegen angenommen haben, Stieff werde das Attentat ausführen. So äußerte 
er sich jedenfalls gegenüber Rudolf Fahrner72. Und diese Erwartung war auch im 
Umkreis des Militärbefehlshabers von Frankreich und Nordbelgien, General der 
Infanterie Carl-Heinrich von Stülpnagel, anzutreffen73. Stieffs Zögern und Schwan­
ken mag in seinem Wesen begründet sein: Rasch begeistert und überschwenglich, 
dann wieder sehr nüchtern, nachdem er die Lage genauer überprüft hatte; so ver­
hielt er sich nicht nur in diesem Fall. 

Stauffenberg aber gab nicht auf. Schulenburg brachte ihn mit Hauptmann Axel 
Freiherrn von dem Bussche-Streithorst zusammen, seinem und Tresckows jüngeren 
Freund74. Am 5. Oktober 1942, auf dem Flugplatz von Dubno in der Ukraine, war 
Bussche, vielfach bewährter Frontoffizier, Zeuge einer Massenerschießung von 
mehr als zweitausend Juden geworden. Dies war sein existentielles Erlebnis. Im 
Herbst 1943 war er bereit, Hitler zu töten75. Nur die Gelegenheit fehlte. Die 

68 Ebenda, S. 151. Im September 1944 wurde Speidel verhaftet. Während einer Vernehmung hielt ein 
SD-Beamter Speidel einen fingierten Bericht Stieffs über diesen Besuch vor. Das Verhör fand in der 
Prinz-Albrecht-Straße in Berlin statt. 

69 Scheurig, Henning von Tresckow, S. 197 f. 
70 Spiegelbild, Bd. I, S. 89 (28. Juli 1944). „Ende Oktober" auf Grund der Angaben über den Verlust 

der Dnjepr-Linie bei Krementschug und Kiew. 
71 Ebenda, S. 89, und IMT, Bd. XXXIII, S. 310. 
72 Hoffmann, Widerstand, S. 399. 
73 Erich Weniger, Zur Vorgeschichte des 20. Juli [19] 44: Heinrich von Stülpnagel, in: Die Sammlung 4 

(1949), S. 475-492, hier: S. 490. 
74 Jürgen Engen, Er wollte Hitler töten. Ein Porträt des Axel von dem Bussche, Fernsehsendung, 

ARD, 20. Juli 1989, 23.00 Uhr-23.45 Uhr; Axel [Freiherr] von dem Bussche, Eid und Schuld, in: 
Göttinger Universitäts-Zeitung 2 (1947), Nr. 7, 7. März 1947, S. 1-4, hier: S. 2; Hoffmann, Wider­
stand, S. 399. 

75 Bussche, Ebenda, S. 3 f.; Hoffmann, Ebenda, S.400. Für die nachfolgende Darstellung (in enger 
Anlehnung): Hoffmann, Ebenda, S. 400 f. 
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Zusammenkunft mit Stauffenberg fand im Lager Düppel, das sich in Berlin-Zehlen­
dorf befand, im Oktober statt. Im folgenden Monat besprach sich Stauffenberg 
nochmals mit Bussche. Beide Verschwörer waren sich einig, daß die Verwendung 
einer Pistole zu risikoreich wäre und nur eine geringe Aussicht auf Erfolg böte. So 
bestand die Gefahr der Entdeckung, und dazu kam die Überlegung, daß die Unsi­
cherheit des Schusses nicht zu verantworten sei. Die beiden Frondeure waren außer­
dem davon überzeugt, daß Hitler eine kugelsichere Weste trage. Abgesehen von sol­
chen Gedankengängen fehlte einem Pistolenattentat ohnehin eine entscheidende 
Voraussetzung: Bussche erhielt keinen Zutritt zur Lagebesprechung. 

Stauffenberg erarbeitete einen anderen Plan. Neue Ausrüstungs- und Beklei­
dungsgegenstände waren in den Jahren 1942 und 1943 entwickelt worden, beson­
ders Winterkleidung für die Soldaten in Rußland. So konnte eine Gelegenheit abge­
wartet werden, diese Ausrüstung Hitler durch einen Offizier, der zum Attentat und 
notfalls zum Selbstopfer, zum „patriotischen Suicid", wie Bussche rückblickend 
bemerkte, vorführen zu lassen: Bussche sollte bei der Vorstellung eine vorbereitete 
Sprengladung bei sich führen, auf den Diktator zuspringen und ihn bis zur Explo­
sion umklammern. 

Um diesen Plan vorzubereiten und den Sprengstoff zu beschaffen, fuhr Bussche 
im November 1943 ins Hauptquartier des OKH nach Ostpreußen. Unter einem 
dienstlichen Vorwand hatte Stauffenberg diese Reise ermöglicht. Auf diesen Fahrten 
zwischen Berlin und dem Hauptquartier las Bussche Ernst Jüngers „Auf den Mar­
morklippen", jene Erzählung, die, im September 1939 erschienen, erheblichen Ein­
fluß auf die Widerstandsgruppen gewann76. Darin hatte Jünger die „Schinderhütte" 
beschrieben, und Bussche fand seine Erlebnisse in der Ukraine wieder. 

Im Hauptquartier besprach er die grundlegenden Fragen mit Stieff, die techni­
schen Einzelheiten mit Major i. G. Joachim Kuhn, Referent in der Gruppe II der 
Organisationsabteilung77. Kuhn bot Bussche eine Packung englischen Plastikspreng­
stoffes mit chemischem Zehnminutenzünder an. Der erhebliche Vorteil lag in der 
Lautlosigkeit des Zünders und in der wirkungsvollen Sprengkraft des Materials, das 
darin jene Mittel, die im deutschen Heere gebräuchlich waren, übertraf. Aber Bus­
sche wollte deutschen Sprengstoff, mit dem er umzugehen verstand. Er bat daher 
Stieff, ihm eine Kilogrammpackung Pioniersprengstoffs, einen Meter Zündschnur 
(für Experimente), eine deutsche Stielhandgranate mit Viereinhalb-Sekunden-Zün-
der und eine Tellermine zu geben. Stieff, Kuhn und Bussche stimmten darin überein, 
daß ein Sprengkörper mit Metallmantel eine weitaus bessere und sicherere Wirkung 
erzielte als reiner Sprengstoff. Sie vermuteten aber, daß es im Führerhauptquartier 
Röntgenvorrichtungen gäbe, die es ermöglichten, heimlich eingebrachte größere 
Metallkörper oder Waffen zu entdecken. Diese Vermutung gehörte auch zu den 

76 Bussche, Eid und Schuld, S. 4. 
77 Major i. G. a. D. Joachim Kuhn lebt in Unterfranken. Jedoch war es im April 1988 nicht möglich, ihn 

zu befragen. Hoffmann, Widerstand, S. 401 f. Zu Kuhn: Hans von Herwarth, Zwischen Stalin und 
Hitler. Erlebte Zeitgeschichte 1931 bis 1945, Frankfurt a. M./Berlin/Wien 1982, S. 291, 295. 
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Gründen, die gegen ein Pistolenattentat sprachen. Nur unter erheblichen Anstren­
gungen war es möglich, Bussches Forderungen zu erfüllen. Über Major Gerhard 
Knaak, Kommandeur eines Pionierbataillons an der Ostfront, bemühte sich Kuhn, 
den Sprengstoff zu erhalten. 

Bussche hielt sich etwa vom 23. oder 25. November an im Hauptquartier des 
OKH auf, um abgerufen zu werden. Zu diesem Zeitpunkt stand jedoch bereits fest, 
daß das Attentat nicht stattfinden konnte. Wenige Tage nach seiner Ankunft wurde 
Bussche zu Stieff gerufen, der ihm mitteilte, daß das Vorführmaterial bei einem 
Luftangriff auf Berlin zerstört oder erheblich beschädigt worden und es in absehba­
rer Zeit nicht möglich sei, die Gegenstände zu ersetzen78. Stieff riet Bussche, sich 
fürs erste wieder zu seinem Bataillon zu begeben. Im Januar 1944, wenn Ersatz für 
die Ausrüstung vorhanden sei, werde er wieder geholt. 

Wie erwähnt, hatte Stauffenberg Stieff Ende Oktober 1943 ein Paket englischen 
Plastiksprengstoffs mit der Bezeichnung Hexogen und den Zünder übergeben79, die 
Tresckow Stauffenberg Ende September oder Anfang Oktober gebracht hatte. 
Einen Teil des Materials verwahrte Stieff in seinem Büro, den anderen in seiner 
Wohnbaracke. Ende November traf er in Thalgau bei Salzburg ein, um dort einen 
Urlaub zu verbringen80. Es war unverständlich, daß er zu diesem Zeitpunkt das 
Zentrum des Widerstands verließ. Zuvor hatte er den Sprengstoff, den Zünder und 
die geheimen Befehle für den geplanten Umsturz Kuhn mit dem Auftrag übergeben, 
dieses Material Stauffenberg in Berlin auszuhändigen. Dies ist jedoch nicht gesche­
hen. 

In der Nacht des 28. November vergruben Kuhn und Oberleutnant d. Res. 
Albrecht von Hagen, Ordonnanzoffizier in der Gruppe II, den Sprengstoff und den 
Zünder in zwei Paketen im Hauptquartier. In einem zweiten Loch versteckten sie 
die Papiere. Diese Aktion war in Vorbereitung und Durchführung seltsam dilettan­
tisch. Angehörige der Geheimen Feldpolizei beobachteten die beiden Offiziere bei 
ihrer Arbeit, doch konnten die Feldgendarmen Kuhn und Hagen nicht erkennen 
und es gelang ihnen zu entkommen. Die Streife setzte Hunde ein, die den Spreng­
stoff aufspürten81; die Papiere wurden nie gefunden. 

Die Feldpolizei übergab die beiden Pakete der Gruppe Abwehr der Heerwesen­
abteilung des Generals zbV beim OKH. Dem Abteilungschef, Oberst Albert Radke, 
und dem Gruppenleiter, Oberstleutnant Werner Schrader, gelang es, die Angelegen­
heit an sich zu ziehen. Kuhn hatte Schrader, einen Mitverschwörer, unterrichtet, 
und dieser hatte Zeitzier mit einer „plausiblen Erklärung" überzeugt, daß eine quali­
fizierte militärische Dienststelle mit der Untersuchung beauftragt werden müsse, 

78 Bussche, Eid und Schuld, S. 4; Hoffmann, Ebenda, S. 404; Müller, Oberst i. G. Stauffenberg, S. 360 
(etwas abweichend). 

79 Spiegelbild, Bd. I,S. 128 (3. August 1944). 
80 Ebenda. Zusammenstellung Ili Stieffs. Nachlaß Stief N 114/4, Bl. 85 f., in: BA/MA. 
81 Spiegelbild, Bd. I, S. 128 (3. August 1944), 54 (26. Juli 1944); Hoffmann, Widerstand, S.412 mit 

Anm. 84, S. 779. Wichtige Einzelheiten: Herwarth, Zwischen Stalin und Hitler, S. 301 f. Es war die 
Wohnbaracke des Generalquartiermeisters des Heeres, des Generals der Artillerie Wagner. 
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nicht die Geheime Staatspolizei82. Oberst d. G. Georg Alexander Hansen, seit März 
1943 Leiter der Abteilung I im Amt Ausland/Abwehr des Oberkommandos der 
Wehrmacht (Admiral Canaris) und ebenfalls ein Konspirateur, ließ nach der Spreng­
stoff-Entdeckung Kuhn zu sich kommen. Er teilte ihm mit, ein Paket müsse er für 
den Sicherheitsdienst behalten; das andere gab er Kuhn mit treffenden Bemerkun­
gen über den Kreislauf der Dinge zurück83. 

Oberstleutnant i. G. Bernhard Klamroth, Leiter der Gruppe II in der Organisati­
onsabteilung, und sein Stellvertreter Kuhn erteilten nun Hagen den Auftrag, neues 
Sprengmaterial zu besorgen. Im Dezember flog Hagen nach Minsk und erhielt von 
Knaak eine Anzahl „Granatzünder, Zündschnüre, eine Schachtel Sprengkapseln 
und zwei Einheitssprengkörper"84. Kuhn, selbst früher Pionieroffizier, hatte diese 
Verbindung hergestellt. Hagen übergab das Material Stieff, der die Sprengkörper in 
einem Schreibtisch seines Büros, die Zündmittel hingegen in einem Schreibtisch sei­
ner Wohnbaracke verwahrte. Vor der Verlegung des Hauptquartiers nach Berchtes-
gaden im Februar 1944 brachte Stieff den Sprengstoff in sein privates Quartier85. 
Jetzt war das Material vollständig beisammen. Anläßlich einer Dienstreise, die etwa 
am 25. Mai 1944 stattfand, beauftragte Stieff Klamroth und Hagen, alle Sprengmittel 
nach Berlin zu bringen. Die beiden Offiziere übergaben Stauffenberg das Material86. 

Weiteren Sprengstoff erhielt Stieff im Herbst 1943. Major Georg Freiherr von 
Boeselager ließ durch seinen Bruder Philipp, Rittmeister und Kommandeur der 
I. Abteilung des Kavallerieregiments Mitte, einen Koffer mit englischen Sprengmit­
teln in das Hauptquartier des OKH bringen87. Stieff, der im März befohlen hatte, 
dieses Kavallerieregiment bei der Heeresgruppe Mitte aufzustellen, kannte den 
Major gut und veranlaßte Mitte Februar 1944 auch die Aufstellung der 3. Kavalle-

82 Die Darstellung folgt Herwarth, Ebenda, S. 302; Spiegelbild, Bd. I, S. 129 (3. August 1944); Hoff­
mann, Widerstand, S. 412. 

83 Hoffmann, Ebenda, S. 413 (ohne Beleg). Er gibt Hansens Dienststellung nicht zutreffend an. Bis 
März 1943 war Oberst i. G. Hansen Chef der Abteilung „Fremde Heere West" im Generalstab des 
Heeres. Dann erfolgte seine Versetzung zum Amt Ausland/Abwehr des OKW, um Nachfolger des 
Oberst d. G. Hans Piekenbrock (1893-1959), zuletzt Generalleutnant, Leiter der Abteilung I 
(Geheimer Meldedienst), zu werden. 

84 IMT, Bd. XXXIII, S. 311. Zitat aus dem Vernehmungsprotokoll Hagens, das Freisler vorlas. Spie­
gelbild, Bd. I, S. 89 (28. Juli 1944); Hoffmann, Ebenda, S. 413. 

85 Spiegelbild, Bd. I, S. 55 (26,Juli 1944); Hoffmann, Ebenda. 
86 Ebenda, S. 55 und S. 90 (28. Juli 1944); Hoffmann, Ebenda; Schlabrendorff, Offiziere gegen Hitler, 

S. 118. 
87 Hoffmann, Ebenda, S. 779 Anm. 84. Die weiteren Ausführungen beziehen sich aber auf jenen 

Sprengstoff, den Kuhn und Hagen am 28 ./29. November 1943 im Hauptquartier des OKH vergru­
ben. Insoweit ist diese Darstellung ungenau. Im Herbst 1943 war Rittmeister Philipp Frhr. von Boe-
selager Kommandeur der I. Abteilung des Kavallerieregiments Mitte und überbrachte Stieff engli­
schen Sprengstoff mit Zündern. Dieses Material hatte er in seinem Zivilkoffer, einem 
dunkelbraunen Lederkoffer, verpackt. Mit einer Kuriermaschine flog Boeselager nach Lötzen, 
Stieff befand sich in einer Besprechung. Um die Wartezeit zu überbrücken, sah sich Boeselager den 
Film „Das Bad auf der Tenne" im WOKI (Wochenschaukino) des OKH an. Nach einer Weile holte 
Stieffs Ordonnanzoffizier Boeselager aus dem Kino, und er übergab Stieff den Koffer. Mitteilungen 
des Oberstleutnants d. Res. a. D. Philipp Frhr. von Boeselager vom 11. Dezember 1988. 
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riebrigade, deren Kommandeur ebenfalls Boeselager wurde. Was mit diesem 
Sprengstoff geschah, ließ sich nicht feststellen. 

Im November stieß Generalleutnant Fritz Lindemann zur Widerstandsgruppe, 
Waffengeneral der Artillerie im OKH und ein früherer Kamerad Stieffs aus dem 3. 
(Preuß.) Artillerieregiment88, der sich über die militärische Lage an den Fronten 
„schwerste Sorgen" machte, die er Stieff, der ihn an Olbricht verwies89, vortrug. Zu 
diesem Zeitpunkt (oder im folgenden Monat) unterrichtete Stieff den Generalquar­
tiermeister des Heeres, Wagner, über die geplanten Attentatsversuche90. Bereits im 
Frühjahr hatte Stieff, wie erwähnt, zu Fellgiebel und Wagner Verbindung aufge­
nommen; die zu Wagner war lose, die zu Fellgiebel enger91. Vor dem Volksgerichts­
hof sagte dann Stieff aus, Wagner sei „voll im Bilde gewesen", und er, Stieff, habe 
sich „an ihn in erster Linie als den älteren Kameraden gewandt"92. Erneut versuchte 
nun Tresckow, jetzt Chef des Generalstabes des Armeeoberkommandos 2, Vertreter 
und designierter Nachfolger Heusingers zu werden93. Außerdem bemühten sich die 
Verschwörer, General Heusinger, der über die Konspiration umfassende Kenntnisse 
besaß, doch noch für den Widerstand zu gewinnen94. Schlabrendorff, Tresckows 
Vertrauter, flog im Dezember 1943 ins Hauptquartier des OKH und überbrachte 
Heusinger ein entsprechendes Schreiben. Regungslos sagte der Chef der Opera­
tionsabteilung: „Es bedarf keiner Antwort95." 

88 Spiegelbild, Bd. I, S. 295 (24. August 1944) heißt es, daß Stieff und Lindemann befreundet gewesen 
seien. Ob diese Aussage zutrifft, muß dahingestellt bleiben. Lindemann, Jahrgang 1894, war bis 
1932 Hauptmann, Stieff Leutnant, ab 1927 Oberleutnant. Eine Durchsicht der Ranglisten der Jahre 
1924, 1925, 1928, 1930 und 1931 ergab, daß die beiden Offiziere nie in einem gemeinsamen Stand­
ort ihres Regiments Dienst taten. Mitteilungen des Bundesarchivs - Militärarchiv Freiburg i. Br. vom 
11. Januar 1989. Zu Lindemann: Friedrich-Christian Stahl, [Artikel:] Fritz Lindemann, in: Neue 
Deutsche Biographie, Bd. 14, Berlin 1985, S. 585 f. S. auch: Wolfgang Welkerling, Ein Wehrmachts­
general auf dem Weg zum Antifaschisten. Zur Biographie des Generals der Artillerie Fritz Linde­
mann (1894-1944), in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 37 (1989), S. 796-811. Danach 
gehörte Leutnant/Oberleutnant Lindemann 1921/22 der IV. (reitenden) Abteilung und der Ausbil­
dungsbatterie des 3. (Preuß.) Artillerieregimentes in Potsdam an und lernte Stieff, seit 1. April 1922 
in dieser Garnison, kennen. 

89 Spiegelbild, Bd. I, S. 89 (28. Juli 1944); IMT, Bd.XXXIII, S.315 (Vernehmung Stieffs vor dem 
Volksgerichtshof durch Freisler am 7. August 1944). Welkerling, Fritz Lindemann, S. 802 f., mit wei­
terführenden Aussagen und Ergänzungen. 

90 IMT, Bd.XXXIII, S. 315. 
91 Spiegelbild, Bd. I, S. 98 f. (30. Juli 1944). 
92 IMT, Bd. XXXIII, S.315 (Vernehmung Stieffs am 7. August 1944). Welkerling, Fritz Lindemann, 

S. 804. 
93 Hoffmann, Widerstand, S. 406. In den Monaten Januar bis Juni 1943 war Tresckow mehrfach bei 

Heusinger. S. dessen Aufzeichnung: Die Vorgeschichte des 20. Juli 1944 vom O.K.H. aus gesehen, 
S. 21. Zum Besuch im April 1943: Heusinger, Befehl im Widerstreit, S. 247 ff. Die Besuche 
Tresckows bei Heusinger wiederholten sich im Herbst und Winter 1943/44 („mehrfach wieder bei 
mir"); vgl. Die Vorgeschichte des 20. Juli 1944 vom O.K.H. aus gesehen, S. 21 f. 

94 Heusinger, Die Vorgeschichte des 20. Juli 1944 vom OKH aus gesehen, S. 21 f.; Hoffmann, Wider­
stand, S. 777 Anm. 66. 

95 Schlabrendorff, Offiziere gegen Hitler, S. 105; Heusinger, Befehl im Widerstreit, S. 360; Scheurig, 
Henning von Tresckow, S. 206. 
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Tresckow hatte auch Stieff geschrieben. In seinem Brief hatte er dem Chef der 
Organisationsabteilung mitgeteilt, was vor allem zu beachten sei, um jeden Fehler 
bei der Zündung der Bombe auszuschließen96. Stieff empfing Schlabrendorff „mit 
seiner gewohnten Nonchalance und Lustigkeit"97. In konspirativen Angelegenheiten 
war Stieff oft leichtsinnig. Er zerriß das Schreiben in kleine Stücke und wollte sie in 
den Papierkorb werfen. Aber Schlabrendorff bat ihn, ihm die Briefreste bis zur völli­
gen Vernichtung zu überlassen. Stieff entsprach dieser Bitte98. 

Vom 23. bis 27. Dezember besuchte Stieff seine Frau im schlesischen Mittelsteine, 
wo er sie ausführlich über die Aktionen und Pläne der Verschwörer unterrichtete99. 
Dies war ebenfalls höchst unvorsichtig. Aber solcher Leichtsinn war ein Grundzug 
in Stieffs Charakter. Er erwähnte auch das Vergraben des Sprengstoffes im Haupt­
quartier und die Begegnung Goerdelers mit Kluge, die im September in Olbrichts 
Berliner Wohnung stattgefunden hatte100. Ob Stieff bei diesem Gespräch zugegen 
war, läßt sich nicht feststellen. Aber Beck war anwesend. 

Offenbar ist Stieff im Januar 1944 wiederum gefragt worden, ob er das Attentat 
ausführen wolle, und offenbar hat er erneut abgelehnt. Seine Begründung soll 
gelautet haben, der Anschlag könne den gesamten militärischen Führungsapparat 
lahmlegen, was die deutsche Kriegführung bis zur Aufnahme der geplanten Ver­
handlungen mit dem Gegner stark beeinträchtigen werde101. Tatsächlich dürfte er 
aber nach wie vor nicht bereit gewesen sein, selbst Attentäter zu werden. Und immer 
wieder äußerte er: „Wenn es [das Attentat] passiert, müssen Zeitzier und Heusinger 
unbedingt raus, die beiden dürfen nicht dabei sein102." Solche Gründe standen hinter 
Stieffs Ablehnung. 

Im Februar fand ein konspiratives Gespräch mit Wagner statt, über das Stieff bei 
seiner Vernehmung aussagte, man sei übereingekommen, sich von der Verschwö­
rung zu distanzieren, sie nicht zu unterstützen und Stauffenberg hinzuhalten, ande­
rerseits aber die Fühlung nicht abreißen zu lassen, um nicht eines Tages von den 
Dingen überrumpelt zu werden103. Es ist schwer zu sagen, ob derartige Schutzbe­
hauptungen auch Wahres enthalten. Anscheinend hatte er jedoch, etwa am 
11. Februar, zugesagt, neben Oberleutnant Ewald-Heinrich von Kleist bei der Vor­
führung neuer Uniformen die zweite Sprengladung zu tragen104. Nachrichten hier-

96 Schlabrendorff, Ebenda. 
97 Ebenda. 
98 Fabian von Schlabrendorff, Offiziere gegen Hitler (nach dem Erlebnisbericht von Fabian von Schla­

brendorff, bearb. und hrsg. von Gero von S. Gaevernitz), Frankfurt a. M./Hamburg 1959 (Fischer 
Bücherei. 305), S. 133 f. Nur in dieser Ausgabe ist das erwähnte Verhalten Stieffs beschrieben. 

99 Zusammenstellung Ili Stieffs. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 86, in: BA/MA. 
100 Spiegelbild, Bd. I, S. 408 (21. September 1944). Zur Anwesenheit Becks: Ebenda, S. 408. 
101 Ebenda, S. 90 (28. Juli 1944). 
102 Zusammenstellung Ili Stieffs. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 86f., in: BA/MA. 
103 S.Anm. 101. 
104 Kunrat Frhr. von Hammerstein, Spähtrupp, Stuttgart 1963, S.266. Zu dieser Attentatsabsicht: 

Hoffmann, Widerstand, S. 405. 
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über sind freilich spärlich, und die Vorführung fand aus unbekannten Gründen nicht 
statt. 

In den folgenden Monaten, März bis Mai 1944, gab es für die Militäropposition 
keine Möglichkeit, einen Attentatsversuch zu unternehmen. 

Im Februar wurde das Führerhauptquartier von Ostpreußen nach Berchtesgaden 
verlegt. Die Arbeitsstäbe des Hauptquartiers OKH/Generalstab des Heeres blieben 
indes im „Mauerwald" bei Rastenburg zurück. Die Abteilungschefs, vor allem 
Gercke, Heusinger, Stieff und Wagner, reisten daher oft nach Berchtesgaden, um 
Vortrag zu halten oder an Besprechungen teilzunehmen105. Ende Mai wurde der 
Attentatsversuch erneut erörtert. Etwa am 25. Mai überbrachten Klamroth und 
Hagen Stauffenberg den Sprengstoff, den Stieff aufbewahrt hatte106. Stauffenberg 
war zum Handeln entschlossen. Bereits im März hatte Stieff zu Klamroth gesagt, 
Stauffenberg befasse sich mit dem „Mordanschlag". Im Juni erklärte Stauffenberg 
Stieff, er, Stauffenberg, wolle die nächste Gelegenheit, die sich biete, zu einem 
Anschlag nützen. Bei den Vernehmungen gab Stieff an, er habe versucht, Stauffen­
berg diese Absicht auszureden107 - fraglos eine Schutzbehauptung. 

Erst Stauffenbergs Ernennung zum Chef des Stabes beim Befehlshaber des 
Ersatzheeres, Generaloberst Fritz Fromm, die am 1. Juli erfolgte, eröffnete ihm die 
Möglichkeit, persönlich den Anschlag durchzuführen. Jetzt konnten die Verschwö­
rer ihre Planungen vorantreiben. Stieff kam am 2. Juli von Berchtesgaden nach 
Thalgau, um seine Frau und seine Mutter zu besuchen. Nach seiner Ankunft sagte 
er: „Der Krieg ist verloren, ganz Deutschland wird besetzt werden. Am 23. und 
24. Juni ist die Ostfront gebrochen, bei meiner alten 4. Armee. Das ist das Ende. Es 
wird höchstens noch drei Monate dauern108." Am nächsten Tag, dem 3. Juli, fand 
eine Besprechung bei Wagner in dessen Wohnung im „Berchtesgadener Hof" statt, 
an der Fellgiebel, Lindemann und Stieff teilnahmen, auch Smend, Zeitzlers ehemali­
ger Adjutant. Sie berieten über Einzelheiten des geplanten Anschlages. Noch einmal 
erörterten die Verschwörer mit Fellgiebel die nachrichtentechnische Abschirmung 
der Machtzentren des Regimes und die Regierungsbildung109. 

Manche Hinweise sprechen dafür, daß Stauffenberg bis zum 7. Juli noch auf 
Stieff hoffte. An diesem Tag fand endlich in Schloß Kleßheim bei Salzburg die Vor­
führung neuer Uniformen statt, die bislang verschoben worden war110. Nach Stieffs 

105 Heusinger, Befehl im Widerstreit, S. 305-310 (Anfang April 1944 im Hauptquartier in Berchtesga­
den). Zum Führerhauptquartier: Gerhard Buck, Das Führerhauptquartier. Seine Darstellung in der 
deutschen Literatur, in: Jahresbibliographie, Bibliothek für Zeitgeschichte, Weltkriegsbücherei, 
Stuttgart 38 (1966), Frankfurt a. M. 1968, S. 549-566. 

106 Spiegelbild, Bd. I, S. 90 (28. Juli 1944). 
107 Ebenda, S. 90 f. (28. Juli 1944); IMT, Bd. XXXIII, S. 316-320. 
108 Zusammenstellung Ili Stieffs. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 87, in: BA/MA. 
109 Spiegelbild, Bd. I, S. 91 (28. Juli 1944), 99 (30. Juli 1944), 125 (2. August 1944); IMT, Bd. XXXIII, 

S. 317 f.; Welkerling, Fritz Lindemann, S. 805. 
110 S. das Foto dieser Vorführung in: Stieff, Briefe, S. 180; Aufstand des Gewissens. Der militärische 

Widerstand gegen Hitler und das NS-Regime 1933-1945, hrsg. vom Militärgeschichtlichen For­
schungsamt [der Bundeswehr in Freiburg i.Br.], 2. durchges. Aufl., Herford/Bonn 1985, S. 141. 
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Aussagen bei seinen Vernehmungen zeigte ihm Stauffenberg am 6. Juli, als er in 
Berchtesgaden war, seine Aktenmappe mit den Worten: „Ich habe das ganze Zeug 
mit111." Es war erwogen worden, in einem der Tornister der drei vorführenden Sol­
daten den Sprengstoff unterzubringen112. Ob Stauffenberg das Material bei Stieff 
ließ oder wieder mitnahm, ist nicht bekannt. Der 7. Juli verging jedenfalls, ohne daß 
aus Berchtesgaden Alarm erfolgte. Vor dem Volksgerichtshof sagte Stieff aus, er 
habe dieses Attentat abgelehnt113, und seine Aussage war wohl zutreffend114. Wieder 
wollte er sich nicht „beflecken" und außerdem die unschuldigen Soldaten retten. 

Am 11. Juli flog Stauffenberg erneut nach Berchtesgaden und nahm den Spreng­
stoff zur Besprechung mit115, zündete jedoch die Ladung nicht, weil der Reichsfüh­
rer SS und Chef der deutschen Polizei, Heinrich Himmler, nicht anwesend war116. 
Denn Kluge, Oberbefehlshaber West, und Feldmarschall Erwin Rommel, Oberbe­
fehlshaber der Heeresgruppe B, hatten auf der Ausschaltung Himmlers und Görings 
bestanden. Eine Bemerkung Stauffenbergs zu Stieff ließ erkennen, daß er schon vor 
Beginn der Besprechung, an der Stieff nicht teilnahm, wußte, daß Himmler nicht 
kommen werde: „Herrgott, soll man nicht doch handeln117?" 

Nach der Lagebesprechung, die um 15.30 Uhr endete118, trafen sich Fellgiebel 
und Stieff, Stauffenberg und Klamroth in der Kaserne Frankenstrub119. Noch ein­
mal besprachen sie die „Abschirmung" der Verstärkerämter. Am späten Abend traf 
Stauffenberg wieder in Berlin ein. Stieff rief seine Frau am Abend dieses 11. Juli aus 
Berchtesgaden an und teilte ihr mit, daß er nach Thalgau komme und über Nacht 
bleibe120. Er berichtete auch, das Attentat sei nicht ausgeführt worden, weil außer 
Hitler nur Göring anwesend war; Himmler habe gefehlt: „Und sie sollen alle drei 
getroffen werden." 

Vermutlich erwähnte Stieff während seines Besuches, das Attentat sei jetzt auf 
den H.Juli festgesetzt worden. An diesem Tage sollten Stauffenberg und ein ande-

Albert Speer, Erinnerungen, Frankfurt a. M./Berlin 1969, S. 389, 573 (Anmerkung). Speer traf 
Stieff im ,Berchtesgadener H o f mit Fellgiebel. Lindemann und Wagner am Nachmittag des 9. Juli 
1944. Er war fassungslos über „die Bagatellisierung der verzweifelten Frontlage [im Osten]", welche 
die Verschwörer, so Wagner, schilderten. 

111 Spiegelbild, Bd. I, S. 130 (3. August 1944). 
112 Zusammenstellung Ili Stieffs. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 86, in: BA/MA. 
113 Zur Uniformvorführung: IMT, Bd. XXXIII, S. 313; Spiegelbild, Bd. I, S. 90 (28. Juli 1944). 
114 Diese Feststellung nach Abwägen aller bekannt gewordenen Umstände. 
115 IMT, Bd.XXXIII, S.318f., 358f., 384-394; Spiegelbild, Bd.I, S.44 (24. Juli 1944), 49 (25. Juli 

1944), 91 (28. Juli 1944), 125 (2. August 1944), 130 (3. August 1944), 146 (5. August 1944); Stahl­
berg, Erinnerungen, S. 368 ff. (sehr zuverlässiger Bericht). 

116 Zusammenstellung Ili Stieffs (auf Grund der Angaben ihres Mannes). Nachlaß Stieff N 114/4, 
Bl. 87, in: BA/MA. 

117 Spiegelbild, Bd. I, S. 130 (3. August 1944). 
118 Spiegelbild, Bd. II, S. 666 (Nr.43). 
119 Spiegelbild, Bd. I, S. 146 (5. August 1944). 
120 Zusammenstellung Ili Stieffs. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 87, in: BA/MA. Auch für das Folgende. 
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rer Offizier121 den Versuch während der „Mittagslage" unternehmen. Aus Gründen 
der Tarnung solle er, Stieff, zur gleichen Stunde in der Frankenstrub-Kaserne einen 
Vortrag halten. Aus vielerlei Gründen sei es besser, das Attentat in Berchtesgaden 
auszuführen als in Ostpreußen. Und wenn der Sprengstoff nicht die notwendige 
Wirkung habe, „dann werden sie mit der Pistole erledigt". 

Bisher fehlte jeder Hinweis auf eine Attentatsabsicht am 14. Juli. Da Stauffenberg 
das Pistolenattentat gar nicht hätte ausführen können, ist zumindest die letztere 
Bemerkung Stieffs fragwürdig. Hingegen scheint der erste Teil von Stieffs Äußerung 
glaubhaft zu sein, denn am 13. Juli rief er seine Frau aus Berchtesgaden an und teilte 
ihr mit, daß Hitler plötzlich befohlen habe, am Nachmittag des 14. Juli das ganze 
Hauptquartier (Führerhauptquartier und Hauptquartier des OKH) wieder nach 
„Wolfschanze" und „Anna"122 zu verlegen. Stauffenberg komme zwar am 14. Juli 
zum Lagevortrag, doch sei es nicht günstig, daß sie alle so schnell fort müßten. „Es 
ist, als ob er [Hitler] eine Nase hätte." Er, Stieff, werde aber seinen Vortrag in Fran-
kenstrub noch halten123. 

Ob Stieff diesen Vortrag in Berchtesgaden tatsächlich hielt, steht nicht fest. Und 
Stauffenberg erschien am 14. Juli nicht zum Lagevortrag124, da er an diesem Tage 
den Befehl erhielt, am 15. Juli, zusammen mit Fromm, ins Führerhauptquartier zu 
kommen. Um 9.35 Uhr landete an diesem Tag das Flugzeug mit Fromm und Stauf­
fenberg, begleitet von Hauptmann Friedrich Klausing, einem Mitverschwörer, bei 
Rastenburg, und gegen 11 Uhr fuhren die Offiziere in den Sperrkreis I von „Wolf­
schanze". Zuvor hatte Stauffenberg mit Stieff und Fellgiebel im Hauptquartier des 
OKH telefoniert125. 

Wiederum fand das Attentat nicht statt. Auch diesmal war Himmler nicht anwe­
send. Indes liegen Hinweise vor, daß Stieff den Anschlag aus einem anderen Grunde 
verhinderte126. Er war ins Führerhauptquartier gekommen, um an einer „kurzen 
Besprechung" Fromms mit Heusinger teilzunehmen. Danach verließ Stieff Hitlers 
Hauptquartier und fuhr in das des OKH im „Mauerwald" zurück. Stauffenberg, 
nach langer Abwesenheit erstmals wieder in der „Wolfschanze" und mit den Ört­
lichkeiten nur noch wenig vertraut, sollte das Attentat vorbereiten und vor der Lage­
besprechung, die um 13.10 Uhr begann, die Zündung in Gang setzen. Die Gefahr 

121 So der Bericht von Frau Stieff. Der Name des Offiziers ist ihr entfallen. Diese Darstellung ist sehr 
ungenau und daher sehr kritisch zu benutzen. Zusammenstellung Ili Stieffs. Nachlaß Stieff, Ebenda. 
Hier auch das folgende Zitat. 

122 Name des Hauptquartiers OKH im „Mauerwald" bei Rastenburg in Ostpreußen. 
123 Zusammenstellung Ili Stieffs. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 87, in: BA/MA. 
124 Dies sei in der Auflistung, die Dr. Peschel, Stenografischer Dienst im Führerhauptquartier, am 

22. Juli 1944 anfertigte, vermerkt: Spiegelbild, Bd. II, S. 666 (Nr. 43). 
125 Bericht des Oberstleutnants Streve vom 23. Juli 1944. In: Ebenda, S. 667 (Nr. 44). Bericht des Ober­

leutnants Geisberg, Stab des Kommandanten des Führerhauptquartiers, vom 23. Juli 1944, in: 
Ebenda, S. 668 f. (Nr. 45). 

126 IMT, Bd. XXXIII, S. 320. Freisler zitierte die Aussage Stieffs aus dem Vernehmungsprotokoll: 
„ ,Ich habe Stauffenberg dringend gemahnt, bei seinem ersten Besuch am 15.7. auf keinen Fall zu 
handeln.'" 
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der Entdeckung war groß. Stieff hatte dies erkannt und handelte. Nicht nur riet er 
Stauffenberg ab, das Attentat auszuführen, sondern er holte auch dessen Aktenta­
sche aus dem Besprechungsraum heraus127, als Stauffenberg mit Oberst i. G. 
Albrecht Mertz von Quirnheim, seinem Nachfolger bei Olbricht in Berlin, telefo­
nierte. 

Diese Besprechung endete um 13.40 Uhr. Eine „Sonderbesprechung" zu den The­
men „Stellungsbau und Auffangorganisation" schloß sich an, die bis 14.20 Uhr dau­
erte. Danach folgte eine zweite Sonderbesprechung, an der Fromm teilnahm und 
die um 14.25 Uhr endete128. Nach Abschluß der Besprechungen sprach Stauffenberg 
kurz vor 15 Uhr noch mit Stieff und Fellgiebel. Während Fromm dann nach Berlin 
flog, fuhren Stauffenberg und Klausing mit dem Kurierzug zurück und trafen am 
16. Juli in der Hauptstadt ein. Jetzt bereiteten die Verschwörer ein neues Attentat 
vor; die Zeit drängte. 

Der Tag ist nicht bekannt, an dem Stieff das Hauptquartier des OKH verließ, um 
nach Berlin zu fahren129. Am 19. Juli hielt er sich aber zu Besprechungen in der 
Organisationsabteilung in Zossen auf130. Gegen 18 Uhr erfuhr er durch Wagner und 
Lindemann, daß Stauffenberg das Attentat am nächsten Tag versuchen werde131. 
Wie er später sagte, hat Stieff nun jene Bedenken, die er bereits früher geäußert 
haben will, nochmals vorgebracht: Der Anschlag werde zu viele militärische Köpfe 
kosten. „Insbesondere", so gab er während seiner Vernehmungen zu Protokoll, 
„habe er eine Schonung des für sehr befähigt gehaltenen Generals Heusinger für 
erforderlich gehalten [.. .]." Im übrigen habe er „in seiner unentschlossenen Art 
gemeint, daß es mit dem Anschlag vielleicht wieder nichts würde"132. Diese Aussage 
dürfte eine Schutzbehauptung gewesen sein. 

127 Hans Bernd Gisevius, Bis zum bitteren Ende. Vom Reichstagsbrand bis zum 20. Juli 1944. Vom Verf. 
auf den neuesten Stand gebrachte Sonderausgabe, Hamburg [1960], S. 498. Generaloberst a.D. 
Beck teilte Gisevius am 17. Juli mit, Stauffenberg habe ihm, Beck, am Abend des 16. Juli gesagt, 
Stieff habe seine, Stauffenbergs, Aktentasche aus dem Besprechungsraum herausgetragen, während 
er, Stauffenberg, telefoniert habe. Stieff verschwieg dies bei seiner Vernehmung durch die Gestapo 
und vor dem Volksgerichtshof; verständlich, da er sich belastet hätte, zumal es ihm während der Ver­
höre in der Prinz-Albrecht-Straße mitunter gelang, sein Wissen um die beabsichtigten Attentate zu 
verschleiern: „Daß Stauffenberg den Anschlag bereits am 11. und dann am 15. 7. 1944 durchführen 
wollte, hat Stieff offenbar nicht gewußt" (Spiegelbild, Bd. I, S. 91 - 28. Juli 1944). Gegen die Gise-
vius-Darstellung zum 15. Juli hat Müller, Oberst i. G. Stauffenberg, S. 444 ff. erhebliche Bedenken, 
doch sind seine Gegenargumente nicht überzeugend. 

128 Aufstellung Dr. Peschels vom 23. Juli 1944. In: Spiegelbild, Bd. II, S. 666 (Nr. 43). 
129 Die Offiziere, die in den beiden Hauptquartieren in Ostpreußen arbeiteten, fuhren zumeist nachts 

mit dem Kurierzug nach Berlin. Tel. Auskunft des Generals (Bw) a. D. Ernst Ferber am 13. Dezem­
ber 1988. 

130 Mitteilungen des Majors i. G. a. D. Markus von Busse vom 13. Oktober 1987. Mitteilungen des 
Hauptmanns d. Res. a.D. Hans Joachim Kunold vom 1. Dezember 1987, Bl. 6 f.; Mitteilungen des 
Oberst i. G. (Bw) a. D. Karl Heinz Zimmermann vom 17. März 1988. 

131 Spiegelbild, Bd. I, S. 92 (28. Juli 1944); IMT, Bd. XXXIII, S. 320 (Aussage Stieffs vor dem Volksge­
richtshof am 7. August 1944). 

132 Spiegelbild, Ebenda. 
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Gegen 19 Uhr rief Stieff seine Frau in Thalgau an. Morgen früh fliege er, zusam­
men mit Stauffenberg, nach „Anna". Am 25. Juli schicke er Roigk, seinen Fahrer, 
mit seinen Sachen, die er in Zossen nicht mehr brauche. „Du hörst jetzt wahrschein­
lich ein paar Tage nichts von mir133." Am Abend134 bestellte Stieff die Offiziere sei­
ner Abteilung ins Kasino. Nachdem er Major i. G. Markus von Busse, Referent in 
der Gruppe I, zu dessen Geburtstag gratuliert hatte, gab Stieff einen Überblick über 
die militärische Lage. Danach folgte eine Lobrede auf Hitler und den Nationalso­
zialismus. Noch im Rückblick empfindet Busse diese Ansprache als „sehr weit­
schweifig" und „ungewöhnlich"135. Sie sollte wohl Stieff für den Fall eines Mißlin-
gens der Aktion entlasten. Seine Schlußworte lauteten ungefähr: „Meine Herren, 
Sie wissen, daß ich morgen mit Stauffenberg zum Führer fliege. In dieser Situation 
müssen schwerwiegende Entscheidungen fallen, um zu retten, was zu retten ist. Das 
wird nicht leicht sein. Gott stehe uns bei." Und: „Es lebe Deutschland136." Nur der 
letzte Satz war aufrichtig. 

Nach der Ansprache nahmen die Offiziere ihre Arbeit wieder auf. Major i. G. 
Karl Heinz Zimmermann, Referent in der Gruppe I, wurde in der Nacht als letzter 
der Vortragenden zu Stieff gerufen und gab ihm eine genaue Übersicht jener Maß­
nahmen, die in den letzten achtundvierzig Stunden zur Neuaufstellung von Verbän­
den befohlen worden waren, mit denen die große Lücke bei der Heeresgruppe 
Mitte geschlossen werden sollte. Seit Ende Februar 1944 gehörte Zimmermann der 
Abteilung an. Noch deutlich war ihm in Erinnerung, wie Stieff während der Lage­
besprechung am 20. April „in einer von mir bis dahin nicht beobachteten Schärfe 
und Klarheit" jene Maßnahmen kritisiert hatte, die auf Anordnung Hitlers getroffen 
worden waren, um den Süden der Ostfront zu stützen137. 

Am 20. Juli flogen Stieff, Stauffenberg und dessen Ordonnanzoffizier, Oberleut­
nant d. Res. Werner von Haeften, gegen 7 Uhr von Rangsdorf bei Berlin nach Ost­
preußen. Stauffenberg hatte am 19. Juli die Order erhalten, am folgenden Tag ins 
Führerhauptquartier zu kommen, um über die Aufstellung von Sperrdivisionen vor­
zutragen, die das weitere Vordringen der Roten Armee in das Generalgouvernement 
Polen und nach Ostpreußen verhindern sollten. Stauffenberg war zur Tat bereit; den 
Sprengstoff hatte er bei sich138. Die Kuriermaschine landete um 10.15 Uhr auf dem 

133 Zusammenstellung Ili Stieffs. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 87 f., in: BA/MA. 
134 Die folgende Darstellung auf Grund der Mitteilungen des Majors i. G. a. D. Markus von Busse vom 

13. Oktober 1987 und des Hauptmanns d. Res. a. D. Hans Joachim Kunold vom 1. Dezember 1987, 
Bl. 6 f.; während Kunold diese Rede auf den Mittag verlegt, ist von Busse der Ansicht, daß Stieff sie 
am Abend gehalten hat. Dieser Auffassung wird der Vorzug gegeben. 

135 Mitteilungen des Majors i. G. a. D. Markus von Busse vom 13. Oktober 1987. 
136 Mitteilungen des Hauptmanns d. Res. a.D. Hans Joachim Kunold vom 1. Dezember 1987, Bl. 7. 
137 Mitteilungen des Oberst i. G. (Bw) a. D. Karl Heinz Zimmermann vom 17. März 1988, Bl. 3. 
138 Hierzu: Hoffmann, Widerstand, S. 488; ders., Warum mißlang das Attentat vom 20. Juli 1944? In: 

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 32 (1984), S. 441-462. Zu den Sperrdivisionen s. die Eintragung 
vom 10. Juli 1944 im Kriegstagebuch (KTB) der Org. Abteilung: 13. Juni bis 31. August 1944, in: 
BA/MA R H 2/879, fol. 10. 
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Flugplatz Rastenburg139. Stieff, Stauffenberg und Haeften fuhren mit dem Auto, das 
bereitstand, zum nördlichen Eingang des Sperrkeises IL Stauffenberg stieg am 
Kasino im Sperrkreis II aus, während Stieff und Haeften zum Hauptquartier des 
OKH weiterfuhren. Erst gegen elf Uhr traf Haeften im Sperrkreis I des Führer­
hauptquartiers wieder mit Stauffenberg zusammen. 

Im Hauptquartier begab sich Stieff, ohne Haeften, zu Major i. G. Ernst Ferber, 
seinem Generalstabsoffizier, um mit ihm die operative Lage und laufende Angele­
genheiten zu besprechen140. Ende März 1943 war Ferber in die Organisationsabtei­
lung versetzt worden, hatte in der Gruppe I gearbeitet und war Referent für Orga­
nisation und Auffrischung von Divisionen gewesen. Seit Juni 1944 war er als 
„Generalstabsoffizier zbV" zu Stieff kommandiert. Da die Front näher rückte, 
waren die meisten Stabsabteilungen des Generalstabs des Heeres in das Lager Zos­
sen, südlich von Berlin, verlegt worden. Nur die Abteilungschefs hatten mit einem 
kleinen Stab in der bisherigen Unterkunft im „Mauerwald" zu verbleiben, da sie in 
der Nähe des Führerhauptquartiers verfügbar sein mußten. Seit dieser Verlegung 
war Ferber unmittelbarer Mitarbeiter Stieffs; er hatte die Verbindung zur Organisa­
tionsabteilung in Zossen zu halten und den Abteilungschef bei dessen zahlreichen 
Dienstreisen zu vertreten. Dazu gehörte die Vertretung der Abteilung bei den tägli­
chen Besprechungen des Wehrmachtführungsstabes im Führerhauptquartier; so 
auch am 20. Juli. 

Nach der Besprechung mit Stieff traf Ferber mit Generalmajor Henning von 
Thadden, dem Chef des Stabes beim Befehlshaber im Wehrkreis I, und Oberstleut­
nant d. G. Otto Lechler, Bearbeiter für Organisationsfragen bei General der Infante­
rie Walter Buhle, Chef des Heeresstabes beim Chef des Oberkommandos der Wehr­
macht (OKW), im Arbeitszimmer Lechlers zusammen. Es lag im Sperrkreis I, etwa 
150 Meter von der Baracke entfernt, in der Hitler die Lage vorgetragen werden 
sollte. Thema der Besprechung bei Lechler war die beschleunigte Aufstellung von 
Verbänden aus dem Wehrkreis I, um die Heeresgruppe Mitte, die sich in schwerer 
Krise befand, zu stärken. 

Für Stauffenberg begann nach seinem Eintreffen im Führerhauptquartier die Zeit 
zu drängen, als wegen des Besuches von Mussolini, den man am Nachmittag erwar­
tete, die Lagebesprechung bei Hitler von 13 Uhr auf 12.30 Uhr vorgezogen wurde. 
Kurz nach 12 Uhr traf Heusinger ein, der Zeitzier vertrat. Der Generalstabschef 
war am 30. Juni, durch die ständigen heftigen Auseinandersetzungen mit Hitler zer­

139 Spiegelbild, Bd. I, S. 84 (26. Juli 1944). 
140 Mündliche Mitteilungen des Generals (Bw) a. D. Ernst Ferber am 14. Dezember 1987. Für die wei­

teren Ausführungen: Geschäftsverteilungsplan der Org. Abteilung des Generalstabes des Heeres 
nach dem Stand vom 1. März 1944. In: Loos (Bearb.), OKH/GenStdH, Bestand RH 2, Teil 2, 
S. XVI-XVIII. Bis Juni 1944 leitete Ferber die Gruppe I O (Organisation der großen Verbände des 
Feldheeres einschließlich Waffen-SS). Major i. G. Karl Heinz Zimmermann wurde sein Nachfolger. 
S. auch: Heinrich Bücheler, Carl-Heinrich von Stülpnagel. Soldat, Philosoph, Verschwörer. Biogra­
phie, Berlin/Frankfurt a. M. 1989, S. 310. 
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mürbt, gesundheitlich zusammengebrochen141. Heusinger begab sich zur Lageba­
racke. 

Pünktlich, um 12.30 Uhr, erschien Hitler und eröffnete die Besprechung. Heusin­
ger trug vor. Stauffenberg hatte kurz vor 12.30 Uhr die Säureampulle des Zeitzün­
ders zerdrückt, war aber gestört worden. Wenige Minuten nach Besprechungsbe­
ginn erschienen Buhle, Stauffenberg und Major Ernst John von Freyend, einer der 
Adjutanten Keitels. Heusinger fuhr mit dem Vortrag fort, nachdem Hitler Stauffen­
berg begrüßt und John von Freyend dessen Tasche abgestellt hatte. Wenig später 
veränderte Stauffenberg deren Platz und stellte sie rechts neben den rechten Tisch­
sockel. Unter einem Vorwand verließ er den Raum. Zwischen 12.40 Uhr und 
12.50 Uhr explodierte die Sprengladung142. Hitler, dem das Attentat gegolten hatte, 
war kaum verletzt. Wenig später verhängte der Wehrmacht-Nachrichtenoffizier, Ma­
jor Gerhard Sander, eine Nachrichtensperre, die aber nicht immer eingehalten wurde. 

Gegen 13.30 Uhr rief Ferber aus dem Arbeitszimmer Lechlers, wo er die Explo­
sion gehört und von dem Anschlag erfahren hatte, Stieff im Hauptquartier des 
OKH an und teilte ihm mit, er könne erst später zurückkommen. Auf Grund eines 
Gerüchts, daß Arbeiter der Organisation Todt das mißglückte Attentat verübt hät­
ten, vermutete Ferber zuerst, daß der Anschlag vor der Öffentlichkeit geheimgehal­
ten werden sollte. Deshalb nannte er Stieff, der ungeduldig danach fragte, am Fern­
sprecher nicht den Grund seiner Verspätung. Für beide Sperrkreise des Führer­
hauptquartiers war um 12.45 Uhr Alarm ausgelöst worden. Gegen 14 Uhr wurde 
bekannt, daß Stauffenberg der Attentäter war. Lechler zu Ferber: „Das war der 
Stauffenberg." Später, vor 16 Uhr, auf dem Weg zum Kasino, sah Ferber Hitler, der 
den rechten Arm in der Schlinge trug und dabei war, Mussolini, der zu dieser Zeit 
eintraf, am Bahnhof „Görlitz" im Führerhauptquartier abzuholen. Als die beiden 
Diktatoren sich auf dem Rückweg143 zum Sperrkreis I befanden, wo ihre Bespre­
chungen stattfinden sollten, sah Ferber Hitler nochmals: Er fuhr in einem offenen 
Wagen vorbei144. 

Heusinger, der die Lage vortrug, als das Attentat geschah, hatte leichtere Verlet­
zungen erlitten145 und wurde in das Lazarett nach Rastenburg gebracht. Von dort 

141 Am 24. Juni 1944 beschimpfte Göring das Heer „in unerhörtester Weise" vor Ordonnanzen auf dem 
Berghof und bezichtigte es der Feigheit. Nach Stieffs Aussage erlitt Zeitzier am 30. Juni einen 
gesundheitlichen Zusammenbruch. Spiegelbild, Bd. I, S. 91 (28. Juli 1944). Typoskript: Zeugen des 
Jahrhunderts. Adolf Heusinger im Gespräch mit Rudolf Woller. ZDF-Sendung am 25. Oktober 
1982, Bl. 1. 

142 Hoffmann, Widerstand, S. 493; Heusinger, Befehl im Widerstreit, S. 352-355 (20. Juli 1944: mit 
mehreren Unrichtigkeiten; so die Zeitangabe). 

143 Mündliche Mitteilungen des Generals (Bw) a. D. Ernst Ferber am 14. Dezember 1987. 
144 Eberhard Zeller, Geist der Freiheit. Der Zwanzigste Juli, 5. nochmals durchges. Aufl., München 

1965, S. 421; Bücheler, Stülpnagel, S. 308. Dies auf Grund von Mitteilungen des Generals (Bw) a. D. 
Ferber (Anm. 115, S. 345). 

145 Tätigkeitsbericht des Chefs des Heerespersonalamtes. 20. Juli 1944. In: Hans-Adolf Jacobsen, Der 
Zweite Weltkrieg in Chronik und Dokumenten, 6. Aufl., Darmstadt 1961, S. 475-478 (Nr. 138 a), 
hier: S. 475. 
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aus befahl er, daß Stieff die Operations- und die Organisationsabteilung führen 
solle. Mit der Wahrnehmung der Geschäfte der Operationsabteilung beauftragte er 
einen Gruppenleiter, Oberstleutnant i. G. Johann Adolf Graf Kielmansegg; Heu­
singers Stellvertreter Brandt, der erste Generalstabsoffizier, war bei dem Attentat zu 
schwer verletzt worden; er starb am 22. Juli. Am Nachmittag wurde Stieff von Kiel­
mansegg über Heusingers Entscheidung informiert146. 

Stieff hat den Aufstandsversuch wohl bereits am frühen Nachmittag als verloren 
angesehen. Er verbrannte Akten und versuchte, Eingeweihte zu warnen, sowie wei­
tere Aktionen, die ihm nun sinnlos schienen, zu verhindern. So rief er Oberst i. G. 
Ivo-Thilo von Trotha an, den ersten Generalstabsoffizier der Heeresgruppe Süd­
ukraine und sein Nachfolger im Armeeoberkommando 4: „Trotha, da hat so ein 
Verrückter ein Attentat auf den Führer verübt. Fallen Sie nicht darauf herein, da es 
mißglückt ist147." Dies war keine Distanzierung vom Geschehen und von den Zielen 
des Widerstands, sondern nur Ausdruck des Bemühens, der entstandenen Situation 
gerecht zu werden. Auch telefonierte Stieff mit dem OKW/Wehrmachtführungsstab 
(WFSt); er teilte mit, der Befehlshaber des Ersatzheeres, Fromm, wolle den Ausnah­
mezustand von Berlin aus befehlen, und fragte, wie es sich damit verhalte. Aus 
anderen Nachrichten konnte das OKW/WFSt schließen, daß Feldmarschall Erwin 
von Witzleben den Oberbefehl über die Wehrmacht übernehmen und Generaloberst 
a. D. Erich Hoepner, seit 1942 verabschiedet, Befehlshaber des Ersatzheeres werden 
solle. In dieser unklaren Situation übertrug Hitler die Befehlsgewalt über das 
Ersatzheer Himmler; es war gegen 16 Uhr148. Zwischen 16 und 17 Uhr rief Stieff 
Wagner in Zossen an und berichtete, die Dienststelle des Befehlshabers des Ersatz­
heeres habe die Übernahme der „Vollziehenden Gewalt" mit Fromms Unterschrift 
verkündet. Dies sei doch Wahnsinn; dann fragte er, ob Wagner Näheres wisse. Der 
Generalquartiermeister erwiderte, daß Stauffenberg und Beck in der Tat in diesem 
Sinne angerufen hätten und daß Stieff das alles sofort Feldmarschall Keitel, dem 
Chef des OKW, melden solle149. 

Erst gegen 18 Uhr konnte Ferber das Führerhauptquartier verlassen. Auf sein leb­
haftes Drängen hin und unter Hinweis auf die Dringlichkeit der Aufstellung von 
Verbänden aus dem Wehrkreis I hatte er einen Passierschein erhalten. Nach seiner 
Ankunft im Hauptquartier des OKH ging er zu Stieff, der den Eindruck machte, als 

146 Mündliche Mitteilungen des Generals (Bw) a. D. Johann Adolf Graf Kielmansegg am 24. Oktober 
1987. 

147 Mitteilungen des Generalmajors a. D. Ivo-Thilo von Trotha vom 21. August 1987. An den Zeitpunkt 
des Gesprächs könne er sich nicht mehr erinnern (Mitteilungen vom 6. November 1987). Zur Ver­
nichtung der Akten: mündlicher Bericht Lotte Meyers, Stieffs Stabshelferin im Hauptquartier des 
OKH, gegenüber Ili Stieff am 30. Juli 1944 in Salzburg. Zusammenstellung Ili Stieffs. Nachlaß Stieff 
N 114/4, Bl. 88, in: BA/MA. 

148 Hoffmann, Widerstand, S. 541; Wortlaut: Spiegelbild, Bd. I, S. 75; zum WFSt: Gerhard Buck, Der 
Wehrmachtführungsstab im Oberkommando der Wehrmacht. In: Jahresbibliographie. Bibliothek 
für Zeitgeschichte. Weltkriegsbücherei 45 (1973), München 1974, S. 407-454. 

149 [Eduard] Wagner, Der Verlauf des 20. Juli (aus dem Gedächtnis). [Zossen,] 21. Juli 1944. Maschi­
nenschrift, in: Institut für Zeitgeschichte München, ED 95. 
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sei er an der Verschwörung unbeteiligt. Diese scheinbare Kühle entsprach der Hal­
tung, die Stieff zeigte, seit das Scheitern des Attentats bekannt geworden war. Stieff 
gab Ferber den Befehl, jedes Wort, das er spreche, mitzuschreiben, und telefonierte 
dann ununterbrochen. Mehrmals rief Keitel Stieff an und befahl, die Oberbefehlsha­
ber der Heeresgruppen und Armeen an der Ostfront fernmündlich über die Ereig­
nisse zu informieren: Der Führer sei voll aktionsfähig, und Befehle der Verschwö­
rerclique in Berlin seien nicht zu beachten150. Einen ähnlichen Befehl erteilte Keitel 
General der Artillerie Walter Warlimont, dem stellvertretenden Chef des Wehr­
machtführungsstabes, der an der Lagebesprechung teilgenommen und einen Schock 
erlitten hatte. Warlimont sollte die Oberbefehlshaber der OKW-Kriegsschauplätze 
unterrichten. Zuvor rief Warlimont jedoch Stieff an. Da erschien plötzlich General­
oberst Alfred Jodl, Chef des Wehrmachtführungsstabes, und herrschte seinen Stell­
vertreter an: „Mit wem sprechen Sie denn da?" Warlimont konnte Jodl nur durch 
eine scharfe abwehrende Bewegung daran hindern, ihm den Hörer aus der Hand zu 
nehmen151. Er war in den Verdacht geraten, an der Konspiration beteiligt zu sein, 
was aber keineswegs zutraf. 

Gegen 20 Uhr befahl Stieff, daß die Vermittlung OKW-Fernschreiben mit Witz­
lebens und Fromms Unterschrift nicht mehr absetzen dürfe und daß die Vermittlung 
des OKW in Berlin stillgelegt werden müsse152. Auch diese Maßnahme sollte dazu 
dienen, seine Beteiligung an dem Komplott zu verschleiern, Zeit zu gewinnen und 
Aktivitäten für die nach wie vor amtierende politische und militärische Führung vor­
zutäuschen. Etwa um die gleiche Zeit telefonierte Stieff auch mit Oberstleutnant 
i. G. Kurt Fett, dem ersten Generalstabsoffizier der Organisationsabteilung in Zos­
sen, und gab organisationsfachliche Anweisungen. Dazwischen sagte er: „Macht 
keine Dummheiten, der Führer lebt. Stauffenberg wars." Dann fuhr er mit seinen 
Anordnungen fort. Dies war nicht die erste Warnung, die Fett erhalten hatte. Bereits 
am Nachmittag hatte ihn ein Anruf aus dem Hauptquartier erreicht - anonym: 
Attentat - Führer lebt!" Danach, gegen 17 Uhr, kam ein zweiter Anruf, wieder ano­
nym, diesmal aus der Bendlerstraße in Berlin. Der Anrufer sprach ziemlich schnell 
und hastig. Für „Führer" verwendete er ein englisches Wort. Und er sagte: „Chief of 
the Army is Witzleben." Dann ein dritter Anruf, wieder aus der Bendlerstraße, auch 
jetzt ohne Namensnennung: „Seid Ihr für oder gegen?" Fetts Antwort lautete sinnge­
mäß: Für Deutschland153. Dies war die beste und unverfänglichste Reaktion. 

150 Mündliche Mitteilungen des Generals (Bw) a. D. Ernst Ferber am 14. Dezember 1987. Auch für das 
Folgende. 

151 Walter Warlimont, Im Hauptquartier der deutschen Wehrmacht 1939-1945. Grundlagen, Formen, 
Gestalten. Frankfurt a. M./Bonn 1964, S. 472. 

152 Spiegelbild, Bd. I,S. 330. 
153 Oberstleutnant i. G. Kurt Fett (1910-1980). Seine Versetzung, nach einer Verwendung an der 

Front, in die Org.Abteilung erfolgte im Juni 1943. Er wurde Leiter der Gruppe I und danach erster 
Generalstabsoffizier (la) der Abteilung. Bei Abwesenheit Stieffs, zu dem Fett ein „sehr gutes Ver­
hältnis" hatte, war er dessen Vertreter. Mitteilungen des Oberst d. G. a. D. Kurt Fett vom 31. Juli 
1978. Zusammenstellung Ili Stieffs nach Angaben Fetts. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 89, in: BA/MA. 
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Die Ereignisse kulminierten. Um 19.55 Uhr telefonierten Stauffenberg und Beck 
mit dem Chef des Generalstabes der Heeresgruppe Nord, Generalleutnant Eber­
hard Kinzel. Die Rote Armee hatte die Heeresgruppe in Kurland fast eingeschlos­
sen, und nur ein sofortiger Rückzug konnte sie vor der drohenden Vernichtung ret­
ten. Diesen operativen Befehl gab Beck aus Berlin: Unverzüglich sollten Vorberei­
tungen getroffen werden, die Heeresgruppe aus ihrer hoffnungslosen Lage auf die 
Düna und nach Ostpreußen zurückzuführen154. Aber Kinzel konnte diesen Befehl 
nicht annehmen, da Beck hierzu nicht befugt war, und rief die Operationsabteilung 
im Hauptquartier des OKH an. Kielmansegg nahm den Anruf um 20.15 Uhr entge­
gen. Kinzel: „Sie wissen, daß dies die einzig vernünftige Lösung ist. Wir haben dies 
oft genug gemeldet, aber wir können doch nicht einfach Beck gehorchen, ohne zu 
wissen, was los ist. Was sollen wir tun155?" 

Kielmansegg ging zu Stieff, bei dem auch eine fernschriftliche Fassung des Beck-
Befehls eingetroffen war. Es war gegen 20.40 Uhr. Jetzt hatte Stieff seine Beherr­
schung aufgegeben; er war „kaum fähig, seine Unruhe zu verbergen"156. Bei ihm saß 
Ferber. Stieff: „Ferber schreibt jedes Wort auf, was hier gesprochen wird." 
Kielmansegg berichtete. Stieff: „Ja, da scheinen in Berlin einige Wahnsinnige einen 
Umsturz zu versuchen. Aber sie werden nicht weit kommen. Alle Gegenmaßnahmen 
sind getroffen." Kielmansegg ahnte, daß Stieff verzweifelt versuchte, seine Beteili­
gung zu verwischen. Es war eine gespenstische Szene - und ununterbrochen klin­
gelte das Telefon. Der Befehl für den Rückzug der Heeresgruppe Nord unterblieb. 

Während Kielmansegg bei Stieff war, rief gegen 21 Uhr Wagner an. Beide, Stieff 
und Wagner, verständigten sich mit größter Vorsicht und in verschlüsselter Form 
über die Lage in Zossen und in Berlin. Wagner teilte mit, er habe keinen klaren 
Überblick über die Situation in der Hauptstadt und warte auf die Meldung eines 
Spähtrupps, den er dorthin geschickt habe. Er berichtete von einem „unverständli­
chen" Besuch Witzlebens in Zossen, und Stieff sprach über Einzelheiten des Atten­
tats. Seine Hände zitterten157. 

154 Auszug aus dem KTB der Heeresgruppe Nord: 20. Juli 1944, 19.55 Uhr und 20.15 Uhr. In: Bundes­
zentrale für Heimatdienst Bonn (Hrsg.), 20. Juli 1944, neu bearb. und erg. von Erich Zimmermann 
und Hans-Adolf Jacobsen, 5. Auflage, Bonn 1961, S. 139. Zum weiteren Fortgang: Aufzeichnung 
über die „Besprechung beim Chef des Generalstabes des Heeres. 21. Juli 1944, 17.00 Uhr", in: 
20. Juli 1944, S. 140. Auch diese Niederschrift ist im KTB der Heeresgruppe Nord, Bd. 2 vom 
8. März bis 23. Juli 1944, enthalten. 

155 Johann A[dolf] Graf Kielmannsegg, „An jedem anderen Tag, nur heute nicht. ..". Am 20. Juli 1944 
im Hauptquartier. Ein Erlebnisbericht. In: Die Zeit (Hamburg), Nr. 29, 21. Juli 1949, S. 10f., hier: 
S. 10. 

156 Ebenda, S. 10. Mündliche Mitteilungen des Generals (Bw) a. D. Johann Adolf Graf Kielmansegg 
am 24. Oktober 1987: „Stieff wirkte nervös." 

157 Wie Anm. 156. Es war kein „Spähtrupp", den Wagner nach Berlin geschickt hatte; vielmehr hatte er 
den General der Artillerie Lindemann gebeten, in die Kapitale zu fahren, um die Lage in der Bend-
lerstraße zu erkunden. Dies geschah. Da die Telefonleitungen überwacht wurden, mußte Wagner in 
verschlüsselter Form sprechen, um den Mitverschwörer nicht zu gefährden. Vgl. Welkerling, Fritz 
Lindemann, S. 805. 
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Noch ein weiteres Gespräch erreichte Stieff, der es zwischen 20.50 Uhr und 
21 Uhr entgegennahm. Kluge, Oberbefehlshaber West und der Heeresgruppe B, rief 
ihn aus seinem Hauptquartier, dem Schloß La Roche-Guyon an der Seine, an, um 
von seinem früheren ersten Generalstabsoffizier verbindlich zu erfahren, ob Hitler 
tot sei. Zuvor hatte er Beck in Berlin angerufen, und dieses Gespräch hatte gegen 
18.30 Uhr stattgefunden. Beck hatte erklärt, Hitler sei nun endlich tot, in Berlin und 
für das Reich sei der militärische Ausnahmezustand ausgerufen. Beck fragte auch, 
ob man auf ihn, Kluge, zählen könne. Dieser meinte, er müsse noch überlegen, 
werde aber gleich wieder anrufen158. 

Kluges Chef des Generalstabs, General der Infanterie Günther Blumentritt, hatte 
am Nachmittag gegen 15.30 Uhr General Speidel, den Chef des Generalstabs der 
Heeresgruppe B, angerufen. Auf Hitler habe ein Attentat stattgefunden und er sei 
tot. Speidel berichtete dies Kluge, der zuvor nicht erreichbar gewesen war, gegen 
18 Uhr. Danach folgte das erwähnte Gespräch mit Beck. Ab 17 Uhr aber infor­
mierte der Rundfunk in regelmäßigen Abständen über das Mißlingen des Attentats. 
Im Hauptquartier an der Seine herrschten Ungewißheit und Ratlosigkeit. Um 
19.28 Uhr traf der erste grundlegende Befehl Witzlebens, des neuen Oberbefehlsha­
bers der Wehrmacht, bei Kluge ein, der beeindruckt war. Zusammen mit Blumentritt 
erwog er, einen Waffenstillstand im Westen einzuleiten. Aber wenig später erhielt er 
ein Fernschreiben aus dem Führerhauptquartier: Hitler sei durchaus am Leben und 
völlig gesund. Gleichzeitig untersagte dieser Befehl allen Kommandobehörden, 
Befehle der Gruppe Fromm-Witzleben-Hoepner entgegenzunehmen und auszu­
führen. Kluge wurde wieder unsicher und beauftragte Blumentritt, endgültig festzu­
stellen, was wahr sei; bis dahin bleibe alles beim alten159. Doch versuchte Blumentritt 
vergeblich, in der „Wolfschanze" Keitel, Jodl oder Warlimont zu erreichen. Auch 
ein Gespräch mit SS-Gruppenführer Carl-Albrecht Oberg, dem Höheren SS- und 
Polizeiführer in Frankreich, brachte keine Klarheit. 

Dann rief Kluge Stieff an. Ferber war zugegen: „Hier Kluge. Stieff, ich muß nun 
endlich wissen: Lebt der Führer oder lebt er nicht?" Stieff: „Herr Feldmarschall, der 
Führer lebt." Kluge: „Woher wollen Sie das wissen?" Stieff: „Herr Feldmarschall, 
mir gegenüber sitzt mein Generalstabsoffizier, der Major Ferber. Er hat den Führer 
nach dem Attentat zweimal bei der Abholung von Mussolini gesehen." Kluge: 
„Stimmt das wirklich, Stieff?" Stieff: „Dies stimmt, Herr Feldmarschall!" Kluge:„So, 
so, so . . . " Mit tonloser Stimme und ohne weitere Schluß- oder Grußworte endete 
das Gespräch160. 

158 Wilhelm [Ritter] von Schramm, Aufstand der Generale. Der 20. Juli in Paris, München 1964, S. 110; 
Basil H. Liddell Hart, Deutsche Generale des 2. Weltkrieges, Aussagen, Aufzeichnungen und 
Gespräche, Düsseldorf/Wien 1964, S. 249 (auf Grund der Aussagen Blumentritts, die nicht zuver­
lässig sind). 

159 Schramm, Ebenda, S. 119. 
160 Mündliche Mitteilungen des Generals (Bw) a. D. Ernst Ferber am 14. Dezember 1987. Schilderung 

nach seinem Bericht vom 30. Januar 1989, Bl. 3: „Die Darstellung von Schramm (nach den Angaben 
von Herrn Maisch) deckt sich nicht mit meinen Erinnerungen. Vor allem hat - jedenfalls in meiner 
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Nochmals rief Kluge in Berlin an. Stauffenberg war am Apparat. Ihm (oder 
Hoepner) berichtete Kluge über den Anruf161. Danach telefonierte Stauffenberg mit 
Major i. G. Egbert Hayessen, dem er sagte: „Stieff ist ausgebrochen162." Wahrheits­
gemäß hatte Stieff berichtet, daß Hitler lebe. Seine Mitteilung gab den Ausschlag, 
daß Kluge sich der Aktion nicht anschloß und mit dem Gegner keine Verbindung 
aufnahm, um einen Waffenstillstand einzuleiten. „Ja, es ist eben ein mißglücktes 
Attentat", meinte er zu Blumentritt und Speidel163. 

„Stieff ist ausgebrochen." Stauffenberg rief dies am späten Abend des 20. Juli in 
Berlin aus, wohin er nach dem Attentat zurückgeflogen war. Immer noch glaubte er 
an dessen Erfolg, mußte daran glauben und war über den Mitverschwörer ent­
täuscht, diese Enttäuschung ist verständlich. Aber konnte Stieff denn anders han­
deln? Sein Verhalten bedeutete nach wie vor keine Distanzierung von der Konspira­
tion, sondern eine sachliche Beurteilung der Lage, die er als Generalstabsoffizier 
vornahm. Zu diesem Zeitpunkt, etwa 22 Uhr, war der Staatsstreichversuch in Berlin 
bereits gescheitert. Zu stark waren die Gegenkräfte, auch im Bendlerblock. Sehr 
früh hatte Witzleben dies erkannt und um 20.15 Uhr, nachdem er sich eine Stunde 
lang aufgehalten hatte, die Bendlerstraße verlassen, da er das Unternehmen für 
gescheitert hielt. 

Nachdem Stieff vom Mißlingen des Staatsstreiches überzeugt war, weil er das 
Attentat für fehlgeschlagen halten mußte, suchte er auch andere Offiziere zu schüt­
zen. Nie gab er die etwas naive Hoffnung auf, selbst den Häschern zu entkommen. 
Seine Warnungen haben indes Fett und die Offiziere der Organisationsabteilung in 
Zossen mit Recht als Ausdruck persönlicher Fürsorge für seine Mitarbeiter aufge­
faßt. Die Ferngespräche, dies ist unbestreitbar, wurden abgehört. Die erwähnte Mit­
teilung an Fett war ein Indiz für Stieffs Mitverschwörung, das ihn erheblich gefähr-

Gegenwart - Blumentritt nicht mit Stieff gesprochen. Nach meiner Erinnerung hatte das entschei­
dende Gespräch Kluges mit Stieff folgenden Wortlaut: [. . . ]" . Gemeint ist: Schramm, Aufstand der 
Generale, S. 110 (auf Grund der Mitteilungen des Hauptmanns a. D. Ernst Maisch). Hoffmann, 
Widerstand, S. 584 übernahm diese Angaben; Bücheler, Stülpnagel, S. 310f. (mit einem geringfügig 
abweichenden Wortlaut). Dies auf Grund der Mitteilungen des Generals (Bw) a. D. Ferber vom 
23. Mai 1982 an den Verfasser (Anm. 118, 345), der S. 308 ein Telefongespräch Kluges mit Stieff -
etwa 18.30 Uhr - erwähnt. Dieses fand hingegen nicht statt. Kluge sprach Stieff ein einziges Mal: 
zwischen 20.50 Uhr und 21 Uhr. 

161 Schramm, Ebenda, S. 111. 
162 Gisevius, Bis zum bitteren Ende, S. 533. 
163 Schramm, Aufstand der Generale, S. 122. Noch am 28. Juli 1944 bedrängte der Chef des General­

stabes des LXXXII. Armeekorps, Oberst i. G. Frhr. von Gersdorff, Kluge :„ ,Sie müssen als OB West 
umgehend Verhandlungen mit den westlichen Alliierten aufnehmen. [.. .] Hierzu müßten zuverläs­
sige Kampfverbände schnell aus der Front herausgelöst werden, um mit ihnen eine Machtüber­
nahme in Deutschland herbeizuführen. Mit der Masse aller freiwerdenden Kräfte muß die Verteidi­
gung der deutschen Ostgrenze erreicht werden, mit dem Ziel, auch dort zu einem Waffenstillstand 
zu gelangen.' Kluge aber zögerte. ,Gersdorff, der Feldmarschall v. Kluge ist kein großer Mann'" 
(Gersdorff, Soldat im Untergang, S. 151 f.). 
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dete. Aber er wollte verhindern, daß Angehörige seiner Abteilung in einer hoff­
nungslos gewordenen Situation die Seite Stauffenbergs ergriffen164. 

III. 

Nach 18 Uhr war Guderian, damals Generalinspekteur der Panzerwaffe, mit der 
Führung der Geschäfte des Chefs des Generalstabes des Heeres beauftragt und 
Generalleutnant Walther Wenck zum Chef der Operationsabteilung ernannt wor­
den165. Am 21. Juli traf Guderian im Hauptquartier ein. Am Nachmittag dieses 
Tages bezeichnete Guderian die Skepsis der Generalstabsoffiziere bei der Beurtei­
lung der Ostlage als „Defaitismus und Schwarzseherei, droht mit Festnahme und 
Erschießung und schließt sodann eine längere Rede an, in der er mit schärfsten 
Worten die Tätigkeit des Generalstabes geißelt, die in einer einzigen Verneinung 
bestanden hätte. Jetzt sei es Pflicht der Generalstabsoffiziere, die besonders auch 
durch das Attentat vorhandene Schande wieder abzuwaschen166." Am 23. Juli hielt 
er eine Ansprache für Hitler und den Nationalsozialismus, und sechs Tage später, am 
29. Juli, gab er einen Befehl heraus, der die Tradition des Generalstabes beendete167. 

Was am 20. Juli im Hauptquartier des OKH nach 21 Uhr geschah, ist nur in 
Umrissen zu erkennen. Kielmansegg verließ Stieff und Ferber blieb. Später, gegen 
22.30 Uhr, sah Kielmansegg Fellgiebel und Stieff außerhalb der Arbeitsbaracke168. 
Nach 23 Uhr rief Lechler im Auftrag Keitels bei Stieff an: Stieff solle zu Keitel ins 
Führerhauptquartier kommen. Ohne besondere Zeichen von Unruhe und Besorgnis 
fuhr Stieff in die „Wolfschanze" wo er verhaftet wurde169; es war kurz nach Mitter­
nacht, 21. Juli170. Auch Fellgiebels Verhaftung war inzwischen erfolgt. 

164 Zusammenstellung Ili Stieffs nach Angaben Fetts. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 89, in: BA/MA. 
165 Tätigkeitsbericht des Chefs des Heerespersonalamtes. 20. Juli 1944. In: Jacobsen, 1939-1945. Der 

Zweite Weltkrieg in Chronik und Dokumenten, S. 475-478 (Nr. 138 a), hier: S. 477 f.; Heinz Gude­
rian, Erinnerungen eines Soldaten, Heidelberg 1951, S. 307. 

166 „Besprechung beim Chef des Generalstabes des Heeres, 21. Juli 1944, 17.00 Uhr: ,Generaloberst 
Guderian fällt ins Wort, erklärt mit leidenschaftlichen Worten [.. .], verbittet sich Defaitismus und 
Schwarzseherei, droht mit Festnahme und Erschießung und schließt sodann eine längere Rede an, 
in der er mit schärfsten Worten die Tätigkeit des Generalstabes geißelt, die in einer einzigen Vernei­
nung bestanden hätte. Jetzt sei es Pflicht der Generalstabsoffiziere, die besonders auch durch das 
Attentat vorhandene Schande wieder abzuwaschen.'" Auszug aus dem KTB der Heeresgruppe 
Nord, Bd. 2, 8. März bis 23. Juli 1944. In: Bundeszentrale für Heimatdienst (Hrsg.), 20. Juli 1944, 
S. 140. 

167 Im Wortlaut abgedruckt bei: Manfred Messerschmidt, Die Wehrmacht im NS-Staat. Zeit der 
Indoktrination, Hamburg 1969, S. 435. 

168 Mündliche Mitteilungen des Generals (Bw) a. D. Johann Adolf Graf Kielmansegg am 24. Oktober 
1987. 

169 Mündliche Mitteilungen des Generals (Bw) a. D. Ernst Ferber am 14. Dezember 1987. Zusammen­
stellung Ili Stieffs (auf Grund des Berichtes von Lotte Meyer). Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 88, in: 
BA/MA. Die Verhaftung erfolgte nicht, wie Hoffmann, Widerstand, S. 634 angibt, im Hauptquar­
tier des OKH. 

170 Spiegelbild, Bd. I,S. 23. 
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Am 21. Juli, 1 Uhr nachts, rief Ferber Fett in Zossen an: „Ich habe Ihnen mitzu­
teilen, daß General Stieff bis auf weiteres unabkömmlich ist und Sie die Führung der 
Abteilung zu übernehmen haben." Fett: „Was soll das heißen?" Ferber: „Das ist mir 
so aus dem OKW übermittelt worden." Fett begriff, daß die Leitung zu diesem Zeit­
punkt streng überwacht wurde und Ferber sich deshalb an die übermittelte Fassung 
„unabkömmlich" statt „festgenommen" gehalten hatte. Um 5 Uhr früh rief Ferber 
nochmals Fett an: „Der Führer hat Sie soeben zum Chef der Organisationsabteilung 
ernannt171." 

Fett unterrichtete die Offiziere der Organisationsabteilung in Zossen am 21. Juli 
über die Geschehnisse im Führerhauptquartier. Sachlich gab er die Festnahme Stieffs 
und seine, Fetts, Ernennung zum Chef der Abteilung bekannt und äußerte kein 
negatives, Stieff belastendes Wort172. Am gleichen Abend fuhr er mit dem Kurierzug 
von Berlin nach Ostpreußen und meldete sich am Morgen des 22. Juli bei Guderian 
und Keitel. Er erklärte, bevor er die Organisationsabteilung übernehme, wünsche er 
eine Überprüfung seiner Person. Daraufhin vernahm ihn ein Gestapobeamter in der 
Nacht vom 22. zum 23. Juli. Zunächst wurde Fett entlassen, aber am 24. Juli erfolgte 
seine Verhaftung, die der Chef der Sicherheitspolizei und des SD angeordnet hatte. 
Die Begründung lautete, die Vernehmung auf eigenen Wunsch sei offensichtlich ein 
Versuch gewesen, General Stieff zu entlasten, dessen Mitverschwörung inzwischen 
erwiesen sei. Bis zum 2. August blieb Fett in Haft173. (Trotzdem lastete im. Jahre 
1955 der Personalgutachter-Ausschuß Fett illoyales und unkameradschaftliches Ver­
halten an und lehnte es ab, ihn in die Bundeswehr zu übernehmen174.) 

Es mag überraschen, daß Stieffs Verhaftung elf Stunden nach dem Attentat 
erfolgte. Man muß davon ausgehen, daß die Ferngespräche abgehört worden 
waren, nicht nur im Hauptquartier des OKH, sondern auch in Berlin. Stieffs Anruf 
beim OKW/WFSt in der „Wolfschanze" wegen der Bekanntgabe des Ausnahmezu­
standes in Berlin und im Reich wird ihn verdächtig gemacht haben175. 

Nur wenige Mitteilungen liegen über die Ereignisse nach seiner Verhaftung vor. 
Offenbar ist, daß Stieff zuerst in das Militärgefängnis Lehrter Straße in Berlin 

171 Zusammenstellung Ili Stieffs nach Angaben Fetts. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 89 f., in: BA/MA. 
Auch für die vorstehende Schilderung. 

172 Dies nach Mitteilungen des Majors i. G. a. D. Markus von Busse vom 22. Dezember 1987 und des 
Oberstleutnants i. G. a.D. Friedrich Litterscheid, seit 1. Januar 1944 bis Mai 1945 Leiter der 
Gruppe I der Org.Abteilung, vom 14. Januar 1988. Beide Offiziere hörten Fetts kurze Ansprache. 
Im KTB der Org.Abteilung finden sich unter dem 2C. und 21. Juli keine Eintragungen über die 
Ereignisse in Ostpreußen und in Berlin. Erwähnt ist auch nicht die Übernahme der Abteilung durch 
Oberstleutnant i. G. Fett. KTB der Org Abteilung, Bd. 2. RH 2/847 b. Keine Eintragung auch: KTB 
der Org.Abteilung (II), in: BA/MA RH 2/895, fol. 6 f. 

173 Zusammenstellung Ili Stieffs nach Angaben des Oberst d. G. a.D. Kurt Fett. Nachlaß Stieff 
N 114/4, Bl. 90, in: BA/MA, Mitteilungen Fetts vom 31. Juli 1978. 

174 [Artikel:] Personal-Gutachter. Wo die Mängel zu suchen sind. In: Der Spiegel (Hamburg) 9 (1955), 
Nr. 51, 14. Dezember 1955, S. 17 f. [Artikel:] Personal-Gutachter. Ein Brief von Frau Stieff. In: Der 
Spiegel (Hamburg) 10 (1956), Nr. 1, 4. Januar 1956, S. 10 f.; Maiziere, S. 193 f. 

175 S. S. 364. 
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gebracht worden ist und nicht in die Prinz-Albrecht-Straße 8, den Sitz des SD. 
Noch war er Angehöriger der Wehrmacht. Am Abend des 21. Juli wurde er von 
Josef Müller gesehen, Rechtsanwalt und ehemaliger Abwehroffizier176. Am folgen­
den Tag kam er aber in die Prinz-Albrecht-Straße177. Jetzt begannen die Verhöre, 
und der Gestapo half ein erstaunlicher Umstand weiter, wie Peter Hoffmann 
schreibt178, „nämlich die unglaubliche Offenheit", mit der hohe Offiziere aussagten. 
Wie Guderian Mitte August einem General berichtete: „Sie waren gewohnt, als 
Offiziere vor Ehrengerichten ihrer Standesgenossen auszusagen, nicht vor den 
Untersuchungsführern der Gestapo179." Einer der Vernehmer Stieffs war Kriminal­
rat Litzenberg, der auch Smend und Klamroth verhörte180. Letzterer war am 21. Juli 
verhaftet worden. 

Bereits das zweite Verhör Stieffs am 22. Juli ergab, daß er mit Heusinger, Linde­
mann und Wagner über ein Attentat auf Hitler gesprochen hatte. Aber erst am 
28. Juli kannte die Gestapo Einzelheiten über die Vorbereitung des Anschlags. Mit 
großer Wahrscheinlichkeit wurde Stieff während dieser Zeit gefoltert181. Bericht 
vom 28. Juli: „Über die Vorgeschichte des Anschlags geben das nunmehr von Gene­
ralmajor Stieff abgelegte Geständnis sowie die Vernehmungen Schulenburgs und 
verschiedener anderer wesentliche Aufschlüsse182." Stieff belastete sich selbst oder fast 
nur tote Kameraden; dann wiederum leugnete er und stellte Schutzbehauptungen 
auf, die seine Kenntnisse über die Militäropposition verringern und seine Aktivitäten 
abschwächen oder auch verschleiern sollten. Hatte er, taktierend und finassierend, 
noch Hoffnung, sich zu retten? Dies wäre zu verstehen. Sein Schweigen aber rettete 
die Brüder Georg und Philipp von Boeselager, Axel von dem Bussche, Rudolf-Chri­
stoph von Gersdorff und andere mehr. 

Während der Vernehmungen hatte Stieff mehrfach Heusingers Name genannt, 
der am 23. Juli im Lazarett Rastenburg verhaftet und nach Berlin gebracht worden 

176 Josef Müller, Bis zur letzten Konsequenz. Ein Leben für Frieden und Freiheit, München 1975, 
S. 199f. Seit April 1944 befand sich Müller im Gefängnis Lehrter Straße (S. 170) und kam am 
26. September in das Kellergefängnis der Gestapo, Prinz-Albrecht-Straße 8, Berlin (S. 212 f.). 
Danach sind Müllers Angaben zutreffend. 

177 Spiegelbild, Bd. I, S. 33 (23. Juli 1944). Johannes Tuchel [und] Reinold Schattenfroh, Zentrale des 
Terrors. Prinz-Albrecht-Straße 8. Das Hauptquartier der Gestapo, Berlin 1987, S. 270-284 
(Berichte: Fabian von Schlabrendorff, Josef Müller und Georg Thomas). 

178 Hoffmann, Widerstand, S. 634. 
179 Albert Praun, Soldat in der Nachrichten- und Telegraphentruppe, Würzburg 1965, S. 221. 
180 Auszug aus einem Brief Werner Volkmars an Ili Stieff (o. D.) nach einem Gespräch mit Kriminalrat 

Litzenberg. Niederschrift Ili Stieffs. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 90, in: BA/MA. 
181 Hoffmann, Widerstand, S. 634 und Mitteilungen von Prof. Dr. Peter Hoffmann, McGill University, 

Montreal, Canada, vom 13. Juli 1988. Zu den Vernehmungsmethoden der Gestapo s. die Anweisung 
des SS-Obergruppenführers Heinrich Müller. In: Bundeszentrale für Heimatdienst (Hrsg.), 20. Juli 
1944, S. 197. 

182 Spiegelbild, Bd. I, S. 87-92 (28. Juli 1944); Scheurig, Henning von Tresckow, S. 244 (diese Interpre­
tation ist unzutreffend). 
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war, wo er, wie auch später im Lager Fürstenberg, in „Ehrenhaft" kam183. Der 
Gestapobeamte Kurt Lischka hielt Heusinger Stieffs Aussagen vor184, und Heusin­
ger gab zu Protokoll: „Ich habe Stieff für einen zwar klugen, aber sich gern wichtig 
machenden und in den Vordergrund drängenden Offizier gehalten. Das mag zum Teil 
seiner körperlichen Kleinheit zuzuschreiben gewesen sein. Charakterlich habe ich 
ihn nie für besonders fest gehalten185." Diese Aussage blieb für Heusinger bindend; 
im November 1977 formulierte er noch schärfer186. Nachdem Heusinger Stieffs 
Aussagen gelesen hatte, verlangte er die Gegenüberstellung; dies geschah. Vermut­
lich fand die Begegnung am 25. oder 26. Juli statt. Heusinger: „Ich habe nur die eine 
Frage an Sie: habe ich mit Ihnen im Zuge der von Ihnen geschilderten Unterredun­
gen jemals über die Frage einer gewaltsamen Beseitigung des Führers gesprochen?" 
Stieff: „Das kann ich nicht behaupten. Mir war es bei meinen Aussagen nur darum 
zu tun, die tieferen Ursachen klarzulegen, aus denen das Attentat entstanden ist187." 
Aber Stieff hatte mit Heusinger über eine gewaltsame Beseitigung Hitlers gespro­
chen. Er erwähnte dies auch wieder bei seiner Vernehmung vor dem Volksgerichts­
hof am 7. August188. Im Sommer 1943 hatte Tresckow, wie schon dargestellt, Stieff 
aufgesucht und ihm auseinandergesetzt, der Krieg müsse durch Verhandlungen 

183 Aufzeichnung Heusingers, Die Vorgeschichte des 20. Juli 1944 vom O.K.H. aus gesehen, S. 22 (s. 
Anm. 35). Ders., Befehl im Widerstreit, S. 356. Typoskript: Zeugen des Jahrhunderts. Adolf Heusin­
ger im Gespräch mit Rudolf Woller. ZDF-Sendung am 25. Oktober 1982, Bl. 59. Zur „Ehrenhaft" 
Heusingers: Ag P 2/Rechtsgr. (2). Geheim. O.U. 29. August 1944. „Liste II Nr. 2 Heusinger, 
Adolf". Hs. Notiz: „aus d[er] Haft frei". ,,Ehrenhaf[t]": maschinenschriftlich, in: BA/MA RH 7/v. 
30, fol. 50 [Ausfertigung], fol. 21 [Durchschrift]. Die Gruppe: Ag P 2/Rechtsgr. (2) gehörte zum 
Heerespersonalamt (HPA). Heusinger „frei", in: BA/MA R H 7/v. 30, fol. 44. 

184 Heusinger, Befehl im Widerstreit, S. 356ff. Zu Lischka: Mitteilungen des Oberstleutnants (Bw) 
a. D. Heinrich Bücheler vom 26. Januar 1988. Dies auf Grund von Mitteilungen Heusingers. Die 
Vernehmung durch Lischka sei „korrekt" gewesen (ebenda). Typoskript: Zeugen des Jahrhunderts. 
Adolf Heusinger im Gespräch mit Rudolf Woller. ZDF-Sendung am 25. Oktober 1982, Bl. 60. 

185 Spiegelbild, Bd. I, S. 368 (wörtliches Zitat aus dem Vernehmungsprotokoll, enthalten im Bericht 
vom 7. September 1944). 

186 General (Bw) a. D. Adolf Heusinger schrieb am 13. November 1977: „Stieff war ein sehr kleiner 
Mann (etwa 1.60). U[nd] es war für ihn ein Unglück, daß man ihn Soldat werden ließ. Diesen kör­
perlichen Mangel glaubte er, durch um so mehr Aktivität ausgleichen zu müssen. So ritt er in seinen 
jungen Jahren erfolglos z. B. Rennen. Dieses Streben hat ihn später in sein Unglück des 20.7 
geführt! Daß seine Frau auch sehr klein war - sie hatten als Ausgleich zwar keine Kinder, dafür aber 
2 riesige Doggen u[nd] trugen beide Monokel - mag Ihnen zu wissen von Nutzen sein!" Auch wenn 
größte Zurückhaltung bei diesen Aussagen vor der Gestapo geboten ist, so zeigen diese Urteile über 
Stieff aus den Jahren 1944 und 1977, daß sie fast inhaltsgleich sind. Überdies sind die Bemerkungen 
aus dem Jahre 1977 in Nuancen unsachlicher, geradezu hämisch, als die aus dem Jahre 1944. Stieff 
war ein erfolgreicher Rennreiter. Lautere Motive und nicht ehrgeiziges Streben bestimmten seinen 
Weg in den Widerstand gegen Hitler und das Regime. 

187 Heusinger, Befehl im Widerstreit, S. 358. Auszug aus der Niederschrift des Oberstleutnants (Bw) 
a.D. Heinrich Bücheler nach einem Gespräch mit Heusinger am 24. November 1978 in Köln-
Marienburg, mitgeteilt mit Brief vom 18. Januar 1988. Typoskript: Zeugen des Jahrhunderts. Adolf 
Heusinger im Gespräch mit Rudolf Woller. ZDF-Sendung am 25. Oktober 1982, Bl. 61. 

188 IMT, Bd. XXXIII, S. 307. 
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beendet werden. Voraussetzung dafür sei die Beseitigung Hitlers, und dies sei durch 
einen Sprengstoffanschlag bei einer Lagebesprechung möglich. Darüber hatte Stieff 
Heusinger berichtet; doch wurde trotz dieser belastenden Aussage gegen den ehe­
maligen Chef der Operationsabteilung keine Anklage erhoben. Heusingers Entlas­
sung aus der „Ehrenhaft" erfolgte Ende August189; er wurde „zu jeder Verwendung 
freigegeben"190. Im September fuhr er in das Hauptquartier des OKH, um sich bei 
Guderian zurückzumelden; anschließend empfing ihn Hitler, der ihm das „Verwun­
detenabzeichen 20. Juli 1944" überreichte, jenes Sonderabzeichen, das denjenigen 
Personen verliehen wurde, die durch das Attentat verletzt worden waren. Dieser 
Rehabilitierung folgte jedoch keine weitere Verwendung191. 

Während seiner Haftzeit schrieb Stieff ein Memorandum für Hitler192 und rech­
nete darin auf Grund seiner Kenntnisse über die militärische Entwicklung derart 
schonungslos mit dem Diktator ab, daß Litzenberg, der Vernehmungsbeamte, ihn 
fragte: „Sie wissen, was das bedeutet?" Stieff bejahte. Litzenberg: „Und Sie wollen 
trotzdem, daß ich es weitergebe?" Stieff bejahte auch diese Frage, und Litzenberg 
übergab die Ausarbeitung SS-Obergruppenführer Heinrich Müller, der die Denk­
schrift vermutlich an Himmler weiterleitete. Ungewiß ist, ob der Reichsführer SS 
das Memorandum, das bisher nicht aufgefunden wurde, tatsächlich Hitler gab. 
Nach Litzenbergs Aussage war der Inhalt so unerbittlich, daß Himmler vielleicht 
fürchtete, Hitler zu verärgern. Auf diese Denkschrift verwies Stieff vor dem Volks­
gerichtshof. Anfang August waren die Vernehmungen abgeschlossen193, auch die der 
übrigen Verschwörer. 

189 S. Anm. 183 mit entsprechenden Belegen. 
190 „Aus der Haft bei dem SD sind folgende bisher in den Listen II-IV enthaltenen Offiziere entlassen 

worden: [. . .] 
8.) Gen. Lt. Adolf Heusinger, geboren 4. 8.1897, Chef Op. Abt. zu jeder Verwendung freigegeben." 
R H 7/v. 30, fol. 46 [Ausfertigung], fol. 19 [Durchschrift]. 
„Die Offiziere von 9.)-25.) wurden am 14.9. [1944] dem Chef HPA [Heerespersonalamt] zur diszi­
plinaren bzw. beurteilungsmäßigen Behandlung übergeben. Bearbeitung erfolgt durch P 2." Vgl. 
BA/MA RH 7/v. 30, fol. 47 [Ausfertigung], fol. 20 [Durchschrift]. 

191 Heusinger, Befehl im Widerstreit, S. 365 ff. (Ende September 1944). Es war erwogen worden, Heu­
singer zum Chef des Kriegskarten- und Vermessungswesens zu bestellen (als Nachfolger des Gene­
ralleutnants Gerlach Hemmerich). Doch diese Absicht wurde als unangemessen verworfen. Gude­
rian hatte zuvor gesagt: „Ich kann ihm doch keine Division und kein Korps geben. So was kann er 
doch nicht führen." [Artikel:] Heusinger. Die tragische Laufbahn. In: Der Spiegel (Hamburg) 10 
(1956), Nr. 9,29. Februar 1956, S. 24-31, hier: S. 31; Aufzeichnung Heusingers, Die Vorgeschichte 
des 20. Juli 1944 vom O.K.H. aus gesehen, S. 22 (wie Anm. 35). Typoskript: Zeugen des Jahrhun­
derts. Adolf Heusinger im Gespräch mit Rudolf Woller. ZDF-Sendung am 25. Oktober 1982, 
B1.61f. 

192 Die nachstehenden Angaben sind einem Brief Werner Volkmars (o. D.) entnommen, den dieser 
nach einem Gespräch mit Kriminalrat Litzenberg Ili Stieff schrieb. Enthalten in: Niederschrift Ili 
Stieffs. Nachlaß Stieff N 114/4, Bl. 90 f., in: BA/MA. 

193 Am 28. Juli 1944 teilte das Heerespersonalamt - Ag P 2/Chefgruppe - der Gruppe P 3 eine Liste 
derjenigen Offiziere mit, „die zu den Vorfällen des 20. Juli 1944 vernommen werden und über die 
nicht verfügt werden kann". Vgl. BA/MA RH 7/v. 30, fol. 28. Stieffs Name findet sich unter Zif­
fer 14, in: RH 7/v. 30, fol. 27; Spiegelbild, Bd. I, S. 87-92 (28. Juli 1944). 
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Am Morgen des 2. August sah Fett, der gerade aus der Haft entlassen wurde, 
Stieff zum letzten Mal. Noch weitere Offiziere der Organisationsabteilung wären 
festgenommen worden, „wenn nicht der Oberstleutnant Fett verstanden hätte, das 
zu verhindern", wie ein Gestapobeamter bemerkte194. Die Begegnung mit Stieff, bei 
der auch Fellgiebel anwesend war, fand im Wasch- und Duschraum der Gestapo­
zentrale statt. „Stieff war gänzlich unverändert, frisch und ruhig, während Fellgiebel 
einen etwas nervösen Eindruck machte195." So schilderte Fett rückblickend diese 
Begegnung. 

Hitler empfand maßlosen Haß auf die „ganz kleine Clique ehrgeiziger, gewissen­
loser und zugleich verbrecherischer dummer Offiziere"196, die das Attentat verübt 
hatten oder an der Verschwörung beteiligt gewesen waren. Nach dem Anschlag 
hatte er geäußert: „Diesmal werde ich kurzen Prozeß machen. Diese Verbrecher 
sollen nicht vor ein Kriegsgericht, wo ihre Helfershelfer sitzen und wo man die Pro­
zesse verschleppt. Die werden aus der Wehrmacht ausgestoßen und kommen vor 
den Volksgerichtshof. Die sollen nicht die ehrliche Kugel bekommen, die sollen 
hängen wie gemeine Verräter! Ein Ehrengericht soll sie aus der Wehrmacht aussto­
ßen, dann kann ihnen als Zivilisten der Prozeß gemacht werden und sie beschmut­
zen nicht das Ansehen der Wehrmacht. Blitzschnell muß ihnen der Prozeß gemacht 
werden; sie dürfen gar nicht groß zu Wort kommen. Und innerhalb von zwei Stun­
den nach der Verkündung des Urteils muß es vollstreckt werden! Die müssen sofort 
hängen ohne jedes Erbarmen. Und das wichtigste ist, daß sie keine Zeit zu langen 
Reden erhalten dürfen. Aber der Freisler wird das schon machen. Das ist unser 
Wyschinski197." Und: „Ich will, daß sie gehängt werden, aufgehängt wie Schlacht­
vieh198." 

So geschah es denn auch. Hitler setzte einen „Ehrenhof des deutschen Heeres" 
ein199, dem Feldmarschall Gerd von Rundstedt vorsaß, der ehemalige Oberbefehls­
haber West. Auch Keitel und Guderian gehörten ihm an und andere Generale. Der 
Chef des Heerespersonalamtes, Generalleutnant Wilhelm Burgdorf, und sein Ver-

194 [Artikel:] Personal-Gutachter. Ein Brief von Frau Stieff. In: Der Spiegel (Hamburg) 10 (1956), 
Nr. 1, 4. Januar 1956, S. 10f., hier: S. l l . 

195 Zusammenstellung Ili Stieffs nach Angaben des Oberst d. G. a. D. Kurt Fett. Nachlaß Stieff 
N 114/4, Bl. 90, in: BA/MA; Ili Stieff an Ricarda Huch. Thalgau bei Salzburg, 13. Juli 1947, Bl. 2, 
in: Institut für Zeitgeschichte München, ZS/A 26/3. 

196 Rede Hitlers am 21. Juli gegen ein Uhr nachts. In: Bundeszentrale für Heimatdienst (Hrsg.), 20. Juli 
1944, S. 185f.; Zitat: S. 185. 

197 Zit. nach Zeller, Geist der Freiheit, S. 539 Anm. 11. Ohrenzeuge war Rittmeister d. Res. Dr. Wilhelm 
Scheidt, Adjutant des verwundeten Generalmajors Scherff, des Beauftragten Hitlers für die militäri­
sche Geschichtsschreibung. 

198 Zit. nach Fest, Hitler, S. 970. Ähnlich: Speer, Erinnerungen, S. 400 und Choltitz, Soldat unter Sol­
daten, S.223. 

199 Hierzu: Das Verzeichnis des „Ehrenhofes des Heeres" über die Offiziere, die am 4., 14., 24. August 
und 14. September 1944 von Hitler aus der Wehrmacht, nach Vorschlag des „Ehrenhofes", ausge­
stoßen wurden. In: Bundeszentrale für Heimatdienst (Hrsg.), 20. Juli 1944, S. 202-204; Aufstand 
des Gewissens, S. 188 f. (Faksimile der Liste). Die Liste in: BA/MA RH7/v . 30, fol. 1,2,31 und 38. 
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treter, Generalmajor Ernst Maisel, nahmen an den Sitzungen teil. Hitler stieß Gene­
ralmajor Hellmuth Stieff am 4. August auf Vorschlag des „Ehrenhofes" aus der Wehr­
macht aus, und mit ihm weitere sieben Gefährten und Freunde der letzten Jahre, alle 
einig in ihrer Opposition gegen den Diktator und sein Regime: Witzleben, Hoepner, 
Paul von Hase, Robert Bernardis, Klausing, Hagen und Peter Graf Yorck von War­
tenburg. Noch viele sollten folgen200. Keiner der Offiziere wurde vorgeführt oder 
erhielt sonst eine Gelegenheit, sich zu verteidigen. Es gab kein Verfahrensrecht. Hit­
ler war oberster Gerichtsherr. Dies war ein einmaliger und ungeheuerlicher Vorgang. 
Am 5./6. August veröffentlichte der „Völkische Beobachter" die Namen der Offi­
ziere : „Das Heer stößt die Verräter aus. Die Schuldigen dem Volksgerichtshof über­
geben" - so lauteten die Überschriften201. Jetzt waren Stieff und seine Kameraden 
keine Soldaten mehr; als Zivilisten wurden sie nun dem Volksgerichtshof, dessen Prä­
sident Roland Freisler hieß, als Angeklagte „übergeben". 

Die Verhandlung gegen die acht Verschwörer fand am 7. und 8. August im Gro­
ßen Saal des Kammergerichtsgebäudes in der Elsholtzstraße statt. Der Saal war mit 
einer Büste Hitlers und Hakenkreuzfahnen dekoriert. Hitler und Goebbels wollten 
diesen Prozeß zu einem Schauprozeß machen. Der Saal war mit Zuschauern dicht 
gefüllt, vor allem mit Offizieren, Angehörigen der SS und der SA, Parteifunktionä­
ren und Beamten. Der Prozeßverlauf wurde gefilmt, und Reichsstenographen nah­
men ihn auf202. 

Polizeibeamte führten am 7. August um 8.30 Uhr die acht Angeklagten durch eine 
Seitentür in den Saal. In Doppelreihen nahmen sie an der Längsseite Platz. Unifor­
men durften sie nicht mehr tragen. Jetzt trugen sie Handfesseln, eine schäbige Klei­
dung ohne Schlips und Hosenträger, Hoepner eine Strickjacke. Das Regime wollte 
sie auch äußerlich als Verbrecher kennzeichnen. Wenige Minuten später betrat 
Freisler den Raum. Denn dies war seine Stunde. Jetzt konnte er, der ehemalige 
Kommunist, endlich beweisen, daß er Nationalsozialist war. Nach ihm erschien der 
Vertreter der Anklage, Oberreichsanwalt Ernst Lautz. Links und rechts neben dem 
Präsidenten nahmen die Richter des ersten Senats ihre Plätze ein. General der 
Infanterie Hermann Reinecke, Chef des NS-Führungsstabes im OKW, war einer 
der Beisitzer. Vor den Angeklagten saßen die acht Pflichtverteidiger. 

Um neun Uhr eröffnete Freisler die Verhandlung. Er rief die Verschwörer auf und 
stellte ihre Personalien fest. Danach verlas Lautz die Anklage. Und dann überhäufte 
Freisler die acht Angeklagten mit Schmähungen, verhöhnte sie und brüllte sie nie­
der. Er mißachtete ihre Würde und erstickte jede Erklärung. Brutalität und Sarkas-
mus beherrschten diesen Schauprozeß. Freisler: „Unsere Aufgabe ist es heute, fest­
zustellen, was sie getan haben, und dann unserem deutschen Rechtsempfinden 

200 Insgesamt55 Offiziere: Bundeszentrale für Heimatdienst (Hrsg.), 20. Juli 1944, S.202ff. 
201 Faksimile dieser Ausgabe: Auf stand des Gewissens, S. 193. 
202 Zum Volksgerichtshof: William Sweet, The Volksgerichtshof: 1934-45. In: The Journal of Modern 

History 46 (1974), S. 314-329; Walter Wagner, Der Volksgerichtshof im nationalsozialistischen 
Staat, Stuttgart 1974, S. 660-699, hier: S. 670-682; Hannsjoachim W. Koch, Der Volksgerichtshof 
1935-1944, München 1987. 
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entsprechend ein Urteil zu fällen203." Er versuchte, den Anschein zu erwecken, als 
ob er den Fall nüchtern und unvoreingenommen prüfen und nur auf Grund des 
Ergebnisses der Hauptverhandlung beurteilen werde; auch tat er so, als ob er über­
haupt erst durch die Anklage Näheres über die Verschwörung erführe. Andererseits 
eröffnete er den Angeklagten sogleich, er werde sich mit ihrem Werdegang nur 
befassen, wenn sich herausstellen sollte, daß sie die Taten, die unter Anklage gestellt 
seien, nicht begangen hätten; es gäbe nämlich „Taten derart grausigen Verrates"204, 
daß vor ihnen alles, was jemand vorher im Leben getan habe, verlösche; dann könne 
auch das Vorleben des Angeklagten nicht mehr interessieren. 

Dies war freilich bloße Propaganda. Bei der Vernehmung der einzelnen Ange­
klagten ging Freisler „auf seine Art" sehr wohl auf ihren Lebenslauf ein. Er hielt sich 
aber bei den Vernehmungen weder an die Reihenfolge noch an die Darstellung der 
Anklage, und es war Gerede, wenn er auf die „große Bedeutung"205 der Anklage 
hinwies, die man den Angeklagten und den Verteidigern im übrigen erst unmittelbar 
vor dem Prozeßtag zugestellt hatte; eine Vorbereitung auf die Verhandlung war 
nicht möglich gewesen. Freisler beschimpfte die Angeklagten als Lumpen, Mörder, 
Verräter, Ehrgeizlinge und Esel, nannte ihr Auftreten „jämmerlich", „unverschämt" 
und „frech". Besonders hatte er es auf Witzleben, Hoepner und Stieff abgesehen. 
Zuerst wurde Stieff vernommen. Freisler bezeichnete Stauffenberg als „Mörder" 
und „Mordbube"206. Auf die Motive ihres Handelns wie Vaterlandsliebe und tiefes 
Verantwortungsgefühl durften die Verschwörer nicht eingehen. Ansätze wurden 
durch Freisler niedergebrüllt. Trotzdem gelang es Stieff einmal, „Für Deutschland!" 
zu sagen. Aber Freislers Begriff von Deutschland war anders: „Für Deutschland? Es 
ist eine Schande, daß Sie sich nicht schämen, das zum Ausdruck zu bringen, da ich 
Ihnen vorhin schon mehrfach gesagt habe, wie es mit Deutschland ist. Unser Führer 
ist Deutschland, und wir sind seine Gefolgsmannen207." Seine Vaterlandsliebe und 
sein Gefühl der Verantwortung für sein Volk und nicht zuletzt für die Soldaten 
waren indes tatsächlich Stieffs Motive für seinen Widerstand, nicht etwa ein Drang 
nach Aktivität, wie Heusinger meinte208. Nach Abschluß der Vernehmungen plä­
dierte Lautz für die Anklage209. Er verdrehte die Beweggründe der vor Gericht 
gestellten Patrioten und suchte sie lächerlich zu machen. Sein Antrag lautete: Todes­
strafe210. Stieff selbst bat in seinem Schlußwort um Tod durch Erschießen211. Der 
erste Verhandlungstag endete um 21.30 Uhr. 

203 Verhandlungen vor dem Volksgerichtshof . . . (wie Anm. 13). In: IMT, Bd. XXXIII, S. 300-530, 
hier: S. 302. 

204 Ebenda, S. 303. 
205 Ebenda. 
206 Ebenda, S. 309 f. 
207 Ebenda, S. 322. 
208 S. Anm. 186. 
209 IMT, Bd. XXXIII, S. 442-453. 
210 Ebenda, S. 452. 
211 Ebenda, S. 477. 
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Am folgenden Tag, dem 8. August, wurde um 9 Uhr die Verhandlung fortgesetzt. 
Nochmals wurde Witzleben vernommen. Es folgte die Vernehmung des General­
leutnants a. D. Paul von Hase. Dann kamen die Plädoyers der Verteidiger, die an 
den Antrag gebunden waren: Tod durch den Strang212. Die Verhandlung wurde 
danach unterbrochen. Während der „Beratung des Gerichts" erhielten die Ange­
klagten Gelegenheit, Abschiedsbriefe zu schreiben213. Bedingung war freilich das 
Eingeständnis ihrer Schuld. Stieff wußte, daß der Brief an seine Frau „von strengen 
Augen gelesen würde"214, weshalb er sich um Formulierungen bemühte, die Ili Stieff 
schon richtig verstehen würde: „Du weißt, daß ich nicht [aus] schlechtem Willen 
gehandelt habe, auch wenn der Schein jetzt gegen mich steht215." Nach 16 Uhr ver­
kündete Freisler das Urteil, nachdem er die Angeklagten namentlich als „eidbrü­
chige, ehrlose Ehrgeizlinge"216 und als „acht von jenen Lumpen"217 bezeichnet hatte. 
Das Urteil lautete: Tod durch den Strang218. Um 16.30 Uhr endete die Verhandlung. 

Sofort wurden die Verurteilten in die Strafanstalt Berlin-Plötzensee, Königs­
damm 7, gebracht. Hitler hatte gefordert, das Urteil zwei Stunden nach Verkün­
dung zu vollstrecken. Ausdrücklich hatte er verboten, den Verurteilten geistlichen 
Beistand zu gewähren. Trotzdem konvertierte Stieff in der Todeszelle zum katholi­
schen Glauben, wie er es in seinem Abschiedsbrief gewünscht hatte. Im Glauben sei­
ner Frau wollte er sterben. Pfarrer Peter Buchholz, der Gefängnisgeistliche, erfüllte 
ihm seinen Wunsch219. Um 17.34 Uhr wurde Hellmuth Stieff hingerichtet. 

Stieff hatte seinen Tod früh vorausgeahnt, ja erhofft. Am 10. Januar 1942 hatte er 
geschrieben: „Wir alle haben so viele Schuld auf uns geladen - denn wir sind ja mit­
verantwortlich, daß ich in diesem einbrechenden Strafgericht nur eine gerechte 
Sühne für alle die Schandtaten sehe, die wir Deutschen in den letzten Jahren began­
gen bzw. geduldet haben. Im Grunde genommen befriedigt es mich zu sehen, daß es 
doch eine ausgleichende Gerechtigkeit auf der Welt gibt. Und wenn ich ihr selbst 
zum Opfer fallen sollte. Ich bin dieses Schreckens ohne Ende müde220." 

212 Ebenda, S. 496 f. 
213 Spiegelbild, Bd. II, S. 789-800 (Nr. 82-91). 
214 Ili Stieff an Ricarda Huch. Thalgau bei Salzburg, 13. Juli 1947, Bl. 1, in: Institut für Zeitgeschichte 

München, ZS/A 26/3. 
215 Brief Nr. 110 vom 8. August 1944. 
216 IMT, Bd. XXXIII, S. 510. 
217 Ebenda, S. 511. 
218 Ebenda, S. 529. 
219 Pfarrer Peter Buchholz an Ili Stieff. Düsseldorf, 14. Februar 1947. Nachlaß Stieff N 114/4, B1.93f. 

(Abschrift), in: BA/MA. Zu Plötzensee: Harald Poelchau, Die letzten Stunden. Erinnerungen eines 
Gefängnispfarrers, aufgez. von Graf Alexander Stenbock-Ferraor, Berlin 1949, S. 105 f.; Victor von 
Gostomski [und] Walter Loch, Der Tod von Plötzensee. Erinnerungen, Ereignisse, Dokumente. 
1942-1945, Freising 1968, S. 184-187. 

220 Brief Nr. 85 vom 10. Januar 1942. 



N O R B E R T HAASE 

AUS DER PRAXIS DES REICHSKRIEGSGERICHTS 

Neue Dokumente zur Militärgerichtsbarkeit im Zweiten Weltkrieg 

Eine Geschichte des Reichskriegsgerichts (RKG) als des höchsten Wehrmachtge­
richts der NS-Zeit ist aufgrund des diffizilen Quellenlage bis heute nicht geschrie­
ben1. Obschon eine Analyse begrenzter Quellenbestände möglich gewesen wäre, ist 
der Ertrag bisheriger Forschungen eher dürftig. Die Untätigkeit der historischen 
Forschung deckte sich lange Jahre mit dem Bedürfnis der beteiligten Justizpersonen, 
denen an einer Aufarbeitung ihres eigenen Wirkens nicht gelegen war. Sie erklärten 
- beinahe vier Jahrzehnte unwidersprochen - die deutsche Militärjustiz in der Zeit 
des Nationalsozialismus pauschal zur Bastion richterlicher Rechtschaffenheit im 
Unrechtsstaat2. 

Nachfolgend soll neben einer kurzen Forschungsbilanz ein Überblick über die 
verfügbaren Quellen zur Geschichte des Reichskriegsgerichts gegeben und anhand 
der jetzt in Prag aufgefundenen Unterlagen dessen Judikatur näher qualifiziert und 
quantifiziert werden. Darüber hinaus sollen anhand einschlägiger Beispiele die Rolle 
des RKG bei der Verfolgung des Widerstandes gegen das NS-Regime sowie bislang 
unbekannte Sachverhalte zur Geschichte des Widerstandes und seiner Randformen 
beleuchtet werden. Eine umfassende rechtshistorische Untersuchung der Judikatur 
des RKG, die auch weitere Archivunterlagen auf dem Gebiete der ehemaligen DDR 
berücksichtigen müßte, muß ausführlicheren Studien überlassen bleiben. 

1 Neben den Nachlässen und Personalakten ehemaliger Angehöriger des RKG, ihren Aussagen im 
Nürnberger OKW-Prozeß, den vereinzelten Biographien der Opfer sowie Zeitschriftenliteratur 
der NS-Zeit harren eine Vielzahl von Entschädigungsakten der Aufarbeitung. Die veröffentlichte 
Entscheidungssammlung ermöglicht einen Überblick über die Judikatur des RKG zumindest bis 
1941. Vgl. Entscheidungen des Reichskriegsgerichts und des Wehrmachtdienststrafhofs. Herausge­
geben von Angehörigen des Reichskriegsgerichts, Band I und II, Berlin 1940, 1943. Im Bundesar­
chiv-Militärarchiv und der Zentralnachweisstelle befanden sich bis zum 2. Oktober 1990 lediglich 
zu vereinzelten RKG-Verfahren Anklageschriften oder Urteilsbegründungen (vgl. BA/MA-RW 11 
II sowie BA/ZNS-Reichskriegsgericht). 

2 Noch 1986 hat die Bundesregierung in einer offiziellen Stellungnahme die Auffassung vertreten, 
daß kriegsgerichtliche Verurteilungen wegen Kriegsdienstverweigerung, Fahnenflucht und Zerset­
zung der Wehrkraft „im allgemeinen nicht gegen rechtsstaatliche Grundsätze verstoßen" hätten; 
BT-Drucksache 10/6287 vom 31. 10. 1986, S: 39ff. 
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„Weiße Flecken" in der historischen Aufarbeitung der NS-Zeit: Forschungen zur 
Geschichte des Reichskriegsgerichts 

Bis in die achtziger Jahre mußte, wer sich von der Geschichte der Militärjustiz und 
insbesondere des Reichskriegsgerichts ein Bild machen wollte, auf ein „Standard­
werk" zurückgreifen, das mit dem Mittel der Verfälschung und Entstellung nicht 
zimperlich umging. Mit Otto Peter Schweling und Erich Schwinge hatten sich ehe­
malige Kriegsrichter selbst um die Darstellung der Geschichte der NS-Militärge-
richtsbarkeit bemüht3. Bei dem Marburger Jura-Professor Erich Schwinge handelte 
es sich um keinen geringeren als den „Chefideologen" einer rigorosen Abschrek-
kungsjustiz, der sich als Verfasser des maßgeblichen Kommentars zum Militärstraf­
recht in der NS-Zeit einen Namen gemacht hatte4. 

Autor und Herausgeber dieses Buches, einer „Kameradschaftsarbeit" ehemaliger 
Kriegsrichter, folgten in ihrer Darstellung des RKG und seiner Richterschaft den im 
Jahre 1956 schriftlich niedergelegten „Erinnerungen" des ehemaligen, zwischen 
1939 und 1944 amtierenden RKG-Präsidenten Admiral Max Bastian5. Nach dessen 
Selbsteinschätzung, die mit der weitverbreiteten Apologetik ehemaliger Juristen der 
NS-Zeit, insbesondere den Vertretern der Wehrmachtjustiz, korrespondierte, sei die 
Judikatur des RKG grundsätzlich von „Behutsamkeit", „Rücksicht" und „Verant­
wortung" geprägt gewesen. Der § 5 der Kriegssonderstrafrechtsverordnung 
(KSSVO), der „Wehrkraftzersetzungs"-Paragraph, sei mit „weitestgehendem Ver­
ständnis" angewandt worden, das RKG hätte „niemals Abschreckungsurteile" aus­
gesprochen. „Die persönliche innere Unabhängigkeit in der Urteilsfindung und -fäl-
lung", so Bastian, „blieb gewahrt, und kein Richter hätte sich jemals einem 
Gewissenszwang unterworfen, daran ist kein Zweifel möglich, und jeder von ihnen 
wäre lieber in eine noch so schmerzliche Verbannung gegangen, als daß er sich in 
Gegensatz zu Eid, Gewissen und ethischen Grundsätzen gesetzt hätte"6. Jegliche 
Konzession des RKG an den Nationalsozialismus stellte Bastian in Abrede7. Die 

3 Vgl. Otto Peter Schweling, Die deutsche Militärjustiz in der Zeit des Nationalsozialismus. Heraus­
gegeben und eingeleitet von Erich Schwinge, Marburg 1977; Manfred Messerschmidt/ Fritz Wüll-
ner, Die Wehrmachtjustiz im Dienste des Nationalsozialismus. Zerstörung einer Legende,. Baden-
Baden 1987; Erich Schwinge, Verfälschung und Wahrheit. Das Bild der Wehrmachtgerichtsbarkeit, 
Tübingen 1988; Fritz Wüllner, Die NS-Militärjustiz und das Elend der Geschichtsschreibung. Ein 
grundlegender Forschungsbericht, Baden-Baden 1991. Zur Kontroverse um die Veröffentlichung 
des Schweling-Manuskripts vgl. Karl Dietrich Erdmann, Zeitgeschichte, Militärjustiz und Völker­
recht. Zu einer aktuellen Kontroverse, in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 30 (1979), 
Heft 3, S. 129 ff. 

4 Vgl. Detlef Garbe, In jedem Einzelfall . . . bis zur Todesstrafe. Der Militärstrafrechtler Erich 
Schwinge. Ein deutsches Juristenleben, Hamburg 1989. 

5 Lebenserinnerungen 1. 9. 1939-20. 10. 1945. Aufzeichnungen des Admirals a. D. Max Bastian, BA/ 
MA-N 192/1. 

6 Ebenda, S. 31. 
7 Ebenda, S. 56 f. Neben Bastian stellte der RKG-Richter Otto Barwinski, der als in politische 

Bedrängnis geratener Zivilrichter zum RKG fand, in seinen Erinnerungen das RKG ebenfalls als 
Hort der Rechtsstaatlichkeit dar und verschwieg seine eigene Beteiligung an der Verhängung einer 
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politisch-moralisch zweifelhafte Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes zur Wie­
dergutmachung für die Opfer der Wehrmachtjustiz diente Schweling/Schwinge als 
Argumentationshilfe. Es wurde der Charakter der Rechtsstaatlichkeit der KSSVO 
unterstrichen und die Bilanz der NS-Kriegsgerichtsbarkeit durch manipulierte inter­
nationale Vergleiche mit Todesurteilsbilanzen der alliierten Kriegsgegner relativiert. 
Der Darstellung Bastians folgend, behaupteten sie, die RKG-Senate hätten sich stets 
für eine humanere Lösung bei den Zeugen Jehovas eingesetzt und den Versuch 
unternommen, „der Fälle menschlich Herr zu werden". Durch die Annahme „min­
der schwerer Fälle" sei häufig die Todesstrafe umgangen worden. Unter Berufung 
auf Aussagen ehemaliger Beschuldigter in RKG-Verfahren wurde zudem die vor­
bildliche Verhandlungsführung und Wahrung juristischer Formen hervorgehoben. 
Die solcher Darstellung gegenüber gebotene Skepsis ist, wie kritische Überprü­
fungen belegen, auch bei den „Zeitzeugen" von RKG-Verfahren angebracht. So 
konnte beispielsweise nachgewiesen werden, daß ehemalige Pflichtverteidiger in 
Prozessen vor dem RKG in ihren Nachkriegserinnerungen die Unwahrheit verbrei­
tet hatten8. 

Systematische Untersuchungen zur Tätigkeit der Kriegsgerichte im Nationalso­
zialismus gibt es bisher nicht. Lediglich Regionalstudien und Einzeldarstellungen 
haben in den letzten Jahren versucht, sich der Geschichte der Militärjustiz und ihrer 
Opfer zu widmen9. Dagegen haben eingehendere Darstellungen seriöser Forschung 
zu Einzelverfahren vor dem RKG Eingang in das wissenschaftliche Schrifttum 
gefunden10. Detlef Garbe hat in seiner Dissertation über die Zeugen Jehovas im 
Dritten Reich der Kriegsdienstverweigerung dieser religiösen Glaubensgemeinschaft 

beträchtlichen Anzahl von Todesurteilen; vgl. Otto Barwinski, Meine Erlebnisse und Erfahrungen 
als Richter unter dem Nationalsozialismus, BA/MA-N 416/1. Messerschmidt/Wüllner, Wehr­
machtjustiz, S. 178, bezeichnen auch den Chef der Luftwaffenjustiz von Hammerstein in seiner 
Eigenschaft als Zeitzeuge als „wenig zuverlässig". 

8 Vgl. Erna Putz, Franz Jägerstätter, „. . . besser die Hände als der Wille gefesselt...", Linz 1985, 
S. 233 f.; Hubert Rottleuthner, Wer war Dietrich Wilde alias Dietrich Güstrow?, in: Kritische Justiz, 
Heft 1/1988, S. 81 ff.; Hubert Rottleuthner/Johannes Tuchel, Wer war Dietrich Güstrow alias 
Dietrich Wilde? Ein Nachtrag, in: Kritische Justiz, Heft 1/1991, S. 76 ff. 

9 Vgl. Jörg Kammler, Ich habe die Metzelei satt und laufe über. . . Kasseler Soldaten zwischen Wider­
stand und Verweigerung (1939-1945), Fuldabrück 1985; ferner die vom Dokumentations- und 
Informationszentrum Emslandlager herausgegebenen Schriftenreihe, deren erste drei Bände inzwi­
schen erschienen sind: Hans Frese, „Bremsklötze am Siegeswagen der Nation". Erinnerungen eines 
Deserteurs an Militärgefängnisse, Zuchthäuser und Moorlager 1941-1945. Hrsg. und mit ergän­
zenden Beiträgen von Fietje Ausländer und Norbert Haase, Bremen 1989; Fietje Ausländer (Hrsg.), 
Verräter oder Vorbilder? Deserteure und ungehorsame Soldaten im Nationalsozialismus, Bre­
men 1990; Günter Fahle, Verweigern, Weglaufen, Zersetzen. Deutsche Militärjustiz und ungehor­
same Soldaten 1939-1945. Das Beispiel Ems-Jade, Bremen 1990. 

10 Vgl. Graf Johann Adolf Kielmannsegg, Der Fritsch-Prozeß 1938. Ablauf und Hintergründe, Ham­
burg 1949; Jürgen Schmädeke, Die Blomberg-Fritsch-Krise: Vom Widerspruch zum Widerstand, 
in: Der Widerstand gegen den Nationalsozialismus. Die deutsche Gesellschaft und der Widerstand 
gegen Hitler. Herausgegeben von Jürgen Schmädeke und Peter Steinbach, München 1985, 
S. 368 ff. 
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und deren Verfolgung durch das RKG und andere Wehrmachtgerichte ein umfang­
reiches Kapitel gewidmet. Auf der Grundlage der Wehrmachtkriminalstatistik und 
unter Berücksichtigung verschiedener Karteien und Verzeichnisse über vollstreckte 
Todesurteile kommt Garbe zu einer zuverlässigen quantitativen Einschätzung der 
Judikatur des RKG11. Manfred Messerschmidt und Fritz Wüllner, deren Studie zur 
Wehrmachtjustiz ganz im Zeichen einer kritischen Auseinandersetzung mit Schwe-
ling/Schwinge steht, konnten diesbezüglich nur wenige Ergebnisse zu Tage fördern. 
Ihnen gelang aber eine qualitative Einschätzung der Rechtsprechung in Verfahren 
wegen Wehrkraftzersetzung (der Fallgruppe § 5 Abs. 1 Ziff. 3 KSSVO), die bis Sep­
tember 1944 im Bereich der Militärjustiz ausschließlich dem RKG zur Aburteilung 
vorbehalten waren; danach wurde eine „dezentrale Lösung" verfügt12. Insbesondere 
behandelten sie die Entscheidungspraxis des RKG in bezug auf sogenannte „minder 
schwere Fälle" sowie die extensive Auslegung des Öffentlichkeitsbegriffs bei soge­
nannten „wehrkraftzersetzenden" Äußerungen13. Erst kürzlich hat Manfred Mes­
serschmidt im Rahmen einer Auseinandersetzung, die um eine Gedenktafel für die 
RKG-Opfer vor dem ehemaligen Gerichtsgebäude in Berlin entbrannt war, die 
Quellenlage zur Geschichte des RKG neu bilanziert14. Messerschmidt hat dabei 
nicht nur auf den Unrechtscharakter von Urteilen gegen Zeugen Jehovas als Kriegs­
dienstverweigerer, gegen österreichische Kommunisten, ausländische „Nacht- und-
Nebel"-Gefangene oder in bezug auf die Anwendung des „Blutschutzgesetzes" hin­
gewiesen, sondern vor allem die in einem mittelbaren Zusammenhang mit der 

11 Detlef Garbe, Zwischen Widerstand und Martyrium. Die Zeugen Jehovas im Dritten Reich, (Diss.) 
Hamburg 1990, S. 493, Anm. 227. 

12 Vgl. Messerschmidt/Wüllner, Wehrmachtjustiz, S. 108 ff. 
13 Im Falle verminderter Zurechnungsfähigkeit nach § 51 Abs. 2 RStGB oder anderer subjektiver und 

objektiver Umstände konnte bei Annahme eines „minder schweren Falles" (§ 5 Abs. 2 KSSVO) die 
Strafe gemildert werden. Doch das RKG wollte diese Regelungen auf besondere Ausnahmefälle 
beschränkt wissen und bestand auf der Priorität der „Kriegsnotwendigkeiten", die „in der gegen­
wärtigen Lage Deutschlands" vorgingen. Vgl. Messerschmidt/Wüllner, Wehrmachtjustiz, 
S. 149 ff.; insbesondere auch Manfred Messerschmidt, Deutsche Militärgerichtsbarkeit im Zweiten 
Weltkrieg, in: Die Freiheit des Anderen. Festschrift für Martin Hirsch. Hrsg. v. Adalbert Podlech, 
Helmut Simon und Hans Jochen Vogel, Baden-Baden 1981, S. 140. In seiner Entscheidungspraxis 
in bezug auf den „Öffentlichkeitsbegriff" im § 5 Abs. 1 Ziff. 1 KSSVO hat das RKG großen Einfluß 
auf die Rechtsprechung anderer Kriegsgerichte ausgeübt. Der 1. Senat ging in einer Entscheidung 
vom 2. 4. 1940 über die gesetzliche Bestimmung hinaus, wonach öffentliche Äußerungen defaitisti-
scher oder kritischer Art mit dem Tode bedroht waren. Um ein „tatkräftiges Durchgreifen des Staa­
tes gegen wehrkraftzersetzende Äußerungen innerhalb der Bevölkerung" durchsetzen zu können, 
wurde der Begriff „Öffentlichkeit" auf jegliche geschlossene Gemeinschaft, Familie, Ehepaar usw. 
angewandt. Zu der hierüber geführten Kontroverse unter Militärjuristen vgl. Garbe, In jedem Ein­
zelfall..., S. 52 ff. 

14 Vgl. Manfred Messerschmidt, Zur Rechtsprechung des Reichskriegsgerichts, in: Berliner Anwalts­
blatt, Heft 7-8/1990, S. 207 ff, und Heft 9/1990, S. 250ff. Zur aktuellen Diskussion vgl. Norbert 
Haase, Berlin-Charlottenburg, Witzlebenstraße 4-10. Anmerkungen zur Auseinandersetzung 
um eine Gedenktafel für die Opfer des Reichskriegsgerichts, in: Dachauer Hefte, Nr. 6, 1990, 
S. 205 ff. 
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Rechtsprechung des RKG stehenden Rechtsauffassungen und Traditionen der Juri­
stengeneration der Weltkriege erörtert. Die aktiven, führenden Militärjuristen am 
RKG und die dort tätigen Angehörigen der Generalität als Beisitzer und Gerichts­
herren hätten das „neue Rechtsdenken" der Strafrechtswissenschaft perfekt in grau­
same Realität umgesetzt. 

Messerschmidt/Wüllner haben wohl zu Recht den „Haß Hitlers auf die Wehr­
machtgerichtsbarkeit" - so der ehemalige Chef der Luftwaffenjustiz von Hammer­
stein - relativiert, da hierfür bislang eindeutige Belege fehlten15. Die beiden Autoren 
gingen indes davon aus (auch wenn auf „Führerbefehl" im September 1943 ein Son­
derstandgericht für politische Strafsachen beim RKG eingerichtet wurde16), daß die 
Wehrmacht Ende 1944, also nach dem 20. Juli, das Feld geräumt und ihren Jurisdik­
tionsanspruch aufgegeben hätte. Denn einem „Führererlaß" zufolge wurden durch 
einen speziell hierfür eingerichteten „Ehrenhof" der Wehrmacht am Anschlag Betei­
ligte aus der Wehrmacht ausgestoßen, um die sofortige Säuberungsaktion durch den 
Volksgerichtshof abschließen zu lassen17. So lautet denn das Fazit beider Autoren 
für die Einschätzung der Wehrmachtjustiz als ganzes: sie habe das NS-Regime sta­
bilisiert, die Unrechtsurteile müßten heute generell für nichtig erklärt werden. Auch 
Thesen, die das RKG als Garanten rechtsstaatlicher Prinzipien im Unrechtsstaat 
hinstellen wollen, werden sich nach einer systematischen Analyse der nunmehr in 
der Tschechoslowakei aufgefundenen RKG-Akten höchstwahrscheinlich nicht auf­
rechterhalten lassen. 

Der Bestand „Reichskriegsgericht" (tschech.: „Rissky válecny soud") im Archiv 
des Militärhistorischen Instituts in Prag konnte im Rahmen der Recherchen des 
Verfassers zur Geschichte der Kriegsdienstverweigerung, des Widerstandes von Sol­
daten und der Militärjustiz im „Dritten Reich" erstmals wissenschaftlich benutzt 
werden18. Nach einem Hinweis aus dem Nachlaß des ehemaligen RKG-Präsidenten 
Bastian seien die Akten des RKG 1945 in Torgau „restlos verbrannt" - eine bewußte 
Verwischung der Spuren also19. Daß dem nicht so war, geht aus dem Kriegsreiseta­
gebuch des RKG hervor, wonach das RKG am 14./15. April das zum „festen Platz" 
erklärte Torgau räumte und sich in Richtung Süden absetzte. Dieser Räumungs­
transport führte über Dresden an Prag vorbei in Richtung „Alpenfestung". Zwar 
wurden beispielsweise am 21.4. 1945 zwischen Klattau (Klatovy) und Bayrisch-
Eisenstein wie auch schon zuvor Geheimakten des RKG verbrannt, „nicht verbrannt 
(wurden jedoch) Strafprozeßliste, Vollstreckungsliste, Urteilssammlung"20. Während 
sich das Personal des RKG Anfang Mai 1945 größtenteils im Raum Passau aufhielt, 
verblieb ein Restkommando mit den restlichen Aktenbeständen im Schloßgut Kund-

15 Vgl. Messerschmidt/Wüllner, Wehrmachtjustiz, S. 179 f. 
16 Ebenda, S. 136. 
17 Ebenda, S. 200 ff. 
18 Militärhistorisches Archiv Prag, Bestand Reichskriegsgericht (künftig: MHA Prag, RKG). 
19 Vgl. die Aufzeichnungen Bastians; BA/MA-N 192/2, Bl. 175. 
20 MHA Prag, RKG: Karton 13, Kriegsreisetagebuch des RKG. 14.4.-5.5. 1945. 
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ratitz (Kundratice) auf dem Gebiet der Tschechoslowakei, wo es am 5. Mai 1945 in 
die Hände tschechischer Partisanenverbände geriet21. 

Findmittel liegen für den im wesentlichen überschaubaren Bestand nicht vor, eine 
wissenschaftliche Bearbeitung der RKG-Akten ist dadurch nur geringfügig 
erschwert. Der Bestand „Reichskriegsgericht" enthält im einzelnen sieben Kartons 
mit fragmentarischen geordneten Verfahrensakten, Anklageschriften und Urteilen 
aus den Jahren 1941-1945. Den bei weitem größten Umfang nimmt die in neun 
Aktenordnern zusammengefaßte Entscheidungssammlung mit Urteilsabdrucken aus 
den Jahren 1937 bis 1945 ein. Darin sind die Entscheidungen des RKG aus den Jah­
ren 1942 und 1943 beinahe vollständig dokumentiert. Erhalten sind ferner 44 Straf­
verfahrens- bzw. Vollstreckungslisten des RKG und der ihm untergeordneten 
Anklagebehörde, der Reichskriegsanwaltschaft, aus den Jahren 1936 bis 1945. Dar­
über hinaus verwahrt das Militärhistorische Archiv völlig ungeordnet in 77 Kartons 
Generalakten des RKG, darunter Schriftwechselakten, Bestimmungsakten der ein­
zelnen Senate, Akten über jegliche Geschäftstätigkeit inklusive den inneren Dienst 
betreffende Angelegenheiten sowie Personalakten der Richter, Offiziere und Ange­
stellten beim RKG22. 

Zur Judikatur des Reichskriegsgerichts im Zweiten Weltkrieg: Konkordanz mit „der 
Willensmeinung des Führers" 

Nach seiner „Wiedererrichtung" im Oktober 1936 als Nachfolgeinstitution des kai­
serlichen Reichsmilitärgerichts in dessen vormaligem Gebäude in Berlin-Charlotten­
burg war das RKG bis Kriegsbeginn Rechtsmittelinstanz innerhalb der Wehrmacht-
justiz. Es entschied darüber hinaus in erster und letzter Instanz in Fällen von Hoch-
und Landesverrat. Mit dem Inkrafttreten der Kriegsstrafverfahrensordnung 
(KStVO) am 26. August 1939 änderten sich einige Zuständigkeiten des Gerichts23. 
So war das RKG nach § 14 KStVO nunmehr zuständig in Fällen 

21 Dieser Sachverhalt deckt sich zum Teil mit der Mitteilung des Generalrichters beim RKG Dr. Block, 
der sich seinerseits auf den Luftwaffen-Generalrichter Dr. Schreiber beruft, welcher das Restkom­
mando leitete. Vgl. Eberhard Einbeck, Das Exempel Graf Sponeck. Ein Beitrag zum Thema Hitler 
und die Generale, Bremen 1970, S. 73 f., Anm. 42. 

22 Mitte der achtziger Jahre wurde aufgrund einer Ministervereinbarung der DDR und der CSSR zwi­
schen dem Militärarchiv Potsdam und dem Militärhistorischen Institut Prag die Übereinkunft 
getroffen, Archivbestände aus dem Zweiten Weltkrieg zugänglich zu machen. In diesem Zusam­
menhang konnten in den Jahren 1987/88 auch die Bestände des Reichskriegsgerichts verfilmt wer­
den. Aus technischen Gründen wurde diese Verfilmung von der Abteilung „Aufklärung und Verfol­
gung von Nazi- und Kriegsverbrechen" des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR 
durchgeführt. Folglich stehen Mikrofilmkopien von ca. 90 Prozent des Prager RKG-Bestandes 
heute sowohl im Bundesarchiv-Abteilungen Potsdam, Dokumentationszentrale Berlin (Signaturen 
M 986 bis M 1039) sowie im Bundesarchiv-Militärarchiv zur Verfügung. Zu berücksichtigen wären 
hier ferner einzelne Verfahrensakten und Fragmente (ca. achtzig Akten), die sich nach 1945 auf dem 
Gebiet der SBZ/DDR befunden haben. 

23 Vgl. Verordnung über das militärische Strafverfahren im Kriege und bei besonderem Einsatz 
(Kriegssonderstrafrechtsverordnung KStVO) vom 17. 8. 1938; RGBl. 1939 I, S. 1457. 
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- des Hochverrats (§§ 80-84 RStGB); 
- des Landesverrats (§§ 89-92 RStGB); 
- des Kriegsverrats (§§ 57, 59, 60 MStGB); 
- des Angriffs auf den Führer und Reichskanzler (§ 94 Abs. 1 RStGB); 
- der Verbrechen nach § 5 Nr. 1 der Verordnung des Reichspräsidenten zum 

Schutz von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 (RGBl. I, 1933, S. 83.); 
- der Wehrmittelbeschädigung (§ 143a Abs. 4 RStGB) sowie der Nichtanzeige die­

ser Straftaten (§ 139 Abs. 2 RStGB); 
- der Zuwiderhandlung gegen das Gesetz über die Wirtschaftssabotage (RGBl. I, 

1936, S. 999); 
- der Zersetzung der Wehrkraft (§ 5 KSSVO). 

Die Zuständigkeit des RKG erstreckte sich ferner auf Strafverfahren gegen Offi­
ziere und Wehrmachtbeamte im Generals- oder Admiralsrang wegen aller strafba­
ren Handlungen. 

Nacheinander standen an der Spitze des RKG General der Artillerie Walter 
Heitz, Admiral Max Bastian und General der Infanterie Hans-Karl von Scheele. 
Bastian füllte dieses Amt - von September 1939 bis November 1944 - bei weitem 
am längsten aus. Der Präsident des RKG war zugleich dessen Gerichtsherr, hatte 
demnach das Recht der Bestätigung und Aufhebung von Urteilen, sofern sich Hitler 
dies, wie etwa bei Todesurteilen gegen Offiziere, nicht selbst vorbehielt. 

In seiner Zusammensetzung bestand das RKG zunächst aus zwei Revisionssena­
ten und einem Hoch- und Landesverrats-Senat, die ab 22. November 1939 mit den­
selben Zuständigkeiten ausgestattet wurden. Ab 1. November 1941 kam ein vierter 
Senat hinzu. Allen waren jeweils vier Militärjustizbeamte und drei Offiziere zuge­
teilt. Die Senate entschieden in der Besetzung mit einem Senatspräsidenten, einem 
Reichskriegsgerichtsrat und drei Offizieren. Durch Gesetz vom 16. September 1939 
wurde darüber hinaus als ständige Einrichtung ein „Sondersenat" geschaffen, der 
durch außerordentliche Rechtsbehelfe ziviler oder militärischer Gerichte für erneute 
Verhandlungen zuständig war. Schließlich existierte ein „Besonderer Senat" des 
RKG mit Zuständigkeit für Strafsachen gegen Generale, der in wechselnder Beset­
zung mit fünf Richtern zusammentrat24. Ein Organigramm des RKG aus dem 
Jahre 1941 weist darüber hinaus einen „Großen Senat" des RKG aus, der zusam­
mentrat, wenn es um die Entscheidung strittiger Rechtsfragen ging25. 

24 In dem Prozeß gegen Generalleutnant Graf Sponeck im Januar 1942 wurde erstmals - offenbar als 
Kompromißlösung zwischen der Generalität und ihren Gegnern um Hitler - ein „Besonderer 
Senat" als Ausnahmegericht eingerichtet, der auch im Falle des Generals der Panzertruppe Stumme 
tätig wurde. Es handelte sich um keine ständige Einrichtung. Offensichtlich trat der „Besondere 
Senat" im Jahre 1944 auch bei Generalssachen nicht mehr zusammen. Im Sponeck-Verfahren fun­
gierte Hermann Göring als Vorsitzender des Gerichts, Generaloberst Haase und Oberreichskriegs-
anwalt Kraell übernahmen die Untersuchungsführung bzw. die Anklagevertretung; vgl. Einbeck, 
Exempel Graf Sponeck; Günter Gribbohm, Wehrmachtjustiz im Konflikt, in: Deutsche Richterzei­
tung, 1973, S. 54.; ders., Generale vor Gericht, in: DRiZ, 1976, S. 172. 

25 MHA Prag, RKG: Karton 30, Gliederung und Stellenbesetzung des RKG, 2. 8. 1941. 
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Nach einem Erlaß Hitlers vom 21. Juni 1943 über die Bildung eines zentralen 
Sonderstandgerichts für die Wehrmacht wurde zum Zwecke der Verfahrensbe­
schleunigung ein Sonderstandgericht eingerichtet, das dem RKG als zusätzlicher 
besonderer Senat angegliedert wurde26. Seine Zuständigkeit erstreckte sich auf 
„politische Strafsachen, die sich gegen das Vertrauen in die politische oder militäri­
sche Führung richten". Nach einer Sonderliste einer bei der Reichskriegsanwalt­
schaft neu eingerichteten Abteilung IV hat das Sonderstandgericht in der Praxis des 
RKG augenscheinlich jedoch keine herausragende Rolle gespielt. Nach dieser Liste 
sind im Jahre 1943 ganze 35 Verfahren wegen „Zersetzung der Wehrkraft" und 
„Heimtücke" eingegangen. In den Jahren 1944 und 1945 waren es dieser Liste 
zufolge jeweils zwei Verfahren27. Die einschlägigen Straftaten wurden ganz unab­
hängig von dieser neuen Einrichtung auch weiterhin von ordentlichen Kriegsgerich­
ten abgeurteilt. 

Zur Straffung der Spruchkörper vor dem Hintergrund der dramatischen Perso­
nalknappheit der Wehrmacht kam es im Januar 1945 schließlich zur Einführung 
sogenannter „kleiner Senate", die nur noch aus drei Richtern bestanden. Die 
Geschäftsverteilung sah zunächst eine Zuteilung nach den Anfangsbuchstaben der 
Beschuldigten vor. An ihre Stelle trat mit dem 1. Oktober 1942 die nach zuvor 
erstellten Listen vorgenommene Zuweisung an die Senate28. Dem RKG untergeord­
nete Anklagebehörde (mit anfangs 15, später dann 24 ihr zugeteilten Militärjuristen) 
war die Reichskriegsanwaltschaft, der zuerst Dr. Walter Rehdans, ab 1943 Dr. Alex­
ander Kraell vorstand. Senatspräsidenten waren beim 1. Senat Wilhelm Sellmer, ab 
1943 Karl Neumann. Dem 2. Senat stand bis 1943 Friedrich Neuroth vor, später 
zwischenzeitlich Kraell, der 1944 durch Dr. Ernst Reuter abgelöst wurde. Ohne 
Veränderung blieb der Vorsitz des 3. Senats, dem die ganze Kriegszeit über Dr. Karl 
Schmauser vorstand. Als Senatspräsident des 4. Senats fungierte schließlich Walther 
Biron. 

Die Vorlage von Strafsachen erfolgte entweder über die ordentliche Justiz (Ober­
reichsanwalt beim Volksgerichtshof, Reichsjustizministerium, etc.) sowie über die 
Polizeidienststellen (Reichssicherheitshauptamt, etc.) oder auf dem militärischen 
Dienstweg (OKW, etc.) zur Vorlage an den Präsidenten des RKG. Dieser erörterte 
die Vorlagen mit seinem 1. Adjutanten und dem Oberreichskriegsanwalt (ORKA). 
Anklageverfügungen gelangten durch den ORKA zunächst beim Präsidenten des 
RKG zur Vorlage, beide unterzeichneten diese und legten sie dem jeweiligen Senat 
vor. Ungewöhnlich für eine „rechtsstaatliche" Verfahrensweise: Offenkundig unter 
Mißachtung der richterlichen Unabhängigkeit und der Entscheidungskompetenz 
des Gerichts wurde von Seiten des RKG-Präsidenten - zugleich Gerichtsherr - und 

26 Vgl. Messerschmidt/Wüllner, Wehrmachtjustiz, S. 187 ff. 
27 MHA Prag, RKG: Strafprozeßliste Nr. 32. „So. L. (R. K. A.) IV 1943-45". 
28 Die Änderung der Geschäftsverteilung wurde von Präsident Bastian am 21. 9. 1942 vermutlich des­

halb verfügt, weil die Vielzahl der Verfahrensbeteiligten im Verfahren gegen die „Rote Kapelle" eine 
Umstrukturierung notwendig machte; MHA Prag, RKG: Karton 30, 39.7/5. 
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einem Vertreter der Reichskriegsanwaltschaft gemeinsam erwogen, welche Strafe 
„auszuwerfen" sei29. 

Militärgerichtsbarkeit ist allgemein unter dem Gesichtspunkt zu betrachten, daß 
sie der Funktionstüchtigkeit der Streitkräfte zu dienen hat. Sie ist weniger auf eine 
höhere Gerechtigkeit ausgerichtet als vielmehr durch militärische Bedürfnisse und 
Interessenlagen geprägt. Die Wehrmachtjustiz hatte ihrem Selbstverständnis nach 
eine „doppelte Führungsfunktion"30. Sie war sowohl Organ der allgemeinen Staats­
führung, indem sie das materielle Recht nach den staatspolitischen Weisungen zur 
Anwendung brachte, und gleichzeitig Instrument der militärischen Führung. Darin 
unterschied sie sich von der ordentlichen Gerichtsbarkeit. Durch seine besondere 
Zuständigkeit in Hoch- und Landesverratssachen regierten in die Entscheidungspra­
xis des RKG freilich neben den rein militärischen Interessen auch solche prinzipiel­
ler Staatssicherheit hinein. Oder, wie es Admiral Bastian in seinen „Dienstlichen 
Richtlinien" vom 14. August 1944 - in denen er seine Untergebenen zu schnellerer 
und sachlich kürzerer Verfahrensweise aufforderte - zum Ausdruck brachte31: „Das 
Reichskriegsgericht hat - wie die gesamte militärische Strafrechtspflege - die beson­
dere Aufgabe, durch eine rasche und strenge, aber auch gerechte Anwendung der 
Kriegsgesetze die Schlagfertigkeit und Sicherheit der deutschen Wehrmacht zu 
gewährleisten." 

Das RKG hatte innerhalb der Wehrmachtgerichtsbarkeit demnach eine staatspoli­
tisch und militärisch herausragende Rolle, denn von den Entscheidungen dieses 
Gerichts erhielten sowohl die Obersten Befehlshaber der drei Wehrmachtteile als 
auch deren Rechtsabteilungen Kenntnis. Ferner wurden von Fall zu Fall Abwehr, 
Gestapo und Reichssicherheitshauptamt unterrichtet. Als dienstaufsichtsführende 
Behörde innerhalb der Wehrmachtjustiz war das RKG dem Chef OKW gegenüber 
über die Strafrechtspflege in der Wehrmacht rechenschaftspflichtig. Die unmittel­
bare Nähe zur politischen und militärischen Führung ermöglichte eine Kontrolle 
und Einflußnahme auf seine Praxis. Andererseits waren grundsätzliche Entschei­
dungen des RKG bindendes Recht für andere Kriegsgerichte. 

Das Ineinandergreifen der Funktionen ziviler und militärischer Dienststellen fand 
nicht nur in dem oben skizzierten Geschäftsgang der Verfahren seinen Ausdruck, 
sondern ist zugleich an verschiedenen Verfolgungsmaßnahmen ablesbar. Waren zu 
Zuchthaus verurteilte Wehrmachtangehörige zum Zwecke der Strafvollstreckung 
bereits der Reichsjustizverwaltung übergeben worden, so wurde die Sippenhaftung 
nach Verurteilung von Überläufern nun durch das Reichssicherheitshauptamt 
durchgeführt. Die „ausgezeichnete Zusammenarbeit" mit dem Volksgerichtshof, 

29 Manuskript Bastian, BA/MA-N 192/1, S. 26. 
30 Vgl. die Ansprache des Chefs des Allgemeinen Marinehauptamtes im OKM, Vizeadmiral Warze-

cha, vor leitenden Marinerichtern im Februar 1942 in Berlin; auszugsweise abgedruckt bei Lothar 
Gruchmann, Ausgewählte Dokumente zur deutschen Marinejustiz im Zweiten Weltkrieg, in: Vier­
teljahrshefte für Zeitgeschichte 26 (1978), S. 449. 

31 Der Präsident des Reichskriegsgerichts, Torgau, den 14. 8. 1944; MHA Prag, RKG: Karton 64, 
Reichskriegsgericht. Schriftwechselakten. Innerer Dienst und Geschäftsbetrieb, 4. Band, unfoliiert. 
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von dem zahlreiche Verfahren übernommen oder an ihn abgegeben wurden, war 
bereits 1941 durch den Oberreichskriegsanwalt Rehdans besonders hervorgehoben 
worden32. 

In der Tendenz folgte das RKG im Verlauf des Krieges einer bei den Kriegsge­
richten allgemein zu konstatierenden Strafverschärfung, wie sich etwa anhand der 
Anwendung des Paragraphen 5 a KSSVO belegen läßt. Diese Vorschrift war im 
Laufe des Krieges mehrfach erweitert worden und bestimmte, daß eine Überschrei­
tung des regelmäßigen Strafrahmens bei strafbaren Handlungen „gegen die Man­
neszucht oder das Gebot soldatischen Mutes" immer dann geboten sei, „wenn es die 
Aufrechterhaltung der Manneszucht oder die Sicherheit der Truppe erfordert", 
gemäß einer Ergänzungsverordnung von März 1943 auch dann, wenn eine Strafe 
„nach gesundem Volksempfinden zur Sühne nicht ausreicht"33. War die KSSVO 
bereits eine „justitielle Tötungswaffe" (Detlef Garbe), so bedeutete der mit Ergän­
zungsverordnung vom 1. November 1939 eingeführte § 5a nochmals eine Verschär­
fung. Für das Kriegsende sind Entscheidungen des RKG überliefert, in denen das 
oberste Kriegsgericht sich auch dieser Strafvorschrift bediente. In einer Entschei­
dung des 1. Senats vom 29. Februar 1945 gegen den Ingenieur F. der Torpedo-Ver­
suchsanstalt Eckernförde, der wegen Abhörens ausländischer Sender und Geheim­
nisverrats zum Tode verurteilt wurde, heißt es, „nach gesundem Volksempfinden 
stellt nur die Todesstrafe eine ausreichende Sühne für die Tat des Angeklagten dar. 
Was das Abhören der feindlichen Sender anbelangt, so hielt der Senat auch insoweit 
eine empfindliche Strafe für erforderlich"34. Am 1. März 1945 verhängte derselbe 
Senat gegen den Obergefreiten D. wegen unerlaubter Entfernung von der Truppe 
das Todesurteil, da nach seiner Überzeugung der Angeklagte „ein unverbesserlicher, 
unerziehbarer Verbrecher" sei, „für den in der deutschen Volksgemeinschaft, die 
gegenwärtig um ihr Leben ringt, kein Raum mehr ist"35. Die Aufrechterhaltung der 
Mannszucht wie auch die Sicherheit der Truppe hätten die Überschreitung des 
regelmäßigen Strafrahmens des § 64 MStGB geboten. 

Unabhängig von seiner qualitativen und quantitativen Urteilsbilanz war das RKG 

32 Oberreichskriegsanwalt Dr. Rehdans: Das Reichskriegsgericht im Kriege, in: Zeitschrift der Aka­
demie für Deutsches Recht (ZAkDR) 8 (1941), S. 85 ff. Rehdans formulierte hierin als Richtschnur, 
daß in den Förmlichkeiten des Verfahrens nicht diejenige Entscheidung gerecht sei, die peinlichst 
die Rechte des Beschuldigten beachte. Darüber stehe vielmehr die absolute Gerechtigkeit gegenüber 
der Gesamtheit, gegenüber Volk und Staat, sowie das „militärische Bedürfnis", welches auch eine 
Beschleunigung des Verfahrens rechtfertige. Mit anderen Worten: „Recht ist, was dem Volke 
frommt." Bezüglich des zeitgenössischen Schrifttums vgl. auch: General d. Art. Heitz, Das Reichs­
kriegsgericht, in: ZAkDR 5 (1938), Heft 1, S. 7 ff.; E.H. Hoffmann, Zur Wiedererrichtung eines 
obersten Wehrmachtgerichts, in: Reichsverwaltungsblatt, 57. Band (1936), S. 887ff.; Eberhardt 
Schmidt, Die materiellrechtlichen Entscheidungen des Reichskriegsgerichts, in: Zeitschrift für 
Wehrrecht VI, 1941/42, S. 308 ff. 

33 Vgl. Erste Verordnung zur Ergänzung der Kriegssonderstrafrechtsverordnung vom 1.11. 1939; 
RGBl. I, S. 2131. 

34 MHA Prag, RKG: Karton Untersuchungsakten 1945, Beschuldigte B-M (StPLRKA II 348/44). 
35 MHA Prag, RKG: Karton Untersuchungsakten 1945 B-M (StPL RKA I 96/45). 
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Teil der Zwangsorgane der „Volksgemeinschaft". Seine Judikatur stand im Dienste 
der Kriegführung und der Stabilisierung des NS-Systems im Kriege. 

Die Gesamtzahl der Verfahren vor den Senaten des RKG läßt sich anhand der 
bruchstückhaften und unsystematischen Überlieferung der Strafverfahrenslisten nur 
schätzen. Einigermaßen sichere Anhaltspunkte liefern die Aktenzeichen der Reichs­
kriegsanwaltschaft, die eine Gesamtzahl von über 10 000 Ermittlungsverfahren 
nahelegen. Zur Hauptverhandlung vor dem RKG kam es jedoch vermutlich in nicht 
einmal der Hälfte der eingehenden Verfahren. Der unten wiedergegebenen statisti­
schen Übersicht von Februar 1945 zufolge verhängte das RKG in der Zeit vom 
26. August 1939 bis zum 7. Februar 1945 1189 Todesurteile, von denen 1049 voll­
streckt wurden36. Der größte Anteil der Verurteilungen entfiel auf die Straftatbe­
stände des Landesverrats (313), der Spionage (340) und der Zersetzung der Wehr­
kraft (251). 662 Todesurteile wurden gegen deutsche Soldaten und Zivilisten, 527 
gegen Ausländer verhängt. Von den Hinrichtungen entfielen 562 auf Deutsche, auf 
ausländische Verurteilte 487. Die Zahl der vom RKG während der gesamten 
Kriegszeit verhängten und vollstreckten Todesurteile beläuft sich demnach auf etwa 
1200; ab Mitte April 1945 mußte das RKG seine Tätigkeit einstellen. 

36 MHA Prag, RKG: Karton 64, Aktendeckel „Herrn General zurück an IIa", unfoliiert. 
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Übers ich t 
über die in der Zeit vom 26. August 1939 bis 7. Februar 1945 beim Reichskriegs­

gericht ergangenen und vollstreckten Todesurteile. 

Zahl der ergangenen 
Todesurteile 

wegen 

Summe 

gegen 
Angehörige 

Zivilpersonen 

Summe 

vollstreckt 

Summe 

1189 

Landesverrat 313 
Hochverrat 96 
Kriegsverrat 24 
Spionage 340 
§§ 91 a, 91 b, Fahnenflucht 116 
Wehrmittelbeschädigung 39 
Plünderung 2 
Zersetzung der Wehrkraft 25137 

VolksschädlingVO 1 
Mord 1 
Ungehorsam 3 
Dienstpflichtverletzung im Felde 3 

1189 

Heer 422 
Kriegsmarine 16 
Luftwaffe 62 

Reichsdeutsche 162 
Ausländer 527 

1189 

Reichsdeutsche 562 

Ausländer 487 
1049 

Am 30. Mai 1940 hatte Admiral Bastian dem Chef des OKW, Generaloberst Kei-
tel, einen minutiösen Tätigkeitsbericht des RKG für die ersten acht Kriegsmonate 
vorgelegt38. Danach wurden in dieser Zeit 291 Personen verurteilt, davon 100 zum 

37 Diese Todesurteile wurden zu über 90 Prozent nach § 5 Abs. 1 Ziff. 3 KSSVO verhängt, wie sich 
aus der vom 1. 4. 1940-6. 4. 1945 geführten alphabetischen Vollstreckungsliste des RKG errech­
nen läßt; MHA Prag, RKG: Alphabetisches Verzeichnis A-Z. Es ist zu vermuten, daß diejenigen 
Todesurteile, die wegen eines Wiederaufnahmeverfahrens bei einer Aufgabe der Kriegsdienstver­
weigerung aufgehoben wurden, nicht in die Statistik eingegangen sind. 

38 MHA Prag, RKG: Karton 64, „Nr. VII B Chef-Sachen oder besondere Vorgänge f. 1. Adj.", 
Bl. 29 ff. 
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Tode, 49 zu Zuchthaus-, 142 zu Gefängnisstrafen. Von den 2913 eingegangenen 
Strafsachen seien 405 eingestellt, 684 noch nicht erledigt und 1533 an andere 
Gerichte abgegeben worden. Von 78 Gnadengesuchen hätte er fünf befürwortet. 

Die Todesurteils-Quote sei, da ohnehin nur schwerste Fälle vor das RKG kämen, 
ein Beleg „für notwendige Härte, aber auch gerechte Abwägung". Bastian faßte 
weiter die abgeurteilten Strafsachen in Gruppen zusammen und erläuterte sie 
anhand von Einzelfällen. Bei den 59 Verurteilten in Landesverratssachen, davon 23 
Todesurteile, handelte es sich vielfach um Angehörige tschechischer, polnischer, 
französischer, holländischer und belgischer Nachrichtendienste bzw. Widerstands­
bewegungen. Innerhalb der Hochverratsachen (21 Verurteilungen) hob er insbeson­
dere jene Verfahren mit kommunistischem Hintergrund hervor. Auch ein Flugblatt 
„hochverräterischen" Inhalts, das Ende April 1940 bei der 13./Inf. Rgt. 319 aufge­
taucht war, findet in dem Bericht gesonderte Erwähnung39. 

Bei den Zersetzungsdelikten hob Bastian die von ihm pauschal als „Bibelforscher" 
bezeichneten Wehrdienstentziehungen besonders hervor. Hier seien im ganzen 
89 Personen verurteilt worden, 63 davon zum Tode. Selbstverstümmelungen, Selbst­
mordversuche und Fahnenflucht spielten in der Spruchpraxis des RKG offenbar 
eine untergeordnete Rolle. Anders die Kriegsdienstverweigerer: Zu Kriegsbeginn 
hätte es eine „Massendienstverweigerung" meist älterer Wehrpflichtiger gegeben, 
junge wehrdienstverweigernde Bibelforscher seien seltener in Erscheinung getreten. 
Da Bibelforscher ein ihnen ermöglichtes „Umfallen" oftmals widerrufen hätten, sei 
das RKG zu einer „schärferen Auffassung" gelangt. „Eine Einwirkung auf die Bibel­
forscher durch einen Offizier des Reichskriegsgerichts findet daher nicht mehr statt, 
und die Senate lehnen bei wiederholter Sinnesänderung Wiederaufnahmeanträge 
nunmehr ab." Eine Veröffentlichung der Urteile verwarf Bastian aus triftigen Grün­
den : Sie nütze nur der feindlichen Propaganda und stärke die Verweigerer „in ihrem 
Fanatismus als Märtyrer"40: „Alle zum Tode verurteilten Bibelforscher sind mit 
bewundernswerter Fassung in den Tod gegangen. Es sind fast alles primitiv den­
kende Menschen mit niedrigem Bildungsgrad. Verstandesgemäß ragt ein Doktor 
der Staatswissenschaften, Stöhr, heraus, der bereits vor dem Kriege als Dienstver­
weigerer mit Gefängnis vorbestraft ist und nunmehr zum Tode verurteilt wurde, 
weil er auf seiner Wehrdienstverweigerung beharrte. Er gehört im übrigen noch der 
evangelischen Kirche an, im Gegensatz zu den Angehörigen der inzwischen verbo­
tenen Vereinigung der ernsten Bibelforscher und den meisten sonstigen Bibelfor­
schern." 

Da Bastian nach eigenem Bekunden an einer „Übereinstimmung" mit dem Chef 
des OKW gelegen war, bat er um Stellungnahme zu diesem Bericht. Keitel ließ am 
10. Juni eine kurze Antwort folgen, in der er hervorhob, daß insbesondere die 
Behandlung der Bibelforscher „der Willensmeinung des Führers" entspreche. Er 
äußerte Verständnis für die seelischen Belastungen des Justizpersonals, war sich aber 

39 MHA Prag, RKG: Karton 64, „Nr. VII B Chef-Sachen oder besondere Vorgänge f. 1. Adj.", Bl. 31. 
40 Ebenda, Bl. 32. 
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sicher darin, „daß die Weisungen, die der Führer gegeben hat, auch hier zum 
gewünschten Erfolg geführt haben". Das Absinken der Strafsachen gegen Verweige­
rer sei sicherlich der Härte zu verdanken, die anfangs hätte angewandt werden müs­
sen41. Er schrieb: „Das Gericht hat durch sein scharfes Zupacken viele andere Wehr­
pflichtige vor der Begehung so schwerer Taten bewahrt. Damit hat sich das 
Reichskriegsgericht um den Erhalt der Wehrkraft des Volkes ein Verdienst erwor­
ben und zugleich - bewahrend und verhütend - menschlich viel Gutes getan." 

Aus den Akten des Reichskriegsgerichts 

Der durch die politischen Umwälzungen in Osteuropa zugänglich gewordene Quel­
lenbestand „Reichskriegsgericht", der für die Geschichte des Zweiten Weltkrieges 
und der Wehrmachtjustiz unverzichtbare Quellen birgt, enthält auch eine Vielzahl 
von Hinweisen auf die Praxis des RKG - insbesondere in Fällen, bei denen es um 
Widerstand gegen das NS-Regime ging. Nachstehend sollen zu ausgewählten The­
men der Widerstandsforschung anhand der Dokumente einige zum Teil „promi­
nente" Fälle skizziert werden. 

Kriegsdienstverweigerer 

Aus der Sicht der Opfer erscheinen die seelischen Belastungen der Richterschaft und 
die vom OKW bescheinigte „menschliche Güte" des RKG in einem seltsamen Licht. 
Angesichts der rigorosen Todesurteilspraxis gegen Kriegsdienstverweigerer - bis auf 
wenige Ausnahmen Angehörige der Zeugen Jehovas - spricht einiges gegen eine -
subjektiv möglicherweise empfundene - behutsame, rücksichtsvolle und verantwor­
tungsbewußte Rechtsanwendung des RKG. Auch kann von „weitestgehendem Ver­
ständnis" in der Anwendung des § 5 KSSVO ernsthaft keine Rede sein. Mit einer 
verständnisvollen Haltung scheint auch der wiederholte Eintrag „umgefallen" in 
Fällen schlecht vereinbar, in denen sich Eidesverweigerer schließlich doch noch zum 
Dienst in der Wehrmacht bereit erklärten. Unbestritten hat es Einwirkungsversuche 
durch Gerichtsangehörige gegeben, zum Teil gewiß auch, um den Beschuldigten 
einen Ausweg zu eröffnen. Fraglich bleibt aber, ob das Bestreben, dieser Fälle 
„menschlich Herr zu werden" wirklich einer humanen Orientierung entsprach. 

Bereits in den ersten Wochen und Monaten des Krieges fanden mehrere Vorspra­
chen beim „Führer" in dieser Angelegenheit statt, wobei Hitler auf seinem Stand­
punkt beharrte, „in einer Notzeit des Vaterlandes" müßte die persönliche Überzeu­
gung zugunsten eines höheren ethischen Zwecks zurückgestellt werden42. Am 
1. Dezember 1939 teilte Keitel in einem geheimen Schreiben dem Chef der Heeres­
rüstung und Befehlshaber des Ersatzheeres, das auch als Tagesbefehl zur Behand-

41 Ebenda, Bl. 28. 
42 Manuskript Bastian; BA/MA-N 192/1, S. 56. 
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lung der Zeugen Jehovas an Wehrmacht und SS ging, mit43: „Dabei könne kein 
Unterschied danach gemacht werden, aus welchen Beweggründen der einzelne den 
Wehrdienst verweigere. Auch Umstände, die sonst strafmildernd in Betracht gezo­
gen würden oder die bei einer Gnadenentscheidung eine Rolle spielten, könnten 
hier keine Berücksichtigung finden. Wenn also der Wille des Mannes, der den 
Wehrdienst verweigert, nicht gebrochen werden könne, müsse das Urteil vollstreckt 
werden." 

Offenbar waren die Richter über die Konsequenz ihrer eigenen Rechtsvorstellun­
gen selbst verunsichert, wenn nicht gar betroffen44. Sowohl im Januar 1940 als auch 
im August 1942 war das Problem der „Ernsten Bibelforscher" Gegenstand von 
Besprechungen Bastians mit seinen Senatspräsidenten. Er plädierte zwar für eine 
formale Lockerung der Richtlinien, um den Zeugen Jehovas einen Ausweg zu 
ermöglichen, betonte aber zugleich, daß dies unter keinen Umständen zu einer Mil­
derung der sachlichen Beurteilung der Kriegsdienstverweigerer und ihres „vom 
Standpunkt der Kriegsführung aus durchaus verbrecherischen Verhaltens" führen 
dürfe45. Zugleich hielt Bastian es offenbar für nötig, die verunsicherte Richterschaft 
darauf hinzuweisen, daß es keineswegs Sentimentalitäten seien, die seinen Stand­
punkt bestimmten, sondern er nach einer Möglichkeit suche, „der Wehrmacht in 
ernstester Kriegszeit auch noch in letzter Stunde einen b r auchba r en Kämpfer 
zuzuführen bzw. zu erhalten". 

Die Wiedereinführung der Wehrpflicht im März 1935 berücksichtigte die Belange 
religiös motivierter Kriegsdienstverweigerer ausschließlich nach strafrechtlichen 
Gesichtspunkten, galt doch der Wehrdienst als „Ehrendienst am deutschen Volke". 
In aller Regel wurden Eides- und Kriegsdienstverweigerer während des Krieges 
vom RKG auf Grundlage des § 5 KSSVO vom 26. 8. 1939 verurteilt46. Nach 
Absatz 1 Ziffer 3 dieser Vorschrift wurde wegen „Zersetzung der Wehrkraft" mit 
dem Tode bestraft, „wer es unternimmt, sich oder einen anderen durch Selbstver­
stümmelung, durch ein auf Täuschung berechnetes Mittel oder auf andere Weise der 

43 Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, Schreiben vom 1.12. 39; BA/MA-RH 53-6/76, 
Bl. 168. 

44 Vgl. Garbe, Zeugen Jehovas, S. 486 ff. 
45 Der Präsident des Reichskriegsgerichts an die Senatspräsidenten, Schreiben vom 17. 8. 1942; MHA 

Prag, RKG: Karton 53, „3. Senat, Bestimmungsakten für Geheim- u. N. f. D.-Sachen 1939-1942", 
Bl. 236 ff. Hervorhebung im Original. 

46 Die Kriegsdienstverweigerungen im „Dritten Reich" harren bis heute einer systematischen Aufar­
beitung. Nur vereinzelte Biographien über religiös motivierte Kriegsdienstverweigerer liegen vor, 
z. B. Eberhard Röhm, Sterben für den Frieden. Spurensicherung: Hermann Stöhr (1898-1940) und 
die ökumenische Friedensbewegung, Stuttgart 1985; Ernst T. Mader/ Jakob Knab, Das Lächeln 
des Esels. Das Leben und die Hinrichtung des Allgäuer Bauernsohnes Michael Lerpscher 
(1905-1940), Blöcktach 1987; Putz, Jägerstätter, „Hände"; Heinrich Kreutzberg, Franz Reinisch, 
Ein Märtyrer unserer Zeit, Limburg 1953; Pater Franz Reinisch, Märtyrer der Gewissenstreue, her­
ausgegeben von P. Klaus Brantzen, Band 1: Im Angesicht des Todes. Tagebuch aus dem Gefängnis, 
Band 2: Geheimnis der gekreuzigten Liebe. Meditation in der Gefängniszelle, Vallendar 1987; 
Albrecht und Heidi Hartmann, Kriegsdienstverweigerung im „Dritten Reich", Frankfurt 1986. 
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Erfüllung des Wehrdienstes ganz, teilweise oder zeitweise zu entziehen"47. Die 
Todesstrafe war nur durch ein Einlenken des Angeklagten oder die Annahme eines 
„minder schweren Falles" durch das Gericht zu vermeiden48. 

Hinter dieser Praxis stand ein OKW-Erlaß vom 18. Mai 1940, der bestimmte, daß 
sich die Gerichtsherren deswegen an den Präsidenten des RKG wenden sollten, 
sofern eine Kriegsdienstverweigerung aus religiösen oder Gewissengründen vorlag. 
Erst im August 1944 erfolgte eine „Dezentralisation" der Spruchtätigkeit gegen 
Kriegsdienstverweigerer, nachdem sich eine feststehende Rechtssprechung gegen 
„ernste Bibelforscher usw." herausgebildet hatte: grundsätzlich Todesstrafe, von 
deren Vollstreckung im Falle eines Widerrufs durch den Verurteilten abgesehen 
werden konnte49. 

Es galt bislang schon als unzweifelhaft, daß sich das RKG mit seinen Urteilen 
gegen die „Ernsten Bibelforscher" an der Verfolgung der Zeugen Jehovas durch 
Sondergerichte und Gestapo beteiligt hat50. Das RKG hat zur Vereinfachung und 
Beschleunigung die Verfahren gegen Kriegsdienstverweigerer „standardisiert". Sel­
ten sind Urteilsbegründungen länger als zwei Seiten, eher kürzer und knapper. Die 
Argumentation in unterschiedlichen Verfahren ist zum Teil Wort für Wort identisch. 
Der konkrete Tatbestand und die Motivation des Angeklagten fanden kaum Würdi­
gung; das „Gemeinschaftswidrige" der Tat bot bereits Anlaß genug für drakonische 
Strafen. Generalpräventive Gesichtspunkte bestimmten den Tenor der Urteile51. 

Bastians Behauptung, in seiner Amtszeit seien „niemals Abschreckungsurteile" 
ergangen, erweist sich als unhaltbar, wenn man sich den Wortlaut der Urteilsbe­
gründungen dazu vor Augen hält. Der RKG-Präsident selbst hatte am 
12. Januar 1944 die Bestätigungsverfügung des Todesurteils des 2. Senats gegen den 
Zeugen Jehovas Franz Saumer unterzeichnet, der unter Berufung auf das Bibelgebot 

47 Zit. nach der Verordnung über das Sonderstraf recht im Kriege und bei besonderem Einsatz (Kriegs-
sonderstrafrechtsverordnung - KSSVO) vom 17. 8. 1939; RGBl. 1939 I, S. 1455. Nach den amtli­
chen Erläuterungen wurde der Täterkreis unter „Wehrkraftzersetzung" sehr weit gefaßt. In den 
Grundsätzen der Reichskriegsanwaltschaft hieß es: „Zersetzung der Wehrkraft ist die Störung oder 
Beeinträchtigung der totalen völkischen Einsatzbereitschaft zur Erringung des Endsiegs im 
Kriege." (Vgl. „Grundsätze, nach denen die Reichskriegsanwaltschaft bei der Behandlung von Zer­
setzung der Wehrkraft verfährt", in: Zeitschrift für Wehrrecht 5 (1940/41), S. 284 ff.) 

48 Wie Anm. 12. 
49 Schreiben des OKW vom 15.8. 1944, betr.: Strafverfahren gegen ernste Bibelforscher usw; Archiv 

Institut für Zeitgeschichte, MA 333. 
50 Vgl. Messerschmidt/Wüllner, Wehrmachtjustiz, S. 109. 
51 Offenbar wurde in den Verfahren gegen Kriegdienstverweigerer vor dem RKG auch auf die Mög­

lichkeit der in anderen Zusammenhängen als „Gewissensprüfung" einschlägig bekannt gewordenen 
Befragung zurückgegriffen. In dem Todesurteil gegen den gerade achtzehnjährigen Zeugen Jeho-
vas Wilhelm Mößlacher, das durch den 2. Senat unter Senatspräsident Lueben ausgesprochen wor­
den war, heißt es u. a.: „Auf die Frage, ob er in Anbetracht des Todes seiner Mutter auf feindliche 
Terrorflieger schießen würde, hat er erklärt, er könne das nicht tun, sondern müsse die Flieger der 
Rache Jehovas überlassen"; MHA Prag, RKG: Karton Urteile 1944, Verurteilte A-Z, unfoliiert 
(StPLRKA III 73/44). 



Aus der Praxis des Reichskriegsgerichts 395 

„Du sollst nicht töten" den Kriegsdienst verweigert hatte52: „Der Angeklagte 
beharrt aller Belehrungen zum Trotz auf seinem Standpunkt und lehnt es ab, das 
deutsche Volk in seinem Daseinskampf zu unterstützen . . . Der Angeklagte verdient 
keine Milde. Auch in Anbetracht der seinem Verhalten innewohnenden Werbekraft 
ist aus Abschreckungsgründen die härteste Strafe geboten." 

Auch Konrad Seibold, ein 20jähriger Malergeselle aus Ulm, verweigerte im 
Oktober 1941 als Zeuge Jehovas wie zuvor schon sein Vater den Kriegsdienst. Trotz 
mehrfacher Belehrungen blieb er bei seiner Entscheidung53: „Er kann . . . den Fah­
neneid nicht leisten und nicht töten, weil dies die Bibel ausdrücklich verbiete. Wenn 
er dieses Gesetz übertrete, würde er das ewige Leben verlieren. Er sei überzeugt, 
daß in Kürze die Welt untergehe und daß jeder Mensch, der gegen Gott sei, ver­
nichtet werde. Nur die Menschen, die für Gott seien, würden am Leben bleiben." 

„Derart hartnäckige Wehrdienstverweigerungen", so befand der 4. Senat des 
RKG in der Sitzung vom 27. Februar 1942, „sind wegen der ihnen innewohnenden 
Werbekraft besonders geeignet, den Wehrwillen anderer zu zersetzen. Deshalb muß 
auf Todesstrafe erkannt werden." In ähnlich scharfer Diktion führte die Urteilsbe­
gründung des 2. RKG-Senats gegen Gerhard Liebold vom 2. April 1943 aus54: „Der 
Angeklagte, ein gesunder junger Mensch, hat sich in einer Zeit, wo jeder anständige 
wehrpflichtige Deutsche freudig sein Letztes für sein Vaterland hingibt, 1 1/4 Jahr in 
der Heimat verborgen gehalten, zeitweise mit seiner Freundin zusammengelebt und 
häufig Vergnügungsstätten aufgesucht. Er hat sich mit großer Hartnäckigkeit seiner 
Treuepflicht gegenüber seinem Vaterland im Krieg entzogen. Damit hat er sich 
selbst aus der Volksgemeinschaft ausgeschlossen. Gegen Menschen seines Schlages 
muß die ganze Schärfe des Gesetzes angewandt werden." Liebold hatte auch dem 
Einberufungsbefehl nicht Folge geleistet. Sein Vater hatte unter Berufung auf seinen 
Glauben als Zeuge Jehovas den Kriegsdienst ebenfalls verweigert und war deshalb 
aufgrund eines RKG-Urteils am 9. Mai 1941 im Zuchthaus Brandenburg hingerich­
tet worden. Nach Gerhard Liebolds Auffassung verbot die Bibel die Leistung des 
Fahneneides und den Waffengebrauch. Im Zusammenhang mit einer großangeleg­
ten Gestapo-Aktion gegen Zeugen Jehovas in Berlin und der Mark Brandenburg 
wurde er in seinem Spandauer Versteck mit anderen kriegsdienstflüchtigen Freun­
den verhaftet. Eine ihrer Helferinnen war Emmy Zehden, die am 9. Juni 1944 - der 
Volksgerichtshof hatte auf Todesstrafe entschieden - in Plötzensee ermordet wurde. 

Mit einer Gefängnisstrafe von vier Jahren wurde die Kriegsdienstverweigerung 
des Rudolf A., Jahrgang 1919, am 8. März 1944 durch den 2. Senat unter Vorsitz 
von Generalrichter Lueben geahndet. A., dessen Vater ebenfalls Zeuge Jehovas war, 
hatte an der Invasion Frankreichs teilgenommen und war dann als Schlosser in 

52 BA/MA-RW 11 II/27 (StPLRKA 1 359/43). 
53 MHA Prag, RKG: Aktenordner 3, Entscheidungen des RKG 1942, Bl. 383 f. (StPL 

RKA I 478/41). 
54 MHA Prag, RKG: Aktenordner 7, Entscheidungen des RKG 1943 (2. Band), B1. 381 f. (StPL 

RKA I 33/43). 
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einem Rüstungsbetrieb u.k. gestellt worden. Als er am 2. Dezember 1943 erneut ein­
gezogen werden sollte, erklärte er schriftlich, „er könne auf Grund seines Glaubens 
keinen Wehrdienst leisten, lasse sich nicht einkleiden, werde keine militärischen 
Befehle befolgen und vor allem keine Waffe in die Hand nehmen". Der Senat hat A. 
daher am 16. Februar 1944 zum Tode verurteilt. Zwei Tage nach der Urteilsbestäti­
gung bat der Verurteilte um eine Vorführung. Er erklärte sich nun zum Dienst mit 
der Waffe bereit und bat um Wiederaufnahme des Verfahrens. In einer gleicherma­
ßen standardisierten Urteilsformel begründete das Gericht die geringere Strafe wie 
folgt55: „Weil der Angeklagte sein Unrecht eingesehen hat und nunmehr glaubhaft 
zum Wehrdienst bereit ist, ist seine Tat nicht todes- oder zuchthauswürdig. Indessen 
darf die gegen ihn zu verhängende Gefängnisstrafe nicht niedrig sein, weil er sich 
erst in letzter Minute zur Umkehr entschlossen hat. Auch ist dies aus Gründen der 
Abschreckung geboten. Andererseits hat der Angeklagte früher als Soldat seine 
Pflicht an der Front erfüllt, war bisher unbestraft, und offenbar erst unter dem Ein­
fluß seines Vaters zu seinen religiösen Ansichten gelangt. Der Senat hat unter Abwä­
gung der für und gegen den Angeklagten sprechenden Umstände und unter Aufhe­
bung seines früheren Urteils auf 4 Jahre Gefängnis erkannt." 

Neben der Vielzahl von Verfahren gegen Zeugen Jehovas finden sich auf Verfah­
ren gegen Mitglieder der beiden großen Kirchen nur vereinzelte Hinweise56. Hinge­
gen wurden in mehreren Fällen Angehörige der „Siebenten-Tages-Adventisten" oder 
auch der „Menschenfreundlichen Versammlung", einer Abspaltung der Zeugen 
Jehovas, und anderer religiöser Minderheiten in ähnlicher Weise von den RKG-
Senaten abgeurteilt. Daß in der Kriegsdienstverweigerung wehrpflichtiger Deut­
scher auch pazifistische und antimilitaristische Traditionen fortwirkten, die ja durch 
die nationalsozialistischen Machthaber seit 1933 systematisch bekämpft wurden, 
spiegelt sich in den Entscheidungen des RKG nur selten wider57. 

Bei kritischer Prüfung der Quellen erscheint es als unzweifelhaft, daß Kriegs­
dienstverweigerer unterschiedlichster Motivation zum Widerstand gegen das „Dritte 
Reich" zu zählen sind, auch wenn ihr Handeln wirkungsgeschichtlich so gut wie 
nicht ins Gewicht fiel. In ihrer oftmals religiös motivierten Gewissensentscheidung 
brachten viele ihre weltanschauliche Dissidenz gegenüber dem Nationalsozialismus 

55 MHA Prag, RKG: Karton Urteile 1944, Verurteilte A-Z, unfoliiert (StPL RKA I 419/43). 
56 Auf die historische Bedeutung des RKG-Urteils gegen den österreichischen Katholiken Franz 

Jägerstätter hat der Verfasser bereits an anderer Stelle hingewiesen: Norbert Haase, Gott mehr 
gehorcht als dem Staat. Franz Jägerstätter vor dem Reichskriegsgericht. Eine Dokumentation, in: 
Tribüne. Zeitschrift zum Verständnis des Judentums, 29 (1990), Heft 114, S. 198 ff. Das ebenfalls 
erhaltene Todesurteil gegen den Pallotiner-Pater Franz Reinisch bestätigt die zuverlässige Überlie­
ferung seines Seelsorgers und späteren Biographen Heinrich Kreutzberg; MHA Prag, RKG: 
Aktenordner 4, Entscheidungen des RKG 1942, Bl. 1120 (StPL RKA II 171/42). 

7 In einem einzigen Falle konnte ein Zusammenhang zwischen der Kriegsdienstverweigerung eines 
Verurteilten und seinen Kontakten zur Deutschen Friedensgesellschaft zu Beginn der dreißiger 
Jahre nachgewiesen werden. Vgl. das Feldurteil in der Strafsache gegen Felix Kaszemeik vom 
18. Mai 1943; MHA Prag, RKG: Aktenordner 7, Entscheidungen des RKG 1943 (2. Band), 
Bl. 556 ff. 
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zum Ausdruck. War es für manche subjektiv und objektiv der Versuch der Selbstbe­
hauptung uneingeschränkter Glaubensausübung, so verstanden andere ihre Haltung 
durchaus als passiven Widerstand gegen das NS-System und nahmen das Marty­
rium der Verfolgung auf sich. Aus der Perspektive der Wehrmacht und der politi­
schen Führung des NS-Staates waren Kriegsdienstverweigerer unzweideutig politi­
sche Gegner, die dem totalen Herrschaftsanspruch im Wege standen und deswegen 
mit allen Mitteln bekämpft wurden. 

Der 20. Juli 1944 

Seit September 1939 konnten nach geltendem Verfahrensrecht Strafsachen, die an 
sich in die Zuständigkeit der Wehrmachtjustiz fielen, von der ordentlichen Justiz 
behandelt werden, sofern einzelne Beteiligte der allgemeinen Gerichtsbarkeit unter­
standen. Verfahren aus dem Zuständigkeitsbereich des RKG etwa konnten an den 
Volksgerichtshof abgegeben werden. Die Einsetzung eines „Ehrenhofes", von dem 
die am 20. Juli Beteiligten zur Ausstoßung aus der Wehrmacht durch Hitler vorge­
schlagen wurden, war somit verfahrensrechtlich nicht zwingend notwendig, um die 
der Militärgerichtsbarkeit unterstehenden Widerstandskämpfer des 20. Juli dem 
Volksgerichtshof überstellen zu können58. Dagegen verfügte ein Führererlaß vom 
20. September 1944 für die Verfolgung politischer Straftaten von Wehrmachtange­
hörigen in besonderen Fällen die Zuständigkeit des Volksgerichtshofes und der Son­
dergerichte59. 

Wir wissen nicht, wie viele Eingeweihte aus dem erweiterten Kreis der Verschwö­
rer des 20. Juli 1944 von Kriegsgerichten verurteilt wurden60. In zwei Fällen ging das 
oberste Wehrmachtgericht nach den überlieferten RKG-Unterlagen jedoch gegen 
unmittelbar Beteiligte vor. Dabei handelte es sich um den IIa der 28. Jagd-Division 
Major im Generalstab Joachim Wilhelm Georg Kuhn, der auch vom „Ehrenhof" 
aus der Wehrmacht ausgestoßen worden war, sowie um dessen direkten Vorgesetz­
ten, Generalleutnant Gustav Heistermann von Ziehlberg. 

Bis heute war in der Forschung über Major Kuhn - im wesentlichen aus den 
„Kaltenbrunner-Berichten" - lediglich bekannt, daß Kuhn als „Eingeweihter" des 
Verschwörerkreises im Zusammenwirken mit Generalmajor Hellmuth Stieff und 
Oberleutnant Albrecht von Hagen an der Beschaffung des Sprengstoffs für das Hit-

58 Vgl. Peter Hoffmann, Widerstand, Staatsstreich, Attentat. Der Kampf der Opposition gegen Hitler, 
Neuausgabe München 1985, S. 645 ff. 

59 Erlaß des Führers über die Verfolgung politischer Straftaten von Angehörigen der Wehrmacht, SS 
und Polizei vom 20. 9. 1944; MHA Prag, RKG: Karton 63, „2. Senat. Geheime Erlasse und Verfü­
gungen, Bd. III.", Bl. 572 ff. Nach Messerschmidt, Militärgerichtsbarkeit, S. 141 f., wurde der end­
gültige Entzug der politischen Strafkompetenz durch diesen Erlaß kaum noch wirksam. 

60 An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, daß Bastian in seinen Erinnerungen dem Attentatsversuch 
des 20. Juli 1944 gegenüber eine dezidiert ablehnende Haltung einnahm, wie sie Mitte der fünfziger 
Jahre in Kreisen ehemaliger hoher Wehrmachtoffiziere durchaus verbreitet war; BA/MA-N 192/1, 
S. 222 f. 
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ler-Attentat beteiligt war. Jetzt lassen sich die genaueren Umstände, wie Kuhn „zu 
den Bolschewisten übergelaufen" ist, sowie jene des Selbstmords Henning von 
Tresckows anhand des RKG-Urteils näher beschreiben61. Eine Bestätigung für die in 
den „Kaltenbrunner-Berichten" geäußerte Vermutung, daß Kuhn im „Bund deut­
scher Offiziere" oder dem Nationalkomitee „Freies Deutschland" „auftaucht", fin­
det sich aber auch hier nicht62. In einer Vorbemerkung der Urteilsbegründung des 
RKG wird festgestellt63: „Am 27.7.44 erhielt der damalige Kommandeur 
28.Jg.Div. Generalleutnant Heistermann von Ziehlberg bei Bialystok den schriftli­
chen Befehl des kommandierenden Generals ,auf höchsten Befehl' den Ia der Divi­
sion, den früheren Major i. G. Kuhn sofort festzunehmen und unter Geleit in das 
Zentralgerichtsgefängnis Berlin verbringen zu lassen. Einspruch sei zwecklos. Gene­
ralleutnant von Ziehlberg gab diesen Befehl zwar Kuhn bekannt, er führte ihn aber 
nicht unverzüglich aus. Dadurch konnte sich Kuhn, der den Sprengstoff für den 
Anschlag auf den Führer vom 20. 7. 1944 beschafft hatte, seiner Verhaftung entzie­
hen. Durch das Urteil des Reichskriegsgerichts, 3. Senat vom 21. 11. 1944 wurde 
Generalleutnant von Ziehlberg wegen Ungehorsams im Feld zum Tod verurteilt. 
Der Führer hat dieses Urteil bestätigt und die Vollstreckung des Urteilsspruchs 
angeordnet. Dies ist am 2.2. 1945 geschehen. Das vorliegende Verfahren betrifft 
Kuhn selbst. Wegen der Schwere der Tat wird es nach soldatischem Rechtsempfin­
den trotz seiner Abwesenheit durchgeführt (§ 59 KStVO)." 

Kuhn, der auf eine glänzende militärische Karriere zurückblicken konnte, erhielt 
in den dem RKG vorliegenden Beurteilungen ausschließlich gute Prädikate. Er sei 
ein „fleißiger, kluger, gewandter, verlässiger und pflichtgetreuer Offizier", darüber 
hinaus „einsatzfreudig und unerschrocken und im Kampf ein leuchtendes Vorbild 
für seine Kompanie gewesen". Seine letzte Beurteilung aus dem März 1944 bezeich­
nete ihn als „reife und gefestigte Persönlichkeit, als charakterlich einwandfrei und 
pflichtbewußt bei streng soldatischen Auffassungen und als klug und umsichtig". Als 
sehr aufschlußreich für den Kenntnisstand der Ermittlungsbehörden erweist sich fol­
gender Passus in der Urteilsbegründung64: 

„III. Beziehungen Kuhns zu dem Anschlag auf den Führer vom 20. 7. 1944. 

1.) Durch seine Zugehörigkeit zur Organisationsabteilung des Gen.St. des Heeres 
war Kuhn mit verschiedenen Fr.-Offizieren des Gen.-Stabs näher bekannt gewor­
den, die später beim Sprengstoffanschlag auf den Führer vom 20. 7. 1944 führend 
beteiligt waren. Sein Abt. Chef in dieser Abteilung war der durch Urteil des Volksge-

61 Vgl. Bodo Scheurig, Henning von Tresckow. Ein Preuße gegen Hitler. Biographie, Überarbeitete 
Neuausgabe Frankfurt 1987, S. 219 ff. 

62 Vgl. Spiegelbild einer Verschwörung: Die Kaltenbrunner-Berichte an Bormann und Hitler über das 
Attentat vom 20. Juli 1944. Geheime Dokumente aus dem ehemaligen Reichssicherheitshauptamt, 
Stuttgart 1961, S. 54, 129, 190 und 318. 

63 MHA Prag, RKG: Karton Urteile 1945, Verurteilte A-Z, unfoliiert. 
64 Ebenda. 

28.Jg.Div
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richtshofs vom 8.8. 1944 wegen Hoch- und Landesverrats zum Tod verurteilte fr. 
Obst. i. G. und spätere Gen. Maj. Stieff. Ebenso war er mit dem damaligen Obst. en 
i. G. und späteren Gen. Maj. v. Treskow [sic!] näher bekannt. V. Treskow wurde (irr­
tümlich als ,in Haft befindlich') durch Spruch des Ehrenhofs vom 4. 8. 1944 aus der 
Wehrmacht ausgestoßen (In Wirklichkeit hatte er bereits, wie noch zu erörtern, am 
22.7. 1944 in Gegenwart Kuhns Selbstmord begangen). Vor allem aber war Kuhn 
mit dem Obst.en i. G. Grafen v. Stauffenberg befreundet, der am 20.7. 1944 den 
Anschlag auf den Führer durchführte und noch am gleichen Tag standrechtlich 
erschossen wurde. Eine Zeitlang war er auch mit einer Base Stauffenbergs verlobt... 

2.) Nach einer Auskunft des Chefs der Sicherheitspolizei und des Sicherheits­
dienstes hatte Kuhn bereits im November 1943 den vom Grfn. v. Stauffenberg für 
einen Anschlag auf den Führer beschafften und von ihm an Stieff weitergegebenen 
Sprengstoff vergraben. Als dieser durch die Geheime Feldpolizei gefunden wurde, 
beschaffte er über das AOK 4 an der Ostfront neuen Sprengstoff. Er gab ihn an 
Stieff weiter, der ihn zunächst mehrere Monate versteckte. Auf Veranlassung Stieffs 
ließ er ihn im Mai 1944 nach Berlin zu Staufenberg [sic!] bringen. Es ist der Spreng­
stoff, den Staufenberg [sic!] am 20. Juli 1944 verwendete. 

3.) Chef des Stabs der 2. Armee, der die 28. Jg. Div. im Juli 1944 unterstand, war 
der bereits oben erwähnte, fr. Gen. Maj. v. Treskow. 

a.) Kurz vor dem Anschlag, etwa am 17. oder 18.7. 1944 suchte v. Treskow 
Gentl. v. Ziehlberg im Gefechtsstand der Division auf, um sich, wie er sagte, über 
die Lage zu unterrichten. Beim Abschied erklärte er v. Ziehlberg, daß er gerne mit 
Kuhn als früherem Angehörigen der Organisationsabteilung des Heeres einige 
organisatorische Fragen besprechen möchte. Der wirkliche Gegenstand der Unter­
haltung ist nicht bekannt, es ist aber wohl als sicher anzunehmen, daß sich die Bei­
den über den für die nächsten Tage geplanten Anschlag unterhalten haben. 

b.) Nachdem der Anschlag am 20.7. 1944 gescheitert war, erschien v. Treskow 
am 21. oder 22. 7. erneut bei der 28. Jg. Div. Er begründete dies Genlt. v. Ziehlberg 
damit, daß er sich auf Befehl seines Oberbefehlshabers einen persönlichen Eindruck 
über die Lage verschaffen solle. Er bat v. Ziehlberg, ihm Kuhn mitzugeben. 

Von dieser Fahrt kam Kuhn mit der Meldung zurück, daß v. Treskow vor dem 
Feind gefallen sei. V. Treskow habe trotz seiner, Kuhns, Warnung ein als bandenge-
fährtetes Waldstück [sic!] aufgesucht und die etwa 3-4 Mann starke Begleitmann­
schaft zurückgelassen. Sie Beide seien dann allein weitergegangen. Nach etwa 
100 m habe v. Treskow dann ihn, Kuhn, zum Kraftwagen zurückgeschickt, um dort 
eine Karte zu holen. Kurz vor dem Wagen habe er mehrere Schüsse aus einer 
Maschinenpistole und den Knall von Handgranaten gehört. Er sei dann mit den 
herbeigerufenen Begleitmannschaften in den Wald hineingelaufen. Sie hätten 
v. Treskow mit einer schweren Kopfverletzung tot aufgefunden. Seine Maschinenpi­
stole sei etwa 20 m von ihm entfernt gelegen. Die Leiche v. Treskow wurde feierlich 
zur Armee zurückgebracht. Noch am 26. 7. 1944 gab der Oberbefehlshaber einen 
ehrenden Nachruf für den vorm Feind gefallenen hochverdienten Chef des Stabs 
bekannt. 
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In Wirklichkeit hat v. Treskow Selbstmord begangen. Er hat zwei Handgranaten 
neben seinem Kopf entzündet. 

Es muß als sicher angenommen werden, daß Kuhn darüber völlig unterrichtet 
war. 

Die Anklageverfügung des RKG vom 31. Januar 1945 legte Kuhn zur Last, daß 
er sich am 27. Juli 1944 im Feld aus Furcht vor persönlicher Gefahr der Fahnen­
flucht zum Feind schuldig gemacht hätte. In der Hauptverhandlung hatte General­
richter Dr. Hoffmann den Antrag dahin erweitert, Kuhn auch wegen Kriegsverrats 
zu verurteilen. Der Senat stellte nun weiter fest, daß das LV. Armeekorps General­
leutnant von Ziehlberg zur Unterstützung der von ihm befehligten 28. Jagd-Divi­
sion, die im Juli 1944 im Verband der 2. Armee bei schweren Kämpfen in der Mitte 
der Ostfront eingesetzt war, die Heranführung von Teilen einer Panzerdivision 
zugesagt hatte. Anläßlich ihres Eintreffens in den Morgenstunden des 27.7. 1944 
hatte ihr Kommandeur sich zusammen mit dem la des Korps bei ihm melden, der la 
ein persönliches Schreiben des Kommandierenden Generals an von Ziehlberg über­
bringen sollen. 

In der Unterkunft Kuhns hatte er in Gegenwart des Majors mit dem Komman­
deur der Kampfgruppe und dem Ia des Korps die Lage und den Einsatz der Kampf­
gruppe besprochen. Nachdem der Kommandeur sich verabschiedet hatte, übergab 
der Ia des Korps von Ziehlberg ein verschlossenes Schreiben. Dieser öffnete es in 
Gegenwart der beiden Offiziere. Das Schreiben war handschriftlich vom Komman­
dierenden General unterzeichnet. Es enthielt einen Befehl, Kuhn in das Zentralge­
richtsgefängnis Berlin einliefern zu lassen. In einem mündlichen Zusatzbefehl hieß 
es, Kuhn solle zunächst durch den IIa der Division zum Korps-Gefechtsstand 
gebracht und dann nach Berlin geleitet werden. Die Urteilsbegründung gibt nun 
detaillierte Auskünfte - zu einem guten Teil Schutzbehauptungen - über die weite­
ren Vorgänge65: 

„Genlt. v. Ziehlberg las den Brief mehrere Male durch. Er überlegte, was er tun 
sollte. Eine derartige Lage war ihm neu. Als erstes ging ihm der Gedanke durch den 
Kopf, wie nachteilig es für die Division sei, daß sie gerade jetzt ihren eingearbeite­
ten Ia abgeben müsse. Außerdem war er sich nicht schlüssig, wie er am besten den 
Befehl möglichst unauffällig vollziehen solle. 

Schließlich entschloß er sich kurzerhand, das Schreiben Kuhn selbst zum Lesen 
zu übergeben. Er tat das. 

4.) Kuhn las den Brief durch. Er ließ keinerlei Erregung erkennen. Genlt. 
v. Ziehlberg hatte sofort vermutet, daß der Befehl zur Festnahme Kuhns mit dem 
20. 7. 1944 zusammenhänge. Er fragte Kuhn daher, ob er etwas mit den Vorfällen 
dieses Tages zu tun habe. Kuhn verneinte das bestimmt und sicher. Er wies darauf 
hin, daß er Genlt. v. Ziehlberg schon vor einigen Wochen mitgeteilt habe, daß er mit 
einer Verwandten Stauffenbergs verlobt gewesen und mit Stauffenberg selbst 
befreundet sei. Nur dadurch könne er sich den Befehl zu seiner Festnahme erklären. 

65 MHA Prag, RKG: Karton Urteile 1945, Verurteilte A-Z, unfoliiert (StPL RKA III 317/44). 
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Genlt. v. Ziehlberg hielt diese Angabe für richtig. Er sagte sich, daß wohl ,Himmler 
den Kreis um Stauffenberg beschatten wolle'. 

Er ermunterte Kuhn, den Kopf nicht hängen zu lassen. Wenn Kuhn sich unschul­
dig fühle, müsse ja alles glatt gehen . . . 

5.) Genlt. v. Ziehlberg begab sich in seinen Wohnwagen zurück, um sich für die 
Fahrt an die Front vorzubereiten. 

Als er nach kurzer Zeit wieder in die Ia-Unterkunft ging, überzeugte er sich, daß 
Kuhn inzwischen die Geschäfte an den Ia des Korps übergeben hatte. Er hörte auch 
wie Kuhn den Ordonnanzoffizier der Division bat, die Anschrift seiner Mutter aufzu­
schreiben, damit seine Sachen heimgeschickt werden könnten. Er entnahm daraus, 
daß Kuhn dem Ordonnanzoffizier den Befehl zu seiner Festnahme mitgeteilt hatte. 

Kuhn zeigte nunmehr Zeichen starker, wenn auch nach außen beherrschter Erre­
gung. 

Genlt. v. Ziehlberg trank mit dem Ia des Korps Kuhn und dem Ordonnanzoffi­
zier der Division noch kurz Kaffee. Er befahl sodann Kuhn nochmals, mit dem 
Ordonnanzoffizier unmittelbar zum neuen Gefechtsstand zu fahren und sich dort 
bei ihm zu melden .. . 

Dem Ordonnanzoffizier der Division, der mit Kuhn unmittelbar dorthin fahren 
sollte, gab er wegen Kuhns keine Befehle. Auch sonst veranlaßt [sic!] er nichts, um 
Kuhn überwachen zu lassen. 

6.) Nach der Abfahrt des Genlt. v. Ziehlberg unterhielt sich Kuhn mit dem Ib und 
dem Ordonnanzoffizier der Division über den Befehl zu seiner Festnahme. U. a. 
fragte er sie nach ihrer Meinung, ob er sich nicht durch den Tod vor dem Feind sei­
ner Festnahme entziehen solle, um seiner Mutter die Schande seiner Verhaftung zu 
ersparen. 

Beide rieten ihm ab. Ein solcher Tod könne für Kuhn selbst wie für das Offiziers­
korps als Bekenntnis einer Schuld gedeutet werden. 

C. 1.) Gegen 7.30 Uhr vormittags fuhr Kuhn in Begleitung eines Oberjägers und 
eines Fahrers auf der Rollbahn zunächst in Richtung Bialystok ab. Er bog dann von 
der Straße ab und nahm den Weg in Richtung auf die Frontlücke in der Mitte des 
Divisionsabschnitts. An einem Waldrand ließ er halten. 

Er äußerte seinen Unwillen darüber, daß die Kampfgruppe der Panzerdivision, 
die schon um 8 Uhr zur Stelle habe sein wollen, jetzt um 8.10 Uhr noch nicht einge­
troffen sei. Er ließ Wagen und Begleitung zurück und ging allein ostwärts weiter. 

Als er nach längerer Zeit noch nicht zurück war, wurden seine Begleiter unruhig. 
Sie begannen ihn zu suchen, fanden ihn aber nicht. Auch ihre Rufe wurden nicht 
erwidert. Schüsse hatten sie nicht gehört. Kampflärm war nur aus der Ferne zu ver­
nehmen. Nachdem sie über zwei Stunden gewartet und alles abgesucht hatten, fuh­
ren sie zurück. Sie meldeten den Vorfall. 

2.) Gegen 8.00 Uhr war Genlt. v. Ziehlberg auf dem neuen Gefechtsstand der 
Division eingetroffen. Er stellte zu seinem Befremden fest, daß Kuhn nicht zur 
Stelle war. Auch der bereits anwesende IIa der Division, der Kuhn nach Berlin hatte 
geleiten sollen, wußte nichts über seinen Verbleib. 
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Jetzt wurde Genlt. v. Ziehlberg mißtrauisch. Er befahl dem Führer des Gendarme­
rie-Trupps der Division mit allen Mitteln nach Kuhn zu suchen und ihn zu verhaf­
ten. Auch einem weiteren Offizier des Divisionsstabes gab er gleichen Befehl. 

Gegen 10.00 Uhr meldete er fernmündlich dem Kdn. Gen. den Vorfall. Er äußerte 
die Vermutung, daß Kuhn Selbstmord begangen habe oder zum Feind übergelaufen 
sei. 

3.) Die Suche nach Kuhn wurde mehrere Stunden lang fortgesetzt. Sie blieb ohne 
Ergebnis. Ein angesetzter Spürhund verfolgte, wohl infolge von Gefechtslärm, die 
Spur nicht weiter. 

D. 1.) Die Tatsache, daß Kuhn gerade die ungesicherte Lücke in der Mitte der 
Division aufgesucht hat und daß kein Schuß oder dergleichen gehört wurde, legte 
schon von Anfang an den Verdacht nahe, daß er zu den Bolschewisten übergelaufen 
ist. 

2.) Daß die Annahme richtig ist, wird durch die Aussagen zweier deutscher 
Unteroffiziere bestätigt, die aus russischer Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt 
sind. 

Der eine von ihnen Wm. M. hat angegeben, daß am 31.7. (also 4 Tage nach dem 
Vorfall) in einem russischen Durchgangslager ein deutscher Major Kuhn, 40 Jahre, 
1,80 m groß, schlank, dunkelblond, angekommen ist. Dieser habe gebeten, nach 
Moskau weitergeleitet zu werden, da er eine wichtige Aussage zu machen habe. 

Der andere, Uffz. B., hat bekundet, daß ebenfalls am 31.7. 1944 im Lager Luna 
(80 Kilometer nordöstl. Bialystok) ein Maj. Kuhn eintraf. Dieser habe Generalstabs-
uniformstiefel und eine Panzerjacke getragen. Dies sei ihm aufgefallen, da die Rus­
sen sonst auch den kriegsgefangenen Offizieren sofort Uniform und Stiefel abnah­
men. Kuhn sei ungefähr 35 Jahre alt und etwa 1,80 m groß und schlank gewesen. Er 
habe dunkelblond gescheiteltes Haar getragen, ein deutscher Leutnant, der zur 
Schulung der Kriegsgefangenen eingesetzt war, die mit russischen Aufträgen nach 
Deutschland zurückgeschickt werden sollten, habe ihnen später erzählt, daß dieser 
Major Kuhn Verbindung mit den am Anschlag vom 20. 7. Beteiligten gehabt habe. 
Sie dürften deshalb nach ihrer Rückkehr nach Deutschland auch nichts von seiner 
Ankunft sagen. 

Die Personalbeschreibung der beiden Unteroffiziere trifft in allen entscheidenden 
Punkten auf Kuhn zu. Kuhn ist, wie erwähnt, 1913 geboren, er ist 1,74 m groß, 
schlank und dunkelblond. Es ist auch richtig, daß er am 27. 7. 1944 vormittags Stie­
felhose mit Generalstabsstreifen und hohe Stiefel trug. Vor allem aber ist wesentlich, 
daß Kuhn an diesem Vormittag eine Sturmgeschütz-Bluse (,Panzerjacke') anhatte 
(er hatte sie einige Tage vorher gekauft). 

3.) Spätere Nachrichten über Kuhn liegen dem Senat nicht vor. Vor allem ist sein 
Name auch nicht im Zusammenhang mit dem ,Bund Deutscher Offiziere' und dem 
'Aktionskomitee Freies Deutschland' aufgetreten. 

4.) Durch Spruch des Ehrenhofs des deutschen Heeres vom 4. 8. 1944 wurde 
Kuhn als ,zu den Bolschewisten übergelaufen' aus der Wehrmacht ausgestoßen." 

Das RKG, 3. Senat, verurteilte Major Kuhn in der Sitzung vom 6. Februar 1945 
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„wegen Fahnenflucht zum Feind und wegen Kriegsverrats zum Tod, zum dauern­
den Verlust der Ehrenrechte und zum Verlust der Wehrwürdigkeit". Sein Vermögen 
wurde eingezogen. Das Urteil trug die Unterschriften von Generalstabsrichter 
Dr. Schmauser, Generalleutnant Eberhard, Vizeadmiral Arps, Generalrichter 
Dr. Block und Oberst Matthey. Als Anklagevertreter hatte Generalrichter Dr. Hoff­
mann fungiert. Die Entscheidung des RKG wurde dann am 20. Februar 1945 durch 
Hitler persönlich bestätigt. Die Bestätigungsverfügung verlangte: „Das Urteil ist zu 
vollstrecken, sobald der Täter in deutsche Hände gerät." Gegen Generalleutnant 
von Ziehlberg war am 9. September 1944 gleichermaßen die Anklage wegen Unge­
horsams (§ 92 Abs. 1 u. 2 MStGB) verfügt worden, da er Kuhn nicht sofort, wie 
befohlen, festgenommen und so dessen Flucht zur Roten Armee ermöglicht hatte. In 
einer ersten Verhandlung des 1. Senats am 2. Oktober 1944 wurde er deshalb wegen 
fahrlässigen Ungehorsams zu einer Strafe von 9 Monaten Gefängnis verurteilt. Hit­
ler hob das Urteil jedoch am 1. November auf; am 15. November erging Haftbefehl 
gegen den Offizier. In der zweiten Verhandlung wurde von Ziehlberg schließlich 
vom 3. Senat unter Vorsitz von Schmauser zum Tode verurteilt. In der Literatur fin­
den sich ausschließlich vereinfachende Hinweise auf die Todesumstände von Ziehl-
bergs - „von der NS-Regierung umgebracht", „auf Hitlers Befehl getötet", etc. - , 
die Verantwortung der Wehrmacht und ihres obersten Gerichts dafür kommt nicht 
zur Sprache. 

Noch am Tage der inkriminierten Vorkommnisse hatte Hitler von Ziehlberg das 
Ritterkreuz verliehen. Ende Oktober wurde er mit der Führung des XXVII. Armee­
kommandos beauftragt und nahm an Kämpfen an der ostpreußischen Reichsgrenze 
teil. Die Urteilsbegründung ist in der Darstellung des Sachverhalts mit der im Ver­
fahren gegen Kuhn nahezu identisch. Zu seiner Verteidigung führte von Ziehlberg 
seine Unwissenheit und Loyalität an und bekundete, daß er, in einem Gespräch mit 
Kuhn darin einig, das Verhalten Stauffenbergs und Becks als unfaßbar empfinde. 
„Ob die beiden denn sich nicht einmal vorgestellt hätten in welch' unübersehbares 
Unglück sie Deutschland gestürzt hätten, wenn ihr Anschlag geglückt wäre." Ein 
hinterlassenes Tagebuch Kuhns - vermutlich zur Tarnung angelegt - belege, daß er 
mit dieser Auffassung völlig übereinstimmte. Zwar habe er sich gesagt, daß „Himm­
ler alle bestrahlen werde", die zum Kreis Stauffenbergs gehörten, doch hätte er stets 
Kuhns Unschuld vermutet. „Er habe sich auch nicht denken können, daß Kuhn ihn 
anschwindle. Er, v. Ziehlberg, schwindle ja auch nicht." Dennoch kam von Ziehl­
berg zu dem Eingeständnis, daß er Kuhn die Möglichkeit zum Freitod habe lassen 
wollen. Im Vertrauen zu Kuhn „habe er davon abgesehen, Kuhn ,wie einen Gano­
ven' sofort festnehmen und überwachen zu lassen". Ein Überlaufen zur Roten 
Armee war für ihn mit seinem Bild vom deutschen Offizier unvereinbar. 

In der Tatbestandswürdigung wurde von Ziehlberg dessen offenbar als Schutzbe­
hauptung aufgestellte ablehnende Haltung gegenüber dem 20. Juli abgenommen. Im 
Gegensatz zum ersten Verfahren wurde ihm nun aber bewußtes, vorsätzliches Han­
deln vorgeworfen. Ferner wurden die Folgewirkungen seiner Unterlassung zu sei­
nen Lasten ausgelegt: Kuhn habe keinem Verhör unterzogen werden können; dem 
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Reich seien durch Kuhns Überlaufen Schäden und Gefahren entstanden, bzw. sol­
che könnten entstehen. 

Bei der Bestimmung des Strafmaßes gegen von Ziehlberg legte das RKG die rich­
terliche Unabhängigkeit vollends aus der Hand und schuf Maßstäbe für die Judika­
tur der Militärjustiz in der letzten Phase des Krieges66. Obwohl die persönliche 
Rechtschaffenheit des Generals vom RKG mehrfach unterstrichen wurde, sollte das 
aber keinen Ausschlag geben; es bleibe nur die Wahl zwischen Gefängnis und 
Todesstrafe. Das RKG machte spätestens hier deutlich, daß es zum Vollstrecker des 
„Führerwillens" geworden war67: „In seiner Rede an das deutsche Volk nach dem 
Anschlag hat der Führer in der Nacht vom 26./27. Juli 1944 ausgeführt, daß Befehle 
an alle Truppen ergangen seien, allen am 20. Juli 1944 Beteiligten rücksichtslos ent­
gegen zu treten, sie zu verhaften oder sie bei Widerstand niederzumachen. Diese 
Befehle ,werden blind ausgeführt, entsprechend des Gehorsam, den das Heer 
kennt.' 

Ungehorsam eines Soldaten, der mit dem 20. Juli zusammenhängt, wiegt schon 
wegen der besonderen Gefahren für Zucht und innere Geschlossenheit der Wehr­
macht auch besonders schwer. 

Dazu kommt, daß mit der zunehmenden Dauer und Härte des Kriegs auch das 
Kriegsstrafrecht immer mehr dazu übergehen mußte, bei der Benennung von Art 
und Höhe der Strafe neben den Willen und die Gesinnung des Täters entscheidend 
die Gefahren und Nachteile in den Vordergrund zu stellen, die der Täter für Volk 
und Reich verschuldet hat. Dies gilt sowohl für die Kriegsgesetze als solche wie für 
ihre Anwendung, die Rechtsprechung. 

Im vorliegenden Fall waren die Gefahren und Nachteile außergewöhnlich ernst 
und schwer. Es ist durchaus mit der Möglichkeit zu rechnen, daß sie auch zu 
Opfern an Leben deutscher Soldaten führen können. 

Unter diesen Umständen kommt als soldatische Sühne nur der T o d in Betracht." 
Hitler bestätigte dieses Urteil am 13. Januar 1945. Der Präsident des RKG, Gene-

66 Mit erstaunlicher Detailgenauigkeit und in weitgehender Übereinstimmung mit den RKG-Unterla-
gen konnte sich Senatspräsident Karl Schmauser im OKW-Prozeß im November 1947 in Nürnberg 
an die Vorgänge um von Ziehlberg und Kuhn erinnern; vgl. Eidesstattliche Erklärung von Dr. Karl 
Schmauser, IMT, Dok. NOKW-2829: „Kurze Zeit darauf besuchte Generalfeldmarschall Keitel -
übrigens das erste und einzige Mal während des ganzen Krieges - das Reichskriegsgericht. Bei die­
ser Gelegenheit kam er auch auf den Fall ZIEHLBERG zu sprechen. Er äußerte sich dabei, daß das 
Überlaufen KUHNS für die deutsche Wehrmacht den Verlust von 100 000 Toten bedeute, da 
KUHN (der ja 3 1/2 Jahre in der Organisationsabteilung gewesen war) eine für den Feind außerge­
wöhnlich wertvolle Aufschlußquelle bedeute." In bezug auf die verhängte Todesstrafe - „nicht so 
sehr eine Strafe im strafrechtlichen Sinne" - versuchte Schmauser jedoch, die Verantwortung des 
RKG herunterzuspielen. Nach seiner Darstellung obwaltete nach der Verurteilung zwischen den 
Offizieren weiterhin Ritterlichkeit, alle fünf Mitglieder des Gerichts hätten nach vorheriger Bera­
tung Gnadengesuche an Hitler eingereicht. Sowohl Lehmann als auch von Scheele hätten in schärf­
ster Form jede neue Erörterung abgelehnt. 

67 MHA Prag, RKG: Aktenordner (Schukirhefter) 9, Sammlung von Anklagen und Urteilen gKdos 
1943-1945, unfoliiert(StPLRKA III 318/44). 
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ral von Scheele, ordnete die Erschießung an. Am 2. Februar 1945 wurde Gustav von 
Ziehlberg durch ein Erschießungspeloton der Wehrmacht ermordet - auf dem 
Wehrmachtserschießungsgelände in der Spandauer Murellenschlucht nahe dem Ber­
liner Olympiastadion. 

Fazit: Gerichtsbarkeit gegen innere und äußere Gegner des NS-Regimes 

Der Bestand „Reichskriegsgericht" in Prag ist ein Fragment. Dennoch haben diese 
Archivalien über ihre Relevanz für die Geschichte der Judikatur des RKG hinaus 
besonderen Quellenwert für die Erforschung des Widerstands gegen das NS-
Regime, von innen wie von außen, wie zur Kriegsgeschichte allgemein.' Es muß 
einer breit angelegten Studie vorbehalten bleiben, das Quellenmaterial unter 
Berücksichtigung weiterer bisher nicht genutzter Materialien einer Analyse zu 
unterziehen68. So konnten viele Fallbeispiele in diese zum Teil kursorische Darstel­
lung nicht eingehen. 

Dazu gehört beispielsweise der Komplex der Harnack/Schulze-Boysen-Wider-
standsorganisation („Rote Kapelle"), zu dem die Archivalien wesentlich neue 
Ergebnisse ermöglichen werden. Nunmehr besteht die Möglichkeit, die Verfahrens­
akten (einschließlich der Verhörprotokolle und Vollstreckungsunterlagen) gegen 
den Unteroffizier Hans Strehlow, gegen Cato Bontjes van Beek, Fritz und Hanne­
lore Thiel, Friedrich Rehmer, Liane Berkowitz, Werner Krauss, Ursula Götze sowie 
Otto Gollnow in die bisherige Forschung zum Widerstand und zur Verfolgung die­
ser Organisation zu integrieren69. 

Die vorliegenden Anklageschriften gegen Dietrich Bonhoeffer, seinen Schwager 
Hans von Dohnanyi und den Verbindungsmann der Militärischen Abwehr zum 
Vatikan, Josef Müller, erhellen ihrerseits weniger die realgeschichtlichen Hinter­
gründe der Widerstandsbewegung, als daß hier die vorzüglichen Tarn- und Vertu­
schungsstrategien der Verschwörer im OKW/Amt Ausland Abwehr sichtbar wer­
den70. Mit Reichskriegsanwalt Dr. Manfred Roeder, der auch in dem Verfahren 
gegen die Harnack/Schulze-Boysen-Widerstandsorganisation die Anklagevertre­
tung übernahm, hatte sich einer der schärfsten Militärjuristen am RKG der Sache 
angenommen71. Den Beschuldigten kamen ihre vielfältigen persönlichen, mitunter 

68 Die kritische Edition einer Auswahl von RKG-Entscheidungen wird voraussichtlich 1992 in Zusam­
menarbeit mit der Gedenkstätte Deutscher Widerstand herausgegeben werden. 

69 In dem Prager RKG-Bestand sind ferner die Urteile gegen Cay Graf Brockdorff und Viktor Dubin-
sky, gegen Erich und Hildegard Heine, Werner Krauss, Margarethe Kuckhoff, Hans und Ina Lau­
tenschläger sowie gegen Helmut Marquart und Herbert Richter und gegen Johann Wesolek erhal­
ten geblieben. 

70 MHA Prag, RKG: Aktenordner (Schukirhefter) 9, Sammlung von Anklagen und Urteilen gKdos 
1943-1945, unfoliiert. 

71 Vgl. hierzu insbesondere Eberhard Bethge, Dietrich Bonhoeffer. Eine Biographie, München 1967, 
S. 811 ff. Zu den neuen Dokumenten vgl. Bonhoeffer Rundbrief. Mitteilungen des Internationalen 
Bonhoeffer-Komitees Sektion Bundesrepublik Deutschland, Nr. 35, April 1991 mit ersten Stellung­
nahmen von E. Bethge, Ulrich Sahm u. a. 
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auch verwandtschaftlichen Kontakte zu führenden Militärjuristen bzw. Gerichtsher­
ren zugute. Deren Einflußnahme war es zu verdanken, daß die kriegsgerichtlichen 
Verfahren gegen Oster, Bonhoeffer, Dohnanyi, Müller und andere im Sande verlie­
fen. 

Vermutlich im Zusammenhang mit der Konfrontation zwischen der Abwehr im 
Oberkommando der Wehrmacht und dem Reichssicherheitshauptamt wurde im 
Frühjahr 1943 eine größere Zahl von Beschäftigten der Auslandsbriefprüfstelle im 
OKW beschuldigt, sich durch ungerechtfertigte U.k.-Stellungen dem Wehrdienst 
entzogen zu haben72. Die Angestellten Karl-Wilhelm Mayer-Albrandt73 und Max 
Woischnik wurden vom 3. Senat des RKG nach § 5 Abs. 1 Ziff. 3 KSSVO zum Tode 
verurteilt. In die Affäre um die Briefprüfstelle - „Sammellager für wehrdienstunwil­
lige Nazigegner, die wegen irgendwelcher besonderen Fähigkeiten . . . Anstellung 
fanden"74 - waren außerdem der Leiter der Personalabteilung der Stelle sowie über 
zwanzig weitere Personen verwickelt, die sich dem Kriegsdienst entziehen wollten. 
Anklagebearbeiter war auch hier Oberstkriegsgerichtsrat Roeder. Die Urteile wur­
den zwar von Admiral Bastian am 16. Juni 1943 bestätigt, ihre Vollstreckung ist 
jedoch durch einen OKW-Erlaß vom 24. Mai 1943 wieder aufgehoben worden, ver­
mutlich, damit die Gestapo über die Gefangenen verfügen konnte. Mayer-Albrandt 
wurde offenbar erst im Mai 1944 im Zuchthaus Halle/Saale hingerichtet, wo ein 
Teil der Todesurteile des in Torgau ansässigen RKG vollstreckt wurde75. 

Sämtliche Urteile im sogenannten „Stettin-Prozeß", einem RKG-Verfahren aus 
dem Juli 1944 gegen die in Stettin ansässigen regimefeindlichen katholischen Geist­
lichen Provikar Dr. Carl Lampert, Pater Friedrich Lorenz und Kaplan Herbert 
Simoleit u. a. sind in dem Prager Bestand ebenfalls erhalten geblieben76. Simoleit, 
Lampert und Lorenz wurden Anfang September 1944 in zwei getrennten Verfahren 
vor dem 2. Senat des RKG wegen Wehrkraftzersetzung, Feindbegünstigung, Abhö-
rens ausländischer Sender und angeblicher Spionage zum Tode verurteilt und am 
13. 12. 1944 in Halle/Saale mit dem Fallbeil exekutiert77. In der Urteilsbegründung 
hatte die Gestapo im Zusammenhang mit einer großangelegten Aktion gegen pom-
mersche katholische und evangelische Geistliche dem obersten Militärgerichtshof 
die Hand geführt. 

Im Herbst 1944 waren beim RKG mindestens 50 Verfahren gegen Generale 
anhängig, die sich wegen vermeintlich falscher militärischer Entscheidungen im 

72 MHA Prag, RKG: Aktenordner 7, Entscheidungen des RKG 1.943 (2. Band), Bl. 405 (StPL 
RKA III 165/42). 

73 Vgl. auch unter gewissem Vorbehalt Dietrich Güstrow (Dietrich Wilde), Tödlicher Alltag, Mün­
chen 1981, S. 42 ff. 

74 Ebenda, S. 44 f. 
75 Ebenda, S. 63 ff. 
76 Vgl. u.a. Benedicta Maria Kempner, Priester vor Hitlers Tribunalen, München 1966, S. 207 ff., 

240 ff., 384 ff. 
77 MHA Prag, RKG: Aktenordner (Schukirhefter) 9, Sammlung von Anklagen und Urteilen gKdos 

1943-1945, unfoliiert (StPL RKA 1351 /43). 
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Zuge der Abwehrkämpfe und Absetzbewegungen zu verantworten hatten78. Schon 
vorher hatte es vereinzelte Verfahren gegen hohe Offiziere gegeben79. Im 
August 1944 wurden gegen eine Reihe von Generalen, die im Verdacht standen, 
Mitglieder des „Nationalkomitees Freies Deutschland" oder des „Bundes deutscher 
Offiziere" zu sein, ebenfalls Ermittlungen angestellt80. 

Vor dem Hintergrund dieser Generals-Strafsachen erließ Hitler am 9. Novem­
ber 1944 einen „Erlaß über die Handhabung der Gerichtsbarkeit in der Wehr­
macht". Wegen Auflösungs- und Zersetzungserscheinungen im Westen seien 
„außergewöhnliche und schärfste Gegenmaßnahmen" gefordert gewesen. Deshalb 
seien an die Oberbefehlshaber Sonderermächtigungen gegangen, die nunmehr 
durch den Erlaß zurückgezogen würden - vermutlich um der rigorosen Praxis der 
Militärjuristen (wie schon zu Kriegsbeginn in der Strafzumessung bei Fahnenflucht) 
Einhalt zu gebieten. In dem „Führererlaß" legte Hitler „zur Klarstellung" dar, die 
Wehrmachtgerichtsbarkeit könne „niemals Selbstzweck" sein. An der Bestätigungs­
befugnis bei Todesurteilen gegen Offiziere gedenke er ebenso festzuhalten wie an 
einer einheitlichen und gleichmäßigen Handhabung der Rechtspflege in der Wehr­
macht sowie an deren zentralen Leitung81. 

Insgesamt sind in der Zeit vom 30. September 1941 bis zum 12. Februar 1945 gegen 
27 Generale Urteile wegen Ungehorsams, der Übergabe an den Feind, o.a. ergangen82. 
Von herausragendem Quellenwert ist die Untersuchungsakte gegen den Wehrmacht­
kommandanten von Groß-Paris, Generalleutnant • Dietrich von Choltitz83, der 
im August 1944 Verhandlungen mit Vertretern der Resistance geführt und am 20. August 

78 Vgl. Schweling/Schwinge, Militärjustiz, S. 197 ff. Apodiktisch stellen die Autoren fest, „mit dem 
20. Juli 1944 hatten diese Verfahren nichts zu tun". (S. 198) Problematisch erscheint die offensicht­
lich die Wehrmachtjustiz exkulpierende Behauptung, die Zuständigkeit hätte hier wie im Falle von 
Sponecks wiederum beim „Besonderen Senat" gelegen. In den Prager RKG-Unterlagen - übrigens 
auch bei den von Schweling/Schwinge dargestellten Einzelfällen - finden sich hingegen ausschließ­
lich Hinweise auf Verfahren der regulären Senate. 

79 Vgl. Günter Gribbohm, Wehrmachtjustiz zwischen Hitler und Heer, in: Deutsche Richter Zeitung, 
1972, S. 157 ff.; ders., Wehrmachtjustiz im Konflikt, in: Ebenda, 1973, S. 53 ff.; ders., Generale vor 
Gericht, in: Ebenda, 1976, S. 172 ff.; ders., Zwischen Widerstand und Verrat. Der Fall Seydlitz vor 
dem RKG, in: Juristische Schulung, 1976, S. 629 ff. Zum Fall Seydlitz vgl. auch: Walter von Seyd-
litz, Stalingrad - Konflikt und Konsequenz - Erinnerungen, Oldenburg 19772. Vgl. auch Einbeck, 
Graf Sponeck. 

80 In den RKG-Unterlagen ist im Zusammenhang mit dem NKFD lediglich der Entwurf einer Ankla­
geschrift gegen Generalmajor Martin Lattmann, Generalleutnant Alexander Edler von Daniels und 
Generalmajor Otto Korfes erhalten geblieben; MHA Prag, RKG: 3. Senat, Bestimmungsakten für 
Geheim- u. N. f. D.-Sachen 1943-44, Bl. 157. 

81 Erlaß des Führers über die Handhabung der Gerichtsbarkeit in der Wehrmacht vom 9. Novem­
ber 1944; MHA Prag, RKG: Karton 63, Reichskriegsgericht 2. Senat, Geheime Erlasse und Verfü­
gungen, Band III, S. 601. 

82 MHA Prag, RKG: Karton 64, „Herrn General zurück an IIa", unfoliiert. 
83 MHA Prag, RKG: Karton 28, Untersuchungsakte v. Choltitz, unfoliiert. Vgl. Dietrich von Chol-

titz, Soldat unter Soldaten, Konstanz 1951; ders., „— brennt paris? adolf hitler —". Tatsachenbe­
richt des letzten deutschen Befehlshabers in Paris, Mannheim o. J.; Schweling/Schwinge, Militärju­
stiz, S. 207 ff. 
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1944 einen Waffenstillstand vereinbart hatte. Von Choltitz hatte sich gegen den ver­
brecherischen Befehl Hitlers gestellt, der in der Forderung gipfelte, innerhalb der 
Stadt müsse bei ersten Anzeichen von Aufruhr mit schärfsten Mitteln - „z. B. Spren­
gung von Häuserblocks, öffentliche Exekutierung der Rädelsführer, Evakuierung des 
betroffenen Stadtteils" - eingeschritten werden: „Paris darf nicht oder nur als Trüm­
merfeld in die Hand des Feindes fallen." Die in Abwesenheit des Beschuldigten durch­
geführte Hauptverhandlung wurde am 15. März 1945 vertagt, weil die Indizien weder 
zur Verurteilung noch zu einem Freispruch ausreichten und der längst in Kriegsge­
fangenschaft befindliche von Choltitz noch persönlich gehört werden sollte. 

Generalmajor Paul Kurt von Feibert, Kommandant der Feldkommandantur 560 
Besancon und Oberstleutnant Arnold Günther von Borsig wurden wegen Ungehor­
sams und Übergabe an den Feind am 12./13. Januar 1945, als sie sich längst in US-
Kriegsgefangenschaft befanden, vom 3. Senat in Abwesenheit zum Tode verurteilt. 
Die Familie von Feiberts kam in „Sippenhaft". Anfang September 1944 hatte sich 
von Feibert mit einer Kampfgruppe von circa 650 Soldaten und Kriegsgerät in aus­
sichtsloser Lage zwischen Besancon und Belfort den Amerikanern ergeben. Von 
Borsig war an den Übergabeverhandlungen aktiv beteiligt gewesen. Hitlers Bestäti­
gung des Urteils vom 25. Februar 1945 sah vor, das Urteil gegen von Feibert und 
von Borsig zu vollstrecken, „sobald die Täter in deutsche Hände geraten"84. 

Generalmajor Gerhard Kegler, Kommandeur der Division „Woldenberg", am 
30. Januar 1945 zum Kampfkommandant Landsberg/Warthe ernannt, hatte am sel­
ben Tage nach Auffassung des OKW „die Stadt den Bolschewisten ohne wirksamen 
Widerstand überlassen". Zwei Wochen später verurteilte ihn das RKG, 3. Senat, 
wegen „Pflichtverletzung im Feld" zum Tode. Auf Anordnung Himmlers wurde 
Kegler als Schütze bei der Division Groß-Döberitz eingesetzt, „wo er entweder den 
Soldatentod finden oder sich durch beispiellose Tapferkeit einen Gnadenerweis ver­
dienen" sollte. 

Generalmajor Franz Vaterrodt, zuletzt Kampfkommandant von Straßburg und 
sein Ia Oberstleutnant Wilhelm Kaiser wurden zum Tode verurteilt, da sie am 
25. November 1944 die Übergabeverhandlungen „ohne militärischen Feinddruck" 
vorgenommen hatten, wobei das Fort und 600 deutsche Soldaten in die Hände der 
Amerikaner geraten waren. 

Ebenfalls in Abwesenheit zum Tode verurteilt wurde im März 1945 Generalmajor 
Botho Elster, Kommandant der Feldkommandantur 541, wegen Ungehorsams und 
Übergabe an den Feind. Als Führer einer Marschgruppe bei der Absetzbewegung aus 
Südwestfrankreich im September 1944 hatte er entgegen den Befehlen die Sprengung 
wichtiger Elektrizitätswerke unterlassen und sich später im Raume Poitiers beim 
ersten Kontakt mit amerikanischen Einheiten in Kriegsgefangenschaft begeben85. 

84 MHA Prag, RKG: Karton Urteile 1944/1945, mehrere Verfahrensbeteiligte, unfoliiert (StPL 
RKA I 450/44). 

85 Alle Angaben vgl. MHA Prag, RKG: Aktenordner (Schukirhefter) 9, Sammlung von Anklagen und 
Urteilen gKdos 1943-1945, unfoliiert. 
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Das letzte Opfer dieser Judikatur wurde der Kampfkommandant von Kischinew, 
Generalmajor Karl von Dewitz-Krebs. In der Hauptverhandlung vom 
10. April 1945 - vier Tage vor der Räumung Torgaus durch das RKG - verurteilte 
der 2. Senat unter Generalrichter Dr. Reuter den Offizier, der dem „National­
komitee Freies Deutschland" zugerechnet wird, wegen „Übergabe an den Feind" 
zum Tode. Dewitz wurde noch am 19. April 1945 in Torgau erschossen86. 

Nach der Besetzung weiter Teile Europas durch die deutsche Wehrmacht betä­
tigte sich das Reichskriegsgericht vielfach in der Bekämpfung nationaler Wider­
standsbewegungen in den besetzten Gebieten. So finden sich zahllose Todesurteile 
gegen Belgier und Franzosen, die polnische, holländische und norwegische Resi­
stance, aber auch gegen österreichische Nationalisten. Zu einem Teil, insbesondere 
seit Hitlers sogenanntem „Nacht- und Nebel"-Erlaß vom 7. Dezember 194187, han­
delte es sich dabei um aufgrund dieses Erlasses Verhaftete88. Zwischen Anfang 1942 
und Juli 1944, als nach dem „Terror- und Sabotage-Erlaß" das RKG hier nicht wei­
ter tätig wurde, sind nach den RKG-Listen vierzig bis fünfzig größere Prozesse 
gegen ausländische Widerstands- bzw. Spionagegruppen durchgeführt worden89. 

86 MHA Prag, RKG, 2. Senat, Terminkalender 1943-45 (39.11/1); BArchP-Dokumentationszen-
trale, Mappe Torgau 1, unfoliiert. 

87 „Richtlinien für die Verfolgung von Straftaten gegen das Reich oder die Besatzungsmacht in den 
besetzten Gebieten"; MHA Prag, RKG: 3. Senat, Bestimmungsakten für Geheim- und 
N. f. D.-Sachen 1939-1942, Bl. 171 ff. 

88 Vgl. Manfred Messerschmidt, Reichskriegsgericht, S. 257 ff.; vgl. auch: Lothar Gruchmann, 
„Nacht- und Nebel"-Justiz. Die Mitwirkung deutscher Strafgerichte an der Bekämpfung des 
Widerstandes in den besetzten westeuropäischen Ländern 1942-1944, in: Vierteljahrshefte für 
Zeitgeschichte 30 (1982), S. 342 ff. Gruchmann, der die Aufgabenstellung des RKG innerhalb der 
„Nacht- und Nebel"-Justiz nicht berücksichtigt hat, kommt bis Ende April 1944 auf eine Gesamt­
zahl von circa 240 NN-Häftlingen, die vom Volksgerichtshof, und 130, die von Sondergerichten 
zum Tode verurteilt wurden. Eine Zahl von etwa 120 RKG-Todesurteilen gegen NN-Gefangene ist 
nach den erhaltenen Unterlagen wahrscheinlich. 

89 Von niederländischen und norwegischen „Nacht-und-Nebel"-Gefangenen, die als Widerständler 
vom RKG zum Tode verurteilt und später hingerichtet wurden, berichtet auch der evangelische 
Gefangenenseelsorger Harald Poelchau, Die letzten Stunden. Erinnerungen eines Gefängnispfar­
rers. Aufgezeichnet von Graf Alexander Stenbock-Fermor, Berlin (Ost) o. J., S. 38. Poelchau nennt 
die niederländische 100-150 Mitglieder umfassende Widerstandsorganisation um Johan Stijkel 
und Jan Gude. In drei großen Verfahren wurden Angehörige dieser Gruppe, die in Verbindung mit 
der niederländischen Exilregierung in England stand, im September/Oktober 1942 vom 3. Senat 
des RKG (StPL RKA I 390/41) wegen ihrer Spionage- und Sabotagetätigkeit gegen Deutschland 
in großer Zahl zum Tode verurteilt; MHA Prag, RKG: Aktenordner 4, Entscheidungen des 
RKG 1942, Bl. 1357 ff. Ein anderes Verfahren betraf die norwegische Widerstandsorganisation um 
den Journalisten Roald Alvaer. Wegen ihrer Untergrundtätigkeit im besetzten Norwegen seit 
August 1940, wegen direkter und indirekter Verbindungen nach England und des Anlegens von 
geheimen Waffenlagern verurteilte der 4. RKG-Senat unter Biron (StPL RKA III 482/41) Alvaer 
und 33 andere Norweger Anfang Juni 1942 wegen Spionage zum Tode; MHA Prag, RKG: Akten­
ordner 2, Entscheidungen des RKG 1941-1943, Bl. 919ff. Die Nationalbibliographien der ehema­
ligen besetzten Gebiete sind bislang nicht unter diesem Aspekt ausgewertet worden. Dem Verfasser 
liegen zahlreiche Monographien im Zusammenhang mit vom RKG abgeurteilten Angehörigen der 
norwegischen, französischen und niederländischen Resistance vor. 
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Die Tatsache, daß gegen Sowjetrussen nur wenige Urteile ergangen sind, spricht für 
die von Messerschmidt und Wüllner aufgestellte These von einer Eliminierung der 
„ordentlichen" Militärgerichtsbarkeit infolge Hitlers Gerichtsbarkeits-Erlaß „Barba­
rossa" vom Mai 194190. 

Nach den Bestimmungen des politischen Strafrechts des NS-Staates konnten 
Menschen auch wegen ihrer Hilfe für Verfolgte vom RKG zum Tode verurteilt wer­
den, über Sabotageakte mit kommunistischem Hintergrund befand das RKG ebenso 
wie über Desertionen von Elsässern oder von in der Abteilung 3 der „Deutschen 
Volksliste" geführten Polen. Die Judikatur des obersten deutschen Militärgerichts, 
das vor allem die Zuständigkeit für politische Strafsachen in der Wehrmacht inne­
hatte, war bis auf wenige Ausnahmen also sowohl nach innen wie nach außen gegen 
die Widerstandsbewegungen gerichtet und hat mehr als 1100 Menschen das Leben 
gekostet. Zahllose weitere Opfer dieses Gerichts starben an den Folgen des brutalen 
militärischen Strafsystems. 

Mit seinen summarischen Verfahren gegen Kriegsdienstverweigerer, dem Aus­
schluß von Rechtsmitteln mit Hilfe der Kriegsstrafverfahrensordnung und der 
Unterordnung des Rechtsempfindens unter ein durch und durch politisiertes und 
ideologisiertes Strafrecht war das RKG eindeutig ein politisches Tribunal und ist zu 
den Repressionsinstrumenten des Maßnahmenstaates zu zählen. Eine abschließende 
Beurteilung des RKG als Institution ist aber trotzdem nicht unkompliziert: Das 
RKG hat - auch wenn es Einzelpersonen, die in Verbindung mit der Opposition 
standen, Schutz oder Rückzugsmöglichkeiten bot, von Fall zu Fall in politischen 
Strafsachen auch „milder" urteilte als etwa der Volksgerichtshof - eine beträchtliche 
Rolle innerhalb des justitiellen Verfolgungsapparates im Sinne der NS-Herrschaft 
gespielt. Es hat durch eine hart und rigoros betriebene Absicherung der Funktions­
tüchtigkeit der Streitkräfte auch zur Stabilisierung des NS-Systems beigetragen. Die 
aktenkundigen Hinweise, die auf ein Mißtrauen der obersten militärischen Führung 
gegenüber dem RKG hindeuten könnten, sind eher spärlich. Bei den „gewöhnli­
chen" beim RKG anhängigen Strafverfahren bestand seit Kriegsbeginn eine stetige 
Tuchfühlung mit dem OKW und der Wehrmachtrechtsabteilung, die, wie oben dar­
gelegt, offenbar nicht zu nennenswerten Konflikten geführt hat. Strittig war ein 
Vorgehen des RKG augenscheinlich vor allem in den Generalssachen des Jah­
res 1942, so im Falle des Generalleutnants von Sponeck, bei Verfahren gegen Offi­
ziere, bei denen ein Zusammenhang mit dem 20. Juli bestand oder solchen, die sich 
des „Ungehorsams" schuldig gemacht hatten. Einflußnahmen des OKW bzw. von 
Hitler persönlich haben sukzessive zu gewissen Einschränkungen und Beschneidun­
gen der Zuständigkeit des RKG geführt. Aus der organisatorischen Straffung der 
Justizorgane läßt sich allerdings nicht auch schon per se ein Mißtrauen gegenüber 
der Militärjustiz und insbesondere dem RKG ableiten. Daß eine kritische Analyse 
der Rolle der RKG-Richter und ihrer Judikatur nicht vorschnell in Anklage verfal­
len darf, ist evident, zumal dies zur Erklärung ihrer Traditionen und Handlungsmu-

90 Messerschmidt/Wüllner, Wehrmachtjustiz, S. 205 ff. 
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ster wenig beitragen würde. Die Frage nach der ideologischen Systemkonformität der 
Richterschaft des RKG, die repräsentativ für die Richterschaft im NS-Staat allgemein 
stehen kann, erscheint dafür letztlich nicht ausschlaggebend; auch sie rezipierten die 
„Richterbriefe" des Reichsjustizministeriums. Mögen nicht wenige Militärjuristen im 
Dissens zur nationalsozialistischen Weltanschauung gestanden und eine Bindung an 
vormals bestehende Rechtsnormen empfunden haben, so sorgten sie dennoch im 
Ergebnis für die Funktionstüchtigkeit der Streitkräfte in einem verbrecherischen 
Angriffskrieg und richteten ihre Spruchpraxis vielfach nicht nach Recht und Gerech­
tigkeit, sondern nach „militärischen Bedürfnissen" und vermeintlichen „Kriegsnot­
wendigkeiten". Sie handelten so in ihrer vaterländischen Loyalität vielfach - ob natio­
nalkonservativ oder nationalsozialistisch - ganz im Sinne des NS-Staates91. 

Es wird kritischen rechtshistorischen Studien vorbehalten bleiben, das Berufsethos 
deutscher Militärrichter während der zugespitzten Endphase des Zweiten Weltkrie­
ges detailliert unter die Lupe zu nehmen. Die vom ehemaligen RKG-Präsidenten 
Admiral Bastian behauptete Gewissenstreue der ihm untergebenen Richter wirft 
mehr als eine Frage auf. Rüdiger Schleicher, führender Jurist in der Rechtsabteilung 
der Luftwaffe, der im Widerstandskreis seines Schwagers Dietrich Bonhoeffer mit­
wirkte, hat, wie wir durch Eberhard Bethge erfahren, den Dienst beim RKG „aus 
Gewissensgründen abgelehnt"92. Der Reichskriegsgerichtsrat Hans-Ulrich Rottka, 
der durch Schleicher zum RKG gefunden hatte, wurde am 26. September 1942 auf 
Veranlassung Hitlers aus den Diensten des RKG entlassen, nachdem er bereits im 
September 1940 - als Senatsrichter unerwünscht - zur Reichskriegsanwaltschaft 
kommandiert worden war. Rottka hatte sich der Judikatur des RKG allem Anschein 
nach widersetzt und besonders im Hinblick auf die Zeugen Jehovas eine humanere 
Auffassung vertreten, als dies das RKG von ihm verlangte93. Die Selbstmorde dreier 
ehemaliger leitender Richter des RKG zu Ende des Zweiten Weltkrieges weisen 
darauf hin, daß sich zumindest einige seiner Mitglieder ihrer Rolle im Unrechtsstaat 
bewußt waren94. Den Karrieren der anderen tat, wie wir wissen, die Last der Ver­
gangenheit keinen Abbruch. 

91 Vgl. Messerschmidt/Wüllner, Wehrmachtjustiz, S. 47; Garbe, In jedem Einzelfall . . ., S. 104. Der 
„Dimensionssprung" der Militärgerichtsbarkeit vom Ersten zum Zweiten Weltkrieg allgemein 
konnte nach Auffassung Manfred Messerschmidts nur deshalb zustande kommen, „weil die Mili­
tärjustiz ihre Rechtsanwendung im NS-Staat praktizierte, weil sie sich gedeckt fühlte durch den 
Führerwillen". Vgl. Messerschmidt, Militärgerichtsbarkeit, S. 117. 

92 Vgl. Bethge, Bonhoeffer, S. 900. 
93 Vgl. Schreiben Rottkas an den Senator für Inneres, Berlin, vom 21.6. 1956; Ursula Schleicher, geb. 

Bonhoeffer, an Rottka vom 21.5. 1946; Ina-Sofia Q. an den Senator für Inneres, Berlin, vom 
18. 3. 1959. Kopien im Besitz des Archivs Gedenkstätte Deutscher Widerstand Berlin. 

94 Hatte sich der Generalrichter Werner Lueben bereits am 28. 7. 1944 in Torgau im Vorfeld des Ver­
fahrens gegen die katholischen Geistlichen Lampen, Lorenz, Simoleit u. a. erschossen, so ist überlie­
fert, daß sich der ehemalige Senatspräsident Biron im Zuge der Ermittlungen des französischen Tri­
bunal General gegen führende Angehörige des RKG 1948 in der Haft das Leben nahm. Der 
Admiralrichter beim RKG Erich Lorenzen erschoß sich Anfang Mai 1945 in Schleswig-Holstein. 



ALBRECHT H A G E M A N N 

NATIONALSOZIALISMUS, 
AFRIKAANER-NATIONALISMUS UND DIE 

ENTSTEHUNG DER APARTHEID IN SÜDAFRIKA 

Mit einem sarkastischen „Sieg Heil!" schloß Mitte der achtziger Jahre der bekannte 
südafrikanische Romancier Andre Brink einen Offenen Brief an den damaligen 
Staatspräsidenten Südafrikas, Pieter W. Botha. Zuvor hatte er dem Präsidenten in 
dem Schreiben ein südafrikanisches „Nürnberg" in Aussicht gestellt; gemeint waren 
die „Nürnberger Prozesse" gegen die nationalsozialistischen Kriegsverbrecher1. Vor 
rund zehn Jahren stellte der Kameruner Historiker Alexandre K'uma N'dumbe III 
südafrikanische und nationalsozialistische Rassengesetze gegenüber2. Die Ähnlich­
keit vieler Bestimmungen ist beeindruckend; allein schon der „Prohibition of Mixed 
Marriages Act" von 1949, der die Eheschließung zwischen Weißen und Nicht-Wei­
ßen in Südafrika strafbar machte, weckt mehr als nur Erinnerungen an das „Gesetz 
zum Schutz des deutschen Blutes und der deutschen Ehre" von 19353. Vor allem die 
marxistisch beeinflußte Literatur über Südafrika unternahm in den sechziger und 
siebziger Jahren wiederholt den Versuch, die südafrikanische Apartheid-Politik und 
den nationalsozialistischen Rassismus in eine Kontinuitäts- oder gar Kausalitätsbe­
ziehung zu bringen4. In der DDR- Historiographie über Südafrika wurde während 
der Zeit des Kalten Krieges darüber hinaus auf recht grobschlächtige Weise unter­
stellt, die Bonner Südafrika-Politik nutze tradierte (lies: „faschistische") Relikte 
diplomatischer und personeller Verbindungen zum Kap, um vorteilhafte Beziehun­
gen zum südlichen Afrika zu unterhalten5. 

Die Frage lautet also: Welcher Art war das Verhältnis zwischen dem national­
sozialistischen Deutschland und der Südafrikanischen Union (Union), und, 
genauer, läßt sich der Nachweis solcher Verbindungen zwischen Pretoria und Berlin 
führen, der auf eine rassenpolitische Zusammenarbeit schließen läßt? Ist also die 

1 Andre Brink, Ein Notstand (Offener Brief an P. W. Botha), in: Günter Verheugen, Apartheid. Süd­
afrika und die deutschen Interessen am Kap, Köln 1986, S. 276. 

2 Alexandre K'uma N'dumbe III, Hitler voulait l'Afrique. Les plans secrets pour une Afrique fasciste 
1933-1945, Paris 1980, S. 250-255. 

3 Abgedruckt bei: Walter Hofer (Hrsg.), Der Nationalsozialismus. Dokumente, Frankfurt a. M. 
1978, S. 285. 

4 Vgl. z. B.: Brian Percy Bunting, The Rise of the South African Reich, Harmondsworth 1964. 
5 Vgl. z. B.: Eberhard Czaya, Achse zum Kap. Das Bündnis zwischen Bonn und Südafrika, Berlin 

(Ost) 1964. 
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Politik der Apartheid zumindest auch die Frucht einer derartigen Kooperation? In 
vier Schritten soll im folgenden eine Klärung dieses Fragenkomplexes versucht wer­
den. 

Unerläßlich ist zunächst eine knappe Skizze der Segregationspolitik (Rassentren­
nungspolitik) im Südafrika der Zeit vor der nationalsozialistischen „Machtergrei­
fung" in Deutschland. Die Segregation ist als eine Art „Vorlauf" zur späteren Apart­
heid zu begreifen, deren eigentlicher Beginn mit dem Durchbruch des Afrikaaner-
Nationalismus im Gefolge des knappen Wahlsiegs der Nationalen Partei Südafrikas 
im Jahre 1948 angesetzt wird6. Zweitens verdient die spezifische Affinität vor allem 
in den kulturellen Beziehungen zwischen Afrikaanern und Deutschen in den dreißi­
ger Jahren besondere Aufmerksamkeit. Drittens wird das Urteil nationalsozialisti­
scher „Südafrika-Experten"7 über die Segregationspolitik dargestellt. Schließlich 
steht die Haltung von Teilen der afrikaans-nationalistischen Eliten zum Nationalso­
zialismus bzw. zum „Dritten Reich" im Mittelpunkt der Betrachtung; in diesem 
Zusammenhang kann auch die Frage beantwortet werden, ob Afrikaaner und Deut­
sche unmittelbar kooperiert haben, um ihre rassenpolitischen Vorstellungen zu reali­
sieren. 

I. 

Jahrzehnte bevor kurz vor dem Beginn des Zweiten Weltkrieges der Begriff „Apart­
heid" in die rassenpolitische Diskussion Südafrikas gelangte, trennte bereits eine 
Reihe von Gesetzen die verschiedenen rassischen Gruppen des Landes, besonders 
aber Schwarze und Weiße8. Unmittelbar nach der Gründung der Südafrikanischen 
Union im Jahre 1910 begann das Parlament in Pretoria mit der Kodifizierung der 
Segregation, die in praxi ihrerseits eine jahrhundertelange Entstehungsgeschichte 
hatte9. Mehrere Faktoren hatten dazu beigetragen, daß die weiße Regierung schon 
bald nach 1910 eine strenge Rassentrennungspolitik verfolgte. Neben religiös-kultu-

6 Ein Wort zur Terminologie: Als Afrikaaner werden hier die sog. Buren bezeichnet; afrikaans steht 
für „burisch". Im Deutschen ist zur Unterscheidung von den schwarzen Bewohnern Südafrikas die 
Einfügung eines Doppelvokals (aa) erforderlich, der jedoch in afrikaansen Eigennamen (z. B. „Afri­
kaner Broederbond") entfällt. Der Begriff „Schwarze" folgt einer häufigen Selbstbezeichnung die­
ser Bevölkerungsgruppe Südafrikas. Die weiße Alleinherrschaft bevorzugte für sie wechselnde 
Benennungen, etwa „Eingeborene" (Natives, afrikaans: Naturelle), Bantu, Schwarze usw. Zur 
Periodisierung der Apartheid vgl. jetzt: Jörg Fisch, Geschichte Südafrikas, München 1990. 

7 Der Begriff umfaßt alle politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Entscheidungsträger und Mei­
nungsbildner, die mit südafrikanischen Fragen befaßt waren. 

8 Fisch, Geschichte Südafrikas, S. 286, Anm. 2, weist das erstmalige Auftauchen des Begriffs „Apart­
heid" in der Literatur im Oktober 1938 nach. 

9 Zur Entstehung der Rassentrennung in Südafrika seit der weißen Besiedlung des Landes im 
17. Jahrhundert vgl. Hermann Giliomee, The Growth of Afrikaner Identity, in: Heribert Adam/ 
Hermann Giliomee (Hrsg.), The Rise and Crisis of Afrikaner Power, Kapstadt 31983, S. 83-127 
sowie Fisch, Geschichte Südafrikas, S. 234-285. 
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rellen Einflüssen10, die das Denken, Fühlen und Handeln der Weißen prägten, 
waren es vor allem sozialökonomische Bestimmungsgründe, die zur Ausformulie­
rung einer klaren Politik der Rassentrennung führten. Entscheidend wirkte dabei 
insbesondere der rasante Verstädterungsprozeß, dem Südafrika seit den letzten Jah­
ren des 19., besonders aber in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts unter­
worfen war. Weniger britischstämmige als afrikaanse Weiße strömten zu jener Zeit 
in großer Zahl in die wachsenden industriellen Ballungsgebiete rund um die 
wuchernde Metropole Johannesburg, die als winzige Siedlung goldsuchender 
Glücksritter erst 1886 gegründet worden war11. 

Die Ursachen für die rapide Urbanisierung der Afrikaaner waren vielfältig. Sie 
lagen in den Folgen einer verheerenden Rinderpestepidemie auf dem Lande, in den 
Auswirkungen des niederländisch-römischen Erbrechts auf die Farmwirtschaft 
sowie in der allgemeinen Verknappung neuen Farmlands. Verschärft wurde der Ver­
städterungsprozeß durch die geburtenstarken Jahrgänge unter den Afrikaanern 
nach dem Ende des „Burenkriegs" im Jahre 190212. In den Städten jedoch trafen die 
ungelernten Afrikaaner auf die erbitterte Konkurrenz billiger schwarzer Arbeits­
kräfte, die ebenfalls in Massen in das entstehende Witwatersrand-Industriegebiet um 
Johannesburg zogen. Es kam zu einem Zusammenprall wirtschaftlicher und menta­
ler Erwartungshaltungen von Schwarzen und Afrikaanern, der das Eingreifen der 
weißen Regierung zugunsten der afrikaansen Wahlklientel auf den Plan rief. Tref­
fend beschrieb die Zeitung „The Star" im Januar 1898 die Seelennot des brotlosen 
Afrikaaners am Witwatersrand: „Er ist zu beschränkt, um Büroarbeit aufzunehmen. 
Er beherrscht kein Gewerbe, keinen Beruf. Nichts bleibt ihm, als mit seinen Händen 
zu arbeiten. Darin ist ihm der Kaffer, den er haßt und verachtet, ebenbürtig und 
überlegen."13 Die ersten Rassentrennungsgesetze in Südafrika nach 1910 sind als 
Anstrengungen seitens der Regierung zu verstehen, auf dem Lande den Status quo 
für die Weißen zu erhalten und zu verbessern und in den Städten das Absinken wei­
terer Teile der weißen Bevölkerung in das wachsende Heer der „Poor Whites" zu 
verhindern14. 

10 Den Einfluß des Calvinismus auf die Politik der Apartheid hat besonders betont: Willem Abraham 
de Klerk, The Puritans in Afrika. A Story of Afrikanerdom, Harmondsworth 1976. 

11 Zur Verstädterung der Weißen in der Zeit von 1904 bis 1946 vgl. die Zahlen bei: Floris A. van Jaars-
veld, Die Afrikaners se Groot Trek na die Stede en ander opstelle, Johannesburg 1982, S. 135-225, 
jetzt auszugsweise auch zugänglich bei: Albrecht Hagemann, Südafrika und das „Dritte Reich". 
Rassenpolitische Affinität und machtpolitische Rivalität, Frankfurt 1989, S. 33 f. Zu Beginn des 
20. Jahrhunderts lebten kaum 100 000 von insgesamt 500 000 Afrikaanern in Städten. 1911 lebten 
dort aber bereits 200 000 oder ca. 29% von ihnen. Bis 1936 wuchs dieser Prozentsatz auf 50, und 
1950 wohnten ca. 77% der Afrikaaner in Städten: Hagemann, ebenda, S. 33. 

12 Hagemann, ebenda. 
13 Hier zitiert und vom Verf. übersetzt nach: van Jaarsveld, Groot Trek, S. 148. 
14 Rund 300 000 meist afrikaanse „Poor Whites" zählte die mit der wissenschaftlichen Erfassung des 

„Poor-White"-Problems befaßte Carnegie-Kommission in den Jahren 1932/33. Bedenkt man, daß 
rund ein Drittel der Afrikaaner zu Beginn der dreißiger Jahre zu den „Poor Whites" gezählt werden 
mußte, läßt sich das Agitationspotential für extreme Nationalisten zumindest erahnen. Zahlen bei: 
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Im Wirtschaftsleben erfolgte schon 1911 aufgrund des „Mines and Works Act" 
eine Rassentrennung. Das Gesetz zielte darauf ab, einer Konkurrenz zwischen 
Schwarzen und Weißen um qualifizierte Tätigkeiten dadurch vorzubeugen, daß 
fortab Diplome und Zertifikate nur noch an weiße und farbige (Mischlinge) Fach­
arbeiter ausgegeben wurden, nicht jedoch an schwarze. Die daraus resultierende 
„job-reservation" hielt sich bis weit in die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg, als 
schließlich der Facharbeitermangel in der Industrie die Aufgabe dieses und ergän­
zender Gesetze erzwang. Der „Natives Land Act" von 1913 legte fest, daß kein 
Schwarzer außerhalb bestimmter Reservate Land erwerben durfte; zugleich war den 
Weißen der Landkauf in den Reservaten untersagt. Für eine Reihe späterer Ergän­
zungen kam diesem Gesetz eine strategische Bedeutung zu, da nun wiederholt auf 
die einmal vollzogene Trennung zwischen weißem und nicht-weißem Farmland 
zurückgegriffen werden konnte. Das städtische Gegenstück zum „Natives Land 
Act" bildete der „Urban Areas Act" von 1923, der den Stadtverwaltungen das Recht 
einräumte, gesonderte Wohngebiete für Nicht-Weiße auszuweisen. Ferner schränkte 
das Gesetz die Bewegungsfreiheit der Schwarzen ein. Mit dem „Immorality Act" 
von 1928 griff die Regierung unter General Hertzog unmittelbar in den Intimbe­
reich von Schwarzen und Weißen ein15. Rund acht Jahre bevor im Deutschen Reich 
die Eheschließung zwischen „Juden und Staatsangehörigen deutschen und artver­
wandten Blutes" sowie der „außereheliche Verkehr" zwischen Angehörigen dieser 
Personengruppen im Rahmen der „Nürnberger Gesetze" verboten wurden, unter­
sagte die südafrikanische Regierung den Geschlechtsverkehr zwischen Schwarzen 
und Weißen16. Eine Verschärfung dieser Bestimmung brachte im Jahre 1949 der 
bereits erwähnte „Prohibition of Mixed Marriages Act". 

Diese zweifellos unvollständige Übersicht über wichtige Elemente der südafrika­
nischen Segregationspolitik zeigt zumindest so viel, daß die Weichenstellung für die 
Apartheid bereits vor der Machtentfaltung des Nationalsozialismus in Deutschland 
stattgefunden hatte. Die Apartheid seit 1948 ist daher als eine Radikalisierung beste­
hender Gesetzesbestimmungen aufzufassen, nicht jedoch als etwas gänzlich Neues, 
das dazu noch aus Übersee hätte „importiert" werden müssen. 

Wenn aber bereits vor 1933 ein offenkundiger Rassismus den politischen Alltag 
Südafrikas prägte, bleibt umso mehr zu fragen, ob und wie sich die Politik änderte, 
als in dem von vielen Afrikaanern bewunderten Deutschen Reich ebenfalls rassisti­
sche Ordnungsprinzipien zu dominieren begannen. 

Hermann Giliomee, The Afrikaner Economic Advance, in: Adam/Giliomee, Afrikaner Power, 
S. 150. 

15 Übersicht über die genannten Gesetze bei: Freimut Duve (Hrsg.), Kap ohne Hoffnung oder Die 
Politik der Apartheid, Reinbek 1978, S. 165-176. 

16 Vgl. Fisch, Geschichte Südafrikas, S. 291. 
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II. 

Man wird der eigenartigen und bemerkenswerten Affinität zwischen Afrikaanern 
und Deutschen in der Zwischenkriegszeit am ehesten gerecht, wenn man sich zum 
einen die Mühe macht, wenigstens einen flüchtigen Blick auf das afrikaans-deutsche 
Verhältnis vor dieser Zeit zu werfen. Zum anderen ist es sinnvoll, die Rolle der Aka­
demiker beider Völker als Träger dieser „Wahlverwandtschaft" genauer unter die 
Lupe zu nehmen. Denn natürlich war es so, daß sich in Deutschland nur ein ver­
schwindend kleiner Bruchteil von Akademikern sowie die Schar deutsch-nationaler 
Kolonialenthusiasten für Südafrika im weitesten Sinne interessierten. Bei den Afri­
kaanern verhielt es sich dagegen eher so, daß vermutlich eine ganz erhebliche Zahl 
der nationalistisch gesinnten Studenten ein besonderes faible für Deutschland und 
den aufsteigenden Nationalsozialismus hegte, ohne daß sie damit gleich als „Nazis" 
zu etikettieren wären17. 

Der Grund für die ausgeprägte wechselseitige Sympathie zwischen Deutschen 
und Afrikaanern lag vor allem in der verbindenden antibritischen Tradition und in 
der schmerzlichen Erinnerung an militärische Niederlagen gegen Großbritannien: 
den „Burenkrieg" auf afrikaanser und den Ersten Weltkrieg auf deutscher Seite. Auf 
beiden Seiten herrschte in nationalistischen Kreisen nach 1918 ein verbreitetes 
Gefühl des „Zukurzgekommenseins", der Demütigung infolge der als ungerecht 
empfundenen „Siegerdiktate"18. In Südafrika resultierten aus dem Trauma des verlo­
renen „Burenkrieges" und der von vielen Afrikaanern als imperialistisch gebrand­
markten Dominanz britischen Finanzkapitals im Land ein spezifischer Afrikaaner-
Nationalismus, dessen Ziel es war, zunächst auf kultureller, dann aber auch auf 
politischer und wirtschaftlicher Ebene mit dem britischen Bevölkerungselement Süd­
afrikas gleichzuziehen und es langfristig zu überflügeln. Ein berühmt-berüchtigtes, 
wenngleich im Afrikaaner-Lager nicht unumstrittenes Instrument dazu war der 
1918 gegründete „Afrikaner Broederbond", der seit den zwanziger Jahren im 
Untergrund arbeitete. Dem „Bond" und seinen Führungsmitgliedern sind wiederholt 
geheimnisumwitterte Beziehungen zum „Dritten Reich" nachgesagt worden19. 

Eine Duplizität von Ereignissen führte zu Beginn der dreißiger Jahre zu einer 
günstigen Ausgangslage für eine erhebliche Verbesserung der offiziellen Beziehun­
gen zwischen Deutschland und der Union. In Pretoria kam mit Premierminister 

17 Vgl. Hagemann, Südafrika, S. 219-225 sowie Fisch, Geschichte Südafrikas, S. 271-274. 
18 Ausdruck afrikaanser und zugleich akademischer Verbundenheit mit dem 1918 geschlagenen Deut­

schen Reich war die sog. Pietätserklärung, die im September 1919 in der Zeitung „Die Burger" von 
28 afrikaansen Wissenschaftlern veröffentlicht wurde. In dem Dokument bekundeten die Verfasser 
ihre Verbundenheit mit Deutschland und dem deutschen Volk, da sie einen Teil ihrer Studienzeit im 
Reich absolviert hatten. Abschrift der „Pietätserklärung" als Anhang zur Kopie eines Vortrags von 
Erich Kaiser über „Lage und Aussichten des Deutschtums in Südafrika" vom Januar 1928: Pretoria, 
University of South Africa, Archiv der Historischen Fakultät, Sammlung Afrikaans-Duitse Kultuur-
Unie (ADK). 

19 Vgl. Bunting, South African Reich, S. 45, 
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Hertzog und seinem deutschstämmigen, einflußreichen Verteidigungsminister 
Oswald Pirow ein insgesamt prodeutsches und, das gilt gerade für Hertzog und 
Pirow, dem Nationalsozialismus gewogenes Kabinett an die Macht. Der Regie­
rungsantritt Hitlers andererseits ebnete jenen Südafrika-Enthusiasten im Reich den 
Weg, die - wenn sie naiver Natur waren - die „Stammverwandtschaft" zwischen 
Deutschen und Afrikaanern betonten, oder aber, wenn sie andere Motive hegten, 
mit Hilfe des freundschaftlich gesonnenen afrikaansen Bevölkerungsteils die Einver­
leibung des noch britisch orientierten Südafrikas in eine deutsche Einflußsphäre 
anvisierten20. 

In den diplomatischen Beziehungen zwischen Berlin und Pretoria entwickelte sich 
zuerst auf der kulturpolitischen Ebene eine enge Zusammenarbeit. Während sich 
parallel dazu bis 1939 die Wirtschaftsbeziehungen vor allem dank des persönlichen 
Einsatzes von Minister Pirow und seinem hartnäckigen Widerstand gegen die bri­
tisch orientierte Geschäftswelt Südafrikas stetig entwickelten, blieben dagegen die 
politischen Beziehungen nicht frei von Spannungen. Neben den Umtrieben der 
NSDAP-Landesgruppe in der Union, die mit ihren Agitationsversuchen unter der 
deutschstämmigen Bevölkerung Transvaals und Natals sowie in Teilen der Kappro­
vinz selbst deutschfreundliche Kabinettsmitglieder irritierte21, hatten diese Spannun­
gen ihre Ursache in dem Mandat Südafrikas über die ehemalige deutsche Kolonie 
Südwestafrika, wo die dortige deutsche Bevölkerung sich erheblich benachteiligt 
fühlte22. 

Für die Herausbildung der spezifischen Affinität zwischen Afrikaanern und Deut­
schen in den dreißiger Jahren ist die kulturpolitische Kooperation von besonderer 
Bedeutung. Ihr gilt daher das vornehmliche Interesse. Die Organe, mittels derer der 
Kulturaustausch nach 1933 vonstatten ging, waren vor allem die Afrikaans-Deut-
sche Kulturvereinigung (ADK), der Südafrika-Ausschuß der Deutschen Akademie 
in München und die Deutsch-Südafrikanische Gesellschaft (DSAG) mit Sitz in Ber­
lin. Während die DSAG im fraglichen Zeitraum wegen Unregelmäßigkeiten in der 
Kassenführung in erster Linie mit sich selber beschäftigt war - mit den Querelen 
wurde selbst Hitler behelligt - und auch die Deutsche Akademie nicht besonders 
große Aktivität entfaltet zu haben scheint, lancierte die ADK eine Reihe von Maß­
nahmen, deren wirksamste ein reger Studenten- und Wissenschaftleraustausch war23. 

20 Vgl. dazu jetzt: Hagemann, Südafrika, S. 80-113. 
21 Vgl. die Äußerung eines namentlich nicht genannten südafrikanischen Regierungsbeamten gegen­

über dem deutschen Gesandten in Pretoria, Emil Wiehl, im Jahre 1936: „Wir freuen uns über die 
Tatsache, daß ein sehr großer Prozentsatz bodenständiger Südafrikaner deutsches Blut in seinen 
Adern hat. . . Wir betrachten mit einiger Beunruhigung die Auswirkungen, die der vom Nationalso­
zialismus aufgestellte neue Gedanke der ,Deutschen Volksgemeinschaft' haben muß. . .". Schreiben 
Wiehl/Auswärtiges Amt vom 8. 7. 1936, in: Politisches Archiv des Auswärtigen Amts, Bonn (PA/ 
AA), Pol X, Politik 2, Bd. 1, E 510007-009. 

22 Vgl. Hagemann, Südafrika, S. 49-63. 
23 Zur Arbeit und Geschichte der ADK vgl.: Werner van der Merwe, Die Geskiedenis van die Afri-

kaans- en Suid-Afrikaans-Duitse Kultuurvereniging 1932-1982. Die Geschichte der Afrikaans-
und Südafrikanisch-Deutschen Kulturvereinigung 1832-1982, Pretoria 1982. 
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Die Bedeutung der ADK lag darin, daß sie ein Forum bildete, in dem die nationa­
listische Afrikaaner-Intelligenz unbehelligt in engen Kontakt zu den führenden 
Reichs- und Parteivertretern in Südafrika treten konnte. Bei den Veranstaltungen 
der ADK war man gewissermaßen „unter sich", hier bahnte man nützliche Kontakte 
an. Verwiesen sei in diesem Zusammenhang nur auf Hans van Rensburg, den späte­
ren Chef der paramilitärischen Ossewabrandwag-Bewegung (OB) im Krieg, der 
nach seinem Deutschland-Besuch 1936 den deutschen Gesandten in Pretoria dis­
kret, aber nachdrücklich um gesetzgeberische Hilfestellung des Reichs im parlamen­
tarischen Kampf gegen die jüdische Einwanderung nach Südafrika ersuchte24. 

Im Rahmen des bilateralen Kulturaustausches entstand eine Fülle von Schriften, 
die sich mit dem jeweils anderen Land und seinen Problemen befaßte. Stellvertre­
tend für viele andere Autoren sei hier zunächst auf das umfangreiche Werk Werner 
Schmidt-Pretorias hingewiesen, dessen Name allein schon Programm war25. Insge­
samt lassen sich Schmidt-Pretorias Arbeiten über Südafrika so zusammenfassen, daß 
er eine spezifische Blutsverwandtschaft zwischen Afrikaanern und Deutschen auf­
grund sog. Blutanteilsforschungen erkannt haben wollte und daraus ein gewisses 
Mitspracherecht des „Dritten Reiches" hinsichtlich der politischen Zukunft Südafri­
kas ableitete26. Als SS-Untersturmführer und „Afrika-Experte" im Reichssicherheits­
hauptamt bezifferte Schmidt 1943 den deutschen Blutanteil unter den Afrikaanern 
mit 33%, eine eher bescheidene Größe: Noch nach dem Zweiten Weltkrieg kam 
Oskar Hintrager auf 55%27. 

Die angesichts der „Blutsnähe gleichlaufenden Gefühle des Burentums" müßten, 
so Schmidt, in Pretoria und Berlin zur „Anwendung von Mitteln" bei der Lösung 
ähnlicher Probleme der „Volks- und Staatserhaltung" führen, die dieser Verwandt­
schaft am ehesten entsprächen28. Es bedarf keiner besonderen Phantasie, sich vorzu­
stellen, daß Schmidt damit auf die deutsche Juden- und die südafrikanische Rassen-

24 Ossewabrandwag, zu deutsch etwa „Ochsenwagen-Brandwache", waren Begleitkommandos auf 
dem Erinnerungstrek anläßlich der Hundertjahrfeiern 1938 zum Gedenken an den „Großen Trek" 
der afrikaansen „Voortrekker" vom Kap nach Transvaal und Natal. Ursprünglich als afrikaanse 
Kulturorganisation gegründet, arbeitete die OB im Zweiten Weltkrieg unter ihrem Chef van Rens­
burg mit dem Berliner AA zusammen. Dazu im einzelnen: Hagemann, Südafrika, S. 285-341. Das 
Ersuchen van Rensburgs um Material für den Kampf gegen die jüdische Einwanderung wurde in 
Berlin mehr oder weniger abschlägig beschieden: Nur wenig aussagekräftiges Material sollte van 
Rensburg erhalten, da man deutscherseits kein Interesse am Versiegen der jüdischen Auswanderung 
nach Südafrika habe; Hagemann, ebenda, S. 125 f. 

25 Unter dem Namen Werner Schmidt veröffentlichte er nach dem Zweiten Weltkrieg noch einige 
Arbeiten über Afrika, z. B.: Deutsche Wanderung nach Südafrika im 19. Jahrhundert, Berlin 1955; 
ders., Zambia, Bonn 1965. 

26 Vgl. Schmidt-Pretoria, Südafrika gestern und heute, Stuttgart 1937, S. 6. 
27 Vgl. Berlin Document Center, Personalakte Werner Schmidt-Pretoria. Zwar wies Hintrager die 

Versuche zur Blutanteilsbestimmung als unwissenschaftlich zurück, doch böten immerhin die For­
schungen Werner Schmidts die Gewähr für den Wert von 55%: Oskar Hintrager, Der Blutanteil der 
Deutschen am Burenvolk, in: Die Eiche 6 (1952), S. 5-8. 

28 Werner Schmidt-Pretoria, Vom blutmäßigen Einfluß des Deutschtums auf die Burennation, in: 
Auslandsdeutsche Volksforschung 1 (1937), S. 163f. 
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trennungspolitik anspielte. Nur verdeckt und andeutungsweise ließ Schmidt in 
seinen Arbeiten durchblicken, worin die eigentliche Botschaft seiner Forschungs­
ergebnisse lag. Die „rassische Stammverwandtschaft" von Deutschen und Afrikaa-
nern begründete nach seiner Auffassung eine Art Schicksalsgemeinschaft. So meinte 
er 1937, wo „immer aber deutsches Blut und deutsche Arbeit in ein fremdes Schick­
sal hineinverwoben sind, ist die Anteilnahme des deutschen Volkes an der Fortent­
wicklung jener Gemeinschaft gegeben". Die Afrikaaner als „einziges weißes Volk 
des dunklen Erdteils" müßten bei der „Beantwortung künftiger afrikanischer Fragen 
gehört werden"29. Unter dem Gesichtspunkt der Rassentrennungspolitik hob 
Schmidt die Kriterien der „Rassereinheit und des Kinderreichtums der nordischen 
Menschen" als für die Gestaltung der zukünftigen südafrikanischen Verhältnisse 
besonders bedeutsam hervor. Und auch hier „verdankten" die Afrikaaner den Deut­
schen entscheidende Impulse: „Somit ist es als eine für die Volksbildung im 17. und 
18. Jahrhundert am Kap der Guten Hoffnung von gütiger Vorsehung getragene 
Fügung zu betrachten, daß zu der hochprozentig germanischen Zentralgruppe der 
Holländer die hochprozentig germanische Teilgruppe der Deutschen stieß."30 

Nationalistische Afrikaaner und Nationalsozialisten teilten neben der gemeinsa­
men Erfahrung militärischer Niederlagen gegen Großbritannien und dem Gefühl 
des Zurückgesetztseins zwei Feindbilder, welche die guten Beziehungen noch inten­
sivierten: den Kommunismus und die Juden. Gerade der erwachende Antisemitis­
mus vieler intellektueller Afrikaaner in der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg wird als 
das einigende Element zwischen ihnen und ihren nationalsozialistischen Wunsch­
partnern häufig übersehen, während man viel zu sehr auf eine deutsche Zustimmung 
zur südafrikanischen Politik gegenüber den Schwarzen achtete, welche in Deutsch­
land tatsächlich kaum interessierte31. Es war nicht zuletzt der rabiate Antisemitis­
mus, der den deutschen Radikalfaschismus vielen Afrikaanern attraktiver und vor­
teilhafter als andere faschistische Bewegungen erscheinen ließ. Gegen das italieni­
sche, das spanische oder das portugiesische Modell eines faschistischen Staates 
sprach in den Augen der erzcalvinistischen Afrikaaner darüber hinaus der katholi­
sche Hintergrund dieser Länder. 

Sieht man die diplomatische Berichterstattung der deutschen Gesandten in Preto­
ria durch, fällt auf, wie häufig vom Anwachsen eines südafrikanischen Antisemitis­
mus und der angeblich wachsenden kommunistischen Unterwanderungsgefahr in 
Südafrika die Rede ist. Beide Elemente standen für afrikaanse Nationalisten und 
Nationalsozialisten im Reich zueinander wie zwei kommunizierende Röhren: Der 
Zustrom von jüdischen Immigranten an das Kap allgemein, speziell aber solcher, die 
bis zur „Machtergreifung" in der SPD oder KPD gearbeitet hatten, förderte nach 
Auffassung der einheimischen Nationalisten die kommunistische „Wühlarbeit" in 

29 Ders., Südafrika gestern und heute, S. 6. 
30 Ders., Einfluß, S. 163. 
31 Vgl. dazu Hagemann, Südafrika, S. 122-133. 
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der Union32. Andererseits fand das Feindbild vom „bösen Juden" als dem „blutsau­
genden Kapitalisten" auch in Südafrika seine Nahrung, da große Teile des Medien­
wesens (Schlesinger), der Finanzwelt und des Minenkapitals (Oppenheimer) von 
Juden kontrolliert wurden. 

III. 

Es wurde bereits angedeutet, daß die südafrikanische Rassentrennungspolitik bei 
den nationalsozialistischen Südafrika-Beobachtern kein besonderes Interesse fand. 
Es läßt sich nicht einmal sagen, daß diese Politik durchweg auf positives Echo 
gestoßen wäre. In der umfangreichen Kolonialliteratur, die während der Zeit 
des „Dritten Reichs" erschien, spielt das Konzept der Segregationspolitik nachsüd­
afrikanischem Muster eine völlig nebensächliche Rolle. Deutsche Tageszeitungen 
und Illustrierte widmeten südafrikanischen Themen ebenfalls keine besondere Auf­
merksamkeit. Lediglich in Fachzeitschriften und Südafrika-Büchern finden sich 
hin und wieder Beiträge, die sich mit der südafrikanischen Rassenproblematik be­
faßten. 

Selbst das Organ des „Rassenpolitischen Amts der NSDAP", die „Rassenpoliti­
sche Auslandskorrespondenz" (RAK), brachte der Segregationspolitik in Südafrika 
wenig Interesse entgegen. In ihrem Erscheinungszeitraum von 1934 bis 1941 bot das 
Blatt seinen Lesern nur einen einzigen ausführlichen Beitrag zu diesem Thema. In 
ihm hob im Jahre 1940 ein gewisser Josef Spahn die südafrikanische Rassentren­
nungspolitik lobend hervor; bezeichnenderweise kam dieser Aufsatz nicht ohne eine 
Attacke auf die „jüdischen Propaganda- und Wirtschaftsmethoden" in der Union 
aus, die angeblich darauf abzielten, „das lebenskräftige afrikanisch-burische Volk" 
zu vernichten33. Meist nur Notizencharakter hatten die insgesamt zwölf weiteren 
Beiträge, die sich mit Südafrika beschäftigten; auch sie thematisierten fast aus­
schließlich den wachsenden Antisemitismus in der Union. Den 1937 erlassenen 
„Natives Laws Amendment Act", der bereits bestehende Bestimmungen über 
getrennte Wohngebiete für Weiße und Schwarze verschärfte, kommentierte die 
RAK kurz und bündig mit den Worten, dieses Gesetz berücksichtige alle Rassen­
interessen in Südafrika. Es liege aber „nichts ferner", als diese südafrikanischen 

32 So berichtete etwa die „Afrika-Rundschau" Nr. 11 (1939), S. 272, über die südafrikanischen Parla­
mentsdebatten zum Problem der weiteren jüdischen Einwanderung: „Auch die von Eric Louw, 
einem anerkannten südafrikanischen Politiker, im Parlament eingebrachten Anträge zur Zurück­
dämmung des jüdischen Einflusses zeigen deutlich, daß die Judenfrage auch in Südafrika wohl die 
aktuellste sein wird in der nächsten Zukunft. Eric Louw,..., hat seinen Antrag damit begründet, daß 
das Judentum für Südafrika ein neues Rassenproblem darstellt, weil Juden nicht zu assimilieren 
seien, ferner bei der engen Verflechtung zwischen Judentum und Kommunismus Südafrika schwere 
Gefahren bevorständen." 

33 Josef Spahn, Der Rassegedanke marschiert: Südafrikanische Gesetzentwürfe zur Bekämpfung der 
Rassenmischung, in: RAK Nr. 2 (1940), S. 3 f. 
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Maßnahmen mit den antijüdischen Bestimmungen in Deutschland zu vergleichen, 
da in Südafrika ganz „andere Verhältnisse" vorlägen34. 

Im Januar 1936 schrieb die der Exportwirtschaft nahestehende Hamburger 
„Afrika-Rundschau", kein Staat könne der südafrikanischen Rassenpolitik „mehr 
Verständnis" entgegenbringen als der deutsche35. Im Februar 1937 kam die Zeit­
schrift zu dem Ergebnis, die südafrikanische „Rassenschranke" gehe über die in den 
„Nürnberger Gesetzen aufgestellte Schranke zwischen deutschblütigen und jüdi­
schen Menschen" hinaus, sie entspräche jedoch „der in der deutschen Beamtenge­
setzgebung geltenden Rassenschranke"36. Im übrigen schenkte auch die „Afrika-
Rundschau" dem südafrikanischen Rassenproblem wenig Beachtung. Im Vorder­
grund der Berichterstattung über Südafrika standen die wirtschaftliche Entwicklung 
sowie der afrikaans-britische Gegensatz. 

Auch die den Kolonialverbänden nahestehenden „Afrika-Nachrichten" widmeten 
der Segregationspolitik der Union kaum größere Aufmerksamkeit. In den wenigen 
einschlägigen Beiträgen vertrat das Organ eine insgesamt distanzierte Haltung zur 
südafrikanischen Rassenpolitik. Das war insofern verständlich, als die Vertreter des 
deutschen „Kolonialgedankens" bemüht sein mußten, ihre Vorstellungen von der 
künftigen deutschen Eingeborenenpolitik gegenüber dem Ausland in möglichst mil­
des Licht zu tauchen, jedenfalls den Ausbeutungsgedanken nicht über Gebühr zu 
betonen. Typisch für diese Diktion war ein wirtschaftspolitischer Aufsatz von Hans 
D. Ortlieb in der November-Ausgabe von 1937, in dem sich der Verfasser u. a. mit 
der Frage einer Beteiligung Deutschlands an der Erschließung des südlichen Afrikas 
- gedacht in Form der Rückgabe Südwestafrikas durch Südafrika an das Reich -
befaßte. Es bestehe in der Union, so Ortlieb, Interesse an einer „aktiven Eingebore­
nenpolitik", die man dort am ehesten vom Reich erhoffe. Er ließ offen, ob diese 
Hoffnung berechtigt war, denn, so schrieb er weiter, für „unsere deutsche Auffas­
sung ist die Eingeborenenpolitik der Union so einseitig eingeborenenfeindlich wie 
die englische lau ist, und die Hoffnung Südafrikas, durch Deutschland in dieser 
Frage eine Rückenstärkung zu erfahren", sei nur „insoweit berechtigt, als Deutsch­
land die vorwiegend passive englische Politik nicht mitmachen würde"37. 

In der Februar-Ausgabe der „Afrika-Nachrichten" von 1939 schrieb E. Diehl über 
die „Eingeborenenpolitik der Südafrikanischen Union". Nachdem er vorwiegend 
rechtliche Aspekte dieser Politik geschildert hatte, kam Diehl zu dem Schluß, daß 
die Rassentrennungspolitik aufgrund der Konzentration der Schwarzen in den 
industriellen Ballungsgebieten der Städte nur schwer durchsetzbar sei. Diehl warnte 
vor der Arroganz der Weißen in Südafrika; die Schwarzen seien für die Weißen nur 
„Menschenmaterial", das man für „gefährliche und zermürbende Arbeit ausnützt". 
Zwar verwarf der Autor jeglichen Gedanken an eine politische Gleichstellung von 

34 RAK Nr.4(1938),S.4ff. 
35 Afrika-Rundschau Nr. 9 (1936), S. 247. 
36 Ebenda Nr. 10 (1937), S. 300. 
37 Afrika-Nachrichten Nr. 18 (1937), S. 282. 
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Schwarzen und Weißen, da sie den Verlust der weißen Vorherrschaft unweigerlich 
nach sich ziehen werde. Angesichts der „bolschewistischen Agitation" unter den 
südafrikanischen Schwarzen sei aber jegliche Überheblichkeit fehl am Platze: Diese 
Gefahr könne nicht ernst genug genommen werden, und der Weiße erweise sich 
einen schlechten Dienst, wenn er den „Eigenwert des Negers nicht" anerkenne38. 

Doch gab es natürlich auch klare Befürworter der strikten Rassentrennung unter 
den deutschen „Südafrika-Experten". Ein rückhaltloses Bekenntnis zu diesem Prin­
zip legte Max Robert Gerstenhauer in seinem 1939 erschienenen Buch „Volk, Staat 
und Sendung Südafrikas" ab. Gemäß den Gesetzen der „Völkerbiologie", so Ger­
stenhauer, seien die weißen Südafrikaner durchaus „auf dem richtigen Wege", wenn 
sie ihr Blut rein halten und es vor jeder Vermischung bewahren wollten. Zu der 
strikten Rassentrennung müsse jedoch noch die Überwindung des „kapitalistischen 
Systems" und seine Ersetzung durch das deutsche „völkische System" treten. Nur 
durch die „nationalsozialistische Volksgemeinschaft" könne das weiße Südafrika zu 
einer „dauernden Hochburg der europäischen Kultur" in Afrika werden39. 

Einer der produktivsten „Südafrika-Kenner" im „Dritten Reich" war der Tübin­
ger Geograph Wahrhold Drascher. Sein Urteil über die südafrikanische Segrega-
tionspolitik fiel insgesamt differenziert aus, und sein Buch über die „Vorherrschaft 
der Weißen Rasse"40 fand nicht die ungeteilte Zustimmung der Partei. Dennoch: 
Wenn er sich in der Welt umschaue, schrieb Drascher 1938, praktiziere allein die 
Südafrikanische Union eine vorbildliche Rassengesetzgebung. In der Union werde 
die Rassenfrage „energisch angepackt", man beschränke sich am Kap nicht auf 
„augenblickliche Verlegenheitslösungen". Vor allem der „Immorality Act" schaffe 
klare Verhältnisse41. Für Drascher war vor allem das gesellschaftliche Los der 
Mischlinge in Südafrika beklagenswert. Die „Zwiespältigkeit ihres Wesens" mache 
sie oft „kriecherisch, feige und maßlos verbittert". Er fand es aufschlußreich, daß 
Pretorias Politik gegenüber den Mischlingen ähnlichen Grundlinien folge wie die 
des „Dritten Reiches"42. In einem weiteren Beitrag von 1938 hob Drascher hervor, 
daß das nationalsozialistische Deutschland in der Frage einer exakten Bestimmung 
von Mischlingen richtungweisend helfen könne. Denn erst wenn es auch der Ras­
senforschung in Südafrika gelinge, „vielleicht aus dem Blut das Vorhandensein 

38 Ebenda Nr. 20 (1939), S. 34 ff. 
39 Max Robert Gerstenhauer, Volk, Staat und Sendung Südafrikas, Berlin 1939, S. 199-208. 
40 Wahrhold Drascher, Die Vorherrschaft der Weißen Rasse, Stuttgart 1936. 
41 Wahrhold Drascher, Der farbige Mischling, in: Die medizinische Welt 12 (1938), S. 1324 ff. Etwa 

zur gleichen Zeit, als Drascher die hautfarbentreue Sexualgesetzgebung in der Union pries, sah sich 
der NSDAP-„Landesgruppenführer" von Südwestafrika, Wandke, dem peinlichen Vorwurf seitens 
der Südwester HJ ausgesetzt, er untergrabe das Vertrauen der deutschen Jugend Südwestafrikas in 
den Nationalsozialismus, weil er sich mit einer schwarzen Frau eingelassen habe. Rückendeckung 
erhielt Wandke durch den Leiter der Afrika-Abteilung in der Hamburger Zentrale der NSDAP-
Auslandsorganisation, Grothe, der Wandke versicherte, aufgrund eigener, langjähriger Afrika-
Erfahrung könne er nichts Schlimmes daran finden, wenn ein Europäer sich gelegentlich einmal eine 
Schwarze „nehme". Vgl. Hagemann, Südafrika, S. 51. 

42 Drascher, Mischling, S. 1324 ff. 
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fremdrassischen Erbbestands sicher zu erkennen", werde eine „umfassende gesetzli­

che Regelung der Stellung der Mischlinge, wie wir sie in Deutschland haben", mög­

lich sein43. 

Alles in allem neigte Drascher zu Skepsis hinsichtlich der Politik der Rassentren­

nung in Südafrika. Sie entsprang nicht so sehr grundsätzlichen Überlegungen, son­

dern überwiegend Zweifeln hinsichtlich der Praktizierbarkeit dieser Politik ange­

sichts der fortgeschrittenen Industrialisierung des Landes und der damit unlösbar 

verbundenen Arbeitsteilung zwischen Schwarz und Weiß. Die Schwärzen in Süd­

afrika sah Drascher bereits als Opfer der „bolschewistischen Machthaber", welche 

die offenkundige Trostlosigkeit der Situation der Schwarzen geschickt ausbeuteten. 

Er ging noch einen Schritt weiter: Der Zorn der Schwarzen auf die weiße Regie­

rung müsse zwangsläufig zunehmen, weil das „Vorrechtssystem der Weißen nicht 

nur auf allgemeinen Erwägungen, sondern vor allem auf dem Egoismus des Besit­

zenden beruhe, der nichts aufgibt von dem, was er hat"44. 

Ähnlich wie Drascher wies auch Karl H . Dietzel in einem Vortrag vor dem Kolo­

nialausschuß der Deutschen Akademie im Jahre 1939 auf die praktische Undurch-

führbarkeit einer radikalen Rassentrennung in Südafrika hin. Scharfsinnig bezeich­

nete er diese Politik als „reaktionär", weil sie nicht das „Ergebnis einer organischen 

Entwicklung, sondern umgekehrt das Ergebnis des Zerfalls einer organischen Ent­

wicklung" darstelle. Dietzel meinte, das südafrikanische Modell der Segregation sei 

„in Wahrheit nicht aufbauend, sondern gewissermaßen defensiv, nicht Beispiel, son­

dern beinahe Warnung". Die Segregation bildete für den Referenten den Versuch, 

„eine sich zersetzende Ordnung zu stützen und zu reorganisieren"45. Das war ein 

Hinweis auf den Zerfall der tradierten patriarchalischen Farmwirtschaft, die durch 

eine klare rassische Dichotomie charakterisiert war, indem der weiße Farmer seinen 

nicht-weißen Knecht kommandierte. 

Sogar aus moralischem Blickwinkel meldete Dietzel Bedenken gegenüber der 

südafrikanischen Rassenpolitik an. Das Mißverhältnis der staatlichen Bildungsaus­

gaben für Schwarze und Weiße falle deutlich ins Auge, und auch die „hygienische 

Betreuung der Eingeborenen" lasse zu wünschen übrig. Kühl diagnostizierte Diet­

zel, daß diese „nur dort einwandfrei" sei, „wo privates Interesse am Gesundheitszu­

stand der Eingeborenen bestehe ( . . . ) , wo eine weiße Bevölkerungsverdichtung 

durch unhygienische Zustände in den benachbarten Eingeborenenzentren gefährdet 

werden könnte". Der Gedanke der verwaltungsmäßigen Rassentrennung war nach 

Ansicht Dietzels „sozial-ethisch nur tragbar, wenn seine Durchführung als eine 

Treuhänderschaft gehandhabt" werde, und der „peinliche Eindruck, den die südafri­

kanische Segregationspolitik auf den Außenstehenden" mache, liege „eben darin, 

43 Ebenda. 
44 Wahrhold Drascher, Zur Rassenfrage in der Südafrikanischen Union, in: Zeitschrift für Geopoli-

tik 15 (1938), S. 13-18. 
45 „Vertraulich!" Segregationspolitik und Rassenrecht in der Südafrikanischen Union, von Karl 

H. Dietzel, 2.6.1939, in: Bundesarchiv Koblenz (BA) R 22/2365, Bl. 133-153. Zum Vortrag Diet­
zels vgl. auch K'uma N'dumbe III, Hitler, S. 245-250. 



Nationalsozialismus, Afrikaaner-Nationalismus 425 

daß sie eine Treuhänderschaft nicht bezweckt und nicht anerkennt". Es überrascht 
daher nicht, daß Dietzel vor der Anwendung einer Rassenpolitik nach südafrikani­
schem Muster warnte. Die segregatorische Entwicklung in der Union sei ein „Spe­
zialfall", den zu kennen sich lohne. Aus ihr solle man lernen, sich jedoch davor 
hüten, „sie zu generalisieren"46. 

Faßt man das nationalsozialistische Urteil über die Segregationspolitik in Süd­
afrika zusammen, kommt man zu dem Ergebnis, daß sie zwar im Grundsatz gutge­
heißen wurde, weil sie zentralen Axiomen der nationalsozialistischen Rassentheorie 
entsprach; abgesehen davon, daß diese Politik im „Dritten Reich" auf keine starke 
Beachtung stieß, meldeten deutsche „Südafrika-Experten" aber erhebliche Zweifel 
an ihrer Durchführbarkeit in dem sich rasch modernisierenden, zunehmend indu­
striell geprägten Land an. 

IV. 

Wie dachte man auf afrikaanser Seite über den Nationalsozialismus im allgemeinen 
und über Möglichkeiten einer Zusammenarbeit mit dem „Dritten Reich", etwa auf 
rassenpolitischem Gebiet? Zunächst fällt auf, daß die prodeutsche Regierung unter 
General Hertzog einschließlich ihres Hitler-Verehrers Pirow zu keiner Zeit ernst­
haft beabsichtigte, mit dem Reich in Verhandlungen über die Rückgabe Südwest­
afrikas einzutreten47. Das Mandatsgebiet galt der Regierung in Pretoria als territo­
riale Vorfeldsicherung gegenüber den schwarzen Bevölkerungsmassen nördlich der 
Unionsgrenzen, welches sie selbst dem im übrigen sehr geschätzten Hitler-Deutsch­
land nicht anvertrauen mochte. Abgesehen von dem leidigen Streit um Südwest­
afrika, für das sich Berlin jedoch kaum wirklich interessierte, sollte es nach den Vor­
stellungen Pretorias durchaus zu einer Mitarbeit Deutschlands an der kolonialen 
Ausbeutung Afrikas kommen. Und hier war es in der Tat die vom „Dritten Reich" 
erwartete Eingeborenenpolitik, welche die südafrikanische Regierung für am ehe­
sten kompatibel mit ihrer Rassentrennungspolitik hielt. Während vor allem Hertzog 
und Pirow beklagten, daß die französische Kolonialpolitik letztlich rassenintegrativ 
sei und Paris nicht einmal vor der Aufstellung von Eingeborenenregimentern 
zurückschrecke, erwarteten sie von Berlin eine „harte Hand" gegenüber den 
Schwarzen48. Die Aufgabe Deutschlands in Afrika bestand nach den Vorstellungen 

46 BA R 22/2365, Bl. 152. 
47 Vgl. dazu Hagemann, Südafrika, S. 183-193. 
48 Bei seinem Deutschland-Besuch im Sommer 1933 hatte Minister Pirow den Versuch unternommen, 

den Kolonialkriegsveteran General von Lettow-Vorbeck als Instrukteur für eine südafrikanische 
Polizeitruppe aus Schwarzen zu gewinnen. General von Lettow und Hitler scheinen dem Projekt 
zugestimmt zu haben, nach der Rückkehr Pirows nach Südafrika fehlen jedoch weitere Hinweise 
auf das Vorhaben. Möglicherweise hatte Pirow in Deutschland eigenmächtig gehandelt und konnte 
die grundsätzliche Ablehnung seiner Kabinettskollegen gegen den Gedanken an eine Bewaffnung 
von Schwarzen nicht überwinden. Vgl. Hagemann, ebenda, S. 176 f. 
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Pretorias darin, irgendwo im mittleren oder westlichen Teil des Kontinents eine 
Sperriegelfunktion zu übernehmen. Nach dem italienischen Überfall auf Abessinien 
im Oktober 1935, der südafrikanische Ängste vor einer Bewaffnung der Abessinier 
durch die Italiener weckte, berichtete der deutsche Gesandte Wiehl über die südafri­
kanischen Vorstellungen von der künftigen Rolle des Reichs in den genannten Tei­
len Afrikas: „Denn Deutschland könnte dann die schwarzen Millionen dort in Ord­
nung halten und dem verderblichen Einfluß des französischen und italienischen 
Nordens entziehen. Es hätte im Falle des befürchteten Vordringens von Frankreich 
und Italien nach Süden den ersten Vorstoß auszuhalten."49 

Die führenden südafrikanischen Politiker Hertzog und Pirow, die eine enge 
kolonialpolitische Kooperation mit dem nationalsozialistischen Deutschland 
anstrebten und entsprechend die britische Regierung zu beeinflussen suchten50, 
gehörten eigentlich nicht zum Kreis der jungen afrikaansen Akademiker, die in der 
Zwischenkriegszeit jenen eigentümlichen afrikaansen Nationalismus entwickelten 
und schürten, der von seinen Protagonisten euphemistisch „Christlicher Nationalis­
mus" genannt wurde. Die Haltung dieser Nationalisten zum „Dritten Reich" zu 
untersuchen ist insofern von besonderer Bedeutung, da sich aus ihren Reihen nach 
1948 jener Regierungsapparat rekrutierte, der für die volle Ausbildung der Apart­
heid in Südafrika verantwortlich zeichnete. 

Es lassen sich im wesentlichen drei Hauptströmungen innerhalb des Afrikaaner-
Nationalismus der dreißiger Jahre unterscheiden51. Sehr einflußreich waren 
zunächst jene Nationalisten, die sich um eine Gruppe von Hochschullehrern an der 
calvinistischen Universität von Potchefstroom in Transvaal kristallisierten. Seit 
Anfang der dreißiger Jahre kamen die Führungsmitglieder des „Afrikaner Broeder-
bond" aus ihren Reihen. Intellektuelle wie du Plessis, van Rooyen, du Toit, Coetzee 
und Stoker debattierten in der hauseigenen Zeitschrift „Koers" (Kurs) über eine den 
Erfordernissen der Industriegesellschaft angepaßte afrikaanse Weltanschauung, 
deren zentrale Kategorien Kultur, Rasse, Geschichte, Vaterland und Gott waren. 
Weltlicher orientiert war die zweite Strömung, deren Vertreter wegen ihres strengen 
Nationalismus von T. Dunbar Moodie „Neo-Fichteaner" genannt worden sind52. 

49 Wiehl an Dieckhoff vom 17.5.1936, in: ADAP, Ser. C, Bd. V, 1, Nr. 333, Göttingen 1977. 
50 Das trifft vor allem für die Krise während der Remilitarisierung der Rheinlandzone zu. Premiermi­

nister Hertzog setzte in London seinen ganzen Einfluß ein, um Großbritannien von einem gemein­
samen Vorgehen mit Frankreich gegen Deutschland abzubringen. In seinem Kalkül wäre das Reich 
aus einer Intervention geschwächt hervorgegangen, während die Stellung Frankreichs als Kolonial­
macht in Afrika gestärkt worden wäre. Auf absehbare Zeit wäre an eine Rückkehr Deutschlands als 
Kolonialmacht auf den Kontinent nicht zu denken gewesen. Vgl. dazu Hagemann, Südafrika, 
S. 183 f. 

51 Zum folgenden grundsätzlich: Dan O'Meara, Volkskapitalisme. Class, Capital and Ideology in the 
Development of Afrikaner Nationalism, 1934-1948, Johannesburg 1983, S. 67-82 sowie ders., The 
Afrikaner Broederbond, 1927-1948: Class Vanguard of Afrikaner Nationalism, in: Journal of 
Southern African Studies 3 (1977), S. 156-186. 

52 T. Dunbar Moodie, The Rise of Afrikanerdom. Power, Apartheid and the Afrikaner Civil Religion, 
Berkeley 1975. 
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Prominente Köpfe unter ihnen waren z. B. Nicolaas Diederichs, Pieter J. Meyer 
sowie der Sohn von Premierminister Hertzog, Albert53. Diese Gruppe brachte 
bestimmte Voraussetzungen mit, die geeignet waren, einen ideologischen Brücken­
schlag zwischen Afrikaaner-Nationalismus und Nationalsozialismus herzustellen, 
da in ihren Publikationen das religiöse Motiv zur Begründung ihres Nationalismus 
relativ schwach war. Darüber hinaus unterhielten Männer wie Diederichs und 
Meyer direkte Beziehungen zum nationalsozialistischen Deutschland. Als dritte 
Strömung im Afrikaaner-Nationalismus verdient schließlich noch die sog. Volks-
kerk-Bewegung Erwähnung, deren herausragender Führer der spätere Premiermini­
ster D. F. Malan war. Die „Volkskerk"-Anhänger traten pragmatisch für die Pflege 
und Förderung der afrikaansen Sprache in Konkurrenz zum Englischen ein und 
strebten nach einer lebendigen Verbindung von Volk und Kirche. 

Alle drei Strömungen teilten wenigstens vier gemeinsame Grundüberzeugungen, 
die ihren Hauptexponenten über manchen internen Streit und Richtungskampf hin­
weghalfen und sie schließlich zum epochalen Wahlsieg von 1948 führten54. 1. Alle 
waren sich einig, daß Klassengegensätze innerhalb des afrikaansen Volkes vermie­
den werden sollten, um dadurch einer Zersplitterung der eigenen Kräfte im Kampf 
gegen das britische Kapital und gegen die „kommunistisch-jüdischen Unterwande­
rungsversuche" - vermittelt durch die Gewerkschaftsbewegung - begegnen zu kön­
nen. 2. Es mußte langfristig gelingen, die Afrikaaner wirtschaftlich zu mobilisieren, 
um die britische Vorherrschaft im südafrikanischen Wirtschaftsleben zu brechen und 

53 Sucht man nach bedeutenden afrikaansen Persönlichkeiten, die nationalsozialistisches Gedanken­
gut unter den afrikaansen Nationalisten verbreitet haben und die darüber hinaus an der Formulie­
rung und propagandistischen Verbreitung der Apartheid-Politik wesentlichen Anteil hatten, ist eine 
nähere Beschäftigung mit Diederichs und Meyer unerläßlich. Diederichs hatte in Deutschland bei 
Max Scheler studiert und 1930 seine Dissertation in deutscher Sprache mit dem Titel „Vom Leiden 
und Dulden" (Berlin) veröffentlicht. Von 1938 bis 1942, u.a. jenen Kriegsjahren also, in denen 
extremistische Nationalisten unter den Afrikaanern eine Kollaboration mit dem „Dritten Reich" 
betrieben, leitete Diederichs den „Afrikaner Broederbond". Nach dem Krieg war er Gründungsmit­
glied des südafrikanischen Amtes für Rassenbeziehungen (SABRA), das zur wissenschaftlichen 
Begleitung der Apartheid beitrug. Von 1958 bis 1975 bekleidete Diederichs verschiedene Minister­
posten, ehe er von 1975 bis zu seinem Tod im Jahre 1978 Staatspräsident Südafrikas war. Pieter 
J. Meyer stand nach 1948 zwar weniger im Rampenlicht der südafrikanischen Öffentlichkeit, den­
noch vereinigte er in seiner Person eine beachtliche Machtfülle. Vor dem Krieg war er Sekretär der 
vom „Broederbond" gesteuerten Kulturvereinigung „Federasie van Afrikaanse Kultuurvereni-
ginge" (FAK) und nach dem Krieg zeitweilig Vorsitzender der Gesellschaft für europäische Ein­
wanderung sowie Vorsitzender des „Interkirchlichen Aktionskomitees gegen den Kommunismus". 
Kaum zu überschätzenden Einfluß übte Meyer seit 1959 über viele Jahre als Chef der Südafrikani­
schen Rundfunkgesellschaft (SABC) aus, ein Amt, das er zeitweilig in Personalunion mit dem Vor­
sitz im „Broederbond" ausfüllte. Vgl. Hagemann, Südafrika, S. 232-241. Albert Hertzog war unter 
Premierminister Vorster (1966-1978) zeitweilig Minister, bevor Vorster ihn wegen allzu rassisti­
scher Äußerungen 1968 entließ. Vgl. Brian Lapping, Apartheid, München 1987, S. 269. Vgl. auch: 
Who's Who of Southern Africa, Ausgabe 1977. 

54 Über die Reibereien und Konkurrenzkämpfe im Afrikaaner-Lager während der Oppositionszeit im 
Krieg informieren nach wie vor gründlich: Michael Roberts/A. E. G. Trollip, The South African 
Opposition 1939-1945, Kapstadt 1947. Zum folgenden Moodie, Rise. 
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durch die afrikaanse zu ersetzen. 3. Nur mit Hilfe einer strikten Politik der Rassen­
trennung meinte man, das südafrikanische Rassenproblem lösen zu können. 4. Alle 
Gruppierungen des Afrikaaner-Nationalismus traten für die Wiederherstellung einer 
südafrikanischen Republik ein; „los von England" hieß die republikanische Losung. 

Aufstieg und Triumph der europäischen faschistischen Bewegungen in der Zwi­
schenkriegszeit wurden von den jungen afrikaansen Intellektuellen aufmerksam ver­
folgt, und es fehlte nicht an Versuchen, diese Strömungen, besonders aber das deut­
sche Modell eines Radikalfaschismus, publizistisch zu verarbeiten. Der vielleicht 
eindrucksvollste, weil systematischste Versuch, den aufsteigenden Afrikaaner-Natio­
nalismus mit den verschiedenen Ausprägungen des europäischen Faschismus zu ver­
gleichen, stammt von Hendrik G. Stoker von der calvinistischen Universität in Pot-
chefstroom55. Stoker ersetzte in seiner Analyse den Begriff „Christlicher Nationalis­
mus" durch „Calvinismus", wodurch er sich offensichtlich von den anderen 
Richtungen des Afrikaaner-Nationalismus abgrenzen wollte. In zwanzig Einzelpa­
ragraphen erörterte Stoker im Anschluß an eine ausführliche Darstellung des Natio­
nalsozialismus die Vor- und Nachteile, die der Nationalsozialismus dem Afrikaaner-
volk zu bieten vermochte. Zentrale Begriffe des Nationalsozialismus und des 
Calvinismus verglich er mit dem europäischen Liberalismus einerseits und - seltener 
- mit dem „Bolschewismus" andererseits. 

Das Vergleichsergebnis Stokers besteht zunächst ganz allgemein darin, daß dem 
Calvinismus eine vermittelnde Position zwischen Liberalismus und Nationalsozialis­
mus zugedacht wurde, ein „dritter Weg" sozusagen, der im Zweifelsfall aber näher 
am Nationalsozialismus als am Liberalismus entlangführte. Liberalismus steht bei 
Stoker für übertrieben individualistisch, unpersönlich, gleichmacherisch sowie ten­
denziell ausbeuterisch und anarchisch. Dem Nationalsozialismus wird demgegen­
über vorgeworfen, an sich begrüßenswerte Ideologieelemente zu übertreiben, zu 
einer „Zwangsherrschaft" zu entarten und einen „Volkstotalitarismus" sowie eine 
„Volksvergottung" zu betreiben. Den Calvinismus durchziehen dagegen wie rote 
Fäden folgende positive Elemente: Die absolute Gültigkeit des kuyperianisch-calvi-
nistischen56 Prinzips der Unabhängigkeit jeder einzelnen sozialen Sphäre, die unan­
tastbare normative Kraft göttlicher Verordnungen und Fügungen einschließlich der 

55 Zum folgenden Hendrik G. Stoker, Die stryd om die ordes, Pretoria o. J. (1941), S. 150-178. Stoker 
war wie Diederichs ein Schüler Max Schelers. Wirkungsgeschichtlich bedeutsam - weil weit ver­
breitet und viel gelesen - war die Arbeit von Otto du Plessis, dem Informationssekretär der nationa­
len Partei Malans und Herausgeber der Zeitung „Die Volksblad", mit dem Titel „Die Rewolusie van 
die Twintigste Eeu" („Die Revolution des 20. Jahrhunderts"), Port Elizabeth 1940. Sie erschien kurz 
nach der Niederlage Frankreichs und soll den pronationalsozialistischen Flügel in der Partei stark 
beeinflußt haben. 

56 Der niederländische Premierminister und Theologe Abraham Kuyper (1837-1920) hatte in seiner 
Interpretation des Calvinismus den Gedanken von der „Souveränität jeder einzelnen sozialen 
Sphäre" in der Gesellschaft hervorgehoben. Die afrikaansen Kuyperianer griffen diese Vorstellung 
auf und verarbeiteten sie in ihrem Programm der „getrennten Entwicklung" unterschiedlicher Ras­
sen. Zur Theologie Kuypers im südafrikanischen Kontext vgl. de Klerk, Puritans in Africa, S. 204 
sowie 257 f. 
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Zehn Gebote sowie die Zuschreibung individueller, sozialer und nationaler Eigen­
schaften des Menschen, die unter sich als uneingeschränkt gleichrangig und funda­
mental anzusehen seien. 

Drei Einzelprobleme schälen sich aus Stokers sorgfältig abwägender Betrach­
tungsweise als wichtige Übereinstimmungs- und Unterscheidungsbereiche zwischen 
dem Afrikaaner-Nationalismus und dem Nationalsozialismus heraus: Die Rolle des 
Volkes und die Kategorie des Völkischen, die Funktion der Rasse und die Verfas­
sung von Staat und Wirtschaft. Aus calvinistischer Sicht begrüßte Stoker die „natio­
nalsozialistische Einsicht", daß jedes Volk besonders und einzigartig sei; ferner gebe 
es eine Übereinstimmung darin, daß das Volk als „organische Einheit" zu betrachten 
sei, dessen einzelne Mitglieder dem Volksganzen mit ganzer Kraft zu dienen hätten. 
Jedoch sei der Mensch, so Stoker, eben nicht nur „Volksgenosse", sondern auch 
Individuum und soziales Wesen. Der Nationalsozialismus irre, wenn er die totale 
Unterordnung des Individuums unter das Volk fordere. Im Nationalsozialismus 
werde das „völkische Prinzip" überstrapaziert, in Wahrheit sei die „Volksidee" nie­
mals allumfassend oder gar totalitär. Aus theologischer Perspektive verurteilte Sto­
ker auch die Verabsolutierung des deutschen Volkes im Nationalsozialismus. Das 
widerspreche dem Grundsatz der gleichrangigen Völkervielfalt und bedeute implizit 
die Negation eines einheitlichen Menschengeschlechts. Stoker sah im Nationalso­
zialismus die große Gefahr eines „Volksopportunismus" infolge eines überbetonten 
normen- und grenzenlosen „Volksinteresses". Für ihn konstituierte sich ein Volk 
aufgrund von Blut und Kultur, Land und Geschichte. Von daher überrascht es nicht, 
daß Stoker zwar die Betonung von „Blut und Boden" im Nationalsozialismus 
begrüßte, andererseits aber durch die Hinzufügung der Elemente Kultur und 
Geschichte diesem Axiom die nationalsozialistische Strenge zu nehmen versuchte. 
Die einseitige Hervorhebung des Faktors „Blut" führte Stoker zufolge zu einer 
„naturalistischen", „biologistischen" und „instinktivistischen" Betrachtungsweise, 
deren fatale Konsequenzen in einer „irrationalistischen" und „anti-intellektualisti-
schen" Weltanschauung lägen. 

Distanziert und mit einem Anflug von Spott betrachtete Stoker den nationalsozia­
listischen Grundsatz der Rassereinheit und die Behauptung von der „Überlegenheit 
der nordischen Rasse". Über diese Überlegenheit sei noch nicht das letzte Wort 
gesprochen, wohl aber seien „Bücher vollgeschrieben" worden. Aber selbst in dem 
Fall, daß sich die Überlegenheitsthese als falsch erweisen sollte, werde dies die 
nationalsozialistische Herrschaftspraxis nicht irritieren, da diese in erster Linie von 
Erfahrung und Pragmatismus statt von Theorie lebe. 

Übereinstimmung mit dem Nationalsozialismus ergab sich für den Autor hinsicht­
lich der praktischen Konsequenzen des „Blut und Boden"-Axioms insofern, als es 
auch in Deutschland zur strengen Betonung von Rassenunterschieden im täglichen 
Leben geführt habe. Stoker sah den Calvinismus in Südafrika im ständigen Kampf 
gegen die egalitäre, liberale Rassendoktrin, welche die „Farbenlinie" abschaffen 
wolle und die Gleichheit aller Individuen ungeachtet ihrer Hautfarbe propagiere. 
Jedoch, fuhr er fort, „unsere Rassentrennungslehre beruht auf einer calvinistischen 
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Rassenlehre. Nicht aus nationalsozialistischen Motiven, sondern weil Gott verschie­
dene Rassen, Völker und Sprachen gewollt hat (...) sowie aus den calvinistischen 
Erfahrungen der Voortrekker-Ahnen erkennen wir die Richtigkeit und Gerechtig­
keit von Rassenunterschieden an."57 Nachdem Stoker auch die Entrechtung der 
Juden in Deutschland gutgeheißen und einem afrikaansen Antisemitismus mit calvi-
nistischer Begründung das Wort geredet hatte, beendete er seinen rassenideologi­
schen Vergleich zwischen dem Calvinismus afrikaanser Prägung und dem National­
sozialismus mit der zur Vorsicht mahnenden Feststellung: „Die Gesetze, die 
Rassereinheit festschreiben wollen, sind für den Nationalsozialismus die fundamen­
talsten. Mit dieser Überzeugung können wir uns nicht identifizieren, wie bedeutsam 
wir solche Gesetzgebung auch beurteilen mögen."58 

Stokers Ideologievergleich zeigt dreierlei: Der Calvinismus ließ Sympathien für 
zentrale Elemente der NS-Ideologie erkennen und stimmte mit diesen, wenn auch 
aus anderen Begründungszusammenhängen heraus, teilweise überein. Durch 
Abschwächung bzw. Ergänzungen versuchte er ein eigenes Profil zu gewinnen. Dar­
über hinaus machen die Ausführungen Stokers deutlich, daß die Interpretation des 
„Christlichen Nationalismus" aus einseitig religiöser Perspektive zu falschen Ergeb­
nissen führt. Die Umfunktionierung der südafrikanischen Juden zu Sündenböcken 
für die materielle Not vieler Afrikaaner vor allem in den Städten sowie Stokers For­
derung nach einer „völkischen" Wirtschaftsverfassung als Antwort auf diese Not 
zeigen, daß die Krise des werdenden Industriestaats Südafrika eine Neudefinition, 
zumindest aber eine wesentliche Erweiterung des Voortrekker-Nationalismus des 
19. Jahrhunderts erforderte. Schließlich enthielt auch das skizzierte Südafrika-Bild 
Stokers Züge des totalen Staates, auch wenn Stoker meinte, diese nur im National­
sozialismus und nicht im Calvinismus diagnostizieren zu können. Das seit 1948 von 
der Nationalen Partei im Zeichen der Apartheid regierte Südafrika atmete viel von 
dem Geist, den Stoker bereits 1941 beschworen hatte: Nach seiner Auffassung sollte 
der Staat gegen diejenige Presse einschreiten, die „gegen Gott, gegen die Nation 
[d.i. die afrikaanse Nation], gegen die Moral auftritt". Auch „Kultur, Sittlichkeit, 
Wissenschaft, Kunst, die Regierung . . . Volk, Staat, Familie, Kirche und Indivi­
duum" hatten der „Ehre Gottes" zu dienen59. 

Insgesamt muteten Stokers Grundsätze eher mittelalterlich als zugeschnitten auf 
die drängenden Erfordernisse des sich zum Industriestaat wandelnden Südafrikas 
mit seinen schweren Rassenkonflikten an. Natürlich wußte er, daß seine intellektu­
elle Leserschaft von ihm ein abschließendes Urteil zu der Frage erwartete, wie sich 
die Afrikaaner zum Nationalsozialismus stellen sollten. Er kam daher zu dem Resü­
mee: „Wir brauchen wegen des Nationalsozialismus keine Angst zu haben. Eine 
Gefahr für den Calvinismus stellt der Nationalsozialismus eigentlich nicht dar. Aber 
wir müssen gegen seine falschen Grundsätze kämpfen (...). Wenn unser Volk zwi-

57 Stoker, Die Stryd, S. 178. 
58 Ebenda. 
59 Ebenda. 
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schen Nationalsozialismus und Calvinismus wählen muß, soll es nach meiner Über­
zeugung den Calvinismus wählen (...). Unsere Gefahr ist nicht so sehr der Natio­
nalsozialismus als der volkszerstörende Liberalismus."60 Stokers Auseinandersetzung 
mit dem Nationalsozialismus kann als repräsentativ für viele vergleichbare Arbeiten 
afrikaanser Akademiker der dreißiger Jahre gelten. Man zeigte sich von der „deut­
schen Ideologie" beeindruckt, scheute aber davor zurück, sie unbesehen auf südafri­
kanische Verhältnisse zu übertragen. Vor allem in den innerafrikaansen Eifersüchte­
leien und Richtungskämpfen während der Oppositionsjahre im Zweiten Weltkrieg 
kamen selbst die glühendsten Bewunderer des „Dritten Reichs" nicht umhin, ihrer 
Faszination ein afrikaanses Mäntelchen umzuhängen, um auf diese Weise bei ihrer 
Anhängerschaft die Illusion zu nähren, man huldige einer genuin afrikaansen Ideo­
logie61. 

Während sich die calvinistischen Intellektuellen in Potchefstroom eher zurückhal­
tend um gedankliche Anleihen bei europäischen faschistischen Bewegungen bemüh­
ten, griffen die „Neo-Fichteaner" um Diederichs und Meyer nur zu bereitwillig 
gerade auf das deutsche Vorbild zurück, um sich in ihren Gesellschaftsentwürfen für 
die ersehnte Afrikaaner-Republik inspirieren zu lassen. In seinen Schriften maß Die­
derichs insbesondere der Entfremdung des ländlich geprägten afrikaansen Arbeiters 
in den wuchernden Industriegebieten große Bedeutung bei62. Im „Broederbond" 
galt er als Experte für den Kommunismus, spätestens, seit er ein Buch über dessen 
„Theorie und Taktik" veröffentlicht hatte63. Diederichs warnte eindringlich davor, 
den verstädterten Afrikaaner angesichts der Verlockungen Moskaus aufzugeben. 
Anfang 1937 sprach Diederichs in einer Rede in Bloemfontein über die „große Auf­
gabe der Zeit", die darin bestehe, den afrikaansen Arbeiter dem Volk zurückzuge­
winnen. Der „heutige Kampf" um ihn werde gegen die „zerstörende Macht des 
Moskauer Kommunismus" geführt. Mit dem ausdrücklichen Hinweis auf Hitler als 
den Urheber dieser Worte schloß Diederichs seine Ansprache mit den Sätzen: „Ich 
weiß, daß der größte Dienst, den ich meiner Nation erwiesen habe, darin besteht, 
daß ich den deutschen Arbeiter wieder der deutschen Nation zurückgegeben habe. 
Das ist unsere Pflicht und Schuldigkeit."64 

Im Sommer 1939 weilte Diederichs zu einem Besuch in Deutschland. Vor der 
DSAG hielt er das Schlußreferat im Rahmen eines Vortragszyklus. In einer Zeit 

60 Ebenda, S. 170 f. 
61 Wie sehr afrikaans-nationalistische und nationalsozialistische Gedankengänge ineinander ver­

schwammen, zeigt dieses Bekenntnis Hans van Rensburgs aus der Zeit nach seiner Rückkehr aus 
Deutschland im Jahre 1936: „Es kommt doch letzten Endes hierauf nieder, daß man auf vaterländi­
schem, völkischem Boden stehen und aller Zersetzung entgegen arbeiten muß, jedem Volksgenos­
sen das Seine und alle zusammen in einer Schicksalsgemeinschaft. Und wenn das Nationalsozialis­
mus heißt - auch gut. Ich nenne es hier anständige völkische Gesinnung". Schreiben van Rensburgs 
an den südafrikanischen Konsul in Hamburg, Fritz Brehmer, vom 6. 11. 1936, in: Human Sciences 
Research Council, Pretoria, Sammlung J. F. J. van Rensburg, Nr. 22. 

62 Vgl. Moodie, Rise, S. 168 f. 
63 Nicolaas Diederichs, Die Kommunisme. Sy teorie en taktiek, Bloemfontein 1938. 
64 Vgl. Wapenskou Nr. 3 (1937). 
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starker internationaler Spannungen machte der Referent seine Zuhörer darauf auf­
merksam, daß Südafrika gegenüber London ständig an Selbständigkeit gewinne, 
eine Mitteilung, die man in Berlin zweifellos gern vernahm, da sie Rückschlüsse auf 
den Zusammenhalt des Empire im Kriegsfall zuließ. Das afrikaanse Streben nach 
Unabhängigkeit werde, so Diederichs weiter, künftig anhalten, für die Afrikaaner 
gelte hier das alte deutsche Wort: „Wir weichen nicht, wir fallen!"65 Aufschlußreich 
hinsichtlich der Haltung Diederichs' zum Nationalsozialismus ist eine Unterredung, 
die er mit dem Sekretär der DSAG und ehemaligen Schatzmeister der NSDAP-
Landesgruppe in Südafrika, Helmuth Kirchner, führte. Die erhalten gebliebene 
Gesprächsaufzeichnung stärkt die Vermutung, daß die deutsche Seite hier über­
haupt erstmals Einblick in das Wesen des geheimen „Afrikaner Broederbond" 
bekam, sie ihn also zuvor kaum unterstützt haben kann66. Diederichs erläuterte in 
der Unterredung die innenpolitische Situation Südafrikas aus der Sicht des „Broe­
derbond". „Streng vertraulich" teilte er mit, er habe kürzlich die Leitung des „Bond" 
übernommen. Die Organisation verfolge das Ziel, das ganze Land, vor allem füh­
rende staatliche Stellen, zu durchdringen und das gesamte Staatswesen von innen 
her zu erobern. Auch im amtierenden Kabinett Hertzog sei der „Bond" vertreten. 
Nach einer radikalen Säuberung im Jahre 1935 seien nun alle „Freimaurer" ausge-
schlössen, und er selber werde jetzt alles daran setzen, um dem „Bond" die völlige 
Kontrolle über die südafrikanische Kulturpolitik zu sichern. Der afrikaanse Natio­
nalismus müsse sich mit der Nationalen Partei Malans zusammentun, wenn auch die 
Zukunftsaussichten dieser Partei mäßig seien, da sie immer noch viel zu sehr demo­
kratischen Ideen anhinge. Der Nationalsozialismus sei für ihn Vorbild vor allem in 
Bezug auf die propagandistische Erfassung der afrikaansen Jugend. Für Diederichs 
gab es in diesem Gespräch über den Charakter der künftigen nationalistischen 
Regierung keinen Zweifel: Nur eine Regierung „nach dem Muster der autoritären", 
d. h. faschistischen, Staaten könne allein auf Dauer Südafrikas Stellung südlich des 
Äquators sichern67. 

Diederichs und andere „Neo-Fichteaner" sprachen sich - hierin dem National­
sozialismus vergleichbar - für ein korporatives, berufsständisch gegliedertes Wirt­
schaftssystem aus, das starke staatsdirigistische Elemente hinsichtlich der Schlüssel­
industrien und des Bankwesens enthielt. Pieter J. Meyer erklärte, daß er in Fragen 
der künftigen republikanischen Arbeits- und Sozialpolitik gern aus den Erfahrungen 
westeuropäischer „Volksbewegungen" schöpfe, „vor allem aber derjenigen Deutsch­
lands"68. Meyer fand als Chef der „Arbeitsorganisation" innerhalb der Ossewa-

65 Vgl. „Der Deutsch-Afrikaner" vom 17.5.1939. 
66 Allerdings hatte bereits 1935 die Hamburger Afrika-Rundschau über eine aufsehenerregende 

Attacke von Premierminister Hertzog auf den „Bond" berichtet. Vgl. Afrika-Rundschau 8 (1935), 
S. 218. Zum folgenden: Aufzeichnung Helmuth Kirchner vom 19.5. 1939 „betr. Unterredung mit 
Prof. Diederichs",.in: PA/AA, Pol X, Politik 6, Bd. 1, 241191-6. 

67 Ebenda. 
68 Pieter J. Meyer, Arbeidsordening binne die Volksbeweging en Volkstaat, Stellenbosch o. J. (1943), 

S.6. 
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brandwag während des Zweiten Weltkriegs Gelegenheit, seine dem „Dritten Reich" 
entlehnten Vorstellungen zu präzisieren. Im Jahre 1942 erklärte er die „Deutsche 
Arbeitsfront" zum Vorbild für eine ähnliche Organisation in der kommenden Repu­
blik69. Obwohl die Ossewabrandwag unter ihrem Führer Hans vari Rensburg nicht 
müde wurde, bei jeder sich bietenden Gelegenheit ihre angeblich rein afrikaansen 
Wurzeln hervorzukehren, sprechen die überlieferten Quellen z. T. eine andere Spra­
che. Selbst auf dem ureigensten Feld afrikaanser Politik, der Rassentrennung, zeigte 
man sich im Krieg bereit, dem militärisch anscheinend unschlagbaren „Dritten 
Reich" Lernenswertes abzuschauen. In einem Schulungskurs der Organisation hieß 
es 1942 beispielsweise: „Was Deutschland betrifft, muß klargestellt werden, daß, 
obwohl Einseitigkeit und Abhängigkeit vermieden werden müssen, vor allem seine 
Mitarbeit an unserem Rassenprogramm und an unserer vollständigen Volkswerdung 
begrüßt werden muß."70 Denkbar ist, daß sich dieses Zitat in besonderer Weise auch 
auf die Behandlung der Juden in der Afrikaaner-Republik bezog, denn sie bildeten 
nach afrikaans-nationalistischer Auffassung jener Jahre eine eigene Rasse. Im übri­
gen sprach man sich im selben Schulungskurs für eine konsequente „Apartheid" in 
Südafrika aus. 

Unter Meyers Führung besuchte 1934 erstmals eine Gruppe afrikaanser Studen­
ten das Deutsche Reich71. Es war für die Reiseteilnehmer eine einmalige Gelegen­
heit, die ferne Verwandtschaft in Europa persönlich kennenzulernen und das natio­
nalsozialistische Deutschland vor Ort zu studieren. Meyer hielt, möglicherweise seit 
diesem Besuch, Kontakt zu dem Propagandaunternehmen „Antikomintern" in Ber­
lin, welches nach Auskunft Hans van Rensburgs aufschlußreiches Material über 
Südafrika archivierte72. Meyer dachte in völkischen Kategorien; wie für sein Pen­
dant auf deutscher Seite, Schmidt-Pretoria, bildeten Niederländer, Flamen, Deut­
sche und Afrikaaner eine blutsverwandte Völkerfamilie, deren Angehörige am Kap 
dazu ausersehen waren, die weiße Zivilisation inmitten der „schwarzen Barbarei" zu 
verteidigen. In der Zeitschrift „Wapenskou" (Waffenschau) des von Meyer 1933 
gegründeten Afrikaans-Nasionale Studentebond (ANS) verbreitete der erste ANS-
Führer seinen Begriff des Afrikaaner-Nationalismus, als dessen eine organisatori­
sche Manifestation er die Studentenvereinigung betrachtete. Mit dem Ziel, Eindruck 
auf die befreundeten Studentengruppen in Deutschland zu machen, stellte Meyer im 

69 Vgl. „Beschlüsse und Überlegungen des unionsweiten Studienlagers der Ossewabrandwag" (übs. 
vom Verfasser) vom 2.-3.12. 1942 in Pretoria, in: Institute for Contemporary History, Bloemfon-
tein, Sammlung PV 158, J. D. Jerling, file 29, Beilage A, S. 94. 

70 Vgl. „Tagesordnung für das zweite unionsweite Studienlager der Ossewabrandwag" (übs. vom Ver­
fasser) in Bloemfontein vom 2. und 3.12.1942, in: Ebenda, file 12, Nr. 45 und 29, Beilage D, S. 3. 

71 Vgl. dazu das Grußwort von Diederichs an die Deutsche Studentenschaft, in dem es u. a. hieß, in 
Südafrika stehe man noch am Anfang „einer nationalen Erweckung". Afrikaanse Studenten glaub­
ten jedoch, „durch diesen Besuch auf nationalem Gebiet viel von Deutschland lernen zu können", 
in: Wapenskou Nr. 9 (1934). 

72 Vgl. das Schreiben der „Antikomintern" an Meyer vom 20. 5. 1938, in: Institute for Contemporary 
History, Bloemfontein, Sammlung ANS, PV 148, file 2/9. Zum Besuch van Rensburgs bei der 
„Antikomintern" in Berlin vgl. Hans van Rensburg, Der weiße Sündenbock, Göttingen 1964, S. 96. 
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April 1936 den ANS implizit als völkische Gegenorganisation zum britisch domi­
nierten Studentenverband NUSAS (National Union of South African Students) 
vor73. 

Im Gegensatz zu den „naturwissenschaftlich objektivierenden Verstandesproduk­
ten, die eine Entartung und einen modernen Ausfluß der Aufklärung" darstellten, so 
Meyer über NUSAS, sei der ANS „Träger und Fortentwickler der Volkswirklich­
keit". In ihrer „reinen und unversehrten Totalität" seien die Ziele des ANS „religiös, 
intellektuell, gefühls- und willensmäßig verankert und verwurzelt in Volksboden 
und Volksart". Und, so Meyer weiter, ihre „Zahl und Kraft wachsen von Tag zu 
Tag, in den Niederlanden mit Flandern und in Deutschland, wo man die Stimme des 
ANS begriffen hat und gegriffen hat nach der ausgestreckten Hand einer maßge­
schneiderten Organisation, so deutlich und klar, so tapfer und optimistisch inmitten 
der heftigen Nachklänge einer untergehenden Weltepoche"74. 

Diederichs und Meyer gehörten in den dreißiger und vierziger Jahren zu den 
führenden afrikaansen Vordenkern. Selbst unter ihnen ideologisch nahestehenden 
Afrikaanern waren sie allzu offener Sympathien für den Nationalsozialismus ver­
dächtig. Albert L. Geyer, die „graue Eminenz" des Afrikaaner-Nationalismus vor 
dem Zweiten Weltkrieg, bezeichnete beide in seinem Tagebuch als „durch und 
durch Nazis"75. Zu denjenigen prominenten Politikern Südafrikas, die wiederholt in 
Verbindung mit dem „Dritten Reich" gebracht wurden, gehört auch der ehemalige 
Premierminister Hendrik Frensch Verwoerd (1958-1966)76. Die u.a. von DDR-
Historikern in den sechziger Jahren in Umlauf gebrachte Behauptung, der gebürtige 
Amsterdamer habe undurchschaubare Kontakte nach Berlin gepflegt, stützt sich 
freilich auf den dürftigen Befund, daß er in den zwanziger Jahren einen Teil seines 
Psychologiestudiums in Deutschland absolviert hatte. Weitere Belege für eine wie 
auch immer geartete Aktivität Verwoerds im Reich sind nicht auffindbar, und die 
Information des westdeutschen Afrikanisten Rolf Italiaander, Verwoerd habe seinen 
Antisemitismus unmittelbar von den nationalsozialistischen Rassentheoretikern 
übernommen, stützt sich allein auf Hörensagen77. Diese Feststellung enthebt den 
„Architekten der Apartheid", wie Verwoerd genannt worden ist78, natürlich nicht 
seiner Verantwortung für einige ausgesprochen prodeutsche Leitartikel in der von 
ihm herausgegebenen Zeitung „Die Transvaler" während des Zweiten Weltkriegs, 

73 Vgl. Pieter J. Meyer, Der A. N. S. und das Ausland, in: Wapenskou Nr. 4 (1936). 
74 Ebenda. 
75 Tagebuch Albert L. Geyer, „Aantekeninge Tydperk 1933-1942 by Die Burger", Eintrag vom 29. 8. 

1941, in: Government Archives Kapstadt, Sammlung Geyer, A 1890. Geyer war von 1925 bis 1948 
Herausgeber der angesehenen Tageszeitung „Die Burger" und einer der engsten Vertrauten von 
Daniel Francois Malan, dem Führer der kapländischen Nationalen Partei und späteren Premiermi­
nister Südafrikas. 

76 Vgl. z. B. Bunting, South African Reich, S. 106. 
77 Vgl. Rolf Italiaander, Die neuen Männer Afrikas, Düsseldorf 1960; hier nach Czaya, Achse zum 

Kap, S. 51. 
78 So der Titel der Verwoerd-Biographie von Henry Kenney, Architect of Apartheid: Hendrik Frensch 

Verwoerd. An Appraisal, Johannesburg 1980. 
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zu einer Zeit, als südafrikanische Soldaten an der Seite der Alliierten in Nordafrika 
und am Monte Cassino starben. Wegen der Veröffentlichung kriegswichtiger Infor­
mationen handelte sich Verwoerd sogar den Vorwurf der Nazi-Propaganda ein79. 
Und trotzdem: Auch in dieser Zeit hielt er zusammen mit dem Führer der Nationa­
len Partei, Malan, eine wahrscheinlich vor allem taktisch begründete Distanz zum 
„Dritten Reich", im Gegensatz zu der mit dem Reich kollaborierenden Ossewa-
brandwag van Rensburgs80. 

Erstaunlich wenig Beachtung findet bei jenen Autoren, die sich um den Nachweis 
personeller Verbindungen zwischen Pretoria und Berlin bemühen, der deutschstäm­
mige Missionarssohn Werner W. M. Eiselen81. Das ist umso bemerkenswerter, als 
Eiselen nach 1948 Staatssekretär für Eingeborenenfragen unter Malan und nach 
1950 enger Berater des neuen Ministers für Eingeborenenfragen, Verwoerd, wurde. 
Für Eiselen gilt aber in bezug auf sein Verhältnis zum nationalsozialistischen 
Deutschland Ähnliches wie für Verwoerd: Zwar hatte auch er in Deutschland stu­
diert und in Hamburg über die Tswana-Sprache promoviert; rassenideologische 
Axiome des Nationalsozialismus hat er jedoch nicht nachweislich rezipiert. Prägend 
für ihn war dagegen die ethnologische Variante der Funktionalistischen Schule 
B. Malinowskis. Für die Rassentrennungspolitik Südafrikas bedeutete dies u. a., daß 
Eiselen zum einen in dem Stammesverband der Schwarzen die wichtigste soziale 
Einheit sah, zum anderen, daß ein kultureller Relativismus wirksam wurde, der vor 
allem die Anders- und weniger die Höher- und Minderwertigkeit zusammenleben­
der Gruppen betonte. 

Der personalistische Ansatz, mit dessen Hilfe eine besondere Affinität afrikaanser 
Intellektueller gegenüber dem Nationalsozialismus angedeutet werden kann, ließe 
sich noch um einige Hauptfiguren der nationalistischen Regierungen der Jahre nach 
1948 erweitern. Hier wurden nur einige bedeutende Persönlichkeiten vorgestellt. 
Unter dem Vorbehalt, daß ein der kritischen historischen Forschung offener und 
selbstbewußter entgegentretendes Südafrika der Zukunft82 nicht noch die eine oder 
andere quellenmäßige Überraschung bereithält, läßt sich über den Nationalsozialis­
mus, den aufsteigenden Afrikaaner-Nationalismus und die Entstehung der Apart­
heid in Südafrika zusammenfassend so viel feststellen: Führende afrikaanse Politiker 
und ein wahrscheinlich großer Teil der nachwachsenden afrikaansen Akademiker-
Generation fühlten sich in ihren patriotischen Gefühlen enorm bestärkt, als das 

79 Der Vorwurf wurde von der Zeitung „The Star" erhoben. Verwoerd klagte gegen den Vorwurf, 
unterlag jedoch vor Gericht: Vgl. Heinrich Jaenecke, Die weißen Herren. 300 Jahre Krieg und 
Gewalt in Südafrika, München 1979, S. 180. 

80 Zu der Kollaboration vgl. Hagemann, Südafrika, S. 279-339. 
81 Zu den folgenden Angaben über Eiselen vgl. Werner van der Merwe, Die Berlynse sending en 

„Apartheid" in Suid-Afrika, in: Historia Mai (1987), S. 15f. 
82 Insbesondere die Staatsarchive (Government Archives) in Pretoria legten Mitte der achtziger Jahre 

eine unverständliche Reserve hinsichtlich der Bereitschaft an den Tag, Einblick in Aktenbestände 
des südafrikanischen Außenministeriums zu gewähren. Selbst südafrikanische Historiker haben 
absolut keinen Zugang zu diesem Material, ungeachtet des sie interessierenden Zeitabschnitts. 



436 Albrecht Hagemann 

befreundete, ja „stammverwandte" deutsche Volk unter diktatorialer Führung seit 
1933 daranging, die Schmach der Niederlage im Ersten Weltkrieg radikal zu tilgen, 
und die Reichsregierung die Errichtung des „Neuen Deutschlands" unter völkisch­
rassistischen Vorzeichen in Angriff nahm. Auf diese Weise erhielt der gerade aufblü­
hende afrikaanse Nationalismus mit seinem überlieferten Konzept der strikten Ras­
sentrennung einen kräftigen Schub, der nach dem nationalistischen Wahlsieg von 
1948 vermutlich mit dazu beigetragen hat, eine radikalisierte Version der Rassen­
trennung, eben Apartheid, Wirklichkeit werden zu lassen. Es waren einzelne, teil­
weise glühende Bewunderer des Nationalsozialismus in Südafrika, die national­
sozialistisches Gedankengut ans Kap der Guten Hoffnung transportierten. Eine 
formelle Zusammenarbeit zwischen deutschen und südafrikanischen Dienststellen 
bzw. nicht-staatlichen Organisationen auf dem Gebiet der Rassenpolitik ist nicht 
einmal im Ansatz nachweisbar. Nationalsozialistische „Südafrika-Experten" interes­
sierten sich nur marginal für das Konzept der Segregation in der Union, und afri­
kaanse Nationalisten hielten deutschen „Nachhilfeunterricht" gerade auf diesem 
Gebiet insgesamt für nicht erforderlich. 



Miszelle 

JAROSLAV VALENTA 

ADDENDA ET CORRIGENDA 
ZUR ROLLE PRAGS IM FALLE TUCHATSCHEWSKI 

Die Abhandlung von Ivan Pfaff1 ist dank neuer Quellen die bisher umfassendste 
Studie zum Problem des Anteils der tschechoslowakischen Diplomatie und des Prä­
sidenten E. Benes persönlich an der Tuchatschewski-Affäre. Die Dokumentation ist 
fast lückenlos, soweit die Archivbestände den Historikern vor 1968 zugänglich 
waren. In diesem Zusammenhang ist bemerkenswert, daß die offiziöse Dokumen­
tensammlung, die sogar in Zusammenarbeit mit den sowjetischen amtlichen Stellen 
vorbereitet wurde und parallel in Prag und Moskau erscheint2, zu dieser Problema­
tik nur ein Dokument (Nr. 204) enthält, nämlich den Bericht des sowjetischen 
Gesandten Alexandrowski vom 22. April 1937 über seine Audienz bei Benes, dem er 
„die Gerüchte über eine bevorstehende Annäherung der UdSSR mit Deutschland 
widerlegte". Der Name Tuchatschewskis kommt im Namensregister des Dokumen­
tenbandes überhaupt nicht vor. Wie bekannt, ist auch in Benes' Memoiren der ganze 
Fall nur sehr sparsam und unchronologisch behandelt. Eine Erwähnung durch 
I. Pfaff hätte deshalb die Biographie „Dr. Benes" von C. Mackenzie (englisch 1947, 
tschechisch 1948) verdient, die nach intensiven Gesprächen noch 1944 in England 
geschrieben wurde und auf den Fall etwas eingehender Bezug nimmt. Einen gewis­
sen Anhaltspunkt für den Historiker stellt die Feststellung dar, daß Benes ursprüng­
lich glaubte, die Verhandlungen mit Berlin würden von offiziellen sowjetischen 
diplomatischen Stellen geführt. 

Die wichtigste Korrektur und Ergänzung zu den Erörterungen von I. Pfaff 
betreffen seine Schlußfolgerung, es sei geradezu verblüffend, „daß Benes, als er die 
Tuchatschewski-Affäre initiierte, ohne vorher die besagten ,Dokumente' dem tsche­
choslowakischen militärischen Nachrichtendienst vorgelegt zu haben, der sie ohne 
jeden Zweifel als Fälschung entlarvt hätte"3. In diesem Punkte folgt er den ausführ­
lichen und ziemlich selbstbewußten Erörterungen von Gen. Moravec, der im kriti­
schen Jahre 1937 als Oberst das Amt des stellvertretenden Leiters des militärischen 
Nachrichtendienstes im Prager Hauptstab bekleidete. Gen. Moravec beschreibt die 

1 Ivan Pfaff, Prag und der Fall Tuchatschewski, in: VfZ 35 (1987) S. 95-134. 
2 Dokumenty a materiály k dejinám ceskoslovensko-sovetských vztahu [Dokumente und Materia­

lien zur Geschichte der tschechoslowakisch-sowjetischen Beziehungen], Bd. III, Juni 1934-März 
1939, herausgegeben von C. Amort, M. I. Kopasevová, A. I. Nedorezov, J. Pivoluska, Prag 1979, 
720 S. 

3 Pfaff, Prag, S. 115 f. 
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Tuchatschewski-Affäre in seinen Memoiren4 sehr ausführlich, aber ausschließlich 
gestützt auf internationale Literatur, aus eigener dienstlicher Erfahrung will er gar 
nichts darüber wissen. Ganz kategorisch stellt er fest, daß „in den Händen des 
tschechoslowakischen militärischen Nachrichtendienstes keine solchen Dokumente 
existierten", wenn sie doch existierten, müßten sie Benes vom anderen Nachrichten­
dienst (d. h. des Außenministeriums oder Innenministeriums) zugestellt worden sein. 
Moravec sagte ausdrücklich, Benes habe ihm nie etwas darüber gesagt, und ist 
erstaunt, das Benes ihm solche Dokumente nicht zur Verifizierung vorgelegt habe, 
„wie er es immer zu machen pflegte". Moravec ist sicher, die Militärs hätten diese 
Fälschungen entlarvt, wie es schon in anderen Fällen passierte, als der Prager 
IL Abteilung seitens der Abwehr falsche Dokumente zur Täuschung zugespielt wur­
den. 

Diese absolute Sicherheit möchte ich doch ein bißchen anzweifeln und nicht als 
sozusagen „totalsicher" bezeichnen. Dabei ist in Betracht zu ziehen, daß die Fäl­
schungen der. angeblichen sowjetischen Dokumente in technischer Hinsicht sicher 
einwandfrei und auf hohem technischen Niveau waren; SD und RSHA hatten die 
dazu nötigen technischen Möglichkeiten. Dabei darf auch nicht außer acht gelassen 
werden, daß es sich bei den kritischen Dokumenten nicht um deutsche Dokumente 
handelte, mit denen die Prager II. Abt. wirklich reiche und lange Erfahrung hatte, 
sondern um sowjetische, mit denen Prag, da die Verbindungen mit dem sowjeti­
schen Nachrichtendienst und mit der Roten Armee überhaupt (laut F. Moravec) erst 
seit etwa einem Jahr existierten, also gar nicht genug Erfahrungen hatte; es war für 
eine solche Expertise auch nicht genug Vergleichsmaterial vorhanden - an beidem 
fehlte es in Berlin aus den früheren Zeiten bestimmt nicht. In dieser Lage mußte man 
den Schwerpunkt eher auf die innere, inhaltliche Kritik der Dokumente verschie­
ben, aber auch in dieser Hinsicht standen in Prag unvergleichlich weniger Daten 
über die inneren Verhältnisse der Roten Armee zur Verfügung. Diese sachlichen 
Vorbehalte haben aber nur eine marginale Bedeutung. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf eine Aussage eines der ehemaligen Mit­
arbeiter von F. Moravec hinweisen, die bisher nicht bekannt war; mir selber ist sie 
vor etwa anderthalb Jahren (1986) zur Kenntnis gekommen. Der Zeuge ist der 
letzte heute noch lebende leitende Offizier des tschechoslowakischen militärischen 
Nachrichtendienstes aus der Vorkriegs- und. Kriegszeit, General a.D. Oldrich 
Tichý5. Dieser war im Ersten Weltkrieg tschechoslowakischer Legionär in Rußland, 
dann Berufsoffizier, Absolvent der Prager und Pariser Militärhochschule, seit 1932 
im Nachrichtendienst tätig und 1937 als Generalstabsoberstleutnant Leiter der 
offensiven Sektion des Nachrichtendienstes. Seine Mitteilung im persönlichen 

4 F. Moravec, Master of Spies. The Memoirs of General Moravec, London 1975, S. 108-110; ders. 
Spion, kterému neverili [Der Spion, dem man nicht glaubte], Toronto 1977, S. 156-158. 

5 O. Tichý diente im Nachrichtendienst bis zum Frühjahr 1941, am 14. 3. 1939 war er unter den „Elf", 
die mit Moravec von Prag mit einem holländischen Flugzeug nach London flüchteten. Die späteren 
Kriegsjahre diente er im Ministerium für Nationale Verteidigung der tschechoslowakischen Exilre­
gierung in London, nach 1945 als General in höheren Stabsposten. 
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Gespräch im Jahre 1986, das sich ursprünglich mit ganz anderen Themen befaßte, 
war ganz spontan und knüpfte an unsere Diskussion über gewisse Ungenauigkeiten 
in Moravecs Memoiren und an meine Bemerkung an, man müsse beide Sprachver­
sionen dieser Memoiren benutzen, da sie nicht wörtlich identisch seien. Gen. Tichýs 
Mitteilung ist nicht die eines unmittelbaren Zeugen, doch hat sie einen nicht gerin­
gen historischen Wert, da sie sich auf Umstände bezieht, zu denen archivalische 
Belege überhaupt sehr knapp und dürftig, für die Historiker bisher nicht zugänglich 
sind oder möglicherweise infolge planmäßiger späterer Vernichtung überhaupt nicht 
mehr existieren. Der Inhalt der Mitteilung von Gen. a. D. Tichý wurde mir kurz 
nachher von Oberst a.D. R. Strankmüller (gest. im März 1988), ebenfalls Offizier 
des tschechoslowakischen militärischen Nachrichtendienstes in der Vorkriegs- und 
Kriegszeit, bestätigt. Oberst Strankmüller sagte mir, er kenne die Sache nur aus 
einer späteren mündlichen Mitteilung von Seiten Gen. Moravecs (dessen Stellvertre­
ter er 1939-1945 in London war), da er selbst erst im Herbst 1937, also nach der 
kritischen Zeit, den Dienst in der Prager Zentrale des militärischen Nachrichten­
dienstes angetreten habe. 

Die ursprüngliche Aussage von Gen. Tichý im Gespräch lautete kurz und bündig: 
„Das, was Moravec in seinen Memoiren über Tuchatschewski schreibt, daß er nichts 
wußte, ist nicht wahr." Ich bat selbstverständlich um weitere Einzelheiten; die ganze 
schriftliche Mitteilung lautet: „Damals im Jahre 1936 sagte mir Moravec persönlich 
im Büro, daß er zusammen mit Hájek [Oberst Hýjek, Chef der II. Abt. bis Ende 
1938] auf die Burg zum Präsidenten gerufen wurde, um ihre Meinung über ein 
Dokument zu äußern, welches Benes von Mastný erhielt, der es persönlich aus Ber­
lin mitbrachte. Das Dokument betraf den Verrat von Tuchatschewski und seine 
Zusammenarbeit mit den Deutschen. Moravec leugnet es [in den Memoiren], offen­
sichtlich aus Rücksicht auf die unerhörten Folgen distanziert er sich davon. Ich 
überlegte mehrmals, warum er es mir sagte. Ich erkläre es mir durch eine besondere 
Stimmung, Aufregung, durch das Bewußtsein des Ernstes der Sache. Er fühlte die 
Notwendigkeit einer Entspannung, einer Möglichkeit sich jemandem anzuver­
trauen, wahrscheinlich wollte er auch ein bißchen prahlen. Es geschah kurz nach der 
Rückkehr Moravecs von der Burg, d. h. am selben Tage. Es war nur logisch und 
offensichtlich, daß Benes die Auskunft nicht an Stalin weiterleiten würde, ohne die 
militärischen Experten nach ihrer Meinung zu befragen."6 

Ich sehe keine Gründe, den Inhalt der spontanen Äußerung von Gen. Tichý in 
Frage zu stellen. In mehreren Gesprächen prüfte ich die Zuverlässigkeit seines exak­
ten Gedächtnisses an anderen kontrollierbaren Einzelheiten. Tichýs Datierung des 
Geschehenen (1936) stimmt nicht, die Einladung auf die Burg konnte etwa in der 
letzten Woche des April 1937 erfolgt sein; diese Zeitverschiebung fast 50 Jahre nach 
den Ereignissen ist aber ziemlich leicht erklärlich. Auch, daß der Gesandte Mastný 

6 O. Tichý, Aufzeichnungen über seine Laufbahn im Nachrichtendienst und Bemerkungen zum 
Buche des Gen. Moravec; maschinenschriftliches Manuskript in tschechischer Sprache (Kopie in 
meinem Archiv). 
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die Dokumente geliefert habe, müsse nicht wörtlich genommen werden, so soll sich 
Benes geäußert haben. Diese Mitteilung eines „eingeweihten Zeitgenossen" bestätigt 
also nicht nur, daß in Prag wirklich gewisse Dokumente aus Berlin eintrafen, son­
dern auch, daß der an Benes gerichtete Vorwurf von Leichtsinnigkeit und unange­
messener Leichtgläubigkeit nicht gerechtfertigt ist: Er hat die Dokumente den Mili­
tärs zur Expertise vorgelegt. Soweit die Korrektur der Tatsachen im Lichte einer 
bisher unbekannten Quelle zur Rolle Prags und Benes' persönlich in der Tucha-
tschewski-Affäre. 

Bei der Beurteilung der Denkweise Benes' darf übrigens unmöglich außer acht 
gelassen werden, daß er in seiner Stellung (und seinem Lebenslauf entsprechend) in 
allererster Linie verpflichtet war, die prinzipielle raison d'état seines Staates und Vol­
kes als eines kleinen Nachbarn Deutschlands zu respektieren, wozu ganz sicher 
die Vereitlung einer potentiellen Rückkehr der UdSSR zum Rapallo-Kurs ge­
hörte. Viele der ausländischen Autoren verstehen leider diesen Imperativ nicht 
recht. 

Auf der Basis der heute bekannten Quellen und gestützt auf einige in der aller­
letzten Zeit in der UdSSR veröffentlichte Daten lassen sich aber auch gewisse allge­
meinere Schlußfolgerungen über den Fall Tuchatschewski ziehen. Schon I. Pfaff 
bezeichnete mit Recht einige übertriebenen Einschätzungen der Rolle Benes' als 
mehr dem Wunschdenken als den Tatsachen entsprechende Schilderungen. Die 
Ansicht, Benes habe in der ganzen Affäre eine zentrale und entscheidende Rolle 
gespielt, gehört in den Bereich der Legenden. Auf Grund indirekter, aber doch 
schwerwiegender Beweise (direktes Beweismaterial ist in der ganzen Sache eher sel­
ten) und gewisser neuer sowjetischer Enthüllungen kann man sogar feststellen, daß 
in der bisherigen einschlägigen Literatur die Wichtigkeit des „Prager Gliedes" in der 
ganzen Affäre meist weit überschätzt wird. Es ist nicht das Ziel dieser Zeilen, zu den 
bestehenden noch weitere Vermutungen und Theorien hinzuzufügen, es soll aber 
auf gewisse, bisher nicht oder nicht genügend in Erwägung gezogene Tatsachen 
hingewiesen werden. 

So sollte etwa die bisherige stillschweigende Annahme, die von Berlin über Prag 
nach Moskau geschickten gefälschten Dokumente seien zur Vorbereitung des Pro­
zesses gegen Marschälle und Generäle der Roten Armee im Juni 1937, etwa als 
Grundstein der Anklageschrift, verwendet worden, gründlich überprüft werden. Die 
Moskauer „Prawda" veröffentlichte vor kurzem im Rahmen der Politik von „Glas-
nost" einen sehr ausführlichen ganzseitigen Aufsatz des Generalleutnants des juristi­
schen Dienstes der Sowjetarmee Boris Wiktorow7, der im Januar 1955 zum stellver­
tretenden militärischen Hauptprokurator ernannt wurde und den Auftrag erhielt, 
eine besondere Gruppe von erfahrenen militärischen Juristen und Untersuchungs­
richtern zu bilden, die auf Grund der im Archiv vorhandenen Akten des Prozesses 
von 1937 die ganze Strafsache der sowjetischen Generalität überprüfen sollte, um 

7 Prawda (Moskau), Nr. 120, 29. April 1988, S. 3: „Zagovor v Krasnoj Armii. Zapiski vojennogopro-
kuratora" [„Verschwörung in der Roten Armee. Notizen des Militärprokurators"]. 
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ihre Rehabilitierung vorzubereiten. Die Mitglieder der Gruppe hatten Zutritt zu den 
Untersuchungs- und Prozeßakten, sogar einige noch lebende Untersuchungsoffi­
ziere, die mehr als ein Vierteljahrhundert zuvor den „Fall Tuchatschewski" bearbei­
tet hatten, wurden befragt. Trotz des höchsten politischen Segens war ihre archivali-
sche Ausbeute ungeheuer dürftig. In den Untersuchungsprotokollen waren nur 
bekannte, ganz allgemein klingende Geständnisse einer „Schädlingstätigkeit und 
Spionage" enthalten, irgendeine Konkretisierung fehlte aber ganz. Das Stenogramm 
der eintägigen Sitzung des Armeekollegiums des Obersten Gerichtshofes der 
UdSSR „zählte nur ein paar Seiten" (zum Vergleich: das gedruckte Stenogramm des 
zweiten Schauprozesses im Januar 1937 hat 636 Druckseiten, d. h. pro Tag etwa 
40-60 Druckseiten). Für Wiktorow waren diese Umstände ein klarer „Beweis für 
den Primitivismus der Erörterung einer so schweren und weitreichenden Beschuldi­
gung"; in den Akten waren „keine Antworten enthalten auf Fragen wie: was für 
Militärgeheimnisse und Informationen über das sowjetische Rüstungsgut die 
Beschuldigten im Sinne der Anklagerede verraten haben sollten". Die ehemaligen 
Untersuchungsoffiziere gaben zu, damals bloß Befehle erhalten zu haben, „um 
jeden Preis" Geständnisse zu erreichen. Gen. Wiktorow zufolge wurde dieser Pro­
zeß also, soweit sich das auf der Basis der existierenden archivalischen Bestände 
sagen läßt, ganz ohne dokumentarische Unterlagen oder Sach- und Aktenbeweise 
vorbereitet und durchgeführt. Die „Prager Dokumente" lagen also dem Gericht als 
Schlüsseldokumente der Anklage wohl gar nicht vor. 

Die eingehende Textkritik der Formulierungen des außenpolitischen Beschlusses 
des Politbüros der KPdSU(B) vom 24. Mai 1937 in der Sache Tuchatschewskis, den 
I. Pfaff als Anhang (Dok. 3) veröffentlichte, legt die Annahme nahe, daß nicht ein­
mal diesem höchsten politischen Gremium die „Prager Dokumente" vorlagen. Sie 
sind im Text zwar erwähnt, aber nur im Rahmen eines stark propagandistisch 
gefärbten Kommentars, aus dem nicht klar zu erkennen ist, ob die Dokumente 
überhaupt vorgelegt worden sind oder ob nur eine „Anhörung des Berichtes des 
Genossen Stalin und des Berichtes des NKID" [ = Volkskommissariat des Äußern] 
stattfand; man trifft sogar Redewendungen wie „. .. wie Genosse Stalin das Polit­
büro überzeugend unterrichtete". Das erweckt den Eindruck, daß das Politbüro 
zuerst die „überzeugende Unterrichtung" Stalins vernahm und erst danach über die 
Existenz der von Benes im Anhang einer persönlichen Botschaft an Stalin zur Verfü­
gung gestellten Dokumente unterrichtet wurde. Ganz gewiß kann man aber aus 
dem Texte des Beschlusses nicht die Schlußfolgerung ziehen, daß die „Prager 
Dokumente" hier durch den eigentlichen Initiator des Prozesses gegen die Armee­
führung benutzt und vorgelegt wurden. Man könnte sogar fragen, ob Stalin diese 
Dokumente überhaupt brauchte. 

In der historischen Literatur ist seit langem bekannt8, daß im zweiten Moskauer 
Schauprozeß in der letzten Januarwoche von 1937 der Name Tuchatschewskis 

8 Siehe z. B. R. Kvacek, Nad Evropou zatazeno. Ceskoslovensko a Evropa 1933-1937 [Über Europa 
bewölkt. Die Tschechoslowakei und Europa 1933-1937], Prag 1966, S. 383. 
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genannt wurde. Am zweiten Verhandlungstag, dem 24. Januar, nahm der Ankläger 
A. J. Wyschinski in der Abendsitzung das schon beendete Verhör von K. B. Radek 
erneut auf und stellte ihm Fragen über gewisse Vorkommnisse im Jahre 1935. In die­
sem Zusammenhang wurde Tuchatschewski sowohl von Wyschinski als auch von 
Radek erwähnt. Neben dem Marschall wurde auch der ihm nahestehende General 
Witalij Putna genannt, der, laut Wyschinski, „Beziehungen zu Mitgliedern ihrer 
[Radeks] trotzkistischen illegalen Organisation hatte"9. Radeks Erklärungen, 
Tuchatschewski habe damit nichts zu tun, er sei „der Partei und Regierung absolut 
ergeben", hatten kein Gewicht, kamen sie doch aus dem Munde eines des Hochver­
rats Angeklagten (daß Radek unbestritten eine der Hauptpersonen des Prozesses 
und trotzdem unter den vielen war, die nicht zur Höchststrafe durch Erschießen, 
sondern „nur" zu 10 Jahren Gefängnis verurteilt wurden, ist beachtenswert). Die 
Erwähnung dieser zwei Namen, Putnas und Tuchatschewskis, war unzweifelhaft ein 
Signal dafür, daß die Säuberungen in absehbarer Zeit neben Persönlichkeiten aus 
der Partei, dem Staat und der Wirtschaft auch das Militär betreffen. Die Schaupro­
zesse wurden nämlich planmäßig geführt, die Namen anderer Personen, außer den 
Angeklagten, fielen nicht zufällig oder spontan, sondern absichtlich. 

Den Historikern ist aber, mit Ausnahme des exilpolnischen Sozialisten A. Ciol-
kosz10, entgangen, daß General Putna, ein langjähriger enger Mitarbeiter Tucha­
tschewskis, schon im ersten Schauprozeß im August 1936 gegen Sinowjew, Kame-
new u. a. nicht nur namentlich erwähnt, sondern sogar als „einer der aktivsten 
Teilnehmer an der trotzkistischen Arbeit" und als „alter aktiver Trotzkist" charakte­
risiert worden war11. In diesem Zusammenhang soll auch erwähnt werden, daß 
Radek, der im Januar 1937 auf der Angeklagtenbank saß, schon im August 1936 
wie nebenbei vom Angeklagten Kamenew genannt wurde. Schon diese erste 
namentliche Erwähnung von Putna (abgesehen davon, wann er eigentlich verhaftet 
wurde, was bisher nicht einwandfrei festgestellt wurde) ist schwerlich anders denn 
als Signal für seine - und nicht nur seine - spätere Anklage zu deuten. Auch hier 
wurde die Aussage in der gleichen Weise wie bei der Befragung Radeks ein halbes 
Jahr später registriert: kurz vor Schluß der Abendsitzung am 21. August, wieder wie 
nebenbei, fragte Wyschinski den Angeklagten Dreitzer „bezüglich gewisser Einzel­
heiten". Die Regie, die weitere „Doppelzüngler" nicht voll entlarvte, aber doch 

9 Prozeßbericht über die Strafsache des sowjetfeindlichen trotzkistischen Zentrums, verhandelt vor 
dem Militärkollegium des Obersten Gerichtshofes der UdSSR vom 23.-30. Januar 1937 gegen 
J. L. Pjatakow, K. B. Radek, G. J. Sokolnikow . . .; Vollständiger stenographischer Bericht, hrsg. 
vom Volkskommissariat für Justizwesen der UdSSR, Moskau 1937, S. 160. 

10 A. Ciolkosz, Tajemnica Tuchaczewskiego [Das Geheimnis von Tuchatschewski], Tydzien Polski 
(London), 25. 5., 1.6. und 8.6. 1963. 

11 Prozeßbericht über die Strafsache des trotzkistisch-sinowjewistischen terroristischen Zentrums, 
verhandelt vor dem Militärkollegium des Obersten Gerichtshofes der UdSSR 19.-24. August 1936 
gegen G.J. Sinowjew, L. B. Kamenew . .., hrsg. vom Volkskommissariat für Justizwesen der 
UdSSR, Moskau 1936. Abgekürzte Fassung nach dem in den „Iswestija" veröffentlichten Prozeß­
bericht; zu Putna vgl. S. 118, zu Radek S. 67. 
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schon vorläufig anklagend nannte, war also nicht besonders erfindungsreich und 
wiederholte sich sogar in prozeßtechnischen Einzelheiten. Diese Quasi-Einleitung 
von Verfahren mittels Andeutungen schon im Augustprozeß lassen die Schlußfolge­
rung zu, daß über die Säuberung der Armeespitze schon vor dem August 1936 ent­
schieden war; auch die Angeklagten standen mindestens teilweise schon fest. Mit 
den „Prager Dokumenten" oder Heydrichs Intrige stand diese Entscheidung in kei­
nem Zusammenhang. Zu gewissen chronologischen Aspekten kehren wir noch 
zurück. 

Schon Mitte der sechziger Jahre bemerkte ein gut orientierter tschechoslowaki­
scher Historiker, daß Benes' Sorgen über eine eventuelle Rückkehr Moskaus zum 
Rapallo-Kurs permanent für seine Schritte maßgebend waren12. Als vor Beginn des 
Moskauer Januarprozesses von 1937 bei Benes die erste, noch sehr vage Informa­
tion bzw. das Gerücht über geheime Verbindungen zwischen Moskau und Berlin 
eintraf (er selbst gibt das Datum 12. Januar an), wurde von den Regisseuren des 
Prozesses wirklich alles mögliche getan, um die Befürchtungen und Sorgen Benes' 
zu steigern. Die außenpolitischen Konzepte, von denen Radek sprach, der einzige 
der Angeklagten übrigens, der mit außenpolitischen Problemen näher zu tun hatte, 
waren ganz präzise so formuliert, daß man in Prag vor den Plänen der sowjetischen 
oppositionellen Kreise Angst bekam. Zwangsläufig mußte das den aus Berlin durch­
sickernden „Indiskretionen" Trauttmansdorffs noch mehr Gewicht verleihen. Denn 
Radek sprach ausdrücklich von einer angeblichen Unterordnung der sowjetischen 
Opposition unter die Pläne und Erfordernisse des deutschen Generalstabs, vom bei­
derseitigen Nutzen einer Rückkehr zur einstigen Rapallo-Linie trotz ideologischer 
Unterschiede und sogar mit entsprechenden sowjetischen Zugeständnissen sowie 
ausdrücklich vom „Abbruch unserer sämtlichen Beziehungen zur Tschechoslowakei, 
die diesem Lande einen Schutz gewähren könnten"13. Bei Radek handelte es sich 
nicht um vereinzelte Aussagen, sondern um eindeutige Meinungsäußerungen, prak­
tisch die einzigen, die im Namen der Opposition formuliert wurden. Ihre Wirkung 
in Prag war im voraus leicht und präzise einzuschätzen - war das vielleicht das 
wahre Ziel? Es steht aber außer Zweifel, daß Heydrich, der in der Literatur häufig 
als Urheber der meisterhaften Provokation gegen Tuchatschewski genannt wird, 
nicht der Mann war, der die Fragen und Antworten während des Januarprozesses in 
der Sowjetunion leitete. 

Die auffällige Übereinstimmung zwischen Radeks Vernehmungsaussagen und 
den Berliner „Indiskretionen" läßt sich nur sehr schwer als bloßer Zufall erklären, 
da sich auch in anderen, unzweifelhaft in das Jahr 1936 fallenden Zwischenfällen 
eine Koinzidenz zeigt, die nicht in Einklang mit den bekannten Zeitfaktoren des 
Komplottes von R. Heydrich zu bringen ist. Eine Anzahl solcher Fälle führt I. Pfaff 
an, es sind aber auch weitere bekannt, die noch vor der bei ihm genannten ersten 

12 Vgl. Kvacek, Nad Evropou zatazeno, S. 383. 
13 Prozeßbericht 1937, S. 127, 145, 486 (wie Anm. 9). 
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Spur (etwa Görings Gespräch mit Graf Szembek in der ersten Hälfte August 1936) 
liegen14. 

Über die Anfänge des ganzen Komplottes gegen Tuchatschewski sind wir immer 
noch unzureichend informiert; der terminus a quo liegt nach den Angaben in Schel­
lenbergs Memoiren kurz vor Ende des Jahres 1936, als Hitler etwa Mitte Dezember 
die Entscheidung traf, die gegen Tuchatschewski gerichtete Desinformierungsaktion 
zu starten. Bei dieser „klassischen" Chronologie entsteht aber die Frage, wem man 
die während des Jahres 1936 häufig auftauchenden Gerüchte (oder den Einbruchs­
versuch in Prag im Oktober usw.) über angebliche Intrigen Tuchatschewskis oder 
allgemeiner der hohen sowjetischen Militärkreise zuschreiben sollte. Manches von 
diesem Klatsch ähnelte aber zu sehr, in den Einzelheiten sogar fast wörtlich, der 
Beschreibung der Ziele und Pläne der hochverräterischen Verschwörung, wie sie 
dann offiziell aufgetischt wurden, z. B. eben im Politbürobeschluß vom 24. Mai 
1937. Das gilt in breitem Maße z. B. für vertrauliche Informationen, die in der ersten 
Dezemberhälfte von 1936 der bekannte ukrainische Politiker R. Smal-Stockyj, 
damals Professor der Warschauer Universität, dem tschechoslowakischen Außenmi­
nisterium mitteilte, zu dem er noch aus den zwanziger Jahren Kontakte hatte. 

Man kann nicht ausschließen, daß einige der 1936 auftauchenden Gerüchte über 
sowjetisch-deutsche Verhandlungen mit Berlin sich auf die äußerst geheimen Ver­
handlungen bezogen, die schon seit 1934 geführt wurden, und zwar auf Stalins Ver­
anlassung, hinter Litwinows Rücken und nicht durch normale diplomatische 
Kanäle; einiges könnte hier durchgesickert sein. Daß es diese inoffiziellen Kontakte 
tatsächlich gab, räumte vor kurzem zum ersten Male - obgleich nur ganz allgemein 
- der sowjetische Historiker N. Ejdelman ein15. Auch dieser Möglichkeit eingedenk, 
weist manches darauf hin, daß man den terminus a quo wesentlich früher in das Jahr 
1936 vorverlegen sollte. Es gibt auch eine zweite Möglichkeit, die man in Erwägung 
ziehen könnte: Der SD-Agent aus den russischen Emigrantenkreisen Gen. 
M. W. Skoblin (den manche Autoren verdächtigen, er sei Doppelagent von SD und 
NKWD gewesen), der laut Schellenberg im Spätherbst 1936 (oder vielleicht wesent­
lich früher) Heydrich über die angeblichen Umtriebe des Marschalls Tucha­
tschewski informierte, erfüllte dabei einen Geheimauftrag von einem der NKWD-
Chefs Jagoda oder Jeschow. Das ist nicht mehr als eine Arbeitshypothese, die 
freilich z. Zt. dokumentarisch nicht beweisbar ist, aber schon mehrmals in verschie­
denen Varianten in der Literatur vertreten wurde. J. Pfaff lehnt sie ab16. Trotz seiner 
Einschätzung, daß eine solche Vorgehensweise „sowohl der politischen Logik als 

14 V. Král, Spojenectvi ceskoslovensko-sovetské v evropské politice 1935-1939 [Das tschechoslowa­
kisch-sowjetische Bündnis in der europäischen Politik 1935-1939], Prag 1970, S. 176 ff. - Mit Králs 
Arbeiten ist es ratsam sehr vorsichtig vorzugehen; die entsprechenden Archivquellen sind für mich 
z. Zt. unüberprüfbar. 

15 Literaturnaja gazeta (Moskau), Nr. 19, 11. Mai 1988, S. 14: W. Abaranow: „Belyje pjatna. Kruglyj 
stol sovetskich i polskich istorikov" [„Die weißen Flecke. Der runde Tisch sowjetischer und polni­
scher Historiker"]. 

16 Pfaff, Prag, S. 101 f.; eine kurze Aufzählung der Literatur findet sich ebenda. 
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auch dem Prestigedenken beider Geheimdienste" widersprochen hätte, was teilweise 
unbestreitbar wahr ist, hat diese Arbeitshypothese doch manches für sich, da sie 
sicher festgestellten Tatsachen des ganzen Problems nicht widerspricht, aber ande­
rerseits doch manche sonst unerklärbaren Komplexe, z. B. die fast komplette Über­
einstimmung zwischen den Vernehmungsaussagen Radeks und den diplomatischen 
Indiskretionen Berlins, aufhellt. In diesem Sinne kann man also sagen, Benes' Ver­
mittlung und die „Prager Dokumente" waren keinesfalls die Initialzündung für das 
Blutbad im Offizierskorps der Roten Armee, die Lunte war schon längst gelegt und 
gezündet. 



Dokumentation 

INGEBORG FLEISCHHAUER 

DER DEUTSCH-SOWJETISCHE GRENZ- UND 
FREUNDSCHAFTSVERTRAG VOM 28. SEPTEMBER 1939 

Die deutschen Aufzeichnungen über die Verhandlungen zwischen 
Stalin, Molotov und Ribbentrop in Moskau 

Anläßlich des 50. Jahrestages des Beginns von „Unternehmen Barbarossa" stellt sich 
- in Fortsetzung der vorausgegangenen Jahrestage des Hitler-Stalin-Pakts und des 
Beginns des Polenfeldzugs und damit des Zweiten Weltkrieges - die Frage, ob und 
inwieweit es der Geschichtswissenschaft gelang, die Hintergründe dieser dramati­
schen Ereignisse aufzuhellen. In diesem Falle ist die militärgeschichtliche Forschung 
in einer vergleichsweise günstigen Position; die diplomatiegeschichtliche und im 
weiteren Sinne außenpolitische Seite der Zuspitzung des deutsch-sowjetischen Kon­
fliktes hingegen konnte bis vor kurzem aufgrund gravierender Mängel der Quellen­
lage nicht befriedigend dargestellt werden; viele Gesichtspunkte mußten unberück­
sichtigt bleiben, die vorgelegten Interpretationen ließen manche Frage offen. Auch 
die Darstellung der deutsch-sowjetischen Beziehungen im Rahmen des Hitler-Sta­
lin-Pakts krankte an einer begrenzten dokumentarischen Grundlage. Über die bei­
den zentralen politischen Abkommen, die die Eckpfeiler des Paktes bildeten, näm­
lich den Nichtangriffsvertrag vom 23. August und den Grenz- und Freundschafts­
vertrag vom 28. September 1939 nebst ihren Zusatzprotokollen, finden sich vor 
allem in den Akten zur deutschen auswärtigen Politik gewichtige Anhaltspunkte. 
Allerdings weist die Korrespondenz des Auswärtigen Amts gerade hinsichtlich der 
deutsch-sowjetischen Partnerschaft dieser Zeit auffallende und die Forschung stark 
behindernde lacunae auf: Zentrale Dokumente, die Einblick in die Rolle Deutsch­
lands im Rahmen dieser Partnerschaft geben würden, wurden in der Regel, wie dies 
nachweislich u. a. für das geheime Zusatzprotokoll zum Nichtangriffsvertrag und 
seine deutschen Entwürfe gilt1, streng sekretiert und spätestens im Zuge der generel­
len Vernichtung geheimer Dokumente in den Jahren 1944-1945 auf Weisung des 
Reichsaußenministers vernichtet. Hinzu kommt, daß die deutsche Diplomatie jener 
Jahre aufgrund bestimmter subjektiver und objektiver Faktoren nicht in der Lage 
war, eine tatsachengetreue und vollständige Wiedergabe des wirklichen Geschehens 

1 Vgl. ADAP D VII, Nr. 309, S. 264 f. Die Entwürfe sind niemals aufgefunden und wohl vernichtet 
worden; das geheime Zusatzprotokoll wurde nach seiner Ablichtung vernichtet, das Lichtbild auf­
bewahrt. 
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zu liefern. Die auswärtige Korrespondenz anderer Staaten gewährt zwar manchmal, 
aber nicht immer Einblick in jene Seiten der deutsch-sowjetischen Beziehungen, die 
die deutschen Akten unvollständig oder in irreführender Einseitigkeit präsentieren. 

Angesichts dieser relativ schmalen Quellenbasis stand die internationale For­
schung zu den deutsch-sowjetischen Beziehungen zwangsläufig im Zeichen einer 
gewissen Unvollständigkeit, die von der sowjetischen Geschichtsforschung schon 
deshalb nicht ausgeglichen werden konnte, weil sie Tatsachen negierte und die eige­
nen Dokumente zurückhielt; für die Jahre 1939-41 etwa existierte dort bis 1989 
keine Dokumentenpublikation zu den deutsch-russischen Beziehungen. Ein halbes 
Jahrhundert zeitgeschichtlicher Forschung hatte so nicht zu einer abschließenden 
Klärung zentraler Fragen des deutsch-sowjetischen Verhältnisses vor dem Krieg bei­
tragen können; ungeklärt war lange Zeit die Frage, von wem die Initiativen ausgin­
gen, die zum Hitler-Stalin-Pakt führten2, die Frage nach dem Verhandlungsspiel­
raum beider Seiten beim Abschluß und im Vollzug des Paktes sowie der Art der 
Verhandlungsführung selbst. 

Die Freigabe der sowjetischen Dokumente im Zuge der Arbeiten der sowjetischen 
Parlamentskommission zur rechtlichen und historischen Bewertung des deutsch­
sowjetischen Nichtangriffspakts unter der Leitung von A. Jakovlev hat eine entschei­
dende Wende der Forschung eingeleitet. Die generelle Freigabe der auswärtigen 
Akten der UdSSR auf gesetzlicher Grundlage (Verordnung des Ministerrats der 
UdSSR Nr. 804 vom 10.8. 1990) eröffnete der Forschung die lange ersehnte 
Chance, die wichtigsten Etappen der bilateralen Beziehungen im Lichte des Kennt­
nisstandes und der EntScheidungsprozesse beider Seiten zu untersuchen. Dieser 
Durchbruch in der sowjetischen Archivsituation, bei dem der Archivleitung des 
Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten die Vorreiterrolle zukommt, dürfte 
zu einer Neubelebung der Erforschung der Stalinschen Außen- und speziell 
Deutschlandpolitik führen, deren Fruchtbarkeit sich als ähnlich groß erweisen kann 
wie die Leistungen der angelsächsischen Geschichtsforschung nach der Freigabe der 
deutschen auswärtigen Akten gegen Ende der vierziger Jahre. 

Gleichwohl wäre es verfehlt, die bestehenden Forschungsdefizite allein auf die 
Unzugänglichkeit der sowjetischen Archive zurückzuführen. Auch in Deutschland 
existier(t)en schriftliche und mündliche Quellen, die ungenutzt blieben. Zu ihnen 
gehört etwa der umfangreiche Nachlaß des deutschen Botschafters in Moskau in 
der Zeit von 1934 bis 1941, Friedrich Werner Graf von der Schulenburg 
(1875-1944), der trotz wiederholter Versuche seiner Angehörigen, die einschlägigen 
Institutionen dafür zu interessieren, bis Mitte der achtziger Jahre völlig unbeachtet 
blieb (er befindet sich in der Obhut der Familie auf Burg Falkenberg in der Ober­
pfalz). Dabei hatte der gewissenhafte Korrespondent und persönlich souveräne Aus­
landsvertreter dreier deutscher Regierungsformen - des Kaiserreichs, der Weimarer 
Republik und des NS-Staates - große Mühe darauf verwandt, alle jene Dokumente 

2 Vgl. die Untersuchung der Verf., in: Der Pakt. Hitler, Stalin und die Initiative der deutschen Diplo­
matie 1938-1939, Berlin 1990. 
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privater und amtlicher Provenienz zu sammeln, die die einzelnen Stationen seiner 
beruflichen Laufbahn widerspiegelten. Er beabsichtigte, nach seiner Pensionierung 
eine historisch-politische Autobiographie auf breitester Quellenbasis zu verfassen. 
Dies war ihm nicht vergönnt - als potentieller Außenminister einer aus dem Staats­
streich des 20. Juli 1944 hervorgegangenen Regierung wurde er im November 1944 
in Berlin-Plötzensee hingerichtet. 

Sein - von der Gestapo gelichteter - Nachlaß enthält Einzelstücke von großem 
historischen Wert. Das wichtigste von ihnen ist der Durchschlag der maschinege­
schriebenen Aufzeichnungen seines Mitarbeiters, des Legationsrates an der Deut­
schen Botschaft in Moskau, Gustav Hilger, über die Verhandlungen von Reichs­
außenminister Joachim von Ribbentrop mit Generalsekretär Josif V. Stalin und 
Außenkommissar Vjatscheslav Molotov zum Grenz- und Freundschaftsvertrag vom 
28. September 1939, die hier veröffentlicht wird. Diesen Durchschlag ließ sich Schu­
lenburg von Hilger, der die Verhandlungen im Auftrag Ribbentrops protokollierte, 
anfertigen, und er bewahrte ihn in Unkenntnis, wahrscheinlich sogar entgegen den 
Weisungen des Ministers in einem privaten Aktenordner mit der Aufschrift „Mich 
persönlich betreffende Angelegenheiten (Reisen usw.) 27.9. 1938-24.4. 40, Bd. 2" 
auf. So entging dieses einzige (mit einigen wenigen handschriftlichen Verbesserun­
gen Hilgers versehene) Exemplar der Aufzeichnungen der Vernichtung und blieb 
der Forschung als eine der wenigen unmittelbaren Quellen über politische Verhand­
lungen Stalins mit einem ausländischen Staatsmann vor Eintritt der UdSSR in den 
Weltkrieg im allgemeinen und mit einem Angehörigen der Reichsregierung im 
besonderen erhalten. 

Die Aufzeichnungen Hilgers geben im unmittelbaren zeitlichen Kontext des 
Geschehens den Verlauf der Gespräche Ribbentrops mit Stalin und Molotov wieder, 
die zur Einigung auf die Vertragstexte und zur Unterzeichnung durch die beiden 
Minister führten. Das Ziel der Aufzeichnung, deren Existenz in keinem uns bekann­
ten Schriftstück erwähnt wird, bestand vermutlich darin, Hitler über den Gang der 
Verhandlungen zu informieren. Die Tatsache, daß Hilger eine Aufzeichnung über 
die Besprechungen während des zweiten Besuches Ribbentrops in Moskau anfer­
tigte, läßt die Annahme wahrscheinlich erscheinen, daß er auch die Verhandlungen 
während des ersten Besuchs von Ribbentrop in Moskau, die im Abschluß des Nicht­
angriffsvertrags vom 23. August 1939 mit seinem geheimen Zusatzprotokoll gipfelten, 
aufgezeichnet hat3. Hilger selbst hat sich zu dieser Frage nicht (affirmativ) geäußert4. 

3 Nach der Erinnerung des Chefdolmetschers des Auswärtigen Amts, Dr. Paul Schmidt, der des Rus­
sischen nicht mächtig war, sollte Hilger (zumindest in der zweiten Verhandlungsrunde am 
23./24. August 1939) als Dolmetscher fungieren und „auch gleichzeitig die Aufzeichnungen über 
die Besprechungen machen". Paul Schmidt, Statist auf diplomatischer Bühne, Wiesbaden 198614, 
S.444. 

4 In seinen Erinnerungen gab Hilger den Inhalt der August-Verhandlungen summarisch wieder, ohne 
zu erwähnen, ob er als Protokollant fungiert hat. Vgl. Gustav Hilger/Alfred G. Meyer, The Incom-
patibleAllies, New York 1953, S. 301 und Gustav Hilger, Wir und der Kreml, Berlin 1959, S. 289. 
Nach Aussage der Herausgeber der ADAP hat Hilger diesen gegenüber am 23. Januar 1953 hin-
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Fraglich bleibt, ob vergleichbare Aufzeichnungen auf sowjetischer Seite gemacht 
wurden und, im positiven Falle, der Vernichtung entgangen sind. Der in beiden Ver­
handlungen anwesende Dolmetscher Vladimir Pavlov, der einzige überlebende 
Augenzeuge dieser Gespräche, hat unseres Wissens bisher zu diesen Fragen 
geschwiegen. Bekannt ist allerdings, daß sich Stalin in der Regel von Vorgängen, an 
denen er selbst beteiligt war, nur Ergebnisprotokolle anfertigen ließ. Selbst ein sol­
ches könnte, sollte es noch gefunden werden, der Forschung weiterhelfen, und zwar 
vor allem in den Punkten, wo die Aufzeichnung Hilgers - bei all ihrem expliziten 
Charakter in den zentralen politischen Fragen - unklar ist oder Lücken aufweist; zu 
ihnen gehört z. B. die Frage der Lieferung deutscher Rüstungsgüter an die UdSSR, 
die aufgrund unterschiedlicher Interpretationen beider Seiten im Verlauf der Wirt­
schaftsverhandlungen zu einem Streitpunkt erster Ordnung wurde. 

Die Aufzeichnung Hilgers hellt die bisher weitestgehend im Dunkel liegende 
innere Dimension der deutsch-sowjetischen Beziehungen nach der Unterzeichnung 
des Hitler-Stalin-Paktes auf und ist damit ein unverzichtbarer Beleg für die Qualität 
und Entwicklungsperspektive dieses Verhältnisses. Sie gibt Gesprächs- und Ver­
handlungsphasen wieder, die anderweitig nicht belegt sind, und konkretisiert den 
Verhandlungshintergrund der Teile des Abkommens, die unterschriftsreif und inso­
fern aktenkundig wurden. Ohne an dieser Stelle ins Detail zu gehen5, sei auf einige 
Themenkomplexe von besonderer Bedeutung für die Fortentwicklung des Hitler-
Stalin-Paktes hingewiesen, die neue Einsichten erlauben: 

Hinsichtlich der deutsch-sowjetischen Beziehungen bedeutete Stalin seinem deut­
schen Gesprächspartner, daß die Sowjetunion und Deutschland in seinen Augen 
aufgrund ihrer natürlichen Lage zu einer fundamentalen Zusammenarbeit prädesti­
niert seien und daß er zu einer solchen Partnerschaft grundsätzlich bereit sei. Er hob 
weiter hervor, daß die bolschewistische Regierung seit jeher in Deutschland, anders 
als in England, einen bevorzugten Partner sah und die sowjetische Deutschlandpoli­
tik nach der Abkühlung der deutsch-sowjetischen Beziehungen infolge der national­
sozialistischen Machtergreifung so lange in der Schwebe blieb, bis die Reichsregie­
rung ihr Interesse an der Wiederbelebung der Beziehungen aktiv bekundete. Für die 
Dauer des Krieges war die Sowjetregierung nach der für die Anwesenden glaubhaf­
ten Versicherung Stalins6 an der Aufrechterhaltung einer starken deutschen Position 

sichtlich der Septemberbesprechungen erklärt, daß außer einem Telegramm Ribbentrops an Hitler 
vom frühen Morgen des 28. September (ADAP D VIII, Nr. 152, S. 123-125) „keine andere Auf­
zeichnung von der Unterredung zwischen Stalin, Molotov und Ribbentrop gemacht wurde". 
(Ebenda, Anm. 1) Die Auskunft Hilgers, wenn sie denn so gegeben worden ist, wirft ernste Fragen 
auf. Denkbar ist, daß sich Hilger noch immer an die früheren Weisungen des Ministers gebunden 
fühlte, nach denen diese Vorgänge negiert werden sollten. 

5 Die Untersuchung der Vf. in: Diplomatischer Widerstand gegen ,Unternehmen Barbarossa' - Die 
Friedensbemühungen der Deutschen Botschaft Moskau 1939-1941, Berlin 1991, tut dies. 

6 Ribbentrop ging davon aus, daß diese Auffassung Stalins „gewiß seiner damaligen Überzeugung 
entsprach" (Joachim von Ribbentrop, Zwischen London und Moskau, Leoni 1953, S.208); nach 
Auskunft von Dr. Karl Schnurre, der beide Male zur Delegation Ribbentrops gehörte und später an 
den Wirtschaftsverhandlungen, z. T. mit Stalin persönlich, beteiligt war, äußerte Stalin wiederholt, 
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interessiert und zu diesem Zwecke zu nahezu unbegrenzten Rohstofflieferungen an 
das Deutsche Reich bereit. Diese Positionen bezog Stalin freilich unter der hypothe­
tischen Annahme, daß sich das nationalsozialistische Deutschland auch wirklich zu 
der historisch, geographisch und politisch gebotenen deutsch-russischen Partner­
schaft bekennen würde. Die häufig vertretene These, Stalin habe einen Abnutzungs­
krieg im Westen begünstigt, verlangt vor diesem Hintergrund nach Revision. 

Die Aufzeichnung bestätigt die Vermutung, Hitler habe sich mit dem Gedanken 
der Schaffung eines deutsch-russischen Bündnisses gegen England getragen, die sich 
auch aus den sporadischen Indienplänen des Reichsaußenministeriums und aus 
gewissen Äußerungen Hitlers im Gespräch mit Molotov im November 1940 in Ber­
lin ableitet7. Die diesbezüglichen Ausführungen Ribbentrops unter dem Thema 
„Weitere Gestaltung der deutsch-sowjetischen Beziehungen" verdeutlichen zugleich 
eine prekäre Unentschlossenheit der deutschen Seite in dieser Frage; schon beim 
ersten sowjetischen Widerstand lenkte sie, wenn auch nicht ersatzlos (gemeinsame 
Erklärung), ein. Ein Jahr später, im Gespräch Hitlers mit Molotov, kam die Bündnis­
idee in konzeptionslosen Eruptionen zum Ausdruck. Auf sowjetischer Seite dagegen 
springt in dieser Frage die taktisch überlegene Gesprächsführung Stalins und seine 
kategorische, aber äußerst geschickt vorgetragene Abneigung ins Auge, sich von der 
deutschen Seite in unerwünschte Kombinationen verstricken zu lassen. 

Hinsichtlich der Teilung Polens gibt die Aufzeichnung Aufklärung über die Ver­
handlungen vom 23. August 1939. Danach war hier die Frage der Erhaltung eines 
unabhängigen Rest- bzw. Rumpf-Polens, die auch Eingang in das geheime Zusatz­
protokoll fand, auf Wunsch Stalins offengeblieben, der den polnischen Puffer gegen 
die nach Osten orientierte Wehrmacht wohlweislich erhalten wollte. Der unerwartet 
schnelle Zusammenbruch des polnischen Widerstands und die ersten Erfahrungen 
der Roten Armee mit der polnischen Volksgruppe in Ostpolen hatten das sowjeti­
sche Vertrauen in dieses Sicherheitspfand offenbar schwinden lassen. Mit seiner 
Zustimmung zur gänzlichen Aufteilung Polens revidierte Stalin ein unhaltbares 
Konzept, zog sich aber - unter der (Schein-)Legitimation des ethnographischen 
Prinzips - auf die völkerrechtlich anerkannte Curzon-Linie zurück und bewies hier­
mit beträchtlichen Weitblick: Der Verzicht auf die laut geheimem Zusatzprotokoll 
vom 23. August an die sowjetische Interessensphäre fallenden zentralpolnischen 

„daß die Sowjetunion ein starkes Deutschland im Zentrum Europas wünschte"; er „wünschte, daß 
Deutschland in diesem Kriege siegreich bliebe. Die Sowjetunion sei bereit, alles zu tun, uns dabei zu 
helfen." Karl Schnurre, Aus einem bewegten Leben. Heiteres und Ernstes, Selbstverlag, S. 85. In 
Berlin erfuhr Staatssekretär von Weizsäcker Mitte Januar 1941, in Anwesenheit des Militärattaches 
an der Deutschen Botschaft in Moskau, Generalleutnant Ernst Köstring, „Kenner Rußlands" seien 
der Auffassung, Rußland sehe seine Zukunft als „gesicherter (an), wenn Deutschland als kräftiger, 
vielleicht nicht übermächtiger Faktor in Europa dominiere". Leonidas E. Hill (Hrg.), Die Weizsäk-
ker-Papiere 1933-1950, Berlin 1974, S. 233, Tagebuchnotiz vom 17. 1. 1941. 

7 Ribbentrop räumte später ein, daß er bei Stalin „wegen einer möglichen engeren Bindung über den 
Freundschaftsvertrag hinaus in Richtung auf ein reguläres Bündnis für die kommenden Kämpfe mit 
den Westmächten sondierte"; Ribbentrop, Zwischen London und Moskau, S. 206. 
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Gebiete machte eine Kollision mit den Garantiemächten Polens weniger wahr­
scheinlich und ebnete später, nach dem Bruch des Hitler-Stalin-Paktes durch das 
„Dritte Reich", den Weg zum Bündnis mit England. 

Auch in der Bessarabien-Frage stellt die Aufzeichnung Hilgers einen Bezug zu 
den August-Verhandlungen her. Hier hatte Stalin seine Absichten einer Annexion 
Bessarabiens, das nach den deutsch-sowjetischen Vereinbarungen an die sowjetische 
Interessensphäre fallen sollte, ausdrücklich von außenpolitischen Entwicklungen 
abhängig gemacht, die ohne sein Zutun eintreten könnten. Seine Ankündigung, daß 
etwa ein Vorgehen Ungarns gegen Rumänien eine neue Lage schaffen würde, die 
das Gleichgewicht auf dem Balkan gefährden und die Sowjetunion zum Eingreifen 
nötigen würde, war auch und vielleicht in erster Linie als Warnung an die deutsche 
Adresse zu verstehen, daß die Sowjetregierung auf jede Einflußnahme Deutschlands 
auf dem Balkan, und sei es über den deutschen Verbündeten Ungarn, umgehend mit 
einem (präventiven) Gegenzug antworten würde. 

Analog dazu lassen die bewußt freimütigen Auskünfte Stalins über die sowjeti­
schen Pläne im Baltikum seine Absicht erkennen, die durch die Verträge mit dem 
„Dritten Reich" und die gemeinsame Besetzung Polens schwerstens belastete inter­
nationale Reputation der UdSSR so lange nicht durch weitere Akte verschleierter 
oder nackter Aggression zu schädigen, wie dies die weitere Entwicklung der inter­
nationalen Lage erlaubte. War sich Stalin zunächst („vorläufig") der Botmäßigkeit 
der durch die Beistandspakte militärisch an die UdSSR gebundenen baltischen Staa­
ten sicher, so konnte in seiner Sicht doch im weiteren Verlauf des Weltkrieges eine 
Situation eintreten, die ihre Annexion unumgänglich machen würde. Bei dieser zeit­
lichen Konstruktion der sogenannten Lösung der baltischen Frage dürften Opportu-
nitätserwägungen hinter den Sicherheitsbestrebungen zurückgestanden haben. Im 
Zentrum beider stand ein strategisches Konzept, demzufolge - wie der unbeirrbare 
Anspruch Stalins und Molotovs auf ein ungeteiltes Litauen nahelegt - das baltische 
Ostseeglacis die verwundbarste Stelle der Defensivzone der sowjetischen Interessen­
sphäre gegenüber der deutschen Militärkraft bildete. 

Für beide Gebiete - Bessarabien und das Baltikum - trat die von Stalin vorausge­
sehene außen- und militärpolitische Gefährdung tatsächlich ein, als Deutschland in 
der zweiten Maihälfte 1940 den Widerstand im Westen Europas brach und Hitler 
den Blick nach Osten zu richten begann. Die überstürzte sowjetische Annexion der 
baltischen Länder und Bessarabiens, deren abrupter Zeittakt Stalin weitgehend zum 
Verzicht auf innen- und außenpolitische Rechtfertigungen zwang, bewies im nach­
hinein, daß Stalin auch nach Abschluß des Paktes mit dem „Dritten Reich" nicht die 
Augen vor den Gefahren verschloß, die von Hitler ausgingen. Das nationalsozialisti­
sche Deutschland blieb der potentielle Hauptfeind, dessen militärische Durch­
schlagskraft aber auf dramatische und für die Sicherheit der UdSSR tragische Weise 
von Stalin verkannt wurde. 
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Aufzeichnung 

Betr. Moskauer Besprechungen des Herrn Reichsaußenministers1 (Ende September 
1939). 

Der Herr Reichsaußenminister traf am 27. 9. 39 gegen 18 Uhr in Moskau ein. Seine erste 
Besprechung mit Stalin2 und Molotow3 begann um 22 Uhr und dauerte 3 Stunden. Der 
Unterredung wohnten von deutscher Seite der Botschafter Graf von der Schulenburg 
und von Sowjetseite der Botschafter Schkwarzew4 bei. Die Unterredung trug einen sehr 
freundschaftlichen Charakter und nahm im einzelnen nachstehenden Verlauf. 

Der Herr Reichsaußenminister machte den russischen Herren einleitend eine umfas­
sende Schilderung der deutschen Einstellung zur englisch-französischen Frage und zu 
den Kriegsereignissen. Der Krieg an der Westfront, so erklärte der Herr Reichsaußenmi­
nister, hätte bisher noch keinerlei ernsthaften [sic!] Ereignisse gezeitigt und würde in 
Deutschland allgemein als der „Kartoffelkrieg" bezeichnet. Von französischer Seite 
würde er vornehmlich mit dem Munde geführt, wobei sich die Agentur Havas besonders 
auszeichne. Die französischen Heeresberichte gäben die Sachlage unzutreffend wieder. 
Tatsache sei, daß bisher noch kein einziger französischer Flieger, der es gewagt hätte, 
über die deutsche Grenze zu fliegen, heil nach Hause gekommen sei. Die Engländer 
führten den Krieg durch ihr Informationsministerium, das den Namen „Lügenministe­
rium" verdiene. Kein englischer Soldat und kein englisches Flugzeug habe bisher in die 
eigentlichen Kampfhandlungen eingegriffen, abgesehen von dem englischen Angriff auf 
Wilhelmshafen [sic!], an dem 16 englische Bombenflugzeuge teilgenommen hätten, von 
denen nur 6 Flugzeuge nach England zurückgekehrt, 10 dagegen abgeschossen worden 
seien. Seitdem habe England keinen Angriff auf Deutschland mehr gewagt. Die Englän­
der beschränkten sich darauf, Flugblätter über Deutschland abzuwerfen in der Hoff­
nung, den Führer und das deutsche Volk voneinander zu trennen. Dies würde ihnen aber 
nie gelingen und ein solcher Versuch sei ebenso zum Scheitern verurteilt, wie ein etwai­
ges Bestreben, die Völker der Sowjetunion von Stalin zu trennen. 

Was die Lage im Westen betreffe, so stelle unsere Festungslinie das größte Werk dieser 
Art dar, das jemals erbaut worden sei. Diese Festungslinie laufe entlang der ganzen deut­
schen Westgrenze einschließlich der Grenze mit Belgien und Holland. Sie habe eine 
Tiefe von 50 km und zähle Zehntausende von Bunkern. Deutschland fühle sich hinter 
dieser Linie absolut sicher, denn eine solche Menge von Munition, die erforderlich sei, 
um die deutschen Befestigungen zu bezwingen, gäbe es in der ganzen Welt nicht. Vor 
der Befestigungslinie liege ein 10 km breites Minenfeld, das die Franzosen vergeblich 
versucht hätten anzugreifen. Nach den ersten Misserfolgen hätten sie derartige Versuche 
nicht mehr wiederholt. 

Der Führer sei überzeugt, daß der Krieg nur zu unseren Gunsten auslaufen könne. 
Wenn unsere Gegner den Frieden haben wollten, so könnten sie ihn haben, wenn nicht, 

1 Joachim von Ribbentrop (1893-1946), Außenminister des Deutschen Reiches 1938-1945. 
2 Josif Vissarionovic Stalin (1879-1953), seit 1922 Generalsekretär der KPdSU der UdSSR. 
3 Vjaceslav Michajlovic Molotov (Skrjabin) (1890-1986), seit 1930 Vorsitzender des Rats der Volks­

kommissare, seit Mai 1939 Volkskommissar für Auswärtige Angelegenheiten der UdSSR. 
4 Aleksandr Alekseevic Skvarcev, seit September 1939 Bevollmächtigter Vertreter (im Range eines 

Botschafters) der UdSSR in Berlin. 



454 Ingeborg Fleischhauer 

so seien wir auf einen langen Krieg vorbereitet und in der Lage, mit mathematischer 
Sicherheit den Sieg zu erringen. Wenn England einen langen Krieg wünsche, so könne es 
ihn haben; wir hätten aber den Grund zu der Annahme, daß England einen langen Krieg 
nicht wünsche (an dieser Stelle stimmte Stalin lebhaft zu und sagte, daß auch nach seiner 
Ansicht England keinen langen Krieg wünsche). Deutschland sei in der Lage, England 
durch seine Armee, seine U-Boote und seine Luftwaffe furchtbare Schläge zuzufügen. 
England würde zu einem für Deutschland günstigen Frieden gezwungen sein und stark 
geschwächt aus dem Kampf hervorgehen. England sei sich dieser Gefahren durchaus 
bewußt und die Behauptung, daß es auf einen dreijährigen Krieg vorbereitet sei, könne 
nicht ernst genommen werden (auch an dieser Stelle gab Stalin deutliche Zeichen seiner 
Zustimmung). 

Nunmehr, so sagte der Herr Reichsaußenminister, wolle er zu den drei Punkten über­
gehen, die den konkreten Gegenstand der Besprechungen bilden würden, zu denen er 
nach Moskau gekommen sei. Diese Punkte seien die folgenden: 
1) Weitere Gestaltung der deutsch-sowjetischen Beziehungen, 
2) Frage der endgültigen Grenzziehung, 
3) Problem des Baltikums, das von der Sowjetregierung allem Anschein nach bereits neu­

erdings praktisch in Angriff genommen würde. 
Zu Punkt 1, so sagte der Herr Reichsaußenminister, habe der Führer ihn beauftragt, 

Stalin und Molotow zu sagen, daß er immer der Auffassung gewesen wäre, daß 
Deutschland entweder für den Westen oder für den Osten optieren müsse. Der Führer 
habe geglaubt und gehofft, daß es möglich sein würde, mit England ein freundschaftli­
ches Verhältnis herbeizuführen. England habe sehr weitgehende Angebote des Führers 
schroff abgelehnt. Der Führer habe sich überzeugt, daß die Möglichkeit einer Verständi­
gung mit England nicht vorhanden sei und daß diese Verständigung an der. imperialisti­
schen Halsstarrigkeit der englischen führenden Kaste gescheitert sei. Das Volk habe in 
England überhaupt nichts zu sagen. So sei es gekommen, daß England sich in die deut­
schen Angelegenheiten eingemischt hätte, die es nichts angingen, und sogar soweit 
gegangen sei, daß es Deutschland den Krieg erklärt habe. Der Entschluß des Führers, für 
die Sowjetunion zu optieren, stehe unerschütterlich fest und als Realpolitiker sei der 
Führer fest überzeugt, daß über alle bestehenden ideologischen Gegensätze hinweg ein 
wirkliches dauerhaftes, freundschaftliches Verhältnis zwischen Deutschland und der 
Sowjetunion möglich sei. Die realen Interessen beider Länder schlössen bei klarer Füh­
rung die Möglichkeit von Reibungsfragen grundsätzlicher Art aus. Ein Fundament für 
fruchttragende reale, freundschaftliche Zusammenarbeit sei gegeben. 

Der erste in dieser Richtung unternommene Versuch sei gelungen. Wenn die getroffe­
nen Vereinbarungen durchgeführt würden, so lägen auch im großen die Dinge absolut 
klar. Deutschland habe mit der Beendigung des polnischen Krieges ein großes Stück 
Siedlungsland erworben. Deutschlands territorialen [sic!] Wünsche hätten damit einen 
Abschluß erhalten. Für die Sowjetunion hätten die letzten Ereignisse reiche Früchte 
getragen: ein Zugang zur Ostsee stehe der Sowjetunion nach erfolgter Revision der Ver­
hältnisse im Baltikum offen; die Verbindung mit den ihr blutsmäßig verwandten Weiss­
russen und Ukrainern sei hergestellt. Es seien auf diesem Gebiete keine Divergenzen vor­
handen, die zu Reibungen zwischen Deutschland und der Sowjetunion führen könnten. 
Der Führer sei kein Phantast und strebe nicht nach uferlosen territorialen Erwerbungen. 
Was die Sowjetunion betreffe, so sei sie so groß, daß sie kein Bestreben haben könne, 
sich in deutsche territoriale Angelegenheiten einzumischen. Damit sei das Fundament für 
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einen passiven Ausgleich der beiderseitigen Interessen gegeben. Was die aktive Seite die­
ser Frage betreffe, so ginge der Führer von nachstehenden Erwägungen aus. 

Der eigentliche Feind Deutschlands sei England. In dieser Beziehung deckten sich die 
Interessen der Sowjetunion mit den deutschen Interessen und in dieser Richtung 
erscheine eine weitere Vertiefung des neuen deutsch-sowjetischen Verhältnisses als 
durchaus möglich. Bei uns glaube man, daß in bezug auf den englischen Fragenkomplex 
eine Parallelität zwischen den deutschen und den sowjetischen Interessen bestehe und 
daß auf diesem Gebiete nicht nur eine engere Zusammenarbeit zwischen Deutschland 
und der Sowjetunion nützlich sei, sondern auch gewisse Bindungen im Bereiche des 
Möglichen lägen. Es würde ihn, so erklärte der Reichsaußenminister, interessieren, im 
Verlaufe der gegenwärtigen Besprechungen zu hören, was die Sowjetunion über diese 
Frage denke. Er wolle diese Anregung als Gegenstand der Diskussion vorschlagen. Falls 
bei der Sowjetregierung eine gleiche Auffassung bestände, so könne man vielleicht die 
Frage der engeren Gestaltung der deutsch-sowjetischen Beziehungen in der Weise for­
mulieren, daß Deutschland und die Sowjetunion ausgehend von der gemeinsam durch­
geführten Regelung der polnischen Frage nunmehr auch die Möglichkeit einer Zusam­
menarbeit in bezug auf England in Aussicht genommen hätten. In einer solchen 
Erklärung würde zum Ausdruck kommen müssen, daß Deutschland und die Sowjet­
union gewillt seien, die entsprechend von ihnen bezogenen Positionen von niemandem 
antasten zu lassen und sie gegebenenfalls gemeinsam zu verteidigen. Es würde sich dabei 
um eine Zusammenarbeit auf weite Sicht handeln, da der Führer in großen, historischen 
Perspektiven denke. Es würde sich nunmehr darum handeln, eine Verständigung darüber 
zu erzielen, in welcher Form eine derartige gemeinsame Erklärung erfolgen und der 
Welt bekannt gegeben werden könne. Als Vorschlag habe er, der Reichsaußenminister, 
einen Entwurf mitgebracht, den er den Herren Stalin und Molotow zur Begutachtung 
vorlegen wolle (an dieser Stelle liess der Herr Reichsaußenminister den Wortlaut des 
Entwurfs der Erklärung den Herren in russischer Sprache vorlesen). Der Herr Reichsau­
ßenminister fügte hinzu, daß der Sinn dieser Erklärung nicht etwa bedeuten solle, als ob 
Deutschland von der Sowjetunion eine militärische Hilfe erwarte. Deutschland würde 
mit England und Frankreich auch allein fertig werden. Der Zweck der Erklärung bestehe 
vielmehr darin, vor der ganzen Welt die Zusammenarbeit zwischen Deutschland und der 
Sowjetunion und ihre Übereinstimmung in den grundlegenden Fragen der Außenpolitik 
zu dokumentieren. 

Zu Punkt 2 der Frage der endgültigen Grenzziehung habe der Führer durch die 
Berichte des Botschafters Grafen von der Schulenburg Kenntnis von den sowjetischen 
Vorschlägen erhalten. Dazu sei nachstehendes zu bemerken. Polen sei durch die deut­
sche Wehrmacht völlig zerschlagen worden. Die Handlungen der deutschen Wehrmacht 
hätten nicht nur für Deutschland, sondern auch für die Sowjetunion Früchte getragen. 
Infolgedessen erwarte man in Deutschland, daß die Sowjetregierung uns in bezug auf 
die Erfüllung gewisser Wünsche entgegenkommen würde. Der Führer stehe fest zu den 
in Moskau am 23. 8. 39 getroffenen Abmachungen; er habe jedoch seinen Reichsaußen­
minister beauftragt, die Sowjetregierung zu veranlassen, nachstehendes zu bedenken. 
Die Sowjetunion sei ein riesiges Land, das über ungeheure Möglichkeiten verfüge, 
Deutschland dagegen sei ein verhältnismäßig kleines Land, dem es vor allem an Wald 
und Öl fehle. Daher bäten wir, uns gerade in diesen Fragen entgegenzukommen. Im 
geheimen Zusatzprotokoll sei die bekannte Trennungslinie festgelegt worden. Bezüglich 
ihres nördlichen Verlaufs hätten Unklarheiten bestanden. Auf Wunsch der Sowjetregie-
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rung habe sich die deutsche Seite sofort einverstanden erklärt, durch Einführung des 
Flusslaufes der Pissa die Unklarheit zu beseitigen, was mit einer Festlegung der Linie 
nicht gerade zu Gunsten Deutschlands verknüpft gewesen wäre. Die Deutsche Regie­
rung hoffe daher, daß die Sowjetregierung ihr im Süden am Oberlauf des San hinsicht­
lich der Ölgebiete entgegenkommen würde. Das gleiche erwarte die Deutsche Regierung 
hinsichtlich des Gebiets bei Augustowo und Belostock, da sich dort umfangreiche Wal­
dungen befänden, die für unsere Wirtschaft von größter Wichtigkeit seien. Eine klare 
Regelung dieser Fragen würde auch für die zukünftige Entwicklung der deutsch-sowjeti­
schen Beziehungen nur gut sein. Wir bäten, zu berücksichtigen, daß wir einen gewichti­
gen Beitrag zur Lösung der polnischen Frage geleistet hätten und zwar mit außerge­
wöhnlicher Schnelligkeit (Stalin stimmte zu, daß die Sache tatsächlich sehr schnell vor 
sich gegangen sei). 

In den Moskauer Verhandlungen vom 23. 8. 39 wäre der Plan der Schaffung eines 
unabhängigen Polens noch offen geblieben. Inzwischen scheine auch die Sowjetregie­
rung dem Gedanken einer klaren Aufteilung Polens näher gekommen zu sein. Die Deut­
sche Regierung hätte diesen Standpunkt verstanden und sei ebenfalls zu einer klaren 
Grenzziehung entschlossen, denn auch die Deutsche Regierung glaube, daß ein selbstän­
diges Polen die Quelle ständiger Unruhen bilden würde. Somit bewegten sich die deut­
schen und sowjetischen Absichten auch in dieser Beziehung in der gleichen Linie. 

Sodann führte der Reichsaußenminister aus, daß er sich gefreut hätte, von den deut­
schen Militärs zu hören, daß das beiderseits festgelegte militärische Programm in guter 
und freundschaftlicher Zusammenarbeit verwirklicht worden sei. Es wäre für die militäri­
sche Leitung nicht leicht gewesen, die kämpfenden Truppen vom Feinde zu lösen und sie 
in umgekehrter Richtung marschieren zu lassen. Bei der 8. deutschen Armee habe dies 
zur Folge gehabt, daß die Polen sich eingebildet hätten, die deutschen Truppen in die 
Flucht geschlagen zu haben. Trotz aller dieser Schwierigkeiten sei - von geringfügigen 
Mißverständnissen abgesehen - die Sache glatt und reibungslos verlaufen. 

Zu Punkt 3 „Baltikum" führte der Herr Reichsaußenminister nachstehendes aus. 
Aus den Berichten des Botschafters Grafen von der Schulenburg ginge hervor, daß 

nunmehr auch diese Frage von der Sowjetregierung in Angriff genommen würde. Die 
gegenwärtig mit der estnischen Regierung stattfindenden Verhandlungen ständen zwei­
fellos damit in Verbindung. Der Deutsche Gesandte in Estland5 habe berichtet, daß die 
Sowjetunion Estland eine Militärkonvention für 5 Jahre (Stalin berichtigte: für 10 Jahre) 
angeboten, dafür Stützpunkte für sowjetische Kriegsschiffe und Flugzeuge in Estland 
sowie eine enge Zusammenarbeit gefordert habe. Dies sei wohl als erster Schritt zur Rea­
lisierung der baltischen Frage aufzufassen. Deutschland befände sich zur Zeit im Kriege 
und würde eine allmähliche Lösung der baltischen Frage begrüßen. Es stände jedoch 
fest, daß wir an den Dingen in Estland und Lettland desinteressiert seien. Wir wären 
jedoch dankbar, wenn die Sowjetregierung uns mitteilen würde, wie und wann sie den 
Fragenkomplex zu lösen beabsichtige, damit auch die Deutsche Regierung sich entspre­
chend den getroffenen Abmachungen dazu einstellen könne. Wie aus den Berichten des 
Grafen von der Schulenburg hervorginge, erwarte die Sowjetregierung eine klare 
Zustimmung von uns zu den Absichten, die sie verfolge (Stalin warf ein: „Wir erwarten 
eine wohlwollende Einstellung".). 

5 Gemeint ist Hans Frohwein (1887), 1936-1940 deutscher Gesandter in Estland. 
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In dem letzten Bericht des Grafen von der Schulenburg sei von einem Vorschlag 
bezüglich Litauens die Rede gewesen. Litauen gehöre gemäß den Moskauer Abmachun­
gen zu der deutschen Interessensphäre. Gemäß dem Vorschlage Stalins solle dieses deut­
sche Interessengebiet gegen das östlich der Weichsel bis zum Bug gelegene polnische 
Gebiet ausgetauscht werden. 

Hier erinnerte der Herr Reichsaußenminister an den Verlauf der Moskauer Bespre­
chungen, als im Zusammenhang mit den sowjetischen Wünschen in bezug auf das Balti­
kum eine Rückfrage beim Führer sich als notwendig erwiesen habe. Der Führer habe sich 
damals in bezug auf den Verlauf der nördlichen Abgrenzungslinie der beiderseitigen 
Interessensphären mit den sowjetischen Wünschen einverstanden erklärt, da der Führer 
nicht Tagespolitik treibe, sondern auf eine große Zukunft hinarbeite und daher aner­
kenne, daß die Sowjetunion eisfreie Häfen unbedingt braucht. Infolgedessen hätten wir 
unsere Interessensphäre zurückgesteckt. Wir seien aber daran interessiert, diese Linie zu 
halten. Falls wir jedoch den sowjetischen Wünschen entsprechend auf einen Kompromiß 
hinarbeiten würden, so müsse an der Tatsache festgehalten werden, daß der sowjetische 
Vorschlag kein ausreichendes Äquivalent für den Verzicht Deutschlands auf Litauen 
oder Teile davon darstelle. Bei der Erwägung einer Kompromißlösung müsse unbedingt 
ein Weg gefunden werden, der Deutschland eine Erweiterung seines ostpreussischen 
Gebiets auf Kosten Litauens gewährleiste. 

Der Herr Reichsaußenminister zeichnete dabei auf der Karte eine Linie ein, die er als 
eine geeignete und für uns annehmbare Grenze betrachte. Diese Linie müsse nach seiner 
Ansicht vom südlichsten Zipfel Lettlands an der Ostsee durch Litauen östlich von Kowno 
(das auf der Sowjetseite verbleibe), sodann östlich von Grodno verlaufen, Belostok ein­
schließen, um dann einen geeigneten Anschluß an die Buglinie zu finden. Er bäte die rus­
sischen Herren, dies als einen noch zu diskutierenden Vorschlag seinerseits zu betrach­
ten, jedoch im Auge zu behalten, daß der Vorschlag von Stalin für uns kein 
ausreichendes Äquivalent für den Verzicht auf Litauen darstelle. 

Nachdem der Herr Reichsaußenminister seine Ausführungen beendet hatte, wandte 
sich Stalin an Molotow mit der Frage, wer von ihnen beiden dazu Stellung nehmen solle. 
Herr Molotow beantwortete die Frage mit der Bemerkung, daß er dies Herrn Stalin 
überlassen wolle, weil er es sicher viel besser machen würde. Sodann führte Stalin nach­
stehendes aus. 

Die Überzeugung von der Möglichkeit einer Zusammenarbeit zwischen Deutschland 
und der Sowjetunion sei immer das Grundelement der sowjetischen Außenpolitik gewe­
sen. Schon in den Anfängen, als die Bolschewisten zur Macht gekommen seien, habe die 
Welt den Bolschewisten vorgeworfen, daß sie bezahlte Agenten Deutschlands seien. Der 
Rapallo-Vertrag sei ebenfalls durch die Bolschewisten geschlossen worden und habe alle 
Voraussetzungen für eine Erweiterung und Vertiefung der gegenseitigen Beziehungen 
enthalten. Als die nationalsozialistische Regierung in Deutschland zur Macht gelangt sei, 
hätten sich die Beziehungen verschlechtert, da die Deutsche Regierung sich gezwungen 
gesehen habe, den innerpolitischen Belangen das Primat zu geben. Nach einer gewissen 
Zeit hätte sich diese Frage erschöpft und die Deutsche Regierung den guten Willen 
gezeigt, eine Besserung der Beziehungen zur Sowjetunion herbeizuführen. Die Sowjetre­
gierung sei dazu sofort bereit gewesen. Wenn von einer Schuld an der Verschlechterung 
der Beziehungen überhaupt gesprochen werden solle, so müsse er feststellen, daß die 
Sowjetregierung in ihren historischen Konzeptionen die Möglichkeit einer guten Zusam­
menarbeit mit Deutschland niemals als ausgeschlossen betrachtet habe. Infolgedessen sei 
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die Sowjetregierung auch jetzt mit gutem Gewissen an die Wiederaufnahme der Zusam­
menarbeit mit Deutschland herangetreten. Diese Zusammenarbeit stelle eine solche Kraft 
dar, gegen die alle anderen Kombinationen zurückweichen müssten. Wenn die Deutsche 
Regierung der gleichen Ansicht sei und entsprechend den soeben gehörten Ausführun­
gen des Herrn Reichsaußenministers handeln würde, so seien alle Voraussetzungen für 
eine gute und freundschaftliche Zusammenarbeit gegeben. Was die Deklaration betreffe, 
so müsse der Inhalt derselben überlegt und beraten werden. Er, Stalin, behalte sich daher 
eine Antwort dazu bis morgen vor. Allgemein möchte er jedoch hinsichtlich der Einstel­
lung der Sowjetregierung zum englischen Fragenkomplex bemerken, daß die Sowjetre­
gierung niemals Sympathien zu England gehabt habe. Man brauche nur die Schriften 
Lenins und seiner Schüler zu lesen, um zu erkennen, daß England von den Bolschewi-
sten stets am meisten beschimpft und gehasst worden sei und zwar noch zu jener Zeit, als 
von einer Zusammenarbeit mit Deutschland noch nicht die Rede gewesen sei. 

Der Herr Reichsaußenminister, so sagte Herr Stalin, hätte in vorsichtiger Form 
gesagt, daß Deutschland unter der Zusammenarbeit nicht eine militärische Hilfe verstehe 
und nicht die Absicht habe, die Sowjetunion in einen Krieg hineinzuziehen. Dies sei sehr 
taktvoll und gut gesagt. Es sei Tatsache, daß Deutschland zur Zeit keine fremde Hilfe 
brauche und vermutlich auch in Zukunft keine fremde Hilfe brauchen würde. Sollte 
Deutschland aber wider Erwarten in eine schwere Lage geraten, so könne es sicher sein, 
daß das Sowjetvolk Deutschland zu Hilfe kommen und nicht zulassen würde, daß man 
Deutschland erwürge. Die Sowjetunion sei an einem starken Deutschland interessiert 
und würde es nicht zulassen, daß man Deutschland zu Boden werfe. 

Zu der Frage der endgültigen Grenzziehung führte Stalin folgendes aus. 
Er habe bereits in seiner letzten Unterredung mit dem Botschafter Grafen von der 

Schulenburg seine Gedankengänge hierüber dargelegt. Er wolle sie heute wiederholen. 
Die Lösung der polnischen Frage ließe folgende Möglichkeiten offen. Die ursprüngliche 
Absicht sei gewesen, ein selbständiges Restpolen zu belassen. Von diesem Gedanken 
seien beide Regierungen inzwischen abgekommen in der Erkenntnis, daß ein selbständi­
ges Restpolen einen ständigen Unruheherd in Europa darstellen würde. Die Polen wür­
den alles tun, um Deutschland und die Sowjetunion gegeneinander auszuspielen. In 
Erkenntnis dieser Tatsache hätten beide Seiten den Gedanken der Schaffung eines selb­
ständigen polnischen Staatswesens fallen gelassen. Nunmehr seien folgende zwei Varian­
ten möglich. 

Die erste Variante bestände darin, daß eine Aufteilung Polens stattfinde und die end­
gültige Grenze zwischen Deutschland und der Sowjetunion gemäß dem Protokoll vom 
23. 8. 39 entlang der Flüsse Pissa, Narew, Bug, Weichsel und San verlaufen würde. Diese 
Lösung berge große Nachteile in sich. Sie würde zur Folge haben, daß beide Staaten 
gemäß der Verschiedenheit ihrer Systeme anders geartete Regelungen auf den ihnen 
zugefallenen polnischen Gebieten treffen würden. Deutschland würde längs der Weichsel 
vermutlich ein Protektorat oder etwas ähnliches errichten, während die Sowjetregierung 
den Weg der Schaffung einer autonomen polnischen sozialistischen Sowjetrepublik 
gehen würde. Dies würde unweigerlich zur Folge haben, daß die Polen aus ihrem tradi­
tionellen Hang nach Wiedervereinigung und Wiederherstellung eines selbständigen pol­
nischen Staates versuchen würden, Zwietracht zwischen Deutschland und der Sowjet­
union zu säen. Es würden Einflüsse hin und her gehen, die geeignet wären, die 
freundschaftliche Zusammenarbeit Deutschlands und der Sowjetunion zu gefährden. 

Aus diesen Erwägungen sei er, Stalin, zu der Überzeugung gelangt, daß es besser 
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wäre, die ethnographisch zu Polen gehörenden Gebiete in einer Hand und zwar in deut­
scher Hand zu belassen, damit Deutschland sich dort nach eigenem Gutdünken einrich­
ten könne. Dies würde vom Standpunkte der dauerhaften guten deutsch-sowjetischen 
Beziehungen nützlich sein und alle vorerwähnten Nachteile ausschließen. Infolgedessen 
schlüge er Deutschland vor, die in der Woewodschaft Lublin und in dem nördlich bis 
zum Bug angrenzenden Teil der Woewodschaft Warschau lebenden 4 Millionen Polen 
zu übernehmen. Die Auffassung des Herrn Reichsaußenministers, daß die von der 
Sowjetregierung vorgeschlagene Kompensation nicht ausreichend sei, könne er nicht 
gelten lassen. Das ihr überlassene Gebiet östlich der Weichsel zähle nicht weniger als 
4 Millionen Einwohner, während Litauen eine Bevölkerung von nur 2 Millionen habe. 
Deutschland mache infolgedessen ein gutes Geschäft, da Menschen das Wertvollste 
seien, was man bekommen könne. 

Was die deutschen Wünsche hinsichtlich des Gebiets am Oberlauf des San betreffe, so 
sei in dieser Beziehung ein Entgegenkommen der Sowjetregierung ausgeschlossen. Den 
Ukrainern sei dieses Gebiet bereits fest zugesagt. Die Ukrainer seien verteufelt nationali­
stisch und würden niemals auf dieses Gebiet verzichten. „Meine Hand", so sagte Stalin 
wörtlich, „würde ich niemals dazu hergeben, um den Ukrainern dieses Opfer zu berei­
ten". Um jedoch uns sein Entgegenkommen zu zeigen, mache er folgenden Vorschlag. 
Die Ölproduktion im Gebiet von Drohobycz und Boryslaw betrage zur Zeit etwa 
300 000 t und würde unter sachkundiger Leitung von Sowjetingenieuren vielleicht bis 
500000 t jährlich gesteigert werden. Die Sowjetregierung sei bereit, die Hälfte dieser 
Produktion an Deutschland zu verkaufen und an Stelle der anderen Hälfte Rohöl aus 
anderen Naphthagebieten der Sowjetunion zu liefern. Als Entgelt sei die Sowjetregie­
rung bereit, von Deutschland Steinkohle, an der in Deutschland jetzt Überfluß vorhan­
den sei, sowie Stahlröhren für die Naphthafelder entgegenzunehmen. Dies sei möglich 
und durchführbar, territoriale Zugeständnisse jedoch völlig ausgeschlossen. 

Hinsichtlich der deutschen Wünsche nördlich des Bug und in Litauen bekundete Stalin 
ebenfalls eine hartnäckige Ablehnung. Er sagte, daß die Sowjetregierung bereit sei, 
Deutschland den zwischen Ostpreussen und Litauen gelegenen Zipfel mit dem Mittel­
punkt Suwalki bis zur Linie unmittelbar nördlich von Augustowo abzutreten, aber nicht 
mehr. 

Auf den Hinweis des Herrn Reichsaußenministers, daß wir die Waldungen um Augu­
stowo dringend benötigen, erklärten Stalin und Molotow, daß wir bei der von ihnen vor­
geschlagenen Grenzziehung in den Besitz des nördlichen Teils dieser Waldungen gelan­
gen würden. 

Was Litauen betreffe, so sehe die Sowjetregierung nicht ein, warum die Sowjetunion 
durch die Abtretung eines Teils der litauischen Gebiete eine Zerstückelung Litauens die 
Hand reichen solle. 

Trotz nachdrücklicher Vorstellungen des Herrn Reichsaußenministers beharrten Stalin 
und Molotow auf dem Standpunkt, daß sie bezüglich des ehemaligen polnischen Gebiets 
nördlich des Bug, mit Ausnahme des Gebiets von Suwalki, und bezüglich Litauens keine 
Zugeständnisse machen könnten. 

Dieser Teil der Unterredung schloß mit der Erklärung des Herrn Reichsaußenmini­
sters, daß er dem Führer über den Verlauf der Unterhaltung sofort telegrafisch berichten, 
sich selbst die Sache im Laufe der Nacht überlegen und sodann bei der nächsten Unter­
redung den Herren Stalin und Molotow einen Kompromißvorschlag unterbreiten würde. 

Zur Frage des Baltikums erklärte Stalin, daß die Sowjetregierung von der estnischen 



460 Ingeborg Fleischhauer 

Regierung die Zurverfügungstellung von Basen für ihre Kriegsschiffe in den estnischen 
Häfen und auf den Inseln Dago und Oesel und von Basen für ihre Luftstreitkräfte gefor­
dert habe. Zur Bewachung dieser Stützpunkte würde die Sowjetregierung eine Infante­
riedivision, eine Kavalleriebrigade, eine Panzerbrigade und eine Fliegerbrigade in Est­
land stationieren. Alle diese Maßnahmen würden unter dem Deckmantel des Abschlusses 
eines gegenseitigen Hilfeleistungspaktes zwischen der Sowjetunion und Estland erfolgen. 
Hierzu habe Estland sein Einverständnis bereits erteilt. 

Die Frage des Herrn Reichsaußenministers, daß die Sowjetregierung somit eine lang­
same Durchdringung Estlands und vermutlich auch Lettlands im Auge habe, bejahte 
Herr Stalin mit dem Hinzufügen, daß jedoch vorläufig das bestehende Regierungssystem 
in Estland, die Ministerien usw. bestehen bleiben würden. 

Bezüglich Lettlands erklärte Herr Stalin, daß die Sowjetregierung beabsichtige, Lettland 
die gleichen Vorschläge zu machen. Sollte sich Lettland dem Vorschlag eines gegenseitigen 
Hilfeleistungspaktes unter ähnlichen Bedingungen, wie es Estland angenommen habe, 
widersetzen, so würde die Sowjetarmee Lettland in kürzester Zeit „zusammenhauen". 

Hinsichtlich Litauens sagte Stalin, daß die Sowjetunion Litauen einverleiben würde, 
falls es zu einer entsprechenden Einigung mit Deutschland über den „Austausch" der 
Gebiete kommen würde. Im ersten Teil der Unterhaltung drückte sich Stalin über seine 
Absicht der Einverleibung Litauens weniger deutlich aus. 

Zum Schluß kam die Unterredung auf die Türkei. Stalin sagte, daß die Türken nicht 
wüssten, was sie eigentlich wollten. Am liebsten würden sie gleichzeitig mit England und 
Frankreich sowie mit Deutschland und der Sowjetunion abschließen. Herr Stalin 
stimmte der Auffassung des Herrn Reichsaußenministers, daß der beste Ausweg eine 
absolute Neutralität der Türkei sein würde, zu. Er bemerkte ferner, daß wenn der Hilfe­
leistungspakt6 zwischen der Sowjetunion und der Türkei auf türkischer Seite die Vorbe­
halte wegen England und Frankreich und auf sowjetischer Seite wegen Deutschland ent­
halten würde, für eine Auswirkung dieses Paktes nach außen überhaupt kein Raum 
bliebe, „es sei denn gegen Bulgarien", fügte Stalin lachend hinzu. Im übrigen bemerkte 
er, daß wenn die Türkei auf ihrem eigenartigen Verhalten beharren [sic!], sich vermutlich 
die Notwendigkeit ergeben würde, auch die Türkei beim „Schlafittchen" zu nehmen und 
ihr eine Lektion zu erteilen. 

Die Unterredung schloß mit der Feststellung, daß die Besprechungen am 28.9. um 
14 Uhr fortgesetzt werden sollen. 

Moskau, den 28. September 1939. 
gez. Hilger. 

Hiermit 
Herrn Reichsaußenminister von Ribbentrop 
weisungsgemäß gehorsamst vorgelegt. 

Der Hilfeleistungspakt zwischen der Sowjetunion und der Türkei kam erst 1941 zustande. 
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Zweite Aufzeichnung 

über die Besprechungen des Herrn Reichsaußenministers (27.-29. 9. 39) in Moskau. 

Die Besprechungen des Herrn Reichsaußenministers mit den Herren Stalin und Molo-
tow, die am 27. 9. 39 um 22 Uhr begonnen hatten (vgl. Aufzeichnung vom 28. 9.), wur­
den am 28.9. um 15 Uhr fortgesetzt. 

Der Herr Reichsaußenminister leitete die Unterredung mit der Mitteilung ein, daß er 
im Verlauf der vergangenen Nacht dem Führer über die erste Besprechung einen aus­
führlichen telegrafischen Bericht erstattet und anschließend auf Grund dieses Berichtes 
eine telefonische Unterredung mit dem Führer gehabt habe. Der Führer habe ihn beauf­
tragt, den Herren Stalin und Molotow seine Grüße zu übermitteln und ihnen mitzutei­
len, daß er die Vorschläge Stalins durchdacht habe und sich dessen Auffassung 
anschlösse. Auch dem Führer erscheine eine Aufteilung des polnischen Volksraums als 
bedenklich, da diese leicht zu Reibungen zwischen Deutschland und der Sowjetunion 
führen könne, was unbedingt vermieden werden müsse. Der Führer teile die Ansicht Sta­
lins, daß die Polen in ihrem traditionellen Streben nach einer Wiedervereinigung alle 
Mittel ins Werk setzen würden, um Deutschland und die Sowjetunion gegeneinander 
auszuspielen. Zwar sei nicht zu erwarten, daß sich hieraus ernstere Meinungsverschie­
denheiten zwischen den beiden befreundeten Staaten ergeben könnten, jedoch seien 
lokale Schwierigkeiten immerhin möglich. Infolgedessen habe sich der Führer grundsätz­
lich zu der Annahme der sogenannten „zweiten Variante" Stalins entschlossen, jedoch 
mit einigen kleineren Rektifikationen, die der Herr Reichsaußenminister den Herren 
Stalin und Molotow an Hand einer Karte zu erörtern bereit sei. 

Nachdem darauf der Chef des Generalstabs der Roten Armee, Herr Schaposchnikow7, 
mit umfangreichem Kartenmaterial erschienen war, begann die Besprechung über den 
Verlauf der endgültigen Grenzziehung. Diese Besprechung verlief in einer sehr freund­
schaftlichen Atmosphäre; beide Teile vertraten die ihnen wichtig erscheinenden Wünsche 
mit Nachdruck, während in weniger wesentlichen Punkten nach kurzer Verhandlung 
Kompromißlösungen gefunden wurden. So hat Stalin den deutschen Wunsch nach dem 
Besitz der Stadt Augustowo unter Hinweis auf das Interesse der Sowjetunion an dem 
Besitz der durch Augustowo führenden Eisenbahn zwar abgelehnt, jedoch dem deut­
schen Wunsche nach dem Besitz des Augustower Waldes in der Weise Rechnung getra­
gen, daß er sich mit einer entsprechenden Ausbuchtung der Grenzlinie nach Süden ein­
verstanden erklärte. Ferner hat uns die Sowjetregierung in folgenden Punkten Zuge­
ständnisse gemacht: Im ersten Entwurf der Grenzziehung war zwischen den Flüssen 
Narew und Bug, in der Gegend der Städte Ostrolenka, Pultusk, Wyszkow und Ostrow 
eine Einbuchtung bzw. eine „Nase" entstanden, die der Herr Reichsaußenminister und 
der Herr Botschafter Graf von der Schulenburg als unannehmbar für uns bezeichneten. 
Herr Stalin erklärte sich darauf bereit, auf diese Einbuchtung zu Gunsten Deutschlands 
zu verzichten und die Grenze kurz vor Ostrolenka nach Südosten in Richtung auf den 
Bug abbiegen zu lassen, mit der Maßgabe, daß die von Ostrolenka über Ostrow nach 
Malkinia-Gorna führende Eisenbahn auf deutschem Gebiet verbleiben soll. Dafür 
erklärte sich die deutsche Seite bereit, die Grenzlinie bei den Städten Rawa-Ruska und 

7 Boris Michajlovic Saposnikov (1882-1945), seit Mai 1937 Generalstabschef der Roten Armee. 
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Lubaczow etwas weiter nach Norden zu verlegen, da die Grenze sonst direkt über einer 
Eisenbahnlinie verlaufen wäre. Bezüglich der Stadt Przemysl entwickelte sich eine län­
gere Diskussion. Die Bemühungen des Herrn Reichsaußenministers, die Herren Stalin 
und Molotow davon zu überzeugen, daß es nicht angängig sei, die Stadt, die auf beiden 
Seiten des San läge, zu teilen, und sie zu überreden, uns die Stadt zu überlassen, zumal 
der Sowjetunion die große und schöne Stadt Lemberg zufalle, scheiterten an dem hart­
näckigen Widerstand der Russen, die stur erklärten, daß sie auf keinen Fall von der San-
Linie abweichen könnten. Somit musste die Tatsache in Kauf genommen werden, daß 
der südliche, am rechten Ufer des San gelegene Teil der Stadt Przemysl der Sowjetunion 
zufällt. Hinsichtlich des südlichen Endpunktes der Grenzlinie, die an der Quelle des San 
beginnt, wurde an Hand genauer Generalstabskarten festgestellt, daß die Quelle sich 
westlich des Passes Ushok befindet, der somit der Sowjetunion zufällt. Die Frage des 
Herrn Reichsaußenministers, ob die Sowjetregierung gewillt sein würde, etwaigen deut­
schen Wünschen bezüglich eines erleichterten Verkehrs über den Pass Ushok Rechnung 
zu tragen, wurde von den Vertretern der Sowjetregierung nicht ausdrücklich abgelehnt,' 
aber auch nicht weiter vertieft. 

Nachdem auf diese Weise über die endgültige Grenzziehung ein Einverständnis 
erreicht worden war, erhielt der V. L. R. Hencke8 vom Herrn Reichsaußenminister den 
Auftrag, die Kartenzeichner mit den erforderlichen Weisungen zu versehen und die Ein­
tragung der Grenzlinie auf die Karten zu überwachen. Danach wurden die Besprechun­
gen wie folgt fortgesetzt. 

Der Herr Reichsaußenminister kam auf denjenigen Teil seiner gestrigen Unterredung 
mit Herrn Stalin zurück, in dem Herr Stalin erklärt hatte, daß die Sowjetregierung an 
dem Bestehen eines starken Deutschlands interessiert sei und nötigenfalls Deutschland, 
wenn es in eine schwere Lage käme, auch unterstützen würde. Hierzu erklärte der Herr 
Reichsaußenminister erneut, daß die Deutsche Regierung eine militärische Hilfe seitens 
der Sowjetunion nicht erwarte und ihrer auch nicht bedürfe, daß aber für Deutschland 
eine wirtschaftliche Hilfe seitens der Sowjetunion einen erheblichen Wert darstellen 
würde. In dieser Beziehung sei durch den Abschluß des Handels- und Kreditabkommens 
vom 19. 8. 39 bereits ein guter Anfang gemacht worden. Dieser Abschluß sei der Auftakt 
gewesen zu der Anbahnung der guten allgemeinen Beziehungen. Vom wirtschaftlichen 
Standpunkt aus sei jedoch das Wirtschaftsabkommen nur ein bescheidener Anfang, der 
noch sehr ausweitungsfähig sei, da der Warenumsatz zwischen Deutschland und der 
Sowjetunion früher fünfmal größer gewesen sei als der durch das Wirtschaftsabkommen 
vorgesehene Rahmen. Gegenwärtig sei Deutschland durch die Kriegsereignisse und die 
von England durchgeführte Blockade zu einer durchgreifenden Umstellung seines gan­
zen Wirtschaftslebens genötigt. In dieser Lage gewännen für Deutschland die Wirt­
schaftsbeziehungen zur Sowjetunion eine weittragende Bedeutung. Die Sowjetunion, die 
über reiche Rohstoffquellen verfüge, sei in der Lage, Deutschland weitgehend zu unter­
stützen, während andererseits Deutschland gewillt sei, der Sowjetunion die von ihr 
benötigten hochwertigen Fertigerzeugnisse zu liefern. Um hierüber in Besprechungen 
mit der Sowjetregierung einzutreten, sei der Gesandte Schnurre9 mit ihm nach Moskau 
gekommen. Er bäte die Herren Stalin und Molotow, das Außenhandelskommissariat 

8 Andor Hencke, Vortragender Legationsrat, reiste als Adjutant Ribbentrops. 
9 Karl Julius Schnurre, Leiter des Referats W IV (Wirtschaft Ost-Europas) im Auswärtigen Amt, rei­

ste als Adjutant Ribbentrops. 
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anzuweisen, Herrn Schnurre in den kommenden Verhandlungen jegliches Entgegen­
kommen zu erweisen. Außerdem wäre er dankbar, wenn die Bereitwilligkeit der Sowjet­
regierung, Deutschland eine wirtschaftliche Unterstützung angedeihen zu lassen, in 
einem inoffiziellen Briefwechsel zwischen ihm und Molotow zum Ausdruck kommen 
könne. Über eine solche allgemeine Zusicherung hinaus wäre die Deutsche Regierung 
dankbar, wenn einige uns besonders interessierenden wirtschaftlichen Fragen in einem sol­
chen Briefwechsel Erwähnung finden würden. Es handele sich dabei um folgende Punkte: 

1) Erleichterung des Transits von Ol und Getreide aus Rumänien über die Eisenbahn 
Kolomea-Lemberg; 

2) die Öllieferungen aus dem Gebiet von Drohobycz und Boryslaw gemäß der am Vor­
tage von Stalin gemachten Zusicherung; 

3) Erleichterung des Transits aus und nach dem Iran sowie aus und nach Afghanistan; 
4) Erleichterung des Transits aus und nach den Ländern des Fernen Ostens, insbesondere 

des Transits von Sojabohnen und Chinagras über die transsibirische Eisenbahn nach 
Deutschland. 
Hierzu erklärte Stalin, daß er mit einem solchen Briefwechsel durchaus einverstanden 

sein würde. Was die Spezialwünsche betreffe, so gewähre die Sowjetregierung grund­
sätzlich keinem Staate das Recht des freien Transits durch ihr Territorium. Der Iran be­
mühe sich sehr nachdrücklich um dieses Recht, würde es aber nicht erhalten. Trotz­
dem sei die Sowjetregierung mit Rücksicht auf die besondere Lage Deutschlands und 
den Charakter der gegenseitigen Beziehungen zwischen Deutschland und der Sowjet­
union bereit, Deutschland in bezug auf den Transit die gewünschten Erleichterungen zu 
gewähren und diese Zusicherung in einem entsprechenden Briefwechsel festzulegen. 
Hierauf wurden den Herren Stalin und Molotow entsprechende Entwürfe deutscherseits 
übergeben. 

Nach Beendigung dieses Teils der Unterredung bat der Herr Reichsaußenminister 
Herrn Stalin um Mitteilung, in welcher Form und in welcher Zeit die Sowjetregierung 
beabsichtige, ihre Absichten bezüglich des Baltikums zu realisieren. 

Herr Stalin erwiderte, daß die estnische Regierung sich mit dem Vorschlage der 
Sowjetregierung einverstanden erklärt habe und infolgedessen mit dem Abschluß eines 
entsprechenden Abkommens mit Estland noch am selben Abend bzw. im Laufe der 
Nacht gerechnet werden könne. Sodann gab Stalin den Inhalt des inzwischen veröffent­
lichten Abkommens zwischen der Sowjetunion und Estland bekannt. Darüber hinaus 
teilte er mit, daß im Abkommen als Ort der Stationierung der sowjetischen Kriegsschiffe 
zwar Baltischport genannt sei, jedoch würde daneben in einem vertraulichen Spezialab-
kommen vereinbart werden, daß die Schiffe in Tallinn stationieren würden, solange Bal­
tischport noch nicht entsprechend ausgebaut worden sei. Als Höchstgrenze der nach Est­
land einzuführenden Sowjettruppen nannte Stalin die Zahl von 25 000 Mann, den 
Umfang der von ihm in der Unterredung am Vortage erwähnten Fliegerbrigade bezeich­
nete er mit drei Regimentern. Zum Schluß wiederholte Stalin, daß vorläufig nicht beab­
sichtigt sei, das bestehende politische und wirtschaftliche System in Estland zu ändern 
und dort das Sowjetsystem einzuführen. Somit bliebe vorläufig die estnische Verfassung 
unangetastet, die Ministerien würden ihre Arbeit fortsetzen und auch ihre auswärtigen 
Angelegenheiten würde Estland vorläufig selbst besorgen. 

Die Absichten der Sowjetregierung gegenüber Lettland und Litauen wurden bei dieser 
Gelegenheit nicht besonders erwähnt, da Stalin sich zu dieser Frage bereits am Vortage 
ausgesprochen hatte. 
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Darauf brachte der Herr Reichsaußenminister die Sprache auf Bessarabien. Er erin­
nerte daran, daß die Deutsche Regierung in dem geheimen Zusatzprotokoll vom 23. 8. 
39 ihr Desinteressement an dieser Frage erklärt habe. Er wolle nunmehr von Herrn Sta­
lin hören, ob er ihn seinerzeit in dem Sinne richtig verstanden habe, daß die Sowjetregie­
rung vorläufig nicht die Absicht habe, etwas gegen Rumänien zu unternehmen, ihre 
Interessen jedoch in dem Augenblick reklamieren würde, wenn durch ein etwaiges Vor­
gehen Ungarns gegen Rumänien sich irgendwelche Veränderungen auf dem Balkan 
ergeben sollten. Diese Haltung der Sowjetregierung erscheine ihm als sehr begreiflich, 
denn er könne sich nicht denken, daß die Sowjetregierung gegenwärtig eine Erweiterung 
des Kriegsschauplatzes anstrebe; trotzdem machten sich bei Rumänien deutliche Zeichen 
einer Nervosität bemerkbar, die auch durch die Neutralitätserklärung der Sowjetunion 
nicht behoben worden seien. Es würde ihn als deutscher Reichsaußenminister interessie­
ren, von Stalin zu erfahren, welche Gedanken die Sowjetregierung über ihr künftiges 
Verhältnis zu Rumänien habe. 

Stalin erwiderte, daß die Sowjetregierung vorläufig keine Absicht habe, Rumänien 
anzurühren. Im Zusammenhang mit dem Übertritt der gesamten polnischen Regierung 
darunter des polnischen Generalstabs nach Rumänien habe Herr Molotow den hiesigen 
rumänischen Gesandten rufen lassen und ihn gefragt, ob sich Rumänien in Verbindung 
mit der Anwesenheit so vieler prominenter „polnischer Gäste" und einer so großen 
Anzahl von polnischen Flugzeugen in Rumänien der Pflichten ihrer [sic!] Neutralität 
auch ausreichend bewusst sei. Der rumänische Gesandte10 sei sehr verlegen geworden 
und habe mit deutlichen Anzeichen einer starken Verängstigung Erklärungen abgegeben, 
in denen er die Wahrung absoluter Neutralität und die Internierung von Rydz-Smigly", 
Beck12 und der anderen Mitglieder der polnischen Regierung zusicherte. Herr Stalin 
fügte hinzu, daß weder von Rumänien noch von Seiten der baltischen Staaten im Augen­
blick irgendwelche Eskapaden zu befürchten seien, da allen diesen Staaten der Schreck13 

gründlich in die Glieder gefahren sei. 

Auf die Frage des Herrn Reichsaußenministers nach dem Stande der Verhandlungen 
mit dem in Moskau weilenden türkischen Außenminister Saracoglu14 erwiderte Stalin, 
daß er Saracoglu noch nicht gesehen habe und die Sowjetregierung gegenwärtig für 
Saracoglu keine Zeit habe. Hierbei ließ Stalin durchblicken, daß er an dem Zustande­
kommen eines Hilfeleistungspaktes mit der Türkei zweifle. 

Im weiteren Verlauf der Unterredung brachte der Herr Reichsaußenminister die Rede 
darauf, daß deutscherseits in Verbindung mit den Kriegshandlungen gegen England der 
Wunsch entstehen könne, den Hafen Murmansk durch deutsche U-Boote anlaufen zu 
lassen, dort Reparaturen an U-Booten, eventuell auch an Hilfskreuzern vorzunehmen 
u. a. m. 

Herr Stalin erwiderte, daß die Sowjetregierung grundsätzlich bereit sei, Deutschland 
auch in dieser Beziehung eine Hilfe zu erweisen. In Murmansk befände sich eine Repa-

10 Gemeint ist Radu Crutzesku. 
11 Edward Rydz-Smigly, Marschall, Generalinspekteur der polnischen Armee. 
12 Józef Beck (1894-1944), Außenminister Polens von 1932-1939. 
13 Gemeint war der Schreck über das Zustandekommen des deutsch-sowjetischen Nichtangriffspaktes 

und die Teilung Polens. 
14 Sükrü Saracoglu (1888-1954), türkischer Außenminister 1939-1942 und 1944/45, Ministerpräsi­

dent ab 1942. 
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raturbase für Trawler und Kriegsschiffe, die eventuell für die von dem Herrn Reichsau­
ßenminister erwähnten Zwecke dienstbar gemacht werden könne, jedoch müsse die 
Frage geprüft werden, ob trotz der Größe der Bucht von Murmansk die Möglichkeit 
einer entsprechenden Isolierung vorhanden sei. 

Nachdem diese Unterredung um 17 Uhr 40 Min. geendet hatte, baten die Herren Sta­
lin und Molotow den Herrn Reichsaußenminister und den Herrn Deutschen Botschafter 
um 19 Uhr mit ihnen im Kreml zu Abend zu essen. 

Zu diesem Abendessen waren von der Begleitung des Herrn Reichsaußenministers 
nachstehende Herren geladen: Gauleiter Forster15, U. St. S. Gaus16, Ges. Schnurre, 
V.L.R. Kordt17, V.L.R. Hencke, L. R. von Halem18, Dr. Steinbichel19, Adjutant 
Schulze20, von der Deutschen Botschaft B. R. von Tippeiskirch21, Gen. Leutn. Köstring 
und L. R. Hilger. Von Seiten der Sowjetregierung waren außer dem Präsidenten des Rats 
der Volkskommissare M o l o t o w , der als Hausherr fungierte, nachstehende Persönlich­
keiten anwesend: S t a l i n , Kriegskommissar W o r o s c h i l o w 2 2 , Vizeministerpräsident 
und Volkskommissar für das Eisenbahnwesen und die Brennstoffindustrie K a g a n o -
wi tsch 2 3 , Vizeministerpräsident und Volkskommissar für den Außenhandel M i k o -
jan 2 4 , Volkskommissar des Innern Beri ja2 5 , Vizeministerpräsident und Vorsitzender 
der Staatsbank Bulgan in 2 6 , Vizeministerpräsident und Vorsitzender der Staatlichen 
Plankommission W o s n e s s e n s k i 2 7 , Sekretär des Präsidiums des Obersten Rates G o r -
kin2 8 , Vorsitzender des Moskauer Stadtrats P ron in 2 9 , die drei Stellvertreter Molotows 
in seiner Eigenschaft als Volkskommissar des Auswärtigen: P o t e m k i n 3 0 , D e k a n o -

15 Albert Forster (1902-1954) war NSDAP-Gauleiter und 1939-1945 Reichsstatthalter von Danzig. 
16 Friedrich Gaus, Leiter der Rechtsabteilung (R) des Auswärtigen Amts, reiste als Adjutant Ribben-

trops. 
17 Erich Kordt (1903-1969), 1938-1941 als Vortragender Legationsrat Chef des Ministerbüros Rib-

bentrops, 1941-1945 deutscher Gesandter in Japan. 
18 Gustav Adolph von Halem, stellvertretender Protokollchef des Auswärtigen Amts. 
19 Steinbichl, Persönlicher Referent des Leiters der Nachrichten- und Presse-Abteilung (P) des Aus­

wärtigen Amts, Dr. Paul Schmidt(-Presse). 
20 Richard Schulze(-Kossens), SS-Hauptsturmführer, Adjutant Ribbentrops. 
21 Werner von Tippelskirch, Botschaftsrat, Deutsche Botschaft Moskau. 
22 Kliment Jevremovic Vorosilov (1881-1969), seit 1934 Volkskommissar für Verteidigung, seit 1935 

Marschall der UdSSR. 
23 Lazar' Moiseevic Kaganovic (1893), 1935-1944 Volkskommissar für Verkehrswesen, ab Januar 

1939 Volkskommissar für Schwerindustrie, seit 1938 gleichzeitig stellvertretender Vorsitzender des 
Rats der Volkskommissare. 

24 Anastas Ivanovic Mikojan (1885-1978), 1937-1946 stellvertretender Vorsitzender des Rats der 
Volkskommissare, 1938-1946 Volkskommissar für Außenhandel. 

25 Lavrentij Pavlovic Berija (1899-1953), seit 1938 Volkskommissar für Innere Angelegenheiten. 
26 Nikolaj Aleksandrovic Bulganin (1895-1975), seit 1938 stellvertretender Vorsitzender des Rats der 

Volkskommissare und Leiter der Verwaltung der Staatsbank. 
27 Voznesenskij, stellvertretender Vorsitzender des Rats der Volkskommissare und Leiter der staatli­

chen Plankommission (?). 
28 Aleksandr Fedorovic Gorkin (1897), seit 1938 Sekretär des Präsidiums des Obersten Sowjets, 1939 

Kandidat des ZK der KPdSU. 
29 Pronin, Vorsitzender des Moskauer Stadt-Sowjets (?). 
30 Vladimir Petrovic Potemkin (1876-1946), Historiker, Diplomat, seit 1937 erster stellvertretender 

Volkskommissar für Auswärtige Angelegenheiten. 
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sow 3 1 und Losowski 3 2 , der Sowjetbotschafter in Berlin S c h k w a r z e w , der Han­
delsvertreter in Berlin Babar in 3 3 , der Adjutant des Kriegskommissars General 
C h m e l n i t z k i , erster Sekretär von Molotow K o s y r e w , Protokollchef Barkow 3 4 , 
Ministerialdirektor A l e x a n d r o w 3 5 , Gehilfe des ersten Sekretärs Sobo lew 3 6 und Bot­
schaftssekretär Pawlow 3 7 . Das Abendessen wurde in einem der Nebensäle des 
Kremlpalais gereicht und verlief in einer ungezwungenen und sehr freundschaftlichen 
Atmosphäre, die dadurch noch gesteigert wurde, daß der Gastgeber im Verlaufe des 
Abendessens in zahlreichen von ihm ausgebrachten Trinksprüchen jeden der anwesenden 
Gäste in einer teilweise sehr launigen Weise hoch leben ließ. Der erste Trinkspruch war 
an den Herrn Reichsaußenminister gerichtet. Er enthielt einen sehr herzlichen Willkom­
mensgruß an den „Glück bringenden" Gast und schloß mit einem Hoch auf Deutsch­
land, den Führer und dessen Reichsaußenminister. 

In seiner Antwort dankte der Herr Reichsaußenminister der Sowjetregierung für den 
ihm bereiteten warmen Empfang und erklärte, daß er mit besonderer Freude der Einla­
dung der Sowjetregierung gefolgt und zum zweiten Mal nach Moskau gekommen wäre, 
nachdem während seines ersten Besuches durch den Abschluß des Nichtangriffspaktes 
ein guter Anfang für die Wiederherstellung der freundschaftlichen Beziehungen zwi­
schen Deutschland und der Sowjetunion gelegt worden sei. Danach hätten die Kriegsan­
stifter einen Krieg entfesselt, der in kurzer Zeit die Vernichtung von Polen zur Folge 
gehabt hätte. Die Tatsache, daß Deutschland und die Sowjetunion gemeinsam die Auf­
gabe übernommen hätten, Ruhe und Ordnung in den Gebieten des ehemaligen polni­
schen Staates wiederherzustellen, sei ein Unterpfand für ihre künftige freundschaftliche 
Zusammenarbeit auf breiter Grundlage. Diesmal sei er nach Moskau gekommen, um 
durch ein endgültiges Abkommen eine Regelung der Verhältnisse in den Gebieten vorzu­
nehmen, die zwischen Deutschland und der Sowjetunion lägen. Die Schaffung einer 
gemeinsamen Grenze und die Tatsache, daß Deutschland und die Sowjetunion von 
neuem unmittelbare Nachbarn würden, eröffneten die hoffnungsvollsten Perspektiven 
auf eine erfolgreiche Zusammenarbeit in der Zukunft. Die Sowjetunion habe große 
Gebiete zurückerhalten, die von den ihr blutsmäßig verwandten Ukrainern und Weiss­
russen bewohnt seien, während Deutschland eine große Anzahl von Volksgenossen der 
alten deutschen Heimat habe wieder angliedern können. Die unmittelbare Nachbar­
schaft, die Jahrhunderte lang zwischen Deutschland und Rußland bestanden hat, sei wie-

31 Vladimir Georgievic Dekanozov (1898-1953), seit 1939 stellvertretender Volkskommissar für Aus­
wärtige Angelegenheiten, November 1940-Juni 1941 Bevollmächtigter Vertreter (im Range eines 
Botschafters) der UdSSR in Berlin. 

32 Salomon Abramovic Lozovskij, Diplomat, seit 1939 stellvertretender Volkskommissar für Auswär­
tige Angelegenheiten. 

33 Evgenij Babarin, Leiter der sowjetischen Handelsvertretung in Berlin. 
34 V.N. Barkov, bis 1939 Leiter der Protokollabteilung des Volkskommissariats für Auswärtige Ange­

legenheiten der UdSSR. 
35 Aleksandr Michajlovic Aleksandrov, von 1937-1940 Leiter der Mitteleuropäischen Abteilung des 

Volkskommissariats für Auswärtige Angelegenheiten der UdSSR. 
36 Arkadij Aleksandrovic Sobolev (?), 1939-1942 Generalsekretär des Volkskommissariats für Aus­

wärtige Angelegenheiten der UdSSR. 
37 Vladimir Pavlovic Pavlov, 1939-1940 (Erster) Botschaftsrat der Bevollmächtigten Vertretung (im 

Range einer Botschaft) der UdSSR in Berlin. 
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derhergestellt und würde ein sicheres Fundament bilden für die Freundschaft zwischen 
den beiden Ländern. Die Verwirklichung dieser Freundschaft wünsche der Führer und 
halte sie trotz der bestehenden Unterschiede in den beiderseitigen Systemen für durchaus 
möglich. In diesem Sinne trinke er auf das Wohl der Mitglieder der Sowjetregierung und 
insbesondere der Herren Stalin und Molotow, die ihm einen sehr herzlichen Empfang in 
Moskau bereitet hätten. 

Im weiteren Verlauf des Abends erhob Herr Molotow erneut sein Glas auf das Wohl 
des Herrn Reichsaußenministers und führte aus, daß es die Sowjetregierung ganz beson­
ders freue, Herrn von Ribbentrop wieder bei sich zu sehen, da er ein Mann sei, der nie­
mals umsonst komme. Bei dem ersten Besuch habe er den Nichtangriffsvertrag abge­
schlossen, jetzt stehe die Unterzeichnung eines neuen Vertrages bevor, der die 
Freundschaft und die Grenze zwischen den beiden Staaten endgültig verankern solle. 
Die Tempi von 650 km in der Stunde, mit denen Herr von Ribbentrop arbeite, erweckten 
bei der Sowjetregierung aufrichtige Bewunderung. Seine Energie und seine Willenskraft 
seien ein Unterpfand dafür, daß das von ihm vollbrachte Werk der Schaffung freund­
schaftlicher Beziehungen zu Deutschland von Dauer sein würde. 

In seinem auf Stalin ausgebrachten Trinkspruch betonte Molotow die entscheidende 
Rolle, die dieser Mann bei der Wandlung der Beziehungen der Sowjetunion zu Deutsch­
land gespielt habe. 

In seinen an den Deutschen Botschafter Grafen von der Schulenburg gerichteten Wor­
ten würdigte Molotow dessen unermüdliche und konsequente Bemühungen um das 
Zustandekommen des gemeinsamen Werkes und dankte ihm für die dabei geleistete 
Arbeit. 

Nach dem Abendessen fand in dem Nebensaal ein zwangloses Zusammensein statt, 
das bis 21.45 Uhr dauerte. Anschließend folgte der Herr Reichsaußenminister einer Ein­
ladung in das Ballett, wo für ihn und seine Begleitung die große Regierungsloge reser­
viert worden war. Das im Theater anwesende Publikum bekundete für die Anwesenheit 
des hohen deutschen Gastes ein lebhaftes und sympathisches Interesse. Die Aufführung 
selbst war ein erneuter Beweis für den hohen Stand des russischen Balletts, zumal die 
Hauptrolle zu Ehren des Gastes mit einer der besten russischen Tänzerinnen besetzt war. 

Um 1 Uhr nachts wurden die Besprechungen fortgesetzt, die gegen 5 Uhr morgens zu 
der Unterzeichnung nachstehender Schriftstücke führten: 
1) Deutsch-sowjetischer Grenz- und Freundschaftsvertrag38; 
2) Geheimes Zusatzprotokoll betreffs Unterbindung polnischer Agitation39; 
3) Geheimes Zusatzprotokoll betreffs Litauen40; 
4) Gemeinsame Erklärung der beiden Regierungen vom 28. 9. 3941; 
5) Vertrauliches Protokoll betreffs Übersiedlung von Reichs- und Volksdeutschen42; 
6) Briefwechsel betreffs Erweiterung des Wirtschaftsverkehrs43; 
7) Briefwechsel betreffs wirtschaftliche Sonderwünsche44. 

38 Vgl. ADAP, Ser. D, Bd. VIII, Nr. 157, S. 127 f. 
39 Ebenda, Nr. 159, S. 129. 
40 Ebenda, Nr. 160, S. 129. 
41 Ebenda, Nr. 161, S. 129 f. 
42 Ebenda, Nr. 158, S. 128. 
43 Ebenda, Nr. 162, S. 130. 
44 Ebenda, Nr. 163, S. 131. 
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Der Unterzeichnung gingen Besprechungen über die Abfassung einiger Punkte des 
Vertrages, der Zusatzprotokolle und des Schriftwechsels über wirtschaftliche Fragen vor­
aus. So wurde in diesen Besprechungen u. a. beschlossen, daß entgegen der sowjetischen 
Absicht und zwecks Beschleunigung des Verfahrens der Artikel 1 des Grenz- und 
Freundschaftsvertrags keine ausführliche Beschreibung des Verlaufs der Grenze, sondern 
nur einen Hinweis auf ein entsprechendes Ergänzungsprotokoll und die anliegende 
Karte enthalten solle. Es wurde beschlossen, daß das Ergänzungsprotokoll45 mit einer 
genauen Beschreibung des Grenzverlaufs von den deutschen Militärs im Benehmen mit 
den sowjetischen Militärs aufgesetzt und sodann von dem Grafen Schulenburg und 
Herrn Molotow unterzeichnet werden würde. Für diesen Zweck stellte der Herr Reichs­
außenminister dem Grafen von der Schulenburg auf Grund der ihm erteilten General­
vollmacht eine Sondervollmacht aus. 

Der deutsche Entwurf für die gemeinsame Erklärung der beiden Regierungen begeg­
nete in seinem zweiten Teil Bedenken von Seiten Stalins. Stalin vertrat die Ansicht, daß 
der deutsche Entwurf mit seinem Hinweis auf die imperialistischen Ziele der Westmächte 
die Wahrheit allzu deutlich zum Ausdruck bringe und es besser wäre, den gleichen 
Gedankengängen eine mehr verschleierte Form zu geben. Der Herr Reichsaußenminister 
erklärte, daß er zu der von Stalin vorgeschlagenen Abänderung die Genehmigung des 
Führers erbitten müsse. Es fand darauf eine telefonische Rücksprache des Herrn Reichs­
außenministers mit dem Führer statt, mit dem Ergebnis, daß der Abänderungsvorschlag 
Stalins angenommen wurde. 

Die deutschen Entwürfe für den Briefwechsel wurden von den Herren Stalin und 
Molotow bis auf eine kleine Abänderung anstandslos angenommen. Die Abänderung 
betraf den Punkt, in dem im deutschen Entwurf über eine sowjetische wirtschaftliche 
Unterstützung an Deutschland angesichts des Krieges die Rede war. Die Herren Stalin 
und Molotow schlugen vor, diesen Punkt so zu fassen, daß die Sowjetregierung willens 
ist, den Warenumsatz zwischen Deutschland und der Sowjetunion mit allen Mitteln zu 
steigern. 

Auf diese Weise wurde binnen kurzer Zeit in allen Punkten eine völlige Übereinstim­
mung erzielt. Auch bei der Herstellung der Übersetzungen der deutschen Texte ins Rus­
sische und der russischen Entwürfe ins Deutsche ergaben sich zwischen den hierfür ver­
antwortlichen Persönlichkeiten (auf deutscher Seite L. R. Hilger und auf Sowjetseite 
Botschaftssekretär Pawlow) keinerlei Meinungsverschiedenheiten. 

Die übrige Zeit wurde von dem Herrn Reichsaußenminister und Stalin zu einem poli­
tischen Gedankenaustausch benutzt. Der Herr Reichsaußenminister schlug Herrn Stalin 
vor, nach Abschluß der Verhandlungen eine gemeinsame Erklärung Molotows46 und des 
Deutschen Reichsaußenministers zu veröffentlichen, in der auf die unterzeichneten Ver­
träge Bezug genommen und zum Schluß eine Geste zu Gunsten Japans und eines Aus­
gleichs zwischen der Sowjetunion und Japan gemacht werden solle. Der Herr Reichsau­
ßenminister begründete seinen Vorschlag unter Bezugnahme auf ein von dem Deutschen 
Botschafter in Tokio47 soeben erhaltenes Telegramm damit, daß gewisse, vornehmlich 

45 Ebenda, Nr. 193, S. 162-165. 
46 Ebenda, Nr. 161, S.129f. 
47 Gemeint ist Eugen Ott (1889-1977), Generalmajor a.D., deutscher Botschafter in Japan 

1938-1941. 
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militärische Kreise in Japan einen Ausgleich mit der Sowjetunion wünschten. Sie begeg­
neten dabei Widerständen von Seiten der Hof-, Wirtschafts- und gewisser politischer 
Kreise und müssten in ihren Bestrebungen von uns gestützt werden. 

Herr Stalin erwiderte, daß er die Absicht des Herrn Reichsaußenministers durchaus 
billige, jedoch den von ihm vorgeschlagenen Weg nicht für geeignet halte und zwar aus 
folgenden Gründen: Ministerpräsident Abe48 habe bisher noch keinerlei Neigung bekun­
det, einen Ausgleich zwischen der Sowjetunion und Japan herbeizuführen. Jeder Schritt 
der Sowjetunion in dieser Richtung würde von Japan als ein Nachlaufen und als Zeichen 
von Schwäche ausgelegt werden. Er bäte den Herrn Reichsaußenminister, es ihm nicht 
übel zu nehmen, wenn er, Stalin, behaupte, daß er die Asiaten besser kenne als Herr von 
Ribbentrop. Diese Leute hätten ihre eigene Mentalität und man könne ihnen nur mit 
Gewalt imponieren. In den Augusttagen, ungefähr während der Zeit des ersten Besuches 
des Herrn von Ribbentrop in Moskau, wäre der japanische Botschafter Togo49 gelaufen 
gekommen und hätte der Sowjetregierung einen Waffenstillstand angeboten. Zu gleicher 
Zeit hätten die Japaner an der mongolischen Grenze einen Angriff mit 200 Flugzeugen 
auf Sowjetterritorium unternommen, der kläglich zusammengebrochen und mit starken 
Verlusten für die Japaner zurückgeschlagen worden sei. Die Sowjetregierung habe dar­
auf, ohne es bisher in den Zeitungen zu veröffentlichen, eine Aktion unternommen, bei 
der eine größere Gruppe japanischer Truppen umzingelt worden sei, wobei nahezu 
25 000 Mann niedergemacht worden wären. Erst hierauf hätten die Japaner den Waffen­
stillstand mit der Sowjetunion abgeschlossen. Jetzt seien sie dabei, ihre Leichen auszu­
graben und nach Japan zurückzubefördern. Nachdem sie 5000 Leichen heimbefördert 
hätten, wachse ihnen das Unternehmen offenbar über den Kopf und sie schienen es nun­
mehr aufgeben zu wollen. 

Auf die an Stalin gerichtete Frage des Herrn Reichsaußenministers, ob er ihm etwas 
über die Lage in England und die Haltung der englischen Regierung sagen könne, führte 
Stalin nachstehendes aus. 

Kürzlich habe Halifax50 Herrn Maisky51 kommen lassen und ihn gefragt, ob die 
Sowjetregierung gegebenenfalls zu Abmachungen wirtschaftlicher oder sonstiger Art mit 
England bereit sein würde. Maisky haben von der Sowjetregierung die Weisung erhalten, 
sich den englischen Anzapfungen gegenüber zustimmend zu verhalten. Dabei verfolge 
die Sowjetregierung lediglich den Zweck, Zeit zu gewinnen und herauszubekommen, 
was England eigentlich von der Sowjetunion wolle. Sollte die Deutsche Regierung von 
diesen Besprechungen des Sowjetbotschafters mit der englischen Regierung etwas hören, 
so dürfe sie sich keinerlei Sorgen machen. Es stecke nichts ernsteres dahinter und die 
Sowjetregierung denke nicht daran, mit diesen „vollgefressenen" Staaten wie England, 
Amerika und Frankreich irgendwelche Bindungen einzugehen. Chamberlain52 sei ein 

48 Nobuyukai Abe (1875-1958), General, japanischer Außenminister 1939 und Ministerpräsident von 
1939-1940. 

49 Shigenori Togo (1882-1950), japanischer Botschafter in Moskau 1938-1940, japanischer Außen­
minister 1941/42. 

50 Edward Halifax (1881-1959), britischer Außenminister von 1938-1940. 
51 Ivan M. Majskij (1884-1975), Bevollmächtigter Vertreter (im Range eines Botschafters) der UdSSR 

in Großbritannien. 
52 Arthur Neville Chamberlain (1869-1940), britischer Premierminister von 1937-1940. 
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Schafskopf, aber Daladier53 sei ein noch grösserer Schafskopf. Dieser hätte kürzlich den 
Sowjetbotschafter Suritz54 zu sich gebeten und ihn danach ausgefragt, was zwischen der 
Sowjetunion und Deutschland vor sich ginge und worin die gegenseitigen Bindungen 
beständen. Suritz habe von der Sowjetregierung die Weisung erhalten, der französischen 
Regierung zu verstehen zu geben, daß die Sowjetregierung es nicht dulden könne, wenn 
ihr Vertreter einem „Verhör" unterzogen würde; im übrigen solle er aber versuchen, 
durch eine Hinhaltung der Gespräche herauszubekommen, was eigentlich Frankreich 
von der Sowjetunion wolle. Auch hierbei würde nichts vernünftiges herauskommen und 
nach französischer Art bei einem zwecklosen Palaver verbleiben. Jedenfalls mache er, 
Stalin, uns hierauf aufmerksam, damit wir nicht etwa glaubten, daß zwischen Frankreich 
und der Sowjetunion sich etwas vorbereite, wenn über die Gespräche zwischen Daladier 
und Suritz aus anderer Quelle etwas zu unseren Ohren gelangen sollte. 

Bei dem sehr herzlichen Abschied sprach der Herr Reichsaußenminister die Hoffnung 
aus, daß Herr Molotow anläßlich des Austausches der Ratifikationsurkunden nach Ber­
lin kommen und daß sich auch bald Gelegenheit für eine Zusammenkunft zwischen dem 
Führer und Stalin ergeben würde. Zu der etwas skeptischen Erwiderung Molotows hin­
sichtlich der Möglichkeit seiner Reise nach Berlin sagte Stalin, daß wo ein Wille sei, sich 
auch eine Möglichkeit ergeben würde55. Eine Zusammenkunft zwischen sich und dem 
Führer bezeichnete Stalin als erwünscht und auch als möglich, falls er, Stalin, am Leben 
bleiben würde56. 

Am 29.9. um 12.40 Uhr trat der Herr Reichsaußenminister den Rückflug nach Berlin 

Moskau, den 30. September 1939. 
gez. Hilger. 

53 Edouard Daladier (1884-1970), Ministerpräsident Frankreichs 1933, 1934 und 1938-1940. 
54 Jakob Z. Suric, Bevollmächtigter Vertreter (im Range eines Botschafters) der UdSSR in Frankreich. 
55 Vgl. dazu ADAP, Ser. D, Bd. VIII, Nr. 258, S. 227 und Nr. 267, S. 240. 
56 Ein Treffen zwischen Stalin und Hitler fand niemals statt. „Am Leben bleibe" ist vermutlich die man­

gelhafte Übersetzung für die (nichtssagende) russische Abschiedsfloskel: „zivy budem". 
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I. 

Ladislav Deák, Zápas o strednú Európu 1933-1938 [Kampf um Mitteleuropa 
1933-1938]. Polit.-diplomat. vztahy. ved. red. Pavol Hapák, Bratislava 1986. 

Der bekannte tschechoslowakische Historiker Ladislav Deák bereicherte mit seinen 
bedeutenden jüngeren Arbeiten die Literatur zur internationalen Diplomatie­
geschichte. Das Forschungsgebiet des Verfassers ist Mitteleuropa nach dem Versail-
ler Vertrag. Er konzentrierte seine Aufmerksamkeit vor allem auf die dreißiger Jahre 
und veröffentlichte aus diesem Themenbereich mehrere Monographien und zahlrei­
che Aufsätze. Die gründliche Kenntnis der einschlägigen Quellen kennzeichnet 
auch Deáks vorliegendes Werk. Anders als in seinen früheren Arbeiten unternahm 
der Autor hier den erfolgreichen Versuch einer Synthese. Das Buch bietet ein kom­
plexes politik- und diplomatiegeschichtliches Bild der Entwicklung Mitteleuropas. 
Auf der Grundlage einer eindrucksvollen Quellenbasis verfolgt es die Außenpolitik 
von sechs Staaten, nämlich der Tschechoslowakei, Jugoslawiens, Österreichs, 
Ungarns, Polens und Rumäniens im Verhältnis untereinander wie zu den Groß­
mächten in einer Zeitspanne zugespitzter Widersprüche. Es handelt sich um ein tra­
ditionell diplomatiegeschichtliches Buch; auf innenpolitische Fragen verweist der 
Autor nur dann, wenn dies zum Verständnis der außenpolitischen Probleme not­
wendig ist. Das Buch legt die politischen Konzeptionen Österreichs, der Tschecho­
slowakei, Jugoslawiens, Ungarns, Polens und Rumäniens dar und weist nach, daß 
trotz aller Gegensätze und Unterschiede zahlreiche gleichartige Züge sowohl im 
politischen wie auch im wirtschaftlichen Leben zu entdecken sind. Mit Ausnahme 
von Polen gehörten sie alle zum Donaubecken, doch zählte Polen unabhängig von 
seiner geographischen Lage trotzdem zu dieser Region. 

Das Buch besteht aus fünf Kapiteln. Das einführende Kapitel gibt einen Überblick 
über die historische Ausgangslage Mitteleuropas Anfang der dreißiger Jahre. Es 
charakterisiert den politischen Einfluß des französischen Bündnissystems auf die 
verschiedenen mitteleuropäischen Staaten. Dieser Einfluß wurde nach der Wirt­
schaftskrise schwächer, die alle Staaten der Region in eine katastrophale Situation 
stürzte. Frankreich aber eilte seinen Verbündeten nicht zu Hilfe und entschloß sich 
- teilweise aus objektiven Schwierigkeiten - zu keiner bedeutenderen wirtschaftli­
chen Unterstützung, was sich in seinen Hilfsplänen für Mitteleuropa niederschlug. 
Das Mißtrauen gegenüber Frankreich wuchs besonders im Zusammenhang mit den 
Abrüstungsbemühungen. Abkehrtendenzen von Frankreich fanden sich - in unter­
schiedlichem Ausmaß - in der Tschechoslowakei, Polen, Jugoslawien und Rumä­
nien. Diese Situation machte sie alle für Vorstöße Großbritanniens, Italiens und 
Deutschlands empfänglich. 

Aus dem Buch ergibt sich unzweideutig, daß auch das Dritte Reich keine soforti­
gen Änderungen in der Politik der mitteleuropäischen Staaten in Gang setzte. Sein 
Einfluß jedoch wuchs kontinuierlich. Das Verhältnis zu Deutschland wurde zur 
Schlüsselfrage, wobei die wirtschaftlichen Gesichtspunkte eine entscheidende Rolle 
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spielten. Dies betrifft vor allem die drei Agrarstaaten Ungarn, Rumänien und Jugo­
slawien : Sie waren an einer Intensivierung der Wirtschaftsbeziehungen interessiert, 
die für sie zur Existenzfrage wurden. Schnell nahm Deutschlands ökonomisches 
Gewicht und damit auch sein politischer Einfluß zu. 

Das zweite und das dritte Kapitel befassen sich mit dem versuchten Ausbau des 
Systems kollektiver Sicherheit in Mitteleuropa. Diese Absicht scheiterte ebenso wie 
Frankreichs und Italiens diplomatische Bemühungen, Österreichs Unabhängigkeit 
zu gewährleisten. Das österreichische Problem führte zu keiner Annäherung der 
mitteleuropäischen Staaten, im Gegenteil: an dieser Frage brachen die Gegensätze 
zwischen den Staaten erst auf. Hochgradige Gleichgültigkeit kennzeichnete ihr Ver­
halten, so daß in dieser Situation vom Entstehen einer gegen den Anschluß gerichte­
ten Front keine Rede sein konnte. Das vierte Kapitel schildert die internationalen 
Ereignisse in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre. Der Verfasser analysiert die 
Wirkungen des Abessinienkrieges und der Besetzung des Rheinlands auf Mitteleu­
ropa. Diese Geschehnisse brachten für die Politik der dortigen Staaten eine bedeut­
same Wende, da sie nun weder auf die Hilfe Italiens noch Frankreichs zählen konn­
ten. Der Autor zeichnet ein differenziertes Bild dieser Vorgänge, die zunächst in die 
Krise und dann zur Liquidierung des nach Versailles entstandenen Mitteleuropa 
führten. Zu dieser Zeit entstanden keine neuen Konzeptionen zur Verteidigung des 
Donaubeckens mehr. Es begann der Zerfall des französischen Bündnissystems und 
des italienischen Blocks. Auch die polnische Gleichgewichtskonzeption scheiterte. 

Das letzte Kapitel widmet der Verfasser dem Anschluß Österreichs und dem 
Münchner Abkommen. Differenziert gibt er das Verhalten der mitteleuropäischen 
Staaten im Zusammenhang mit diesen beiden Ereignissen wieder Kritisch unter­
sucht er die Politik Jugoslawiens und Rumäniens, welche die Interessen ihres tsche­
choslowakischen Bundesgenossen aus der Kleinen Entente außer acht ließen und 
auf den Ausbau der wirtschaftlichen und politischen Zusammenarbeit mit Deutsch­
land abzielten. Die politischen Konzeptionen der mitteleuropäischen Staaten wand­
ten sich gegeneinander. Ihre gegensätzlichen Interessen brachen auf und bestimmten 
ihr Verhalten. In dieser Situation - das ergibt sich unzweideutig aus diesem Buch -
kann man bei den mitteleuropäischen Staaten viele gemeinsame Züge entdecken. Sie 
alle strebten nach Neutralität, unabhängig davon, welchem Block sie angehörten; 
aus einem potentiellen Krieg wollten sie sich heraushalten. Sie alle wollten ihre Pro­
bleme mit den Nachbarstaaten und den Großmächten bilateral lösen. Sie alle mach­
ten sich die kritische Appeasement-Politik zu eigen. 

Obwohl das Buch die Probleme im allgemeinen differenziert behandelt, findet 
man bei gewissen Fragen, vor allem bei der Untersuchung der sowjetischen Außen­
politik, eine einseitige marxistische Sichtweise. Meine eigenen Forschungen stützen 
die Ansicht des Verfassers nicht, Ungarn sei nur gegen territoriale Revisionen zu 
Verhandlungen mit den Staaten der Kleinen Entente bereit gewesen. Bei Verhand­
lungen auf Regierungsebene warf Ungarn die Frage von Gebietsrevisionen zuerst 
und zuletzt bei der Unterredung von Bruck (April 1921) auf. Aber nachdem Benes, 
von den Westmächten unterstützt, dies entschieden zurückgewiesen hatte, erwähn-
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ten die ungarischen Regierungen bei den folgenden Verhandlungen 1923, 1924, 
1937 und 1938 das Problem von Gebietsrevisionen mit keinem Wort. Der ehemalige 
Außenminister Gratz schnitt die Revisionsfrage nur bei inoffiziellen Gesprächen mit 
Benes, Hodza und Krofta im März 1938 in Prag an, wonach die Tschechoslowakei 
im Interesse einer antideutschen Vereinigung gewisse territoriale Zugeständnisse 
machen solle; dies wurde von allen drei Politikern zurückgewiesen. 

Der Verfasser betont, daß auch die mitteleuropäischen Staaten für die folgende 
Tragödie verantwortlich waren. Diese richtige Feststellung gilt allerdings vielleicht 
für die dreißiger Jahre am wenigsten, obwohl sie zweifellos, wenngleich in geringe­
rem Ausmaß, auch für die im Buch behandelte Periode Gültigkeit besitzt. Meiner 
Ansicht nach tragen die mitteleuropäischen Staaten eine größere Verantwortung für 
die Entwicklung nach dem Ersten Weltkrieg, auf der Pariser Friedenskonferenz und 
in den zwanziger Jahren. Einerseits, weil sie bei der Festlegung der Grenzen ethni­
sche Grundsätze außer acht ließen und sich zu sehr auf wirtschaftliche, verkehrsmä­
ßige und strategische Gesichtspunkte konzentrierten. Sie ließen ethnische Grund­
sätze auch dort außer acht, wo man sie hätte beachten können, und belasteten damit 
ihre Staaten mit dem Irredentaproblem. Hitler nutzte später die sich daraus erge­
benden innen- und außenpolitischen Spannungen weidlich aus. Auf der anderen 
Seite waren sie auch bei Beibehaltung des Status quo nicht fähig, auf einen wirkli­
chen ethnischen Kompromiß hinzuarbeiten, obwohl sich dafür in den zwanziger 
Jahren Möglichkeiten boten. In der Region war ein Machtvakuum entstanden, so 
daß die kleinen Nachfolgestaaten über einen verhältnismäßig großen Spielraum ver­
fügten. Die Westmächte stützten die Zusammenarbeit der neuentstandenen Staaten. 
Es hing also ausschließlich von den mitteleuropäischen Staaten ab, ob sie einen 
Modus vivendi zustande brachten, ihre Beziehungen normalisierten oder nicht. 
Nicht so in den dreißiger Jahren, als der Einfluß der die Kooperation stützenden 
Westmächte schwächer wurde, als sich die Position Deutschlands verstärkte, das 
diese Zusammenarbeit nicht wünschte, als die Politik aller mitteleuropäischen Staa­
ten zwangsweise vorgegebenen Bahnen folgte. 

Die summarische Feststellung, die ungarischen Regierungen hätten für die Wie­
derherstellung der historischen Grenzen des Königreichs gekämpft, halte ich nicht 
für zutreffend. Diese Frage kann man nur im Einzelfall unter Berücksichtigung der 
Faktoren Raum und Zeit untersuchen. Die Mehrzahl der ungarischen Regierungen 
kämpfte für eine unter den gegebenen Umständen optimale Revision, was nicht aus­
schließt, daß einzelne mit ihren Gedanken auch beim historischen Ungarn waren. 

Maria Ormos, From Padua to Trianon, 1918-1920, Budapest: Akadémiai Kiadó 
19891. 

Über die authentische Geschichte des Vertrags von Trianon ist der Leser wenig oder 
schlecht informiert. Die entscheidende Ursache lag bisher in der Unzugänglichkeit 

1 [Im Original 1983 unter dem Titel „Padovától Trianonig 1918-1920".] 
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der Primärquellen. Die Öffnung der französischen Archive ermöglichte es nun den 
Historikern wie auch der Autorin des vorliegenden Buches, wissenschaftlich tragfä­
hige Arbeiten über diese Frage zu verfassen2. Das Buch beruht auf französischem 
Quellenmaterial zum Zeitraum von 1918 bis 1920, und zwar aus den Beständen des 
Außen- und des Kriegsministeriums, deren Edition in ungarischer Sprache großen 
Beifall erntete. Maria Ormos erschließt uns das Thema kontinuierlich und differen­
ziert und widerlegt empirisch die in der Geschichtsschreibung wie im allgemeinen 
Bewußtsein verbreiteten Fehlinformationen. Das betrifft vor allem Frankreichs Mit­
teleuropapolitik nach dem Krieg, die Belgrader Militärkonvention, die Festlegung 
und Veränderung der Demarkationslinien, die Entstehung der endgültigen Grenzen 
von Trianon-Ungarn und die Rolle der Franzosen. 

Im einführenden Kapitel geht die Verfasserin auf die Politik der Entente gegen­
über der Österreichisch-Ungarischen Monarchie ein, die auf die Erhaltung der 
Reichseinheit zielte. Nachweislich hatte nicht einmal Frankreich einen Plan für ein 
Mitteleuropa nach dem Krieg. Meine Forschungen im Wilson Center, Washington 
D. C., stützen dieses Ergebnis eindeutig. Die Alliierten wollten die Einheit des 
Habsburgerreichs bewahren, weshalb sie lange die Auslandskomitees der nationalen 
Unabhängigkeits- und Einigungsbewegungen nicht anerkannten. Erst ein halbes 
Jahr vor Kriegsende, im Mai 1918, als es nicht gelang, Österreich-Ungarn von 
Deutschland zu lösen und einen Sonderfrieden zu schließen, entschlossen sie sich 
zur Auflösung des Habsburgerreiches. 

Das Buch beseitigt auch die Mißverständnisse im Zusammenhang mit der Bel­
grader Militärkonvention und klärt mit Hilfe der französischen Archivquellen eine 
ganze Reihe von Problemen. Nachweislich ging die Militärkonvention auf französi­
sche Überlegungen zurück. Das französische Außenministerium und andere vertra­
ten später die These, General Franchet d'Esperey habe die Konvention ohne Voll­
macht unterschrieben; sie sei seine Privataktion gewesen. Diese These ist nicht 
haltbar. Die Klärung dieser Frage ist wichtig für die Beurteilung der weiteren Ereig­
nisse, z. B. des Verhaltens von Mihály Károlyi, da nämlich die präventive französi­
sche Besetzung, die er und Franchet d'Esperey in Belgrad vereinbarten, eine politi­
sche Grundlage hatte. Sie beruhte nicht auf einem Versehen, sondern auf den 
Vorstellungen der führenden Männer in Paris. Später erklärten die Franzosen die 
Belgrader Militärkonvention und die dort festgelegte Demarkationslinie, an die 
Ungarn große Hoffnungen geknüpft hatte, für einen Irrtum. 

Die Ansicht, die Franzosen hätten den Nachbarstaaten Ungarns das Recht zur 
Übertretung der Demarkationslinien zugesichert, wird von den im Buch publizier­
ten französischen Quellen nicht gestützt. Die französische militärische Führung 
erhob mit Ausnahme des rumänienfreundlichen Generals Berthelot ständig Ein-

2 Das Geschichtswissenschaftliche Institut der Ungarischen Akademie der Wissenschaften publiziert 
die französischen Quellen in einer vierbändigen Reihe unter dem Titel „Der Quai d'Orsay und 
Ungarn". Die zuerst erscheinenden Dokumente beziehen sich hauptsächlich auf Mitteleuropa. Die 
zwei Bände zum Zeitraum von 1918 bis 1920 befinden sich bereits im Druck. 
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Spruch dagegen. Das gilt auch für Clemenceau, der infolgedessen mit Berthelot in 
Konflikt geriet und seine Ablösung erwog. 

Die Verfasserin legt außerdem die Politik Mihály Károlyis eingehend dar und 
setzt sich mit jenen auseinander, die ihm die unterlassene Um- oder Neuorganisa­
tion der ungarischen Armee vorwerfen. Der ungarische Ministerpräsident und spä­
tere Präsident der Republik erwartete von der Besetzung den Schutz Ungarns vor 
den eigenmächtigen Besetzungsaktionen der Nachbarstaaten. Sein Standpunkt zur 
Um- bzw. Neuorganisation der ungarischen Armee, der er aus oben genannten 
Gründen kein Gewicht beimaß, hing damit zusammen. Schwierig ist die Beantwor­
tung der Frage, was geschehen wäre, wenn Mihály Károlyi rechtzeitig an die Neu­
organisation der ungarischen Armee gedacht hätte. Es deutet auf seine Uninfor-
miertheit hin, daß er den Schutz des Landes von den französischen Besatzungstrup­
pen erwartete, obwohl dieser Plan bereits im Dezember von der Tagesordnung 
gestrichen wurde. Károlyi betrieb also keine der Situation angemessene Politik. 

Aus den französischen Quellen ergibt sich, daß anfänglich auch Clemenceau Mit­
teleuropa nicht in Sieger und Besiegte einteilen wollte. Er dachte daran, als optimalen 
Ersatz für das Habsburgerreich ein einheitliches Mitteleuropa unter französischem 
Einfluß zu schaffen. Deswegen ging es ihm um auch für die Besiegten erträgliche 
Grenzen, das heißt, er wollte die ethnischen Gesichtspunkte möglichst berücksichti­
gen. Im Dezember 1918 änderte sich Clemenceaus Mitteleuropapolitik, indem er von 
einem einheitlichen Mitteleuropa Abstand nahm. Dabei spielten sowohl der Wider­
stand Englands und Italiens gegen diese französischen Bestrebungen eine Rolle wie 
auch die russische Frage und der Fiume-Konflikt. Diese banden nämlich die französi­
schen Streitkräfte, die auch sonst nicht stark genug waren, die Region zu kontrollieren. 

Als es nicht gelang, das bolschewistische Regime zu stürzen und in Rußland eine 
ententefreundliche Regierung an die Macht zu bringen, zielte Clemenceau darauf 
ab, ein Mitteleuropa zu schaffen, das den traditionellen Bündnispartner im Osten, 
Rußland, ersetzte; ein Mitteleuropa, das auch die Rolle eines Cordon sanitaire ein­
nahm und geeignet war, ein Gegengewicht zu Deutschland zu bilden bzw. die fran­
zösischen Interessen sowohl in der russischen wie in der deutschen Frage zu vertre­
ten. Frankreichs Hauptsorge war das deutsche Problem, das immer in seiner 
Rußlandpolitik präsent war; es findet sich auch in der Intervention Frankreichs 
gegen Sowjetrußland. Der Mißerfolg, den es dort hinnehmen mußte, rückte die 
Notwendigkeit erhöhter Sicherheitsvorkehrungen nicht nur gegen die sowjetische, 
sondern auch gegen die deutsche Gefahr in den Vordergrund. In dieser Situation 
wurden Rumänien und die Tschechoslowakei wegen ihrer geographischen Lage auf­
gewertet. Die logische Folge davon war, daß Frankreich die auf wirtschaftlichen, 
verkehrsmäßigen und strategischen Erwägungen beruhenden Gebietsforderungen 
dieser beiden Staaten, für die sie immer aggressiver eintraten, verständnisvoll entge­
gennahm. Dies kam bereits in der dauernden Veränderung der Demarkationslinien 
zu ihren Gunsten zum Ausdruck, aber noch viel mehr auf der Friedenskonferenz, 
wo der französische Standpunkt eine entscheidende Rolle dabei spielte, daß die 
Demarkationslinien zu den endgültigen politischen Grenzen wurden. 
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Von der Tätigkeit der Gremien der Friedenskonferenz, so in erster Linie der 
Grenzziehungsausschüsse, erhalten wir ein überzeugendes Bild. Diese Ausschüsse, 
die sich mit den tschechoslowakischen, rumänischen und jugoslawischen Gebietsan­
sprüchen befaßten, berücksichtigten deren Forderungen an Ungarn und akzeptier­
ten dabei die nicht immer wahrheitsgemäßen statistischen Daten. Die Ausschüsse 
standen allerdings vor einer schwierigen Aufgabe, als sie die Grenzen der drei Staa­
ten untereinander festlegen mußten. 

Die Verfasserin zeichnet ein eindrucksvolles Bild von der Räterepublik und der 
gegen sie in die Wege geleiteten Intervention. Sie bereichert die einschlägige 
Geschichtsschreibung mit neuen Forschungsergebnissen und setzt sich innovativ mit 
der Vix-Note über die Festlegung der Demarkationslinie und ihrer Wirkung ausein­
ander. Sie gelangt dabei zu der Schlußfolgerung, daß nicht in erster Linie die Note, 
sondern die im Innern Ungarns eingetretenen Veränderungen zum Rücktritt von 
Mihály Károlyi führten. Die Verfasserin weist nach, daß die Franzosen und die 
Entente im allgemeinen nichts gegen die Besetzung Ungarns als solche einzuwenden 
hatten; problematisch waren für sie in erster Linie die einseitige Beschlagnahmung 
der Güter des Landes und gewisse rumänisch-ungarische Vorstellungen einer Perso­
nalunion. 

Das Buch schließt mit der ungarisch-französischen Annäherung und den damit 
zusammenhängenden Geheimverhandlungen, auf die die Verfasserin jedoch nur 
noch skizzenhaft eingeht. Diesen Problembereich behandelte ich selbst ausführlich 
in meinem 1989 erschienenen Buch3. Aus den einschlägigen französischen Archiv­
quellen ergibt sich, daß der nach den französischen Wahlen vom Januar 1920 an die 
Macht gelangte Ministerpräsident Alexandre Millerand und besonders sein General­
sekretär im Außenministerium, Maurice Paléologue, Clemenceaus Mitteleuropa­
politik als verfehlt ansahen, weil sie die Region entzweite und balkanisierte. Ihres 
Erachtens war das wirtschaftlich und politisch zerstückelte Mitteleuropa kein geeig­
netes Gegengewicht gegen die deutsche und die russische Gefahr. Sie hielten die 
sich auf die siegreichen Nachfolgestaaten stützende und auf sie beschränkte Sicher­
heitspolitik für unzureichend. Diese Politik nämlich stellte zwei aus wirtschaftlichen, 
geographischen und strategischen Gründen wirklich wichtige Staaten, Ungarn und 
Österreich, in Gegensatz zu Frankreich, beförderte den Einfluß Englands und Itali­
ens in diesen Gebieten, trieb jedoch beide auf längere Sicht in die Arme Deutsch­
lands. Letzteres alarmierte die neuen Leiter der französischen Diplomatie besonders. 
Sie wollten daher die selbständigen Staaten auf verschiedenen Ebenen, von der wirt­
schaftlichen Meistbegünstigung über die Zollunion bis zur Konföderation, zusam­
menfassen. Aus geographischen und verkehrsmäßigen Erwägungen wollten sie die 
Nachfolgestaaten um Ungarn herum zentrieren. In Ungarn selbst gewann zu dieser 
Zeit jene außenpolitische Konzeption die Oberhand, die das Wohlergehen des Lan-

3 [Mágda Ádám, A kisantant es Europa, 1920-1929, Budapest: Akadémiai Kiadó 1989. Vgl. auch 
dies., Richtung Selbstvernichtung. Die kleine Entente 1920-1938, Budapest: Akadémiai Kiadó 
1989.] 
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des in der Anlehnung an Frankreich erblickte, und dies um so eher, weil Frankreich 
nun bereit war, die Friedensbedingungen zu revidieren. Millerand dachte an eine 
kleinere, Paléologue an eine bedeutendere Revision. In Budapest und Paris waren 
Geheimverhandlungen im Gange, als die Tschechoslowakei, Jugoslawien und 
Rumänien davon Kenntnis erhielten und die französischen Absichten attackierten. 
Zur Verhinderung der Revision bildeten sie die Kleine Entente, die sich gegen 
Frankreich richtete. Mit Hilfe Englands und der französischen Opposition gelang 
es, Paléologue zu stürzen. Sein Nachfolger Philippe Berthelot setzte Frankreichs 
Mitteleuropapolitik in Clemenceaus Geist fort; Millerand paßte sich der neuen 
Situation an. Frankreich stellte sich auf die Seite der gegen seinen Willen entstande­
nen Kleinen Entente. 

Prof. Dr. Mágda Ádám 
Hungarian Academy of Sciences 
Institute of History 

II. 

Werner Jung, August Bebel. Deutscher Patriot und internationaler Sozialist, Pfaf­
fenweiler 1988 

Brigitte Seebacher-Brandt, Bebel. Künder und Kärrner im Kaiserreich, Bonn 1988 

August Bebel. Eine Biographie. Autorenkollektiv unter Leitung von Ursula Herr­
mann und Volker Emmrich, Berlin 1989 

Der Historiker Werner Jung weist schon im Vorwort seines Buches über Bebel dar­
auf hin, wie umfangreich dessen Werk und wie vielseitig dessen Tätigkeit gewesen 
sei: „Organisator und Agitator, großer Redner und über vierzig Jahre lang einer der 
besten Parlamentarier der SPD, Sozialpolitiker und Sprachrohr der arbeitenden 
Massen, Revolutionär, der unermüdlich seine Vision einer zukünftigen sozialisti­
schen Gesellschaft verkündete, und Reformer, der auch kleine Fortschritte im Rah­
men des bestehenden Systems im Interesse einer Verbesserung der sozialen Lage der 
Arbeiter begrüßte, Verkünder des parteioffiziellen Marxismusverständnisses und 
Kämpfer gegen die von diesem abweichenden Strömungen, einer der wirkungsvoll­
sten Fürsprecher für die Emanzipation der Frau, Außenpolitiker und Militärex­
perte seiner Partei, Publizist und auch ein historisch und theoretisch interessierter 
und begabter Kopf; und zudem vermochte er (. ..) als Patriot und Internationalist 
die Politik der Partei in nationalen und internationalen Fragen maßgebend zu 
bestimmen." Bebel war also so etwas wie ein „Multitalent". Und angesichts der 
Vielfältigkeit seiner Persönlichkeit war es bis heute für die Historiker unmöglich, 
alle ihn betreffenden Quellen in ihrer Gänze auszuwerten. Man wiederholte immer 
die gleichen stereotypen Formeln. Drei anläßlich des 150. Jahrestages seiner Geburt 
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erschienene Biographien haben nun versucht, diese Schwierigkeiten zu überwin­
den. 

Die im Jahre 1985 von der Universität Köln angenommene und mit Hilfe der 
Friedrich-Ebert-Stiftung veröffentlichte Dissertation von Werner Jung konzentriert 
sich auf ein Hauptthema des Bebeischen Denkens: Wie können der deutsche Patrio­
tismus und der sozialistische Internationalismus miteinander verbunden werden? 
Das ist ein Problem, das sich Bebel und seinen politischen Freunden seit der Grün­
dung des Reiches stellte, während der Kriege von 1866 und 1870, des Aufstands der 
Kommune, der Geschichte der Ersten und der Zweiten Internationale, während der 
deutsch-französischen Krisen um Marokko - aber sein Tod im August 1913 ersparte 
es ihm, in seiner Partei eine Lösung durchzusetzen. Im Gegensatz zu den Folgerun­
gen verschiedener anderer Historiker, wie etwa Dieter Groh1, ist Jung der Ansicht, 
daß Bebel ständig beide Haltungen miteinander in Einklang zu bringen suchte, in 
denen er keinen Widerspruch sah. Gewiß ist Bebel ein starker Befürworter der Ver­
teidigung des Vaterlandes im Falle eines Defensivkrieges gewesen. 1880 schrieb er 
im „Sozialdemokrat": „Der Patriotismus, der in der Liebe zu dem Lande besteht, in 
dem man geboren, in dessen Sitten und Sprache man erzogen ist, (...) dieser Patrio­
tismus wird von der Sozialdemokratie nicht nur nicht verworfen, er wird von ihr im 
höchsten Maße geübt", indem sie proklamiert, auf diesem Boden „die neue Zeit, die 
neue Welt zu erkämpfen". Und auf dem Kongreß in Essen im Jahre 1907 hat er 
diese Einstellung wiederholt: „Wenn wir wirklich einmal das Vaterland verteidigen 
müssen, so verteidigen wir es, weil es unser Vaterland ist, als den Boden auf dem wir 
leben, dessen Sprache wir sprechen, dessen Sitten wir besitzen, weil wir dieses unser 
Vaterland zu einem Lande machen wollen, wie es nirgends in der Welt in ähnlicher 
Vollkommenheit und Schönheit besteht."2 Aber er knüpfte an diese Feststellungen 
sofort die Bemerkung, daß es undenkbar sei, von den werktätigen Massen zu ver­
langen, ein Land zu verteidigen, mit dem sie in keiner Weise verbunden seien. Bebel 
war sich vollkommen bewußt - das geht aus den Gesprächen hervor, die er an sei­
nem Lebensabend mit dem britischen Konsul in Zürich, Heinrich Angst, hatte - , 
daß die deutsche Sozialdemokratie unfähig war, einen Krieg zu verhindern, sogar 
einen Offensivkrieg. Ebenso wandte er sich ständig gegen einen „Massenstreik", den 
er für undurchführbar und katastrophal für die Zukunft seiner Partei hielt. Aber in 
seinen Überlegungen über die Anlässe für einen Krieg, den er seit 1910 für kaum 
mehr vermeidbar hielt, ging er soweit, zu wünschen, daß England durch eine militä­
rische Aufrüstung Deutschland zwingen sollte, darauf zu verzichten, ihm auf den 
Meeren Konkurrenz zu machen. Bebel wurde nicht müde, den schändlichen Chau­
vinismus der bürgerlichen Parteien zu verdammen. Anläßlich des Krieges gegen die 
Hereros sagte er auf dem Kongreß in Jena 1911 noch einmal: „Es war ihr Heimat­
land, ihr Vaterland, das die Hereros gegen die fremden Eroberer zu verteidigen 

1 Vgl. Dieter Groh, Negative Integration und revolutionärer Attentismus. Die deutsche Sozialdemo­
kratie am Vorabend des Ersten Weltkrieges, Frankfurt a. M. 1972. 

2 Beide Zitate bei Jung, S. 107. 
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suchten, und was man uns als die höchste Ehre anpreist, die Verteidigung des Vater­
landes, das wurde jenen als Verbrechen angerechnet."3 

Der Autor bezeichnet demzufolge Bebels Haltung als eine „mittlere Linie", die 
sich sowohl gegen den rigorosen Internationalismus der Parteilinken wie gegen neo­
imperialistische Anschauungen wandte und einen „sozialdemokratischen Patriotis­
mus" entwickeln wollte, der die Interessen des Proletariats den nationalen Interessen 
anglich und mit der internationalen Solidarität in Beziehung setzte. Daß Bebel inner­
halb der Internationale sehr auf die spezifischen Interessen seiner Partei bedacht war, 
zeigt Jung anläßlich der Debatten um die Feier des 1. Mai. Obwohl Bebel sich sehr 
um die Grundlagen einer internationalen Aktion der Arbeiterklasse bemühte, war er 
in diesem Fall gegen eine erzwungene Ruhe der Arbeiter an diesem Tage und sprach 
sich für eine Entscheidungsfreiheit der nationalen Parteien in dieser Frage aus. 

Es sei auch dieses Bemühen um Unabhängigkeit gewesen, das, so Jung, Bebel in 
der Frage des Votums für die Militärkredite am 4. August 1914 bewegt haben 
würde. Nach Jung hätte zwar ohne Zweifel der seit Jahren gehegte Abscheu vor 
dem Zarenregime seine Entscheidung bestimmt. Aber im Gegensatz zu dem ameri­
kanischen Historiker William H. Maehl4, der der Ansicht ist, Bebel habe sich in das 
Kielwasser des nationalen Bürgertums ziehen lassen, meint Jung, nicht die Landes­
verteidigung im Kriegsfall hätte im Widerspruch zur Parteilinie gestanden, sondern 
eine Zusammenarbeit mit der Regierung. Jung glaubt die Position, die Bebel einge­
nommen hätte, folgendermaßen definieren zu können: Seine grundsätzliche Geg­
nerschaft gegenüber der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaftsordnung, seine 
strikte. Ablehnung der national-imperialistischen Positionen innerhalb der Partei, 
seine Annahme, vom bestehenden Gesellschaftssystem seien keine Zugeständnisse 
an das Proletariat zu erwarten, und schließlich sein Patriotismus, der Chauvinismus 
und Annexionsforderungen ausschloß, sowie seine Befürwortung des internationa­
len Ausgleichs machten es wahrscheinlich, daß Bebel die Burgfriedenspolitik der 
Parteirechten nicht unterstützt hätte. Vieles deute darauf hin, daß er hinsichtlich der 
Landesverteidigung eine positive Haltung eingenommen hätte - ohne daß dies not­
wendigerweise die Bewilligung der Kriegskredite eingeschlossen hätte - , aber 
begleitet von einer Ablehnung der von den Revisionisten betriebenen Burgfriedens­
politik und von Bemühungen (wie sie von den Linken der Partei verlangt wurden), 
die Krise durch eine internationale Zusammenarbeit der Arbeiterparteien zu lösen5. 

Das zweite Buch ist eher das Werk einer Journalistin als einer Historikerin, aber 
beachtlich durch die Lebhaftigkeit der Schreibweise, seine Farbigkeit, den Schwung, 

3 Ebenda, S. 351. 
4 William Harvey Maehl, August Bebel. Shadow Emperor of the German Workers, Philadelphia 

1980. 
5 Vgl.Jung,S.356. 



482 Jacques Droz 

mit dem die Ereignisse erzählt werden. Die Biographie von Brigitte Seebacher-
Brandt ist zwar keine Apologie Bebels und keineswegs von einem Gefühl dankbarer 
Ehrfurcht durchzogen; doch obwohl sie ihn ständig tadelt, fehlt es ihr nicht an 
Scharfsichtigkeit und Glaubwürdigkeit, und sie überzeugt durch historische Unvor-
eingenommenheit. Das Buch ist mit Gewinn zu lesen, auch von einem Leser, der 
sich nicht unbedingt für die Geschichte der deutschen Sozialdemokratie interessiert, 
der aber die Entwicklung Deutschlands zu einer großen Weltmacht an der "Wende 
vom 19. zum 20. Jahrhundert verstehen will. Die Autorin möchte in erster Linie 
Bebel wieder in das Milieu versetzen, in dem er aufgewachsen ist und wo er gelebt 
hat, vor allem in Sachsen, mit dessen politischen Figuren sie besonders gut vertraut 
ist. Sie versucht den Auswirkungen seines privaten Lebens auf sein Wirken in der 
Öffentlichkeit nachzugehen, vor allem auch seinem persönlichen Vermögen und sei­
nen Ferienaufenthalten. Und sie untersucht in sehr verständnisvoller und auf Einzel­
heiten bedachter Weise seine Beziehungen zu den anderen sozialdemokratischen 
Politikern, mit denen er in Konflikte geriet: Vollmar, Ebert oder Ludwig Frank. 
Trotzdem bringt diese Biographie den Leser oftmals in Verwirrung. Besonders weil 
sie, lediglich die Ereignisse aneinanderreihend, dem Leser keine Vorstellung davon 
ermittelt, mit welchen verschiedenen Problemen sich Bebel auseinandersetzen 
mußte; ihnen ist kein geschlossenes Kapitel gewidmet. Außerdem und vor allem 
aber, weil die Figur Bebels auf die eines Utopisten reduziert wird, der im Laufe sei­
nes Lebens nicht aufgehört habe, seine Überzeugung zu wiederholen, daß der Kapi­
talismus in Kürze an seinen inneren Widersprüchen zugrunde gehen werde und die 
Zukunft einem sozialistischen Staat gehöre, es aber versäumt habe, die Entwicklung 
aufzuzeigen, die dahin führen könnte. Bebel, sagt Frau Seebacher-Brandt, „lebt 
heute und für übermorgen, niemals für morgen". Bemerkenswert ist in diesem 
Zusammenhang, daß die Autorin in einem ersten Kapitel, das den gegensätzlichen 
Figuren von Bismarck und Bebel gewidmet ist, eine in Hamburg 1890 abgehaltene 
öffentliche Versammlung beschreibt, wo Bebel zwei bis drei Stunden lang sprach 
und die Heraufkunft einer neuen Welt prophezeite, in Worten wie sie die ersten 
Christen gebrauchten und seine Zuhörerschaft bis zu einem Punkt hypnotisierend, 
wo er hätte erzählen können, zweimal zwei sei fünf, und es wäre geglaubt worden, 
und die Massen betroffen zurücklassend, die Häupter entblößt und in Totenstille. 

Durch diese Art von religiösem Appeal habe Bebel seine Wirkung auf die Massen 
erreicht. Bebel erscheint der Autorin schließlich wie eine Persönlichkeit ohne Makel 
und ohne Zweifel, die nach völlig klaren Grundsätzen handelte und deren Philoso­
phie mehr der Entsagung als der Entfaltung zugewandt war. Bebel war nie den 
Kämpfen gegen die Obrigkeit zugetan (von daher rührt seine Ablehnung von 
Streiks und vor allem Massenstreiks) und wußte immer die Feindschaft gegen das 
Regime mit der Anpassung an die Notwendigkeiten seiner Zeit zu verbinden. Dieser 
Visionär war auch Realist und „Asket", der meinte, daß man akzeptieren müsse, 
was man nicht verhindern könne. Zum Abschluß zitiert die Autorin einen Nachruf 
der „Frankfurter Zeitung", die behauptet, daß der Führer der größten Partei 
Deutschlands nie im eigentlichen Sinne des Wortes ein „Politiker" gewesen sei, son-
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dem ein „eigentümliches Gemisch von Praktiker und Prophet". „Sein Temperament, 
das ihn hinderte, die Dinge ruhig abzuwägen und ebenso zu behandeln, und das ihn 
trieb, mit Elan gegen die Schäden der Gesellschaft zu streiten und der Menge das 
Bild des tausendjährigen Reiches zu zeigen, gerade das hat ihn zu dem Manne 
gemacht, den die Masse der Sozialdemokratie verehrt6." 

Es ist einleuchtend, daß diese Interpretation von Frau Seebacher-Brandt von den 
Herausgebern eines 1989 in Ost-Berlin erschienenen kollektiven Werkes über Bebel, 
Ursula Herrmann und Volker Emmrich, nicht akzeptiert werden konnte. Bemer­
kenswert ist, daß die kommunistische Historiographie, so streng sie auch gegenüber 
der SPD der kaiserlichen Epoche ist, sich Bebel gegenüber immer nachsichtig 
gezeigt hat. In seinem 1963 erschienenen Buch über Bebel huldigte Horst Bartel7 

„dem Werk des großen Arbeiterführers, des Gründers der Partei von Eisenach, dem 
Führer der Sozialdemokratie, wie sie aus dem heroischen Kampf gegen die Ausnah­
megesetze hervorgegangen ist", und grüßte diesen als einen bis zu seinem Tode 
„treuen proletarischen Revolutionär". In dem Band, von dem hier die Rede ist, wird 
Bebel ganz und gar positiv dargestellt; keinerlei Kritik wird angedeutet. Bebel sei bis 
zu seinem Tode ein verschworener Feind der bürgerlichen Gesellschaft geblieben, 
und er habe niemals an die Möglichkeit einer Integration der Sozialdemokratie in 
den bürgerlichen Staat gedacht, dem er „nicht einen Mann und nicht einen Heller" 
zugestanden hätte. Sein permanenter Kontakt mit dem Marxismus, der dazu beige­
tragen habe, seine während der langen Jahre der Haft erworbenen Kenntnisse des 
Werkes des Autors des „Kapitals" zu erweitern, aber auch seine trotz mancher Mei­
nungsverschiedenheiten unerschütterliche Freundschaft mit Engels hätten ihn nicht 
nur dazu gebracht, die Widersprüche der kapitalistischen Welt zu erkennen, son­
dern auch dazu, den Massen den historischen Optimismus zu vermitteln, der zu 
ihrer Emanzipation führen sollte. Die Frage, ob Bebel gute Gründe hatte zu glau­
ben, daß er in seiner Partei die ermutigende Vision eines zwangsläufigen Unter­
gangs der kapitalistischen Welt aufrechterhalten könne, scheint seitens der Autoren 
dieses Buches keiner Erörterung bedurft zu haben. Sie scheinen die Widersprüche 
zwischen seinem quietistischen Attentismus und seinem verbalen Radikalismus nicht 
ganz erfaßt zu haben. 

Dementsprechend war es für sie schwierig, die Entwicklung der Gedanken Bebeis 
im Laufe der letzten Jahre seiner „Herrschaft" über die Arbeiterklasse darzulegen, 
in denen er weitgehende Konzessionen an die revisionistischen Kreise machen 
mußte und trotzdem unerbittlich von ihnen bekämpft wurde. 1907, auf dem Kon­
greß in Essen, hatte er Noske gedeckt, der sich auf eine hitzige Debatte mit denen 
eingelassen hatte, die in der Partei die Verteidigung des Vaterlandes in Frage stell-

6 Seebacher-Brandt, S. 390 f. 
7 Horst Bartel, August Bebel. Eine Biographie, Berlin (Ost) 1963. 



484 Jacques Droz 

ten. Auf dem Kongreß von Magdeburg 1910, wo er ein weiteres Mal die Zustim­
mung sozialdemokratischer Abgeordneter zu den Etats der Länder verdammte, 
konnte er die Wendung des Parteivorstands nach rechts nicht verhindern. Und 
anläßlich der Marokkokrise von 1911 hatte er hinsichtlich der Einberufung einer 
internationalen Konferenz die negative Einstellung Molkenbuhrs gegen Rosa 
Luxemburg unterstützt. Die Autoren versuchen erst gar nicht, eine stichhaltige 
Erklärung für diese Änderung seiner politischen Haltung zu geben. Sie führen das 
auf die Krankheit seiner Frau und seine eigenen gesundheitlichen Probleme zurück, 
die ihn zu längeren Aufenthalten in Zürich zwangen. Sie heben nicht die wachsende 
Bedeutung hervor, die für Bebel die Erhaltung der Einheit der sozialdemokratischen 
Partei hatte, in der der Revisionismus einen beherrschenden Platz einnahm - was 
ihn zwang, die parlamentarischen Probleme in den Vordergrund zu rücken und den 
Kampf gegen den wilhelminischen Staat hintanzustellen. Das wurde ihm von Rosa 
Luxemburg immer wieder vorgeworfen, besonders in einem Brief von Anfang 1907: 
„Die Situation ist einfach die: August [Bebel] und erst recht die anderen haben sich 
für den Parlamentarismus und im Parlamentarismus gänzlich ausgegeben. Bei 
irgendeiner Wendung, die über die Schranken des Parlamentarismus hinausgeht, 
versagen sie gänzlich; ja noch mehr, suchen alles auf den parlamentarischen Leisten 
zurückzuschrauben, werden also mit Grimm alle und jeden als Volksfeind bekämp­
fen, der darüber hinaus wird gehen wollen."8 Seitdem verstärkte sich Rosa Luxem­
burgs Polemik über den „parlamentarischen Kretinismus", der aus der Sozialdemo­
kratie „eine Partei wie alle anderen" mache und nicht nur ein taktischer Fehler sei, 
sondern ein „Verrat", an dem Bebel nicht unschuldig sei. Es ist bedauerlich, daß die 
Autoren dieser Biographie nicht wenigstens die Grundzüge dieser Polemik wieder­
geben, die es erlaubt, die radikale Wandlung in der politischen Haltung Bebels zu 
verfolgen und zu verstehen. 

Ist Bebel dieser von einem „sozialdemokratischen Patriotismus" erfüllte Führer 
gewesen, der einen Ausgleich zu finden wußte zwischen den Ansprüchen der deut­
schen Nation und den Verpflichtungen der sozialistischen Internationale? Ist er, ein 
Mann von Prinzipien, der Utopist gewesen, der die Heraufkunft einer sozialisti­
schen Zukunft prophezeite, die jederzeit anbrechen könne, und der sich durch seine 
visionäre Gabe in der deutschen Arbeiterwelt durchsetzte? Muß man in ihm den 
Propagandisten und Interpreten des marxistischen Gedankens in Deutschland 
sehen, aus dem er ein Instrument machte für die Definition der Rechte des Arbeiters 
und der Frau, für eine demokratische und pazifistische Welt? Die drei hier behan­
delten Werke, die den Akzent auf verschiedene, ja gegensätzliche Aspekte seiner 
Persönlichkeit legen, tragen bei zum Verständnis des Ansehens, das er sich bei sei­
nen Mitbürgern erworben hat. Wenn es am Ende dieser Untersuchung erlaubt ist, 

8 Brief an Clara Zetkin, zit. in: Peter Nettl, Rosa Luxemburg, Köln 1967, S. 362. 
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ein Urteil über die Wirkung seines Werkes zu fällen, so muß natürlich sein Wille, 
unter allen Umständen die besonderen Interessen der deutschen Sozialdemokratie 
zu verteidigen, hervorgehoben werden. Dieses in seinen Augen vordringliche Bemü­
hen ermöglichte es ihm, sich im Laufe seiner ganzen politischen Existenz durchzu­
setzen, ob es sich um die Beziehungen der Partei zu den Mitgliedern der Zweiten 
Internationale, um die Rechte der Arbeiter oder um Entscheidungen zur Verhinde­
rung eines Krieges handelte. Es brachte ihm wie seiner Partei heftige Kritik ein; aber 
es verlieh ihm seine unbestrittene Überlegenheit über viele seiner politischen 
Freunde, von denen sich die einen durch das Prestige der Internationale, die ande­
ren durch die Illusionen der Machtpolitik verführen ließen. 

Jacques Droz 

Professeur émérite à l'université 

de Paris - I 

III. 

Wer das Berliner Zuchthaus Plötzensee besucht und dort den als Gedenkstätte 
erhaltenen Raum besichtigt, in dem die Verschwörer hingerichtet wurden, die im 
Juli 1944 Hitler zu töten versucht hatten, ist fraglos tief beeindruckt, wenn er an den 
Wänden der ansonsten kahlen und höhlenartigen Kammer die vielen Kopien von 
Denunziationen sieht, mit denen ganz gewöhnliche Bürger des Dritten Reiches 
angebliche oder tatsächliche Gegner des Regimes ans Messer geliefert haben. Oft 
betreffen die Denunziationen, wenn man sie genauer liest, bloße Bagatellsünden wie 
das Erzählen eines Witzes über den „Führer" oder eine Gefälligkeit, erwiesen dem 
Angehörigen einer der vielen Gruppen, die nach nationalsozialistischer Definition 
nicht zur „Volksgemeinschaft" der „reinrassigen Arier" gehörten. Über einem, an 
langer Stahlstange von der Decke hängend, sind die Metallhaken, die an das 
Schicksal erinnern, das so viele der unglücklichen Opfer von Denunziationen 
erwartete. 

Wie es scheint, ist es in den Jahren 1933-1945 in größtem Umfang zu Denunzia­
tionen gekommen. Doch bis vor kurzem konnte man in der Literatur über das 
Dritte Reich kaum einen Hinweis auf dieses Phänomen finden. Es war fast, als habe 
es so etwas wie Denunziationen überhaupt nicht gegeben. Statt dessen ist in Tausen­
den von Büchern, Aufsätzen und anderen Publikationen auch noch das kleinste 
Detail zu den Prozessen von „Resistenz" und „Dissens" aufgespürt worden, die 
anscheinend das soziale Leben in nahezu allen deutschen Städten und Dörfern jener 
Zeit beherrschten. Der Beitrag, den zu dieser Art Legendenbildung die zeitweise 
populäre Bewegung „Geschichte von unten" leistete, fällt besonders ins Auge. Auf 
der einen Seite hat die Bewegung zweifellos das Geflecht des Schweigens zerrissen, 
mit dem die Mittäterschaft lokaler Eliten bei der Durchführung nationalsozialisti­
scher Politik verschleiert worden war, die Komplicenschaft von Juristen, Ärzten 
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usw., doch hat sie auf der anderen Seite unvermeidlicherweise eine neue Legende an 
die Stelle der alten gesetzt: die Überzeugung nämlich, daß gewöhnliche Leute, die 
Machtlosen, die Normalbürger des Dritten Reiches, an all dem keinen Anteil gehabt 
und sich davon, wo sie nur konnten, ferngehalten hätten. 

Auf dieser unteren Ebene, so wird gewöhnlich angenommen, seien Gehorsam 
und Fügsamkeit vom allgegenwärtigen Apparat der Spitzel erzwungen worden, von 
den Agenten des Sicherheitsdienstes und den Beamten der Gestapo, die in Hitlers 
Deutschland die Gedankenpolizei darstellten. Vor allem seit der Veröffentlichung 
einer umfassenden und detaillierten Sammlung von Berichten, die von Himmlers SD 
über die Meinung der Bevölkerung zusammengetragen worden waren - den soge­
nannten „Meldungen aus dem Reich" - , und seit den genauen Studien, die, auf der 
Basis solcher und ähnlicher Berichte, etwa in dem bahnbrechenden Bayernprojekt 
des Münchener Instituts für Zeitgeschichte vorgelegt wurden, steht fest, daß nur 
wenige Äußerungen der Unzufriedenheit oder der Opposition im Dritten Reich 
unaufgezeichnet geblieben sind. Doch handelte es sich hierbei fast per definitionem 
um Äußerungen, die an öffentlichen Stätten mitgehört wurden. Was die Leute 
offenbar noch mehr fürchteten, war der Agent der Gestapo in ihrer privaten Sphäre, 
am Arbeitsplatz, im Kreis der Familie, bei Zusammenkünften von Freunden. 

Nach Eugen Kogon, der kurz nach Kriegsende die erste größere Studie zur SS 
und ihrem System von Konzentrationslagern vorgelegt hat, unterhielt die Gestapo 
eine „Armee" von Agenten, die Anfang der vierziger Jahre etwa eine viertel Million 
stark war. Kogons Meinung ist weithin geteilt worden. Doch ist sie, wie der kanadi­
sche Historiker Robert Gellately in seiner neuesten Arbeit „The Gestapo and Ger-
man Society: Enforcing Racial Policy 1933-1945" (Oxford University Press 1990) 
zeigt, verblüffend ungenau. In Wirklichkeit war die Zahl der vollzeitig beschäftigten 
und beamteten Angehörigen der Gestapo sehr nieder: z. B. 126 in Düsseldorf, 43 in 
Essen, 28 in Duisburg (1937) - alles Städte mit mehr als 400 000 Einwohnern. Eine 
nicht geringe Anzahl dieser Beamten war überdies mit administrativen und nicht mit 
polizeilichen Aufgaben beschäftigt. Für eine Einrichtung, die mit der Verfolgung 
jeder Form von Dissens und Nonkonformismus beauftragt war, ob Mitgliedschaft in 
verbotenen Organisationen, ob mißliebige Freizeitgestaltung oder das Hören aus­
ländischer Rundfunksender, wirkt eine solche Personalausstattung jämmerlich 
gering. 

Wie hat es dann aber die Gestapo fertiggebracht, zu ihrem furchteinflößenden 
Ruf als die allgegenwärtige und allwissende Institution der politischen Verfolgung 
im Dritten Reich zu kommen? Die Antwort lautet: durch den Eingang von Denun­
ziationen, die unverlangt von gewöhnlichen deutschen Bürgern eingesandt wurden. 
Derartige Denunziationen sind, wie Gellately darstellt, durch Informationen 
ergänzt worden, die von bezahlten Spitzeln, vom Sicherheitsdienst der SS und von 
Parteifunktionären stammten, blieben aber stets die bei weitem wichtigste Nachrich­
tenquelle. Gestützt auf die Akten der Würzburger Gestapo, die zusammen mit den 
Akten der Gestapo in Düsseldorf den einzigen größeren Gestapobestand dieser 
Ebene darstellen, konstatiert Gellately, daß z.B. von 175 Fällen „Freundschaft mit 
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Juden", die von der örtlichen Gestapo zwischen 1933 und 1945 untersucht wurden, 
die Mehrheit - 57 Prozent - auf Denunziationen aus der Bevölkerung zurückging. 
Im Gegensatz dazu hatten lediglich neun Prozent ihren Ausgangspunkt in Informa­
tionen, die von der NSDAP und ihren Gliederungen, und nur fünf Prozent in Hin­
weisen, die von anderen Einrichtungen der politischen Kontrolle und Überwachung 
geliefert worden waren. Der Rest ergab sich aus belastenden Aussagen, die bei Ver­
hören durch die Gestapo gemacht worden waren (15 Prozent), aus „politischen 
Beurteilungen" (drei Prozent) und aus nicht mehr erkennbaren Anlässen (11 Pro­
zent). 

Gellately ist, wie gesagt werden muß, nicht der erste Historiker, der die Bedeu­
tung dieses Phänomens erkannt hat. Bezeichnenderweise war es der verstorbene 
Martin Broszat, der erstmals darauf aufmerksam machte. Aber der kurze Aufsatz, in 
dem er das tat und den er in der „Archivalischen Zeitschrift" veröffentlichte, blieb 
nahezu unbemerkt, als er 1977 erschien. Die Akten der Düsseldorfer Gestapo wur­
den dann auch von der amerikanischen Historikerin Sarah Gordon für ihr Buch 
„Hitler, Germans and the Jewish Question'" (Princeton 1984) herangezogen, 
jedoch auf etwas problematische Weise, da Sarah Gordon annahm, daß alle diejeni­
gen, die wegen projüdischer Handlungen denunziert worden waren, sich tatsächlich 
für Juden eingesetzt hätten. Gellately kann jedoch zeigen, daß zahllose Denunzia­
tionen aus purer Bosheit eingesandt wurden und daß die Gestapo, die jeder einzel­
nen nachging, auch wenn persönliche Motive recht deutlich erkennbar waren, häu­
fig zu dem Schluß kommen mußte, es mit einer grundlosen Anzeige zu tun zu 
haben. Zwei junge Historiker, die betrüblicherweise nicht mehr unter uns sind, Det­
lev Peukert und Reinhard Mann, haben ebenfalls die Düsseldorfer Akten ausge­
schöpft, und Peter Hüttenbergers Studie über sogenannte „Heimtückefälle" vor 
dem Sondergericht in München förderte weiteres Material zum Problem der 
Denunziationen zutage. Aber Manns Arbeit, so wertvoll sie ist, leidet nach Gellately 
unter der Entscheidung des Autors, alle Fälle auszunehmen, die mit Juden und Aus­
ländern zu tun hatten, obschon dabei vielfach Vergehen der gleichen Art wie bei den 
von ihm behandelten Fällen im Spiele waren. Dies führe dazu, so Gellately, daß 
Mann zu einer erheblichen Unterschätzung der Rolle gelange, die bei der Initiie­
rung von Gestapo-Aktivitäten Denunziationen gewöhnlicher Bürger gespielt hatten 
(tatsächlich gehen bei Mann nur 33 Prozent der Fälle auf Denunziationen zurück). 
Und sowohl bei Peukert wie bei Hüttenberger stand, anders als bei Gellately, die 
Arbeit der Gestapo und deren Zusammenhang mit Denunziationen nicht im Mittel­
punkt der Untersuchung. 

Wir haben es also mit einem wichtigen Buch zu tun - dazu mit einem ebenso ent­
hüllenden wie deprimierenden. Selbst Hitler hat im Mai 1933 geklagt: „Wir leben 
zur Zeit in einem Meer von Denunziationen und menschlicher Gemeinheit." Die 
Motive für Denunziationen waren höchst unterschiedlich. Ehemänner denunzierten 
Frauen, die sie loswerden wollten; Nachbarn benutzten die Denunziation als neue 
Methode bei der Austragung uralter Fehden; ehrgeizige und skrupellose Geschäfts­
leute denunzierten Rivalen, um deren Konkurrenz auszuschalten oder sich deren 



488 Richard J. Evans 

Vermögen anzueignen. Solche Handlungen als irrelevant für die Frage abzutun, ob 
die nationalsozialistische Ideologie im Hinblick auf politische Konformität und 
Reinheit der Rasse im allgemeinen akzeptiert wurde, geht, wie Gellately sagt, am 
springenden Punkt vorbei. Der Kern der Sache sei, so meint er, daß „Denunziatio­
nen aus der Bevölkerung im nationalsozialistischen Deutschland das Schlüsselglied 
in der dreibahnigen Interaktion zwischen Polizei, Bevölkerung und wiederum Poli­
zei waren. Die Beteiligung der Bevölkerung durch die Lieferung von Informationen 
leistete einen der wichtigsten Beiträge zum Funktionieren des Terrorsystems. Dieser 
Schluß", so fügt er hinzu, „legt es nahe, die Vorstellung von der Gestapo als ,Herr-
schaftsinstrument' zu überdenken; wenn sie ein Instrument war, so eines, das inner­
halb der deutschen Gesellschaft geschaffen worden ist und dessen Funktionieren 
von der beständigen Kooperation deutscher Bürger abhing." Das belegt Michel 
Foucaults These, daß „die Ausübung von Macht nicht in Gewalt besteht; noch 
besteht sie in Zustimmung . . . Es handelt sich um eine ganze Struktur von Handlun­
gen, die auf mögliche Handlungen einwirken". 

Gellatelys nüchterne und niederdrückende Analyse beeinträchtigt in keiner Weise 
den wohlverdienten Ruf der Gestapo für Rücksichtslosigkeit, Brutalität und Gewalt­
tätigkeit. In einem der eindrucksvollsten Abschnitte seines Buchs schildert der Autor 
detailliert die Methoden der Einschüchterung, des Zwangs, der Erpressung und der 
Täuschung, deren sich die Gestapo bediente, um Verurteilungen oder Geständnisse 
zu erzwingen. Aber Gellately stellt die Aktivitäten der Gestapo in den richtigen 
gesellschaftlichen Kontext und macht ihre Effizienz verständlicher. „Wenn wir die 
Alltagsoperationen des NS-Systems zu verstehen suchen", so sagt er, „spielt die 
Frage der Popularität des Regimes nur eine nebensächliche Rolle. .. Die erfolgrei­
che Durchsetzung der nationalsozialistischen Rassenpolitik hing von den Handlun­
gen einer genügend großen Anzahl von Bürgern ab, die, aus einer unendlichen 
Mannigfaltigkeit von Motiven, zur Isolierung der Juden beitrugen, indem sie der 
Gestapo oder anderen Stellen von Partei und Staat Informationen lieferten." Das 
Buch sollte uns mit seiner Fülle individueller Fallstudien und mit seiner Breite in der 
allgemeinen Analyse dazu bringen, über das Wesen von Macht und Komplicen­
schaft, von Autorität und Gehorsam im Dritten Reich erneut nachzudenken. Es 
sollte uns sogar zu Reflexionen über die Bedeutung und die Legitimität von Denun­
ziationen in anderen Perioden der Zeitgeschichte anhalten, in denen der Staat neue 
Formen ideologischer Konformität forderte und fordert, ob es sich um die Periode 
der Entnazifizierung nach dem Zweiten Weltkrieg handelt, um die antikommunisti­
schen und antiterroristischen Hexenjagden der fünfziger und siebziger Jahre oder 
um die heutige Suche nach ehemaligen Agenten und Kollaborateuren der Staats­
sicherheitsorgane der DDR. Daß viele solcher Leute ihre früheren Karrieren selber 
als Denunzianten gemacht haben, ist bei dem Prozeß auch kein Trost. 

Richard J. Evans 
Birkbeck College, University of London 
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IV. 

Die gehüteten Befunde sind zerfallen, die 
Spuren gelöscht. Die Vergangenheit hat 
zurückbekommen, was ihr gehört und was 
sie uns nur vorübergehend lieh. Schon aber 
regt sich das Gedächtnis, schon sucht und 
sammelt Erinnerung in der unsicheren Stille 
des Niemandslands. 

Siegfried Lenz, Heimatmuseum 

Hier geht es mehr um Archäologie als um Geschichte. Geschichte impliziert wenn 
nicht direkte Kontinuität zwischen Vergangenheit und Gegenwart, so wenigstens 
einen noch geltenden Einfluß der Vergangenheit. Wenn auch entfernt, liegt die 
historische Vergangenheit jedenfalls noch nebenan. Andererseits: Wenn auch zeit­
lich nahe, ist archäologische Vergangenheit doch entfernt und abgesondert. So ver­
hält es sich mit der ehemaligen DDR. Die Einwohner leben noch, private Verbindun­
gen und Personalidentitäten bestehen weiter, jedoch hat sich das Netz von öffentli­
chen und bürgerlichen Beziehungen gewandelt, als seien die Überlebenden geflohen, 
ehe die Katastrophe ihre institutionelle Existenz zerstörte, sofort danach zurückge­
kehrt und jetzt auch zu Hause Fremde, im nicht mehr volkseigenen Lande. In dem 
hier gegebenen Bericht werden letzte Zeugnisse aus der vor kurzem verschwundenen 
realsozialistischen Republik behandelt. Nach dem erstaunlichen Vulkanausbruch 
kennen wir die jetzt mit Asche bedeckte Siedlung nur noch von den ausgegrabenen 
Scherben und sonstigen spärlichen Berichten, die wir hier betrachten. Einige stammen 
von der damals herrschenden und nun entmachteten Elite, die erst erkannte, wie pre­
kär ihre Existenz geworden war, als die Menschen der Stadt in Massen zur Flucht 
drängten. Andere haben wir jenen neugierigen Nachbarn zu danken, die - das Privi­
leg genießend, am Rande der Gefahr zu wohnen - nach Abkühlung der Lava sofort 
die Relikte auszugraben suchten, um daraus ein Porträt der plötzlich ausgelöschten 
Gesellschaft zusammenzustückeln. Einige sind tatsächlich frühe Warnungen voraus­
schauender Überlebender, die in leisen Beben und feinen Rauchsignalen die kom­
mende Katastrophe ahnten. Angesichts der starrsinnigen Selbstgefälligkeit ihrer 
Herrscher fühlten sie sich offenbar entfremdet und dazu gereizt, Krisenauspizien 
auszumachen und danach einem faszinierten Publikum vorzulegen. 

Sicher steht es uns noch nicht zu, aus solchen Bruchstücken eine vollständige 
archäologische Rekonstruktion vorzunehmen, doch ist wohl eine vorläufige Bewer­
tung dieser Funde aus dem einstigen Pompeji erlaubt. Dabei bleiben die zahlreichen 
Sammelbände mit Reden, Zeitungsberichten, Beschlüssen, Gedächtnisprotokollen 
und Fotos unberücksichtigt, die wie Souvenirs angeboten werden. Im folgenden 
wird eine willkürliche Auswahl subjektiver Zeugnisse kommentiert, um, ehe die 
Erinnerung an diese überwältigte Gesellschaft vergeht, der Antwort auf drei leitende 
Fragen näherzukommen. 
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1. Wie hat die Krise von 1989 das Regime getroffen? Die letzten Inhaber der 
Macht haben einige Memoiren bzw., genauer gesagt, Fragmente von Memoiren 
hinterlassen, die von unternehmenden Editoren zusammengesetzt wurden. Reinhold 
Andert und Wolfgang Herzberg haben Anfang 1990 etliche Interviews mit dem 
gestürzten Erich Honecker auf Band genommen. Die Leser der Interviews dürften 
einen demoralisierten Führer des verschwundenen Staates erwartet haben, von 
Selbstzweifeln gequält und vom Verlust seiner Illusionen gezeichnet. Statt dessen 
schlägt Honecker einen ganz unbußfertigen Ton an. Ihm zufolge hätte eine Locke­
rung der Reisebeschränkungen eine Vertiefung der Kluft zwischen den privilegier­
ten intellektuellen Eliten und „den einfachen Leuten" bedeutet (S. 58). Der Schieß­
befehl habe sich nicht vermeiden lassen, da die Grenzpolizei der DDR ständig 
Gefahren und Angriffen ausgesetzt gewesen sei. Perestrojka und Glasnost in der 
Sowjetunion hätten in der DDR von Anfang an Unterstützung und Publizität 
gefunden. Wahlen in der DDR „brachten den Willen der Menschen zum Ausdruck" 
(S. 85). Genossen seien abtrünnig geworden und hätten die Nerven verloren, der 
Marxismus habe einen Rückschlag erlitten, werde aber am Ende doch triumphieren. 
Marx habe gelebt, Marx sei gestorben, Marx werde wiederkehren. 

Honeckers karge persönliche Erinnerungen sind entlarvender als die Verteidi­
gung der offiziellen Politik. Sie zeigen, welch weitgehende Unterordnung des Pri­
vatlebens die politische Karriere seit 1930 erforderte. Honecker ruft sich sein Jahr 
als begeisterungsfähiger Jugendlicher an der Moskauer Lenin-Schule ins Gedächtnis 
(1930-1931). Dort erlebte er seine erste Romanze, die er beenden mußte, als er 
nach Deutschland zurückkehrte. Er sah seine Gefährtin, Natascha Grejewna, nie 
wieder. Nach 1935 folgten qualvolle Jahre in der Haft. Kaum hatte Honecker seine 
kurze Nachkriegsehe mit Edith Baumann geschlossen, bezauberte ihn Margot, die 
Schönheit besaß und zugleich hingebungsvoll für die Jugendorganisation der Partei 
arbeitete. Das Eheleben mit Margot, die hier ebenfalls interviewt ist, begann als Lie­
besheirat, hatte dann jedoch arg unter den Eifersüchteleien und Intrigen von Genos­
sen zu leiden, ebenso unter den von der Partei diktierten Trennungen. Die offen­
sichtlich harten Zeiten in der Ehe wurden indes überstanden. „Rückblickend kann 
ich sagen, daß unsere Ehe sich schließlich in einer schweren Zeit bewährt hat. Das 
ist ja entscheidend" (S.243). Margot entpuppt sich als Säule der Ideologie, über­
zeugt vom Fortschritt der DDR, und verrät ihre Unkenntnis der Verhältnisse im 
Westen („Da [in den USA] ist ein ganz niedriges Bildungsniveau, nur einige Privile­
gierte haben ein hohes." (S. 333)). Was anfänglich an Zärtlichkeit da war, muß sich 
allmählich in ein gemeinsames politisches Engagement verwandelt haben (man wird 
an Sidney und Beatrice Webb gemahnt). Selbst nach Honeckers Absetzung blieb 
dies die Basis des gemeinsamen Lebens: „Als ich abends nach Hause kam, empfand 
ich, daß mein Mann schon immer ein Mensch gewesen ist, der nach außen sehr 
beherrscht war, auch wenn manchmal die Sicherungen bei ihm durchgebrannt sind. 
Aber er war immer sehr verschlossen, wenn ihn innerlich etwas bewegte, und hat 
selbst mit mir über bestimmte Dinge nicht gesprochen" (S. 33). 

Egon Krenz stellte sich mit seinen Memoiren einem komplizierteren moralischen 
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Problem. Sah Honecker gar keinen Grund zur Reue, so hatte Krenz seine Rolle in 
den Verhältnissen des alten Regimes zu bekennen; zugleich nahm er für sich in 
Anspruch, immerhin bei ihrer verspäteten Beendigung mitgewirkt zu haben, indem 
er Vorbereitungen für eine Gewaltanwendung in Leipzig unterbunden habe und bei 
der Öffnung der Mauer beteiligt gewesen sei. Politische Konversionen sind kom­
plexe Vorgänge. Die Schwierigkeit mit dem Zeugnis, das Krenz gibt, besteht nicht 
darin, daß er seine frühere Komplicenschaft verkleinert oder daß er nur einseitige 
Versionen der Ereignisse bietet (dies muß in Memoiren stets so sein). Das Problem 
liegt darin, daß man den „wahren" Krenz nicht zu erkennen vermag. Der Autor gibt 
sich größte Mühe, eine plausible und doch anziehende Persönlichkeit zu präsentie­
ren und mit Wolfgang Biermanns verächtlicher Skarabäus-Metapher („ich konser­
vier euch als Insekt / im Bernstein der Balladen") fertig zu werden, die ihn, wie er 
behauptet, dazu getrieben hat, seinen Bericht zu schreiben. (Biermanns Artikel „Wer 
war Krenz?", am 18. November 1989 in der „taz" veröffentlicht, ist auch in dem von 
Hubertus Knabe edierten Band abgedruckt.) Gewiß sei die DDR, so räumt Krenz 
ein, ein Übel geworden. Das Fehlen demokratischer Kontrollen habe in Unfähigkeit 
zum Wandel geendet. „Problemverdrängung war an der Tagesordnung. Dieses 
Klima setzte der Kreativität und der Individualität vieler Menschen Grenzen, führte 
zu Opportunismus, Passivität, Resignation." „Spätere Einsichten", sagt Krenz, „sind 
nur eine vage Entschuldigung für ein allzu langes Stillschweigen zuvor. Aber ich 
habe mich, wenn auch zu spät, zum Handeln entschlossen. Ich wußte, wieviel für 
die Zukunft unseres Landes von einer Überwindung jener Erstarrung abhing, in die 
unsere Gesellschaft geraten war" (S. 68 f.). Trotz der Wende ist dies noch immer 
FDJ-Sprache, eine aufgeblasene Prosa, lackiert mit moralischem Ernst. Der Stil ist, 
um fair zu sein, nicht einfach ein Kunstprodukt der DDR, aber doch die sprachliche 
Erbschaft des Mannes, der sein Leben in den Begriffen seiner Organisation definiert 
hat. 

Der Vergleich mit Honecker ist für das Krenzsche Verständnis der Ereignisse 
zentral. Krenz sieht sich selbst als einen im Grunde demokratischen Führer, der sich 
durch die allmähliche Deformation des Sozialismus täuschen ließ, die auf das Konto 
seines Patrons Honecker komme. Letzten Endes sei das System infolge seiner „Bin­
dung an ein besonderes System von 'Sozialismus' (gefallen), das sich nach Lenins 
Tod in der Sowjetunion herausgebildet hatte. Erich Honecker ist mit ihm groß 
geworden, er hat es geistig nie verlassen oder besser: nie verlassen können" (S. 69). 
Diese Anschauung ist wohl richtig, enthüllt aber, welche Kluft zwischen den Erfah­
rungen des Paten und denen des Nachfolgers liegt. Hat Krenz die Qualität des 
Engagements seines Vorgängers wirklich verstehen können, eines Engagements, das 
in der Moskauer Parteischule und im Schatten der Hinrichtungsstätte im Branden­
burger Zuchthaus geformt worden war? Krenz hat sicherlich verstanden, daß er, 
wenn er glaubwürdig bleiben wollte, von dem alten Mann nicht völlig abrücken 
konnte. In den Augen von Krenz ist Honecker ein Führer geworden, der die Ver­
bindung zur Realität verloren hatte, jedoch nie ein böser Führer. Tatsächlich 
bewahrt er sogar dann Haltung, als seine Unterführer rebellieren: „Was immer 
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Erich Honecker an fehlerhaften politischen Entscheidungen vorzuwerfen sein mag 
- in dieser Minute war er äußerst souverän" (S. 144). 

Der Krenzsche Erlebnisbericht ist zu ausgeglichen, zu glatt. Bitterkeit, Desillusio-
nierung, Streit, Verzweiflung, Zorn hinterlassen darin keine richtigen Spuren. Die 
langen Interviews mit Günter Schabowski, von zwei Journalisten unter dem Titel 
„Das Politbüro" herausgegeben, kommen der Wirklichkeit wohl näher. Der Vorzug 
dieses Buchs ist Schabowskis robuste Objektivität. Alle Memoiren sind apologetisch, 
aber Schabowskis Zeugnis hat den Klang der Authentizität. Nachdem er seinen 
Aufstieg zur Macht fast als Ergebnis von Zufälligkeiten dargestellt hat, schildert 
Schabowski das Leben an der Spitze der DDR, einschließlich der bescheidenen vor­
städtischen Annehmlichkeiten von Wandlitz und der langweiligen Routine des Füh­
rungsgeschäfts. Honecker, der wahre Gläubige, sang an den Festtagen des Regimes 
mit Inbrunst die kommunistischen Hymnen; Mielke (mehr „Feldwebel als Stabsoffi­
zier", S. 42) und Mittag („der Mephisto des Politbüros", S. 37) schirmten ihn fest 
gegen selbst bescheidene Reformimpulse ab. Schabowski meint, daß der Bericht von 
Krenz den Organisationsgrad der Opposition überschätzt. Auch traut er der Aus­
sage Krenzs nicht recht, Gorbatschow habe sich von den Deutschen mit der Ermah­
nung verabschiedet: Handelt! Krenz habe, so Schabowski, in eine quasi-verschwö-
rerische Aktion praktisch gestoßen werden müssen. „Aus der heutigen Sicht scheint 
es sogar charakteristisch zu sein für den amateurhaften Ansatz unseres Vorgehens. 
Wir waren Amateure und hatten keine Zeit zum Üben" (S. 85). Bis zum Augenblick 
seines Sturzes sei Honecker fast fähig gewesen, die Kritik an seiner Führung als eine 
böswillige Attacke der Jungen auf die Alten zu parieren. Schabowskis Darstellung 
ist die bislang beste Quelle zu den konspiratorischen Bemühungen, Honecker zu 
stürzen, auch zu ihrem Höhepunkt, jener Sitzung, auf der sogar Honeckers 
getreueste Kollegen - Mittag und Mielke - sich die Anklagen zu eigen machten. 
Selbst dann waren die „Verschwörer" freilich nicht in der Lage, irgendwelche klaren 
Alternativen anzubieten: „Wir glaubten, Monate Zeit zu haben" (S. 111). Indes hat­
ten sie keine Monate mehr! 

Weitere Memoiren, Interviews und sonstige Quellen sind erforderlich, wenn ein 
vollständiges Bild des konfusen EntScheidungsprozesses in den letzten Wochen des 
Regimes gewonnen werden soll. Zur Zeit besteht das Problem nicht darin, daß die 
beteiligten Akteure ihre Rolle bewußt falsch darstellen, sondern darin, daß nach 
jener gespannten Krisensituation vorsichtige und temporisierende Interventionen oft 
als entschiedenere Züge präsentiert werden, als es der Wirklichkeit entspricht. Eine 
detaillierte Erzählung der Geschehnisse im Herbst 1989 scheint mir jedoch eine 
Aufgabe zweiter Ordnung zu sein. Angesichts der Krise, die von den DDR-„Touri-
sten" in Prag und Budapest verursacht wurde, und angesichts der eindeutigen 
Divergenz zwischen der sowjetischen und der ostdeutschen Politik mußte es zu 
einer Anstrengung zur Abhalfterung Honeckers kommen. (Die Situation innerhalb 
des Regimes wies eine gewisse oberflächliche Ähnlichkeit mit der des faschistischen 
Italien im Juli 1943 auf, als die alliierte Invasion bevorstand und sich deshalb Ange­
hörige des Faschistischen Großrats zusammentaten, um für die Absetzung Mussoli-
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nis zu stimmen.) Die Entscheidung im Oktober/November 1989 hat naturgemäß 
das besondere Interesse von Journalisten und Beteiligten gefunden. Aber Historiker 
sollten nicht bei den Manövern der Endphase stehenbleiben, sondern die tiefer lie­
genden Widersprüche einer Gesellschaft zu erfassen suchen, die eine stabile soziali­
stische Ausrichtung gefunden zu haben schien. Unter diesen Widersprüchen stellt 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der DDR das vielleicht größte Rätsel dar. 

2. Wie konnte die Wirtschaft der DDR als relativ robust angesehen werden? Oder 
wie konnte sie, so gesund vor 1990, danach derart kollabieren? Die politischen 
Mängel des Systems waren offenkundig, nicht so die wirtschaftlichen. Weithin war 
man sich des Zusammenbrechens der Infrastruktur bewußt (ein Problem, das sich 
schließlich auch in den USA stellt), der Verschmutzung der Umwelt, des Mangels 
an Konsumgütern. Jedoch schien es wichtiger zu sein, daß dieses kleine Land mitt­
lerweile zu den fünfzehn größten industriellen Produzenten der Welt gehörte und 
ohne Frage zum Kraftwerk des Ostblocks geworden war. Die Entwicklung der 
DDR-Wirtschaft galt als Erfolgsstory. Nach der Katastrophe wird die Wirtschaft 
der DDR von den Experten, die nun die Überreste untersuchen, als schäbige Ruine 
beschrieben. „Verkommen" wurde im Laufe des Jahres 1990 zu einem der am häu­
figsten gebrauchten Worte. Wie können wir die Widersprüche erklären? Natürlich 
haben schon frühere Berichte die Schwierigkeiten signalisiert. Henrik Bussieks jour­
nalistische Arbeit „Die real existierende DDR", die erstmals 1985 veröffentlicht 
wurde, setzte sich zwar für westliche Zusammenarbeit mit dem ostdeutschen 
Regime ein, konstatierte aber eine massive Diskrepanz im Lebensstandard. Systema­
tischer hat Gernot Schneider - in „Wirtschaftswunder DDR" - versucht, unter die 
Oberfläche zu dringen, um Anspruch und Wirklichkeit zu kontrastieren. Schneider, 
der die DDR 1984 verlassen hatte, stellte Data zur Wohnungslage, zu den Urlaubs­
möglichkeiten und zur Versorgung mit Konsumgütern wie auch zur industriellen 
Leistung zusammen. Der Leser erfährt, daß die uralten Wasserleitungen in Leipzig 
6000 Lecks pro Jahr bekommen, daß private Erzeuger fast die gesamten 
105 000 Tonnen Kaninchenfleisch lieferten, die 1986 vom staatlichen Handel ver­
kauft wurden, dazu aber auch grundlegende Angaben über Wohnungen, Arbeits­
kräfte, Handel mit der Sowjetunion, Abbau von Braunkohle angesichts des Steigens 
der Ölpreise, etc. In einem Epilog zur zweiten Ausgabe des Buches, die im Herbst 
1990 erschien, konnte Schneider auch die ostdeutschen Eingeständnisse würdigen, 
daß viele wichtige Statistiken gefälscht worden und die Investitionen Mitte der acht­
ziger Jahre unter das Niveau von 1977 gefallen waren. (Und nur verspätet haben 
Beobachter betont, daß selbst akkurate Statistiken zum Sozialprodukt unter 
Umständen nicht die Unterschiede in der Qualität der Produktion zum Ausdruck 
bringen.) Indes hat Schneiders Studie trotz aller Data kein richtiges „Modell" sozia­
listischer Mängel vorgestellt. Anders als Ungarn hat Ostdeutschland keinen Janos 
Kornai gefunden. Über die Unzulänglichkeiten der Modernisierung unterrichtet 
sich der Leser am besten durch den aufschlußreichen Essay Fred Klingers „Organi­
sation und Innovation - die Grenzen der Fabrikautomatisierung" in Gert-Joachim 
Glässners enzyklopädischer Sammlung „Die DDR in der Ära Honecker". 
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Dieser Band (als Festschrift zum 60. Geburtstag Hartmut Zimmermanns zusam­
mengestellt) bietet die bislang umfassendste und zugleich am tiefsten greifende 
Erhebung zu Gesellschaft und Kultur, Politik und Wirtschaft in den achtziger Jah­
ren. Der Glässner-Band geht jedoch der Literatur zur „Wende" voraus. Aus den 
Jahren 1986 und 1987 stammend, zeichnet der gründliche Bericht ein System zwi­
schen wirklichen Errungenschaften und einem wachsenden Bewußtsein, vor selbst­
geschaffenen Dilemmas zu stehen, die ein Regime ohne echte Legitimität nicht zu 
lösen vermag. „Bedingungen wurden verabsäumt oder erfolgen zu langsam, die 
sozialen Leistungen sind nur mit Mühe finanzierbar, und die als Errungenschaften 
der sozialistischen Gesellschaft gepriesenen neuen sozialen Verhaltensweisen stehen 
der angestrebten Modernisierung der DDR-Gesellschaft oft entgegen" (S. 11). 
Glässner hatte den Scharfblick, die bevorstehende Eruption sozialer Wünsche zu 
erkennen, ebenso die Unfähigkeit des repressiven Regimes, sie zu befriedigen. 
Weder er noch irgendein anderer Beobachter dürften jedoch geahnt haben, wie bald 
die Eruption erfolgen würde. Auch hat wohl niemand vorhergesehen, daß gerade 
das alte Problem der Behauptung eines abgeschlossenen Territoriums mit fugenloser 
Grenze, dem man 1961 beigekommen schien, sich als das Verderben des Systems 
erweisen würde. 

Wie sich die Dinge entwickelten, haben die Mitarbeiter des Glässner-Bands die 
letzte Untersuchung der DDR als eines funktionierenden Systems vorgelegt. Doch 
signalisierten ihre Essays bereits eine bedeutsame Abkehr von der einflußreichsten 
früheren Anstrengung, die DDR als stabil darzustellen, nämlich von Günter Gaus' 
These, die „Nischengesellschaft" kenne ein dauerhaftes Gleichgewicht1. Für Gläss-
ners Mitarbeiter stellt diese Gesellschaft nicht länger Zufluchtstätten zur Verfügung, 
die eine Verringerung der politischen Spannung bewirkten, vielmehr ist sie die 
Quelle unbefriedigter Wünsche. „Prekäre Ambivalenz", wie das Rüdiger Thomas in 
seinem Beitrag über die Kulturpolitik nennt (S. 593), ist eine charakteristische Dia­
gnose. Doris Cornelsen betont in ihrem informativen wirtschaftsgeschichtlichen 
Abriß der Honecker-Jahre die steckengebliebenen Reformen. Die Autoren richten 
also ihre Aufmerksamkeit auf Tendenzen, die so aussehen, als brächten sie Wider­
spruch und Konflikt; zwar wird letzteres noch immer vorsichtig als eine von mehre­
ren möglichen Folgen, aber eben doch schon als potentielle Wirkkraft projiziert. 

Indes tragen auch die weitsichtigeren Analysen der DDR-Wirtschaft wenig zum 
Verständnis der sich verschlimmernden Nöte seit Sommer 1990 bei. Jeder Kommen­
tator hat die eine oder andere Patentantwort parat: die Schwierigkeit, angesichts 
unklarer Besitzverhältnisse zu investieren; die ostdeutschen Arbeitsgewohnheiten; 
eine verfallene Infrastruktur; die totale Umorientierung der Außenhandelsstruktur. 
Eine Wirtschaft, die im internationalen Rahmen des COMECON gut funktioniert 
habe, könne wohl nicht bestehen, wenn sie mit den am weitesten fortgeschrittenen 
Produkten des Westens konkurrieren müsse. Das Netz des Handels (nicht allein der 
DDR, sondern auch der Tschechoslowakei und Ungarns) sei durch die Ereignisse 

1 Wo Deutschland liegt. Die Ortsbestimmung, Hamburg 1983. 
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des Jahres 1989 zerrissen worden. Bestellungen aus der Sowjetunion seien plötzlich 
ausgeblieben; russische Ölexporte hätten auf einmal in Dollars bezahlt werden sol­
len. Die Währungsreform vom Sommer 1990 habe auch die ostdeutschen Produkte 
benachteiligt. Deutschland hat im 20. Jahrhundert drei monetäre Reformen erlebt, 
die eine erledigte Währung durch eine neue ersetzten: 1923/24, 1948 und (im 
Osten) 1989. Nur die letzte Reform schloß eine Anstrengung ein, den geschwunde­
nen Wert der abzulösenden Währung nach oben zu korrigieren. Hingegen sind 
1924 die Besitzer von Papiervermögen geopfert worden, um die Produzenten von 
Wohlstand nicht zu belasten. Nach 1948 wurde kompensatorische Hilfe nicht denje­
nigen gewährt, die Papiergeldansprüche, sondern jenen, die Sachwerte verloren hat­
ten. 1989 wurde das Ausgleichsprinzip weiter ausgedehnt und der Wert der liqui­
dierten Währung weit über der Marke festgelegt, die der Markt nahelegte. Zwar hat 
der Umtausch von Ostmark-Konten im Verhältnis von 1:1 die Bevölkerung Ost­
deutschlands mit der Währungs- und Wirtschaftsunion versöhnt, doch in der Tat auf 
Kosten einer Benachteiligung der ostdeutschen Produktion. Die nach wie vor 
gestellte Forderung nach Lohnangleichung hat die Wettbewerbsfähigkeit zusätzlich 
beeinträchtigt. Das Problem, vor dem der Analytiker oder der Historiker steht, ist 
nicht ein Mangel, sondern ein Überfluß an Erklärungen, dazu das Fehlen - jeden­
falls soweit der Verfasser sieht - tauglicher Meßmethoden, mit deren Hilfe eine 
gewichtende Ordnung in die Erklärungen gebracht werden könnte. 

3. Der rapide Ruin einer dem - freilich irreführenden - Anschein nach starken 
Industriewirtschaft bleibt also in gewisser Weise ein Rätsel. Vor ein Rätsel anderer 
Art stellt uns die Frage nach Loyalität und Legitimität vor dem Umsturz. Welcher 
Natur war die Bindung der Menschen an die DDR am Vorabend der „Wende"? Das 
ist eine schwer faßbare Frage. Die Autoren des Bandes „DDR - Ein Staat vergeht" 
bieten uns illustrative „Szenen aus dem deutschen Sozialismus": Flaggenzeremo­
nien, an die sie sich aus der Kindheit erinnern, die englischsprachigen Rockgruppen, 
die in den achtziger Jahren aus dem Boden schossen. Das Ergebnis ist jedoch frag­
mentarisch und diffus. Genau solche „Fahnenappelle" und Parolen, wie sie Dieter 
Segert aus den sechziger Jahren beschwört, waren in den fünfziger Jahren Teil mei­
ner Jugend in den wohlhabenden Vororten von New York - nicht gerade Festungen 
des Sozialismus. Die Schärfe der Erinnerungen Segerts erreicht nicht die listige Iro­
nie, die wir in der von Reiner Kunze 1976 vorgelegten Sammlung von Szenen aus 
dem deutschen Sozialismus, „Die wunderbaren Jahre", finden. Die analytischeren 
Essays des Buchs suchen Aspekte der Umwälzung von 1989 mit einer Mischung aus 
Teilnehmer-Journalismus und gelegentlich schwerfälliger Analyse zu erfassen. In 
ihren abschließenden „Thesen" aber nennt Antonia Grunenberg einen wichtigen 
Punkt, wenn sie schreibt: „Den Aufbau eines deutschen Sozialismus hat es nicht nur 
nicht gegeben, seine Konturen waren in den Köpfen der handelnden Personen auch 
nicht vorhanden" (S. 173). Und scharfsichtig konstatiert sie: „Die Sakralisierung des 
Antifaschismus war grundlegend für die Beschaffung von Loyalität für den neuen 
Staat - und natürlich auch für die Partei, die diesen Staat trug" (S. 175). 

Die Autoren der Sammlung von Blanke und Erd bemühen sich darum, die Zer-
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brechlichkeit eines Regimes zu zeigen, das damals nur wenige für so anfällig hielten, 
fragen aber nicht danach, warum niemand vor der Krise die Schwierigkeiten des 
Systems erkannt hat. Diese Blindheit ist für den Politikwissenschaftler Hartmut Jäk-
kel Anlaß, die westdeutschen Journalisten und Akademiker dafür zu schelten, daß 
sie Fügsamkeit mit Zufriedenheit verwechselten: „Durften wir aus der Ruhe im 
Lande und dem weitgehend ungestörten Rückzug der Menschen in die Winkel und 
Nischen einer privaten Idylle tatsächlich schließen, die DDR sei auf dem Wege, ein 
auf ihre Weise ganz normaler Staat mit einem hinreichend anhänglichen und zufrie­
denen Staatsvolk zu werden - oder durften wir das nicht?"2 Wenn Jäckel richtig 
beobachtet, kann im Hinblick auf die DDR weder von Legitimität noch auch nur 
von Konsens die Rede sein. 

Der Verfasser des hier versuchten Überblicks findet diese Probleme am schwer­
sten zu beurteilen. Wie Historiker den nicht unproblematischen Begriff „Resistenz" 
verwendet haben, um damit die im Dritten Reich aufgetretenen Phänomene der 
selektiven und unauffälligen Verneinung nationalsozialistischer Politik zu erfassen, 
so werden wir jetzt vielleicht die Bedeutungen und Facetten von „Akzeptanz" zu 
erforschen haben. Akzeptanz könnte man eine Beziehung zu Konsens zusprechen, 
wie sie - allerdings polar entgegengesetzt - der Beziehung von Resistenz zu Wider­
stand entspricht. Akzeptanz würde dann bedeuten, daß man gelernt hat, unter per­
manentem Zwang zu existieren, so wie ein Diabetiker lernt, mit seiner täglichen 
Injektion von Insulin zu leben, und so wie die Tiere im Zoo ein Dasein in pseudo­
natürlicher Umwelt akzeptieren. Die Frage der Loyalität führt auch zu jenem Pro­
blem, das die Journalisten und die Öffentlichkeit seit dem Kollaps der DDR in Bann 
hält: Welche Rolle hat der Staatssicherheitsdienst bei der Einimpfung oder Erzwin­
gung von Akzeptanz gespielt? Die Stasi ist sowohl zur traumatischsten Erbschaft des 
dahingegangenen Staatsgebildes wie auch zum Alibi jener geworden, die mitge­
macht haben. Inzwischen droht die Konzentration auf die Stasi unser Verständnis 
der DDR-Vergangenheit leider eher einzuschränken als es zu erweitern. Bespitzel­
ung und Schnüffelei erscheinen allmählich als die einzigen Grundlagen des ostdeut­
schen Regimes, und man könnte meinen, die Akten der Normannenstraße seien die 
wesentliche dokumentarische Überlieferung. Wie so manchmal bei einer archäologi­
schen Ausgrabung, besteht die Gefahr, daß man bei der ersten Schicht stehenbleibt, 
d. h., daß die Fülle der Stasi-Funde die Forscher davon abhält, in tiefere Schichten 
vorzudringen. 

Bis zum heutigen Tage sind die Beobachter und Analytiker, wie nicht anders zu 
erwarten, überwältigt vom schieren Ausmaß der Spitzel-Gesellschaft. Den interess­
antesten Einblick in den Sicherheitsapparat, der uns bislang gewährt wurde, geben 
die 1989 erlassenen Direktiven, gesammelt und herausgegeben von Armin Mitter 
und Stefan Wolle. Mitter und Wolle haben den Unabhängigen Historikerverband 
organisiert, jene zornigen jungen Männer unter den akademischen Historikern, die 

2 H. Jäckel, Unser schiefes DDR-Bild. Anmerkungen zu einem noch nicht verjährten publizistischen 
Sündenfall, in: Deutschland-Archiv, Oktober 1990, S. 1557 ff. 
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nicht einmal mit der graduellen Emanzipation von orthodoxen marxistischen Leh­
ren und Methoden etwas zu tun haben wollten, wie sie während der achtziger Jahre 
von den reformistischen Historikern der DDR betrieben wurde. Diese beiden 
Historiker haben aufschlußreiche Sicherheitsdirektiven der Zentralen Auswertungs-
und Informationsgruppe (ZAIG) und Berichte sogenannter Inoffizieller Mitarbeiter 
(IM) bzw. - auf etwas niedrigerer Ebene - Gesellschaftlicher Mitarbeiter Sicherheit 
(GMS) ediert, unter dem ironischen - von Erich Mielke entlehnten - Titel „Ich 
liebe euch doch alle". Einiges von diesem Material, z. B. Berichte von Informanten 
über „staatsfeindliche" Zusammenkünfte, fand tatsächlich seinen mühsamen Weg 
nach oben auf den Schreibtisch Mielkes, der es dann anderen Mitgliedern des Polit­
büros zur Kenntnis gab, oder direkt zu diversen Politbüromitgliedern. Die Doku­
mentation ist keineswegs schockierend. Jeder Forscher, der in den Archiven eines 
Präfektursystems gearbeitet hat, ist schon auf ähnliche politische Berichte gestoßen. 
Alle Präfekten in Frankreich und Italien haben zumindest bis in die fünfziger Jahre 
ihren Innenministerien die gleiche Art Material zugeleitet. Das FBI hat in durchaus 
vergleichbarer Weise Organisationen beobachtet, die nur eine hyperaktive Vorstel­
lungskraft als subversiv ansehen konnte. Wer mit der Mentalität vertraut ist, die in 
staatlichen Sicherheitsorganen herrscht, wird die „Anlage zur Information 
Nr. 150/89" recht bekannt finden: „Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre intensi­
vierten äußere und innere Feinde ihre Bestrebungen, unter dem Deckmantel des 
Eintretens für Friede und Abrüstung und unter Mißbrauch vor allem der evangeli­
schen Kirchen in der DDR eine alternative, pseudo-pazifistisch ausgerichtete sog. 
staatlich unabhängige Friedensbewegung zu etablieren. Sie sollte als Basis und Sam­
melbecken für feindliche, oppositionelle und andere negative Kräfte dienen." Und 
so geht es weiter. Natürlich wird Unabhängigkeit als Feindschaft begriffen. Aber 
damit ist man nicht gar so weit von der „enemies list" des Nixonschen Weißen Hau­
ses entfernt. Ein wesentlicher Unterschied liegt freilich im großen Maßstab des 
DDR-Unternehmens, das vielleicht 100 000 Hilfsagenten oder noch mehr rekrutiert 
hatte, und im Fehlen eines wirksamen Systems konstitutioneller Sicherheiten, das 
der Ausnutzung des Materials Grenzen gesetzt hätte. 

Interessanter noch als die abgehörten Gespräche oder die politischen Berichte 
sind die Protokolle von Ministerbesprechungen, etwa von der Diskussion am 
31. August 1989. Angesichts des Dilemmas mit den DDR-„Touristen", die den Weg 
in den Westen über Ungarn oder die Tschechoslowakei suchten, und angesichts 
wachsender Unruhe in der DDR selbst zeigte sich das Innenministerium unschlüs­
sig, wie reagiert werden sollte. Als Mielke nach der Situation in den Fabriken fragte, 
bekam er die Antwort: „Das ist natürlich eine komplizierte Frage, Genosse Minister, 
im Augenblick." Der Genosse Minister mochte noch immer glauben: „Das ist eine 
sehr einfache Frage. Das ist eine Frage der Macht, weiter nichts." Doch Generalma­
jor Hähnel, mehr Soziologe als Mann der Stasi, sah das offenbar anders: „Das ist 
die Palette der Durchsetzung der Prinzipien der Leistungsgesellschaft, daß wirklich 
jeder gefordert wird und nur das bekommen sollte, was er wirklich erarbeitet hat." 
Es gebe Unzufriedenheit mit den Dienstleistungen, mit der Wohnungslage, mit den 
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Unterbrechungen der Produktion. Schließlich: „Man ist doch erschreckt über die 
Masse der jungen Leute, die sich entschlossen haben, unser Land zu verlassen" 
(S. 117 f.). Ein Innenministerium, das sich der Ursachen der Unzufriedenheit so 
bewußt war, konnte kaum zu einer sog. chinesischen Lösung neigen. 

Was die Lageberichte und Befehle des MfS beweisen, ist die Schwäche des Regi­
mes, nicht etwa die Stärke seiner Sicherheitsorgane. Offenbar ist die deutsche 
Öffentlichkeit aber nach wie vor auf das Stasi-Problem fixiert. Die jüngste Arbeit 
des Filmautors Lienhard Wawrzyn, „Der Blaue: Das Spitzelsystem der DDR", arti­
kuliert die Prämisse: „Wer begreifen will, was die DDR tief im Innersten zusam­
mengehalten hat, muß sich mit ihrem Spitzelsystem auseinandersetzen. Von hier aus 
läßt sich der DDR-Staat verstehen" (S. 7). Wawrzyns Interviews bieten ein Lexikon 
des Stasi-Jargons, Einblicke in die Arbeitsweise des Apparats, die Geschichte einzel­
ner Fälle. Wir haben es hier nicht mit Spionage auf hoher Ebene zu tun; die Opera­
tionen eines Markus Wolff oder jene, die John Le Carré schildert, sind von den hier 
beschriebenen geheimdienstlichen Flohmärkten weit entfernt. Die melancholische 
Romanze von Jurek und Petra (er sah drin eine Liebesgeschichte, sie einen Bestand­
teil ihrer Arbeit), die in einem sicheren Haus „der Firma" spielte, gehört zu den 
Lieblingsthemen des Genres. Jureks Vorgesetzte waren nicht erbaut von seinem 
Wunsch, eine für den Dienst rekrutierte Außenseiterin zu heiraten: „Petra war als 
IM eine verbotene Frucht" (S. 112). 

Es geht nicht darum, die Stasi zu bagatellisieren. Aber es würde unserem histori­
schen Verständnis guttun, wenn wir die Fixierung auf diesen Arm der Regierung 
lockerten. Angesichts der Funde in der Normannenstraße könnte die nächste 
Dekade mit der Verarbeitung von Stasi-Enthüllungen hingebracht werden. Die Auf­
gabe der Stasi entwickelte sich zu einem besessenen Trachten nach der Kontrolle 
über eine Gesellschaft, in der jede selbständige Organisation, jede Demonstration, 
ja jeder eigenständige Gedanke als Bedrohung erschien. Doch ebenso wichtig war 
eine unausgesprochene Funktion, nämlich die Verstrickung möglichst vieler Men­
schen in die Aktivitäten der Spitzeldienste. Im Rückblick ist zu sehen, daß die DDR 
mit einer relativ niedrigen Ebene der politischen Sanktionen auskam: In den fünfzi­
ger Jahren verzeichnete sie keine Todesurteile, während gleichzeitig in der Tsche­
choslowakei und in Ungarn brutalste Verfolgung wütete. In den achtziger Jahren, 
als Polen und Tschechen in die Gefängnisse wanderten, arbeitete die DDR mehr mit 
der Manipulation von Reiseprivilegien und Konsumgütern, mit gelegentlichen Aus­
schlüssen aus Organisationen und mit Ausweisungen in den Westen, um politische 
Konformität durchzusetzen. Das Regime bändigte Dissens mit einem erheblich 
geringeren Maß an Zwang. Die Leistung der Stasi bestand in der Einimpfung eines 
Gefühls der Komplicenschaft oder der Kooperation. Wenige Hände waren blutig, 
viele aber schmutzig. Indem sie die Netze weit auswarf, indem sie geringwertige 
Informationen über das Denken der Untertanen selbst von so ehrenhaften Führern 
wie de Maiziere einforderte, schuf sie ein Kontinuum von Konformismus. Die Stasi 
machte das politische Leben Grau in Grau, und das war ein prophylaktisches Mittel 
gegen offene Opposition. Eine Gesellschaft, die über sich selbst informiert, ist weit 
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gehorsamer als eine Gesellschaft, die bloß terrorisiert wird. Freilich mußte, damit 
ein so dichtes und fest verankertes Informanten-Netzwerk geschaffen werden 
konnte, mit einem sehr viel härteren Regime begonnen werden. Die vor kurzem ver­
öffentlichten Aufzeichnungen zu früheren Verfolgungen (z.B. Walter Janka, 
Schwierigkeiten mit der Wahrheit) oder der Bericht über die Säuberung des Schrift­
stellerverbands im Jahre 1979 liefern uns wichtige Einblicke in die Kombination von 
Demütigung und Ostrazismus, mit der das Regime damals arbeitete. 

Daß sich die DDR auf politische Verfolgung stützte, macht es wahrscheinlich 
sinnlos, danach zu fragen, ob sie irgendein Maß echter Legitimität besessen hat. 
Indes hat ein relevanter Teil der Bevölkerung dem Regime aus Überzeugung 
gedient, nicht nur aus erzwungenem Gehorsam. Einige waren auf die vorgeblichen 
„Errungenschaften" des Sozialismus eingeschworen, namentlich auf jenen militan­
ten „Antifaschismus", der noch eine Generation nach dem Verschwinden des 
Faschismus aus dem größten Teil Europas gepflegt wurde. Die wohl bemerkenswer­
teste Anstrengung zur Durchleuchtung der Jahrgänge, die ihr aktives Leben dem 
„real existierenden Sozialismus" gewidmet hatten, ist von Lutz Niethammer unter­
nommen worden. Niethammer, dem das ostdeutsche Regime 1987 erlaubt hatte, 
umfangreiche Befragungen durchzuführen, faßt seine Ergebnisse in einem Essay 
zusammen, der eine Sammlung von Texten und Appellen abschließt, die Charles 
Schüddekopf herausgegeben hat - einen von zwei Bänden mit dem Titel „Wir sind 
das Volk"3. Niethammers Analyse konzentriert sich auf die „FDJ-Generation", die 
in den fünfziger Jahren großjährig wurde, und am Ende ist er weniger an der 
„Jugend" interessiert, die 1989 die Revolution machte, als an der älteren Kohorte, 
die so lange die Stütze des Regimes war, also an der Schar jener Daheimgebliebe­
nen, die nicht in den Westen gingen, die vielmehr die Kader- und Managerfunktio­
nen der fünfziger und sechziger Jahre ausfüllten, nicht mit brillantem Talent, son­
dern als willige und solide Arbeitspferde. „Trotz vieler Kritik im einzelnen ist sie 
(diese Generation) dem System verbunden, das ihr Leistungs-, Verantwortungs- und 
auch Machterfahrungen bot, die ihren Vätern verweigert worden waren. Sie ist eine 
einsatzbereite und exekutive Generation mit wenig perspektivischer Kreativität, aber 
viel Disziplin und Improvisationstalent, autoritär und bescheiden, die auf die jün-

3 Die von Alexander v. Plato, Dorothee Wierling und Lutz Niethammer in drei Industriestädten der 
DDR gemachten Interviews sind die Basis eines dreibändigen Oral-History-Projekts geworden. 
Das andere Buch, das den gleichen Titel hat wie das von Schüddekopf, ist: Chr. Links und H. Bohr­
mann, Wir sind das Volk. Die DDR im Aufbruch - Eine Chronik, Berlin-Weimar-Wuppertal 1990. 
Es handelt sich um eine von Tag zu Tag geführte Beschreibung der Ereignisse vom 7. Oktober bis 
zum 17. Dezember 1990. Die ostdeutsche Revolution hat mehrere Chroniken hervorgebracht. In 
Buchform liegen, neben Links und Bohrmann, drei Bände vor: Neue Chronik DDR, hrsg. von Z. 
und S. Zimmerling, Berlin. In Magazinform gibt es die Bände der „Berliner Illustrierten" und des 
„Spiegel". Ferner hat die „taz" ihre Reportagen in mehreren Bänden veröffentlicht. In den Anfangs­
phasen der Umwälzung waren die Reportagen der „taz" unverzichtbar. Von Dokumentensamm­
lungen sind zu nennen: Oktober 1989. Wider dem Schlaf der Vernunft, Berlin 1990 (mit literari­
schen Texten); Neues Forum Leipzig, Jetzt oder Nie - Demokratie. Leipziger Herbst 1989, Leipzig 
1989 und München 1990. 
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gere Generation mit Unverständnis und Ablehnung reagiert" (S. 258). Obwohl Niet­
hammer seinen Essay in einem Augenblick vorlegte (Dezember 1989), in dem es so 
aussah, als könne die DDR einen partiell eigenständigen Status behaupten, bleibt 
seine Rekonstruktion auch im Lichte des Wählerverhaltens im März und Dezember 
1990 überzeugend. Es ist keine Überraschung, daß sich seine Kohorte im März 
1990 nicht für eine sozialistische DDR, sondern für die Christlichen Demokraten -
und den Anschluß an die Bundesrepublik - entschied. Wenn der real existierende 
Sozialismus nicht zu erhalten war, mußte ein Kapitalismus der sozialen Marktwirt­
schaft als solide Alternative erscheinen - weniger abenteuerlich als der vage „Dritte 
Weg", den das „Bündnis 90" propagierte. 

Beschäftigte sich Niethammer mit den mittleren Jahrgängen, so das Leipziger 
Zentralinstitut für Jugendforschung mit den jüngeren Generationen. „Warum kam 
der Umbruch nicht früher? War der ,gelernte DDR-Bürger' angepaßt oder revolu­
tionär? War der Herbst 1989 eine Revolution oder nur der Exitus eines maroden 
Machtsystems?" Solche Fragen stellen Peter Förster und Günter Roski in ihrem 
Band „DDR zwischen Wende und Wahl. Meinungsforscher analysieren den 
Umbruch". Nicht überraschend kommen sie zu dem Ergebnis, daß der Glaube an 
den Sozialismus und die Begeisterung für die FDJ in den späten achtziger Jahren jäh 
abgenommen hat. Weniger als ein Viertel der Befragten gab zu, schon in den siebzi­
ger Jahren kein Vertrauen zur SED gehabt zu haben, noch weniger konstatierten 
das für einen so späten Zeitpunkt wie 1986, doch mehr als die Hälfte für Mai 1989 
(S. 44). Die Zahlen sind ganz hübsch - „Der Spiegel" hat eine ähnliche Umfrage 
veranstaltet - , aber in Wahrheit pseudopräzis und nicht sehr informativ. Die 
Umfrage zeigt eine progressive Entfremdung vom Regime, die jedem aufmerk­
samen Beobachter des Übergangs ohnehin in die Augen fällt. Nachdem die DDR-
Führung Kurs gegen eine Liberalisierung genommen hatte, die in der Sowjetunion 
bereits in vollem Gange war, hat sich die „Akzeptanz" (von „Konsens ganz zu 
schweigen") rasch verflüchtigt. Die Autoren suchen daneben auch die Montags­
demonstrationen in Leipzig zu erforschen. Hier ist ein vielleicht weniger selbstver­
ständliches Resultat zu verzeichnen: Trotz der Befürchtungen, die Montagsdemos 
könnten zu einem Tummelplatz für Skinheads und Rechtsradikale werden, ist bei 
den Teilnehmern keine Zunahme fremdenfeindlicher und neofaschistischer Gesin­
nung festgestellt worden. 

Im Gegensatz zu den Autoren des eben erwähnten Bandes, die der Zustimmung 
junger Leute mit Befragungstechnik auf die Spur zu kommen suchten, ist Hans-Joa­
chim Maaz, Leiter der Psychotherapeutischen Klinik des Evangelischen Hilfswerks 
Halle, subjektiver vorgegangen. Sein „Psychogramm" der DDR beruht auf der Prä­
misse, daß politische Repression zur psychologischen Repression führt: „Das System 
hat jeden einzelnen so lange bearbeitet, bis der psychologische Mechanismus der 
Selbstversklavung und Selbstzerstörung gesichert war. Dieser Vorgang war deshalb 
so übel und bitter, weil der einzelne seine Entfremdung schließlich nicht mehr wahr­
nahm, sein wirkliches Leiden nicht mehr kannte und sein gestörtes Verhalten ratio­
nalisierte : im Dienst der ,großen Idee', als patriotische Pflicht, zum Schutz der Hei-
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mat, für den Sieg des Sozialismus und natürlich alles zum Wohle des Volkes" 
(S. 13). Das ist freilich eine Beschreibung, die man auch für das Deutschland von 
1914 oder sogar auf die Vereinigten Staaten der fünfziger Jahre anwenden könnte. 
Selbst die Sexualität hat angeblich gelitten: „Ansonsten dominierte ungehindert eine 
prüde, verlogene und tabuisierende Sexualeinstellung" (S. 37). Die deutsche Teilung 
hat nach Maaz auch zu Minderwertigkeitsgefühlen geführt. In solcher Analyse ist 
das Echo von Erich Fromm und selbst Franz Fanon zu hören. Ob sie den Status der 
letzten kollektiven deutschen psychoanalytischen Typologie, Mitscherlichs „Unfä­
higkeit zu trauern", erreicht, ist allerdings zweifelhaft. Doch erhebt der Verfasser 
dieses Berichts keinen Anspruch auf ein kompetentes Urteil in derartigen Fragen4. 

Deutschland hat in den letzten sechzig Jahren den Sturz zweier Regime erlebt, 
ihre vollständige Ausradierung. In jedem Falle waren (oder sind noch) starke kollek­
tive Kräfte gegen schmerzliche kollektive Erinnerungen aufgeboten. Aber der 
Schmerz, den die Erinnerung bringt, ist jeweils anders. Nach dem Zusammenbruch 
des Nationalsozialismus wollten viele Bürger ihren Enthusiasmus und ihren freiwilli­
gen Einsatz für ein Regime nicht mehr wahrhaben, von dem sie am Ende zugeben 
mußten, daß es barbarisch und schändlich gewesen war. Die westdeutsche Republik 
hatte sich indes zumindest zu den Ritualen der Rückerinnerung und zur Wiedergut­
machung verpflichtet - und zur Befestigung der liberalen Demokratie innerhalb der 
eigenen Grenzen. Nach dem Zusammenbruch der DDR steht weniger der Enthusi­
asmus von Gläubigen im Mittelpunkt einer „Vergangenheitsbewältigung", sondern 
der alltägliche Verrat an der eigenen Überzeugung (sei es durch erzwungene Äuße­
rungen, sei es durch kluges Schweigen) und der erpreßte Kompromiß. Die Literatur 
zum Übergang ist selber nur eine Übergangserscheinung. In ihr sind die Daten, die 
berichtet werden, noch nicht verarbeitet, strukturiert und organisiert. Die Bedeu­
tung der Stasi, die Rätsel des wirtschaftlichen Zusammenbruchs, die Bewegung der 
öffentlichen Meinung - dies alles ist noch nicht tief genug erfaßt. Wir befinden uns 
noch immer, von wenigen Ausnahmen wie z. B. Niethammer abgesehen, im Stadium 
der Reportagen und des feuilletonistischen Essays. Wie beim Dritten Reich, so wird 
auch im Falle der DDR die eigentliche Herausforderung an die Historiker nicht 
darin bestehen, die abscheulichen Züge des Systems zu begreifen, sondern darin, 
das zu verstehen, was es für viele lange Zeit akzeptabel gemacht hat. 

Charles S. Maier 
Department of History und Center for European Studies, 

Harvard University 

4 Spiegel Spezial: Das Profil der Deutschen. Was sie vereint, was sie trennt, Nr. Hamburg 
1991. 



Abstracts 

Horst Mühleisen, Hellmuth Stieff and the German Resistance 
Generalmajor Hellmuth Stieff belonged to the innermost circle of the German military 

resistance to Hitler from July 1943 on. His behaviour, however, was difficult to interpret, 
not only for his friends in the resistance but later, too, for historians. In 1933-1935 Stieff 
was sympathetic towards National Socialism because he believed that Hitler would 
strengthen Germany. This conviction was shared by other officers. In November 1939 
Stieff witnessed the massacres by the SS of the Jews in Poland. This was for him the 
turning point but he hesitated until July 1943 when his friend Henning von Tresckow 
persuaded him to join the resistance. Despite having been asked by Stauffenberg, Stieff 
refused to take on the role of assassin. 

Norbert Haase, The Reichskriegsgericht in Practice. New documents concerning Ger­
many's highest martial court during World War II 

The article is based on documents which were believed to have been lost or destroyed 
at the end of World War II. It is the first time that an author has been given the opportu­
nity to conduct research in the Reichskriegsgericht files in the Czechoslovakian military 
archives in Prague, even though GDR secret and military services held microfilm copies. 
Contradicting a widespread myth according to which the Reichskriegsgericht was a place 
of juridicial honesty within a system of injustice, the sources give another picture: with 
about 1200 juridicial victims of capital punishment - half of them were foreigners - the 
Reichskriegsgericht played an important part within the ruling National Socialist system. 
The article not only deals with the organisation and structure of the highest military 
court but also reflects the history of those victims who belonged to the German resis­
tance movement, among them members of the anti-Hitler conspiracy of 20th 1944, con­
scientious objectors (mainly 'Jehova's Witnesses') or oppositional Catholic priests of the 
city of Stettin. Mentioning the trials against Wehrmachtgenerals who surrendered in 
1944 or the condemnation of members of the national resistance of several European oc­
cupied countries, the author reveals the wide range of unexamined aspects within the his­
tory of the Reichskriegsgericht, which was an integral part of the National Socialist system 
of persecution and repression. 

Albrecht Hagemann, National Socialism, Afrikaner Nationalism and the Origins of 
Apartheid in South Africa 

In their cultural struggle for identity against the British predominance in South Africa 
after World War I, Afrikaner (Boer) intellectuals sought the support of another underdog 
Germany. As long as cultural and economic relations between South Africa and the 
"Third Reich" were developing well, Afrikaner Nationalists were not really interested in 
adapting National Socialist racial doctrines to their own policy of racial segregation. 
Some of them were only interested in studying the Nuremberg Laws in order to combat 
South African Jewry. For their part, German experts on South African affairs did not 
approve of the South African concept of racial segregation at any price. They quite prag­
matically questioned the feasibility of total segregation in an industrialized society. 
Apartheid, as the policy of segregation was officially named after the Nationalists' vic­
tory in 1948, has its roots in early South African history. As an ideology, it was certainly 
not inspired by National Socialism. 
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Jaroslav Valenta, Addenda et Corrigenda to the Role of Prague in the Tukhatshevsky 
Affair 

This essay takes a critical stance on I. Pfaff's article - VfZ 35 (1987), p. 95-134 -
regarding the role of President E. Benes in the Tukhatshevsky affair. The unpublished 
memoirs of General O. Tichý, (head of the Offensive Section of the Czechoslovak Mili­
tary Intelligence in 1937), give some interesting insights. Contrary to Pfaff's assumption, 
President Benes did in fact show Colonel Moravec (deputy head of Military Intelligence) 
those documents brought to him by the envoy Mastný and relating to Tukhatshevsky's 
"treason". Colonel Moravec considered the documents to be genuine; President Benes' 
actions can therefore be said to be in full accordance with the Czechoslovak raison 
d'etat. The author also shows, by his depiction of Karl Radek's role, that there is a great 
likelihood the whole affair was an intrigue instigated by the SD/RSHA together with the 
NKWD. 

Ingeborg Fleischhauer, The Border and Friendship Pact of 28 September 1939 between 
Germany and the USSR. Gustav Hilger's Notes on the Negotiations between Ribben-
trop, Stalin and Molotov 

There is relatively little source material to be found on the Hitler-Stalin Pact and how 
it originated. The information here is new, in particular that concerning the negotiations 
leading to the two central political agreements of this alliance, the Nonaggression Treaty 
of August 1939 and the Border and Friendship Pact of September 1939. Gustav Hilger's 
notes on the talks which led to the latter were discovered in the files of Friedrich Werner 
Graf von der Schulenburg, (German ambassador in Moscow between 1934 and 1941), 
and they play an important role in understanding German-Soviet relations during this 
extremely difficult period. The notes reveal the form the negotiations took between von 
Ribbentrop with Stalin and the People's Commissioner for Foreign Affairs, Vjaceslav 
Molotov, from 27-29 September in Moscow. 


	vfz_1991_3.JPG
	1991_3_0_inhalt.pdf
	1991_3_1_muehleisen.pdf
	1991_3_2_haase.pdf
	1991_3_3_hagemann.pdf
	1991_3_4_valenta.pdf
	1991_3_5_fleischhauer.pdf
	1991_3_6_literatur.pdf
	1991_3_7_notizen.pdf

